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(5 i l» l e i t u n ft.

öcit länger als Jahresfrist ist die öffentliche Aufmerksamkeit

in Preußen auf die Entwicklung der Presse gerichtet, die durch

zeitgemäße Erleichterungen größere Bedeutung gewonnen, das

Interesse an vaterländischen Angelegenheiten belebt, und dadurch

die allgemeine Erwartung auf den Spielraum gelenkt hat, den

die Regierung ihrer freien Bewegung einräumen wird. Leb¬

hafter und mit allgemeinerer Theilnahme wird kaum etwas er¬

örtert, als die Preßfrage. Dabei ist es lehrreich, zu bemerken,

mit welcher Zuversicht die Grundlagen des neuen Gesetzes über

den Gebrauch und die Beaufsichtigung der Presse, mit dessen

Bcrathung die Regierung beschäftigt ist, besprochen werden.

An dies Gesetz hört man die aller verschiedensten Forderungen

machen. Einige verlangen, daß die Regierung den ganzen

Borrath von vorbeugenden Maximen über Bord werfen und

sich den stürmischen Wogen der Preßfreiheit am Steuer des

Vertrauens, das sie nicht blos fordern, sondern auch vcrwilli-

gen müsse, hingeben solle. Diese Forderung gehört der raschen

Zugend an, die auf der Arena der Presse sich unblutige Lor¬

beeren erkämpfen möchte. Andere wollen die Presse zu einem

literarischen Parlament erheben, das die auf den Grundbesitz

basirtc ständische Vertretung ergänzen und den vielen patrio¬

tischen und urthcilssähigen Männer», die keinen Zutritt zum



Beamte»-Stande und zu den Ständevcrsammlungen habe»,
Sitz und Stimme gewähren soll. Andere halten sich an die
Thatsachc, daß die Presse schon jetzt als mächtiges Organ der
Volksintclligcnz einen großen, wenn auch unsichtbaren Einfluß
auf die öffentlichen Verhältnisse übt; sie verlangen, daß dieser
Einfluß anerkannt, benutzt und zugleich gezügclt werde, indem
die Regierung durch Offenlegung ihrer Richtung und Erörte¬
rung ihrer Absichten an der Bewegung der Presse selbst thätigen
Anthcil nimmt. Diese Ansprüche gehören der Mehrzahl wohl¬
meinender Doktrinäre an, an denen Preußen so reich ist. End¬
lich gicbt es noch Andere, welche die Berechtigung der Presse
zu solcher Geltung leugnen, ihr überwiegendauflösende Ele¬
mente zuschreiben, ihr Wirken für unvereinbar mit dem gere¬
gelten Gange der Staatsverwaltunghalten, und deshalb ihre
Fesselung und Nicderhaltung verlangen. Während die Ersten
die Preußische Prcßfrage nach Französischemund Englischem
Muster erledigen wollen, .beabsichtigen die Letzten, uns jener
OesterrcichischcnHingebung zuzuführen, die, wo sie herkömmlich,
dem individuellenund persönlichen Glücke förderlich sein mag,
der Physiognomiedes Preußischen Volks aber nicht wohl ansteht.
Zn allen diesen verschiedenen Ansprüchen giebt sich ein Verken¬
nen des bestehenden Rcchtszustandes,eine Unkcnntniß des De¬
tails der Gesetzgebung, und ein Mißverstehen der Bedingungen
kund, an welche die Revision derselben geknüpft ist. Es kann
hierin kein Vorwurf gefunden werden; denn es fehlt an allen
brauchbaren Hülssmittcln, um sich über den Zuhält der Prcu-
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ßischen Prcßgesctzgebung und dcrcn geschichtlichen Entwickclungs-
gang übersichtlich zu oricntircn. Dieser Thcil der Legislation
trägt mehr als jeder andere das Gepräge wechselnder politischer
Ansichten; er dankt seine Entstehung meist specicllen Veranlas¬
sungen und besonderen Ucbelständen, die man durch einzelne
Erlasse beseitigte, sobald man sie fühlte, und dies giebt ihm ei¬
nen gewissen rhapsodischen Charactcr, der Ncrständniß und An¬
wendung sehr erschwert. Zu dem Studium dieser Gesetzgebung
muß eine längere praktische Uebung hinzukommen, um sich darin
vollständig zurechtzufinden. Die öffentliche Erörterung der Preu¬
ßischen Preßfrage wird deshalb erst eine vollständigere Grund¬
lage gewinnen können, wenn ihr ein Hülfsmittcl geboten wird,
zur leichteren Uebcrsicht des geschichtlichen und gesetzlichen Ma¬
terials, zum Erkennen der starken und schwachen Seiten der
Preußischen Preßgcsctzgebung, und zum Uebcrblicken der Bedin¬
gungen, an welche das Ergcbniß ihrer Revision gebunden ist.
Diesem Bedürfnisse ist die gegenwärtige Schrift gewidmet. Die
erste Abtheilung enthält einen Rückblick auf den geschichtlichen
Entwickelungsgangder Preußischen Preßgcsetzgcbung; die zweite
den Versuch, die bestehenden Vorschriften nach ihrem Zuhält,
ihren Beweggründen, ihren practischen Folgen und ihrem legisla¬
tiven Werthe zusammen zu stellen, also das, was man eine
kritische Beleuchtung zu nennen pflegt. Einige Resultate hier¬
aus, die sich als Forderungen an die künftige Preßgcsetzgebung
ankündigen, sind in der dritten Abthcilung niedergelegt, und
dabei hat den Verfasser die Ueberzcugung geleitet, daß sich auch
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innerhalb der durch die Bundcsgcsetzgebung gezogenen Grenzen,

ohne daß es nöthig wäre, in das Extrem umfassender Ccnsur-

anstalten oder in den Gegensatz völliger Prcßfrcihcit zu verfal¬

len, die Preußische Presse einem gesicherten Rcchtszustand zu¬

führen läßt. Die der Schrift hinzugefügten Beilagen sollen der

Darstellung zum Belege dienen, und außerdem die praktische

Brauchbarkeit des Werkes verlängern, indem sie den Text der

wichtigsten Gesetze über die Presse enthalten.

Gefolgt ist der Verfasser zwar nur seinen eigenen Ansich¬

ten und Wahrnehmungen, ergänzt hat er sie aber in manchen

speciellcn Materien durch die klassische Abhandlung von We¬

ber „über Injurien und Schmähschriften" (Leipzig bei Köh¬

ler 181k), und vielfach berichtigt durch die vortreffliche Schrift

von Rühle von Lilienstcrn: „Studien zur Orientirung über

die Angelegenheiten der Presse" (Hamburg bei Perthes 182V),

welche den Gegenstand mit musterhafter Gründlichkeit und selt¬

nem Freimuth bespricht, dabei aber von allgemeinem Gesichts¬

punkten ausgeht, als dies im Plane gegenwärtiger Schrift lie¬

gen konnte, welche nur die positive Gesetzgebung eines einzel¬

nen Landes zu berücksichtigen hatte.

Endlich bedarf es noch der Bemerkung, daß der Verfasser

nur aus gedruckten Quellen geschöpft hat; wo ihn diese ver¬

ließen, hat er sich des Motto's der Rühle'schcn Schrift erin¬

nert: „Dans Iss cxuöstiorw politiczues, il kaut sllsr au koncl

ckes eliosss ou ss taire."







Literarische Vo rb em crbung.

Um den Einfluß der Bücher-Cenfnr auf Wissenschaft und öffentliches

Lebe» näher zu bestimmen, wurde eine pragmatische Geschichte derselben von

großem Nutzen sein. Daran fehlt es bis jetzt gänzlich, und auch die Ma¬

terialien dazu sind schwer zu gewinnen, weil die verneinende Wirksamkeit die¬

ses Instituts in der Regel der Ocffentlichkeit entzogen bleibt. Vom Pabste
Benedict XlV. ist es bekannt, daß er, um der öffentlichen Meinung eine

seinen Wünschen angemessene Richtung zu geben, den gelehrten Kardinal
Quirin! mit der Abfassung einer Geschichte der Bücher-Censur beauftragt

hatte: allein Quirtni starb, ohne der schwierigen Aufgabe genügt zu ha¬

ben. Jndeß stnd die Vorlhcile und Nachthcile der Bücher-Censur zu allen

Zeiten fleißig besprochen worden, und besonders in der zweiten Hälfte des

vorigen Jahrhunderts sind darüber eine Reihe von Schriften erschienen, die
nebst vielen älteren in den 1803—180» zn München erschienenen „Beiträge

zur Geschichte und Lilcrcuur vom Freiherr» von Arclin" (l. Band, III.

Stück S. 19 u. f. und VIl. Band S. 609) sich zusammengestellt finden. Auch

die 1793 bei Feind in Leipzig erschienenen „Materialien zu einer Geschichte

des Buchhandels" enthalten zahlreiche literarische Nachmessungen über die Bü¬

cher-Censur. Hiervon oder von der reiche» Literatur der letzten Jahre über

diesen Gegenstand Gebrauch zu machen, liegt außer dem Plane gegenwärti¬

ger Schrift, die sich auf Andeutungen über den Entwickelungsgang der

Preußischen Preßgcsctzgcbung und auf leicht zugängliche Quellen zu be¬

schränken hat. Eine vollständige Geschichte der Preußischen Censur kann

erst geschrieben werden, wenn die Censur selbst ihren culturgcschichtlichcn

Lauf vollendet hat, und die Veranlassungen und Beweggründe der darüber

geltenden Gesetze, so wie die Art ihrer Abfassung der Geschichte angehören.



A^ie Maaßrcgcln gegen verderbliche Schriften entstanden und er¬

hielten ihre Ausbildung ursprünglich ausschließlich zum Schutze der

Religion. Schon die Römer verdammten bekanntlich rcligions-

widrigc Schriften*). Auch nachdem die christliche Religion die herr¬

schende geworden war, geschah dies von der geistlichen Gewalt

(den Concilien lind spater dem Pabst). So wurden z. B. auf

dem ersten Concilium zu Nicäa die Schriften des Arianischen

Glaubensbekenntnisses verdammt. Nach Erfindung der Buch¬

druckerkunst erschien aber der geistlichen Gewalt die nachträg-

°) Die Schriften des Numa Pompilius traf dieses Schicksal zu¬

erst. Sie wurde» 535 Jahre nach seinem Tode in einer auf einem Felde

vergrabenen Kiste aufgefunden und bestanden nach dem Berichte des Va¬

lerius Mapimus in 44 Buchern, wovon sieben in lateinischer Sprache

cks fürs ponlilivum, und sieben in griechischer Sprache clo clisoiplina

sapisutias handelten. Der Prätor Petillius versicherte, daß sie die Auf¬

hebung der Religion bezweckte» und deshalb weder gelesen »och aufbewahrt

werden dursten. Der Senat lieh sie hierauf, ohne sie gelesen zu haben,

öffentlich verbrennen <?Iiuius Iiistor. natur. XIII. 13. Valerius Naxi-

mus I. 4. 42.). Dieselbe Strafe traf später die Schriften deS Labicnus

(Seueva ooutrovors. V. iuit.), des Crcmutius Cordus sVaoit.

Xunal. IV. 34. 35.) und Andere. Seneca äußert sich a. a. O. „Wissen¬

schaften zur Strafe zu ziehe», war etwas ganz Neues und Ungewöhnli¬

ches; aber gewiß war es für das Allgemeine gut, daß diese an Strafen

so erfinderische Grausamkeit sich erst nach de» Zeiten des Cicero äußerte:

denn was wurde daraus geworden sein, wenn es den Triumviren gefallen

hätte, auch den Geist deS Cicero zu ächten.
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liche Verdammung lind Unterdrückung häretischer Schriften

nicht mehr ausreichend, und es bildete sich deshalb unter den

Päbstcn Alexander V. und Leo X. (1515) die Anstalt der

präventiven Censur aus, welche im Tridcntinischcn Concil (IV.

ss8sio) bestätigt und dahin näher bestimmt wurde, daß ohne

vorausgegangene Durchsicht und dem Buche vorzudruckcnde Ge¬

nehmigung (Imprimatur) des geistlichen Oberen, keine Schrift

gedruckt werden dürfe. Nicht blos gegen die Verfasser, son¬

dern auch wider die Leser der verbotenen religionswidrigcn

Bücher wurden Strafen angedroht, und damit sich Niemand

mit Unwissenheit entschuldige, entstand der von der Curie ge¬

fertigte und publizirtc inckex lidroium pi-olnditoiuin.

In ihrem Ursprünge ist mithin die präventive Censur eine

zum Schutze der Glaubens-Reinheit bestimmte Erstndung der

römischen Hierarchie. Nach der Reformation ging die Censur

aus die weltliche Macht über; sie behielt indcß wesentlich ihren

religiösen Charactcr und wurde; namentlich in der ersten Zeit,

nur für kirchliche Gegenstände in der Absicht geübt, die erbit¬

terte Vcfchdung der Rcligionspartcicn zu hemmen, welche alle

künftige Aussöhnung zu vereiteln drohte. Vorzüglich waren

es daher confessionellc Schmähschriften, welche die Censur ver¬

hindern sollte.

Die Rcichsabschiedc von Nürnberg (1524), Speyer (1525),

Augsburg (1530) verordnen, daß keine Schrift gedruckt werde,

ohne daß durch die weltliche oder geistliche Obrigkeit dazu ver¬

ordnete Personen sie besichtigt, daß der Drucker und der Druck¬

ort genannt sein müssen u. s. w. Diese Anordnungen, welche

in die jüngste Polizeiordnung von 1577 aufgenommen worden

sind, bezogen sich in ihrer Anwendung zunächst nur auf re¬

ligiöse Schriften, welche nicht gedruckt werden durften, wrnn
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sie, wie es im Reichsabschied von Augsburg 1548 heißt, „der

Lehre der christlichen Kirchen und den Reichst agsabsch je¬

den nicht gemäß befunden worden", was der Westphälischc

Frieden später auch auf Schriften ausdehnte, welche Angriffe

auf „die Neligions - Verträge" des deutschen Reichs

enthielten.

Zn diesen Reichsgcsctzen wurde die Confiscation der

Schriften und die Bestrafung der Verfasser und Verbreiter

(jedoch nicht, wie bei der katholisch-geistlichen Censur, auch der

Leser) angedroht, und die kaiserlichen Fiscale waren verpflich¬

tet, gegen Bücher und Verfasser bei den Reichsgerichten einzu¬

schreiten, wenn die Ortsobrigkciten ihre Schuldigkeit nicht ge-

than. Dagegen war aber auch Beschwerde gegen ungerechte

Censoren bei den Reichsgerichten statthast.

Häustg wurden indcß die Rcichsgcsctze von den Landes¬

herren nicht vollzogen, und deshalb wiederholt eingeschärft. So

wurde in den Staaten des Kurfürsten von Brandenburg erst

im Zahrc 1654 (Rescript vom 11. Mai °) eine Censur vor

dein Drucke, jedoch gleichfalls nur für theologische Schriften

eingeführt.

Ucberhaupt wurde bald nach der Reformation die Recht¬

mäßigkeit der Censur theologischer und religiöser Schriften in

Zweifel gezogen. Diejenigen Protestanten, welche, wie Tho-

masius, die kirchliche Aufsicht über die Lehre verwarfen, nah¬

men an, daß eine Censur in Beziehung aus kritisch-dogmatische

Schriften gegen die Glaubensfreiheit verstoße. Zn diesem

Sinne widersprachen die protestantischen Fürsten noch am

*) Uylius, Lorp, Lonst. Usrolr. lom. I. Abthl. Xc>. XIX.



Schlüsse des vorigen Jahrhunderts ") dem Antrage von Chur-

Mainz, in die kaiserliche Wahlcapitulation Leopolds II- (1790)

die Bestimmung aufzunehmen: „daß keine Schrift geduldet

werden solle, die mit den symbolischen Büchern beiderlei Re¬

ligionen, der protestantischen und katholischen, nicht vereinbar

sei," Diese Bestimmung wurde indeß durch das Ucbcrgewicht

der katholischen Stimmen dennoch durchgesetzt. Preußen er¬

klärte aber ausdrücklich, daß es sich daran nicht binden, viel¬

mehr einer freieren Besprechung der symbolischen Bücher nicht

entgegentreten werde

Die Wahlcapitulation Leopolds II. erweiterte die Ccn-

sur zugleich rcichsgesctzlich über das Gebiet der theologischen Li¬

teratur hinaus, indem darin bestimmt wurde, daß keine Schrift,

„die mit den guten Sitten nicht vercinbarlich sei, oder wo¬

durch der Umsturz der bestehenden Verfassung oder die Störung

der öffentlichen Ruhe befördert werde, zum Drucke »erstattet

werden solle." Hiermit war zum ersten Male für das Reich

die Einführung einer politischen Ccnsur ausgesprochen.

Zn den einzelnen NeichSländern und namentlich in Preu¬

ßen bestand jedoch eine politische Ccnsur schon bei weitem frü¬

her. Gerade der Schutzherr aller geistigen Freiheit, Friedrich

der Große, war es, der eine umfassende Ccnsur einführte und

ausbildete.

') Gedrucktes Protokoll des Kurfürstlichen Wahl-Convcnts zu Frank¬
furt im Jahre 1790 png. 413,

5°) Gutachten der Minister v. Finkenstein und v, Herzberg vom
18. Februar 1791 abgedruckt u. a in Brunns Magazin zur näheren
Kcnnlnih des Zustandes von Europa B, I, S, 7Z, so wie in Henke Be-
nrtbeilung aller Schriften über das Ncligions-Edict (IV Fach S. 37).
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Es waren zwar schon vor seiner Regierung die in Ber¬

lin erscheinenden Zeitungen (die Staatszcitungen vom Botcn-

mcister (Hofpostmeister) Frischmann und „die wöchentlichen

Avisen" des Buchdruckers Runge) einer gewissen Aufsicht un¬

terworfen. Allein mit Ausnahme einer nur für die Königl.

Residenzen erlassenen und nicht zur Ausführung gekommenen

Verordnung vom 0. März 1709 waren besondere Ccnsurvor-

schriftcn nicht öffentlich bekannt gemacht. Friedrich Wil¬

helm I. hatte ein, von dem nachhcrigen Großkanzler Frciherrn

v. Cocceji entworfenes Allgemeines Censur-Edict vollzogen;

es wurde aber nicht publizirt, weil das General-Direktorium

jeder allgemeinen Ccnstir bestimmt widersprach. Als dem Kö¬

nig unterm 20. September 1732 vom auswärtigen Depar¬

tement eine Verordnung über die Ccnsur politischer Schriften

vorgelegt wurde, gab er dieselbe mit der Randbemerkung

„Was ist das?" nnvollzogcn zurück*). Um indcß gottesläster¬

liche Schriften vom Dcbit abzuhalten, verordnete er unter dem

19. März 1737, daß keine in Berlin ankommende Bücher

von dem Packhofc verabfolget werden sollten, bevor nicht dem

Gencralfiscal ein Verzeichnis) derselben vorgelegt worden sei.

Das Gcncral-Dircctorium rcmonstrirtc aber gegen diese Maaß-

rcgcl und brachte sie nur in Bezug auf theologische Schriften

zur Ausführung, und zwar deshalb „weil die Ccnsur solcher

Schriften Sr. Majestät absoluter Wille, mithin nichts als

adsoczuü xloriu übrig sei." Das General-Direktorium sagt

in seiner Remonstration unter Andern?: „das Bücherwcscu hat

seit der Reformation in ganz Deutschland, nicht weniger in

') Preuß, Friedrich der Große. Berlin 1833. III. Bd. S. 26». u. f.



allen civilisirtcn Landen freien Lauf gehabt, wodurch die Ge¬
lehrsamkeit zu dem hohem Grade gestiegen ist, in welchem wir
sie heut zu Tage sehen. Wollte nun diese Freiheit durch der¬
gleichen Ordre in Zhro Majestät Landen eingeschränkt werden,
so wurden die Gelehrten hierdurch nicht allein sehr niederge¬
schlagen, und der Buchhandel gänzlich zu Grunde gerichtet
werden, sondern auch die Barbarei und Unwissenheit, welche
Zhro Majestät glorwürdigste Vorfahren mit so vieler Mühe
und Kosten vertrieben, auf's Neue, zum größten Präjudiz der
gegenwärtigenund zukünftigen Zeit überhand nehmen."

Als Friedrich II. den Thron bestieg, war er jeder Een-
sur durchaus abhold. Dies ergicbt sich u. a. aus folgendem
Schreiben des Cabinets-MinistersGrafen Podewils, vom
6. Zum 1740: „Se. Königl. Majestät haben mir nach auf¬
gehobener Tafel allcrgnädigst anbefohlen, des Königl. Etats¬
und Kriegs-Ministers Herrn v. Thulemcycr, Excellcnz, in
Höchstdcro Namen zu eröffnen, daß dem hiesigen Berlinischen
Zeitungsschreiber eine unbeschränkte Freiheit gelassen werden soll,
in dem Artikel von Berlin von Demjenigen, was anitzo Hie¬
selbst vorgeht, zu schreiben, was er will, ohne daß solches cen-
siret werden soll, wie Höchstdcroselbcn Worte waren, weil sol¬
ches Dieselben Uivertire, dagegen aber auch sodann fremde
Ninistri sich nicht würden beschweren können, wenn in den hie¬
sigen Zeitungen hin und wieder Passagen anzutreffen, so ihnen
mißfallen könnten. Zch nahm mir zwar die Freiheit, darauf
zu regcrircn, daß der sche Hos über dieses Luset sehr
pointilleux wäre; Sc. Majestät crwicdcrten aber, daß Ea?et-
tan, wenn sie interessant sein sollten, nicht genirt werden
müßten, welches Sr. Königl. Majestät Allcrgnädigstcm Befehl
zufolge hiedurch gehorsamst melden sollen." — Der Beschluß



darauf war: „Wegen des Artikels von Berlin ist dieses in-

ckistincts zu okservirsn, wegen auswärtiger puissunosn aber

oum Zi'uno Lulis rind mit guter Behutsamkeit," — Die Zei¬

tungen mißbrauchten diese Freiheit aber und büßten sie des¬

halb schon im Dezember wieder ein; auch hörte der Wahl¬

spruch der Spcncrschcn Zeitung „Wahrheit und Freiheit" mit

dem letzten Stücke des Zahrcs 4742 auf, und das erste Stück

von 1743 führt schon den Adler mit der Veischrift: „mit

Königlicher Freiheit."

Die rein wissenschaftliche Presse blieb so frei, daß Fried¬

rich selbst die Angriffe auf seine eigne Person und seine Schrif¬

ten duldete, und, wenn der Angriff würdig und wissenschaftlich

gehalten war, durch Gegenschriften zu widerlegen suchte. Da¬

gegen galt jede unberufene Einmischung in die Verwaltung des

Königs, eben so die unbescheidene Erörterung öffentlicher Ver¬

hältnisse für unstatthaft. Schon das Rcscript vom 21. März

1741") befahl, „daß keine übel ausgearbeiteten cksäuationsZ

wegen Königl. Gerechtsame gedruckt werden sollten," übertrug

dem Cabincts-Ministerium die Ecnsur „in pnlüieis" und con-

fiscirte „Woltem, sehr schlecht gcrathene Deduction wegen der

Rechte des Königs in Schlesien." Der Befehl, daß in pu-

blieis nichts ohne höhere Erlaubniß gedruckt werden dürfe, wurde

durch die Verordnungen vom 7. Zum 1746 und 7. Okto¬

ber 1758 auf's Neue eingeschärft, und besonders während des

Vaicrschcn Erbfolgekriegs auch die ausländischen Zeitungen in

Aufsicht genommen. So wurden z. B, durch ein Reskript vom

3. November 1778 die in Brüssel und Cöln herauskommcn-

°) Mplius 6. 6, U, lom. II. Abthl, X. Nr. 7
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den Französischen Zeitungen, so wie die Frankfurter Ober-Post-

amts-Zcitung bei 5V Ducatcn Strafe für die diesseitigen Staa¬

ten verboten.

So sehr es aber auch in der Absicht des Königs lag,

dem wissenschaftlichen Verkehr alle Freiheit zu lassen, so war

doch schon am 30. September 1742 allen Berliner Buchdruk-

kern bei schwerer Strafe untersagt worden, uncensirtc Bü¬

cher zu drucken, und es sollten nach dem Befehl vom 3. April

1743 namentlich „keine gottlose und ärgerliche Bücher debitiret

werden." ")

Am 18. November 1747 vollzog der König eine Ver¬

ordnung, nach welcher die Akademie der Wissenschaften alle zum

Drucke kommende Bücher, Gedichte, Leichenreden und andere

Schriften aus der ganzen Monarchie ccnsi'rcn sollte. Nachdem

aber hiergegen aus allen Landesthcilcn Beschwerde eingegangen

war, wurde diese Maaßregel am 10. März 1748 als unaus¬

führbar zurückgenommen. Nun benutzten die Buchhändler die

gänzliche Freiheit der Presse zu anstößigen Aussätzen und zu

Schmähschriften, so daß der Buchdrucker Rüdiger mit Fc-

stungsstrafe belegt wurde, weil er eine Schrift des vr, Pott

gedruckt hatte, in welcher die christliche Religion angegriffen war.

Der König erklärte auch am 14. April 1748""*), er werde in

ähnlichen Fällen keine Begnadigung stattfinden lassen. Als

später eine bei Voß in Berlin erscheinende Wochenschrift „der

Wahrsager" die Schullchrer der Hauptstadt beleidigte, trug das

Justiz-Ministerium auf die Ernennung besonderer Ccnsorcn an.

°) Mylius 0. 0. N. oont. 2 p. tos.

°°) Mylius L. L. oont. III. p. 29Z.

»»*) Mylius 0. L. A, eont. 4. p. 39.



Der König willigte den 16. März 1749 ein, fiigte indeß hinzu:

„Es wollen Se. Königl. Majestät hiebet auch, daß ein ganz ver¬

nünftiger Mann zu solcher Ccnsur ausgcsnchet und bestellet werden

soll, der eben nicht alle Kleinigkeiten und UgAgtsIIss rslöviret und

aufmutzet." So wurde denn, „wegen verschiedener scandaleuscn,

theils wider die Religion, theils wider die Sitten anlaufender Bü¬

cher und Schriften, die ehemalige, seit einiger Zeit in Abgang ge¬

kommene Bücherccnsur" wiederum hergestellt, und es erschien das

Allgemeine Ecnsur-Edict vom 11. Mai 1749 "), welches durch die

Ministcrial-Bcrordnung vom 1. Zum 1772 näher für die Behörden

bestimmt, bis an des Königs Tod in Kraft geblieben ist. Nach

demselben sollten vier Gelehrte: der Geheime Tribunalrath

Buchholz für das juristische, der Consistorialrath Poloutier

für das historische, der Kirchenrath I)r. Elsncr für das phi¬

losophische und der Probst Süßmilch (nach ihm Teller) für

das theologische Fach alle Druckschriften ccnsircn. Der Akade¬

mie der Wissenschaften wurde Prcßfrciheit verliehen, den Fa-

cultätcn die Ccnsur der auf Universitäten erscheinenden Bücher

überlassen, politische Schriften der Ccnsur des auswärtigen De¬

partements, kleine Gedichte und ähnliche Flugschriften aber der

Censur der Magisträte und Regierungen überwiesen. Am

I.Zuni 1772 ^) wurden die Stellen der inzwischen längst ver¬

storbenen Ccnsorcn wieder besetzt. Den neuen Ccnsorcn diente

insbesondere der tz>. 1V des an demselben Tage erlassenen Cir-

culars zur Richtschnur, worin es heißt: „bei dieser vorgeschrie¬

benen Ccnsur ist Unsere Allcrgnädigstc Absicht jedoch kcincswe-

gcs dahin gerichtet, eine anständige und ernsthafte Untersuchung

°) Mplius oc>M. IV. p. 149.

«°) Mplius, ikl. L. L. KI., Bd. 5. Nr. 35, paZ. 175-180.
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der Wahrheit zu hindern, sondern mir vornehmlich Demjenigen

zn steuern, was den allgemeinen Grundsätzen der Religion und

sowohl moralischer als bürgerlicher Ordnung entgegen ist."

Schriftsteller und Verleger glaubten aber der Absicht des

Königs am besten zu entsprechen, wenn sie die neuen Ccnsur-

Vorschristcn gar nicht beachteten, und so kam es, daß fast nie¬

mand die Genehmigung zum Drucke von den Ccnsoren begehrte.

Friedrich Nicolai erzählt in Vi est er's neuer Berlinischen

Monatsschrift 1807, indem er über das auf einer falschen De¬

nunziation gegen M Mendel söhn beruhende, nach fünf Ta¬

gen wieder zurückgenommene Verbot der Literaturbricfc im

Zahre 1762 spricht, „wie er, immer beflissen, die bestehenden

Gesetze genau zu beobachten, den vi-. Hcinius, als Ccnsor

der philosophischen Schriften, 1759 ersucht habe, die Ccnsur

der Litcraturbricfe zu übernehmen. „Hcinius", fügt er hinzu,

„wunderte sich zwar, daß jemand etwas ccnsircn lassen wolle,

welches ihm lange nicht vorgekommen war, willfahrte

aber meinem Begehren."

So umfassend mithin auch die Ccnsur-Organisation unter

Friedrich dem Großen scheinen mag, sowenig bedeutete sie

in der Anwendung. Nach dem Gcständniß des Buchhändlers

Nicolai wurde damals, ungeachtet der gesetzlich ausgesproche¬

nen Ccnsur, alles ohne Censur gedruckt, und der König ver¬

schonte die Contravcnicntcn, „rationo praotoriti" aus bewegen¬

den Ursachen allcrgnädigst mit der in dem Edict von 17-19

angedrohten Strafe; es sollte aber pro kuturo mit aller

Schärfe darauf gehalten werden."») Wie wenig jedoch auch

dies beachtet wurde, crgicbt sich daraus, daß auf Grund einer

°) Mpltiis 6. L. N, Band 1. p. 467.
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Beschwerde des Buchhändlers Nicolai, unter dem 4. Dcccm-

bcr 1775, der Gcneralfiscal angewiesen wurde, wegen der bis--

her versäumten Ccnsur der allgemeinen deutschen Bibliothek ge¬

gen den Verleger Nicolai nicht weiter zu verfahren"). Es

ist auch bekannt, daß in den späteren Jahren der Regierung

Friedrichs des Großen Schriften in Preußen zugelassen

wurden, die sonst in Deutschland nirgends offen dcbitirt wer¬

den durften. Dahin gehören namentlich die von der sogenann¬

ten Ausklärungspartci aus den Umsturz der Kirchenlehre gerich¬

teten philosophischen und theologischen Schriften, von denen un¬

ter anderen die von Lcssing herausgegebenen Wolfenbüt-

°) Mplius N. L. L. Band Z. s. p. 366.: Bon Gottes Gnaden
Friedrich, König von Preuße» :c. Unser» Zc. Der Buchhändler Nicolai
hat sich bep Uns beschweret, daß Ihr ihn wegen der Ccnsur der Allgemei¬
nen Deutschen Bibliothek in Anspruch genommen hattet.

Da nun bcy diesem ohnedem außerhalb Landes gedrucktengemeinnützi¬
gen Werke solche erhebliche Umstände eintreten, daß die vorgängige Ccnsur
allhicr wo nicht unmöglich, doch sehr schwer, ja sogar zum Nachthcil des
Werks selbst scyn dürfte- So haben Wir zu beschließen gernhcl, daß Ihr
gegen den :c. Nicolai dieserhalb nicht weiter verfahren sollet.

Gleichwie Ihr Euch nun hiernach gehorsamst zu achten habet: So
dienet Euch auch zugleich fürs künftige zur Direktion, daß alle von Buch¬
händlern hiesiger Lande verlegte, aber auswärls gedruckte Bücher um so
weniger einer Censur allhier bedürfen, als sie ohnedem an dem Ort des
Drucks schon ccnsiret werden müssen, und doch immer der Verleger rsspoli-
ssdls dafür bleibet, wenn in dergleichenauswärls gedruckten Buche etwas
enthalten ist, was den allgemeinenGrundsätzen der Religion und sowohl
moralischer als bürgerlicher Ordnung entgegenläuft.

Sind:c. Berlin, den 1. Dezember 1775.
Auf Sr. Königl. Majestät allergnädigsten Spezial-Befehl,

v. Finckcnstein. v. Hertzberg. v. Fürst,
v. Münchhausen, v. Dcrschau. v. Zedlitz,
v. Sch Ulenburg, v. Dörnberg.

An den Geheimen Ober-Accis-und Zoll-Gerichts-Rathund General-Fiscal
v. Anieres.
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telschen Fragmente, deren Fortsetzung: „vom Zwecke Jesu und

seiner Zünger", im Zahre 1778 bei Wever in Berlin erschie¬

nen war, so wie die Schriften von Carl Friedrich Bahrdt

bemcrkenswerth sind. Einzelnen Personen scheint der König

sogar völlige Censurfreiheit ausdrücklich bewilligt, und wenn

sie dieselbe mißbrauchten, ihnen entzogen zu haben. So wird

in Hymmens Beiträgen zur juristischen Literatur (8. Samm¬

lung, S. 311) wegen des Kriegsraths Crantz, welcher sehr

ärgerliche Sachen in Berlin drucken ließ, folgender Cabinets-

befchl an den Minister von Münchhausen ä. ck. Potsdam

den 28. November 1782 mitgethcilt: „der Kriegsrath Crantz

soll auf die Originalanlage so wenig in seiner ihm crthcilten

Censurfreiheit beeinträchtiget, als wegen seiner beigelegten pe¬

riodischen Schrift von Jemand beunruhiget werden; Ich will

vielmehr, daß ihr ihn dagegen, so oft er nichts wider den

Staat, eine vernünftige Religion und gute Sitten schreibt, je¬

desmal schützen sollt; jedoch habe Zeh ihn bei dieser Gelegen¬

heit gewarnt, daß er nicht allzunaseweis sein möchte, sonsicn

er doch einmal anlaufen und seine beißende Schreibart ihm

Ungelcgenhcit zuziehen könnte. Ich überlasse Obiges Eurer

Verfügung." Der Crantz ließ sich indeß nicht warnen. Er

schrieb 1783 „Oesterrcichische Charlatancricn", lind verlor nun

sofort die Censurfreiheit, obgleich man ihn „Berlinische Char¬

latancricn" ungestört hatte schreiben lassen. —")

Diese sactische Preßfrciheit, welche für den Aufschwung der

Deutschen Literatur von unberechenbarem Einflüsse war, machte

indeß unter der Regierung Friedrich Wilhelms II. einer

ganz entgegengesetzten Auffassung Platz. Es ist bekannt, daß

') Weber, über Injurie» und SchmÄhschrifte»,Leipzig bei Köhler 18l l.
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Friedrich Wilhelm II. namentlich über die Kirchcnlchrc an¬

ders dachte, als sein Vorgänger. Durch das Rcligions-Edict

vom 9. Zuli 1788, welches den Geistlichen nnd Lehrern bei

Strafe der Absetzung verbot, sich auf der Kanzel nnd dem Ka¬

theder Abweichungen vom Lchrbcgriffc und den Bckcnntnißschris-

tcn der evangelischen Kirche zu erlauben, versuchte der König

der sogenannten Ausklärungspartci und dem durch sie ver¬

breiteten Unglauben entgegenzuwirken, mußte aber bald die Er¬

fahrung machen, daß das Edict in zahlreichen Gegenschriften,

als mit der protestantischen Lehrfrcihcit unvereinbar, auf das

Heftigste angegriffen wurde. Eine der ersten Stimmen, die sich

gegen das Ncligions-Edict erhoben, war die eines in Berlin

sich aufhaltenden Hamburgers, des vr. Würz er"). Er hatte

die Kühnheit, seine Schrift dem Könige selbst zuzueignen und

ihm ein Exemplar zu übcrschickcn. Er ward verhaftet und

dem Kammcrgcrichte überwiesen. Dies gab das Erkcnntniß

„es sei erlaubt, Gesetze zum Gegenstände gelehrter Untersu¬

chungen zu machen, insbesondere müsse dies als ein in dem

Preußischen Staate hergebrachter Grundsatz festgehalten werden.

Aber darin habe der Verfasser gefehlt, daß er seine Meinung

nicht mit der gehörigen Bescheidenheit vorgetragen und die

Achtung gegen den Monarchen verletzt habe." Um dieses letz¬

teren Umstandes willen wurde er zu sechswöchcntlichem Gefäng¬

nisse vcrurtheilt.

Zn ähnlicher Weise polemisirten der Professor Villaume,

der Prediger Riem zu Berlin und der berüchtigte Bahrdt zu

Halle gegen das Neligions-Edict. Der Letztere wurde wegen

seines frechen Lustspiels: „das Rcligions-Edict" zur Festungs-

°) Allgemiiie deutsche Bibliothek. Bd. LXIV. St. 2. u. KXV. St. t.
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strafe verurthcilt. Dicse und ähnliche Schriften, deren Ver¬
fasser nicht immer mit Erfolg gerichtlich zur Verantwortung
gezogen wurden, beschleunigten den zweiten Schritt auf dem
neuen Wege. Zur umfassenderen Durchführung der mit dem
Rcligionsedict verbundenen Zwecke beschloß der König näm¬
lich die zur Ausrottung des Unglaubens getroffenen Maaßrc-
gcln durch ein geschärftes Ccnsur-Edict zu vervollständigen.
Schon unterm 4V. September 4788 wurde in dieser Hinsicht
an den Großkanzlcr v. Earmcr eine Cabinets-Ordre erlassen,
worin es wörtlich heißt: ") „Da Ich auch vernehme, daß die
Prcßfrcihcit in Berlin in Prcßfrcchheitausartet, und die Bü-
chcr-Censur völlig eingeschlafen ist, mithin gegen das Religions-
Edict allerlei aufrührerische Schriften gedruckt werden, so habt
ihr gegen den Buchdrucker und Buchhändler sofort Lseuiu zu
excitircn, und Mir übrigens Vorschläge zu thun, wie die Bü¬
cher-Ccnsur auf einen bessern Fuß eingerichtet werden kann.
Ich will Meinen Untcrlhancn alle erlaubte Freiheit gern uecoo-
ckil-enz aber Ich will auch zugleich Ordnung im Lande haben,
welche durch die Zügellosigkcit der fetzt sogenanntenAufklärer,
die sich über alles wegsetzen, gar sehr gelitten hatt", u. f. w.

In Folge dieses Auftrages wurde schon unter dem 49.
Dcccmbcr 4788 ein in cilf Paragraphen bestehendes sehr voll¬
ständiges Ccnsur-Edict publizirt dessen Inhalt auch jetzt
noch besondere Aufmerksamkeit verdient, da dasselbe, obschon
seine Veranlassung damals längst beseitigt war, zum Thcil

Nie ichs neues Berlin. St. 1. S. 35.
Henke, Bcurtheilnng Zllcr über das Neligions-Edlct erschienene»

Schriften. Kiel 179Z.
") Mplins, Band 8, Stuck 93.

2



wörtlich in das jetzt geltende Ecnsur-Edictvom 18. Octobcr
1819 übergegangen ist^

Zin Ecnsur-Edictvon 1788 werden im Eingänge zwar
„die großen und mannichfaltigcn 'Vortheilc einer gemäßigten
Prcßfrcihcit anerkannt, auch die Absicht ausgesprochen, dieselbe
in dem PreußischenStaate möglichst zu begünstigen" dagegen
aber die Allerhöchste Willcnsmcinung ausgedrückt, „der abso¬
luten Ilngcbundenhcitder Presse entgegen zu treten, und nicht
zu dulden, daß sie von unbesonnenen oder boshaften Schrift¬
stellern, denen es nicht um Untersuchung, Prüfung und Aus¬
breitung der Wahrheit zu thun sei, welche vielmehr die Lite¬
ratur als ein bloßes Gewerbe zur Befriedigung ihrer Gewinn¬
sucht und Erreichung anderer Nebenabsichten betrachten, gcmiß-
braucht und zur Verbreitung gcmcinschädlichcr praktischer Zrr-
thümcr über die wichtigsten Angelegenheiten der Menschen, zur
Verdcrbniß der Sitten durch schlüpfrige Bilder und lockende
Vorstellungendes Lasters, zum hämischen Spott und boshaften
Tadel öffentlicher Anstalten und Verfügungen benutzt werde."
Es sollen deshalb alle im Lande herauszugebenden Bücher und
Schriften der Ecnsur unterworfen sein, und ohne deren Er¬
laubnis; weder gedruckt noch verkauft werden (H>. «>» dem¬
jenigen zu steuern, was wider die allgemeinen Grundsätze der
Religion, wider den Staat und sowohl moralischer als bürger¬
licher Ordnung entgegen ist, oder zur Kränkung der persönli¬
chen Ehre und des guten Namens Anderer abzielt (H. 2).

Zn diesem aus dem H. 19 des Eirculars vom 1. Zum
1772 entlehnten 2 liegt der erste Versuch, durch eine vom
Gesetzgeber selbst ausgegangene Ecnsur-Instructiondas Maaß
der Prcßfrcihcit näher zu bestimmen. Das Unzureichende die¬
ses Versuchs wurde bald erkannt, weshalb in dem Nescriptc
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vom 29. April 179! 5cm Kammcrgerichteals Ecnsur-Eolle-
gimii vorzügliche Strenge gegen solche Schriften empfohlen
wurde,,welche die Wahrheiten der Religion, insbesondere der
christlichen, angreifen oder gar zum Gegenstände des Spottes
machen, oder Grundsätze und Maaßrcgcln der Regierung an¬
tasten, und durch Grübeleien zu unrichtiger Anwendung miß¬
verstandener theoretischerSätze verleiten". °) Zm Ilcbrigen
wurden in dem Edictc von 1788 die Censurbchördcn neu or¬
ganisier und eine Beschwerde-Instanz für Schriftsteller und Ver¬
leger gegründet, Verleger und Drucker auch von aller Verant¬
wortlichkeit für Schriften frei erklärt, welche von der ordentli¬
chen Ecnsur-Bchördc die Erlaubniß zum Drucke erhalten (H. 7).
Der Druck einer Schrift ohne gesetzmäßige Erlaubniß und die
Aufnahme von Zusätzen oder Abänderungen in ein bereits cen-
sirtes Manuscript wurde gegen Drucker und Verleger mit Geld¬
strafe bis 59 Nthlr. bedroht, und außerdem bestimmt, daß,
wenn der Inhalt an sich strafbar sei, die ganze Auflage con-
siscirt und vernichtet, der Drucker aber noch um den ganzen
Betrag der verdienten Druckkosten, so wie der Verleger um
den doppeltenBetrag des Ladenpreises der gcsammtcn Aufla¬
gen und im Wiederholungsfälle mit dem Verluste seines Pri¬
vilegiums bestraft werden solle <H. 8 —19).

Die den Mitgliedern der Acadcmie der Wissenschaften
schon von Friedrich dem Großen verliehene Prcßfreihcit wurde
erneuert und das Obcr-Consistorium, die Provinzial-Eonsistoricn,
sowie die Provinzial-Justiz - und Vcrwaltungs-Bchördcn,wurden
nach Maaßgabc des Gegenstandes, zu CcnsurBchördcnernannt.

Bei der Ausführung dieses Eensur-Edicts stieß man auf

°) Mplius, Band 9, Stuck 42, clo 1791.
2»
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große Schwierigkeiten; auch wurde die Polemik gegen das
Rcligionscdict dadurch kcineSwcgcs verhindert, indem die
theologischen Ccnsorcn ihr Amt nicht im Sinne des Mi¬
nisters Wöllncr ausübten, vielmehr die freie Erörterung der
zur Verdrängung des Unglaubens getroffenen Rcgierungs-Maaß-
rcgcln vor wie nach gestatteten. Die Freiheit dieser Polemik
gegen NegicrungS-Maaßrcgclnwurde überdies in einem damals
berühmt gewordenen Ncchtsfallc vom Kammcrgcrichtc in einem
Erkenntnisse ausdrücklichanerkannt, welches, da dessen Inhalt
für die Handhabung der Ccnsur maaßgcbcnd wurde, hier aus¬
zugsweise mitgcthcilt zu werden verdient. ") Im Verlage des
Buchdruckers Ungcr zu Berlin war nämlich mit dem Impri¬
matur des Obcr-Conslsioriums eiuc Schrift unter dem Titel
erschienen: „Prüfung der Gründe, welche der Verfasser der
kleinen Schrift: Ist ein allgemeiner LandcskatcchiSmuS nöthig?
zur Behauptung seiner Ansicht beigebracht hat." Der Minister
Wöllncr fand in dieser Schrift einen sträflichen Tadel der
AllcrhöchstverordnctenEinführung eines allgemeinen Lehr¬
buchs der christlichen Religion. Die Schrift wurde deshalb
von ihm bei fiskalischer Strafe von 100 Anraten verbo¬
ten, und der Verleger wegen seiner Druckkostcn an den Ver¬
fasser und Ecnsor verwiesen. Der Verleger verklagte den Ecn-
sor, Obcr-Consistorial-NathZöllner, beim Kammcrgcricht, und
forderte von ihm Schadloshaltung für die Druckkostcn. Das
Kammcrgcricht wies aber die (vom damaligen Lcgationsrath
Wilhelm v. Humbold instruirtc) Klage durch Erkenntnis;

°) Prozeß des Buchdruckers Unger gegen den Ober-Conslstorial-Nach
Zöllner, aus den Kamnicrgerichts-Acten vollständig abgedruckt. Berlin
1791 bei Unger.



— 21 —

vom 5. Null 17!11 als unbegründet zurück, und erklärte in

den Erkcnntnißgründcn, daß der verklagte Ccnsor mit vollem

Recht dem Buche die Drnckcrlaubniß crthcilt habe. In dieser

Hinsicht heißt cs in den Erkcnntnißgründcn: „Einer guten

Sache wird nicht sowohl durch ihre Gegner, als durch schlechte

Vcrtheidigungsgründc geschadet. Wer schwache Gründe ver¬

drängt, macht den stärkeren Platz. Wen» cs daher auch rich¬

tig wäre, daß die Einführung eines allgemeinen Landescatc-

chiSmuS von der Regierung beschlossen, und dieser Beschluß

dem Ecnsor bekannt gewesen wäre; so konnte doch die Wider¬

legung falscher und schwacher Gründe, welche dafür streiten

sollen, nicht als ein Hinderniß dieses Vorhabens betrachtet

werden. Za selbst alsdann, wenn keine bessere Gründe dafür

angeführt werden könnten, würde doch die Regierung vernünf¬

tigerweise nichts mehr wünschen müssen, als daß vor der wirk¬

lichen Ausführung des Vorhabens, die Gründe für und wider

dasselbe in ihrer ganzen Stärke gezeigt werden möchten. Be¬

klagter hätte sogar die der Regierung schuldige Ehrfurcht ver¬

letzt, wenn er angenommen hätte, sie wolle lieber den einmal

gefaßten Vorsatz blindlings ausführen, als besseren Gründen

Gehör geben. Wenn jemals über Gesetze und öffent¬

liche Anstalten mit Nutzen geschrieben werden

kann; so ist cs gewiß zu der Zeit, da sie eben ent¬

worfen werden. Haben nun die Einrichtungen, welche ge¬

troffen werden sollen, das Rcligions- und ErzichungSwcscn

zum Gegenstände, so ist cs ja offenbar, daß unter den vielen

tausend Menschen, welche diesem Geschäfte ihre ganze Le¬

benszeit widmen, mancher anzutreffen sein müsse, dessen

Belehrung dem noch mit vielen andern wichtigen Dingen be¬

schäftigten Staatsmann nützlich werden kann. „Dergleichen



Belehrungen dürfen um so weniger verhindert werden, da sie

auch gegen schon bestehende Einrichtungen statt finden müssen.

Wenn nichts, was diesem entgegen ist, behauptet werden

durste; so wurden, wie Beklagter in seiner Dcdnction mit

Recht anführt, alle Eompcndicn der StaatSwisscnschaft unter

die verbotenen Bücher, und Plato, Montcsguicu und Thoma-

sius unter die Staatsverbrecher gehören; ja es würden eben

dadurch alle Bemühungen der Gelehrten auf Gcdächtnißkram

und unnütze Spekulationen eingeschränkt werden. Daß es be¬

sonders im Preußischen Staate erlaubt sei, die wirklich vor¬

handenen Anstalten und Gesetze zum Gegenstände gelehrter

Untersuchungen zu machen, ist von dem Kannnergcrichtc in der

Würz er'scheu Untcrsnchungssachc schon als bekannt voraus¬

gesetzt worden; und es erhellet auch ganz deutlich aus dem

Art. 2 des Ecnsur-Edicts, wo es heißt:

die Absicht der Ecnsur ist kcincswcgcs, eine anständige,

ernsthafte und bescheidene Untersuchung der Wahrheit

zu hindern;

und im Eingänge desselben wird nicht die Prüfung, sondern

die hämische Verspottung und der boshafte Tadel öffentlicher

Anstalten und Verfügungen als unzulässig gcmißbilligct. „Da

nun dem Ecnsor in den mehrmals gedachten Reskripten weiter

nichts zur Last gelegt wird, als daß er eine Schrift zum

Drucke »erstattet habe, welche eine von der Regierung beliebte

Einrichtung widcrrathc; so ist klar, daß derselbe seine Pflicht

vollkommen erfüllt habe, und also nicht nach dem Antrage des

Klägers vcrurthcilt werden könne; vielmehr verdient Verklagter

öffentlichen Dank, daß er ohne Nebenabsichten, als ein gewissen¬

hafter und verständiger Staatsdiencr, seine Stimme gegeben,

und, so viel au ihm ist, die Rechte der Vernunft und die mit
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ihnen verbundene Ehre der Preußischen Regierung aufrecht er¬

halte» hat. :c."v)

Dies kamnicrgcrichtliche Erkenntnis; darf als Ausdruck der

damals allgemeinen Stimmung gelten, welche den neuen Prcß-

bcschränkungcn um so weniger günstig scyn konnte, als gerade in

jener Zeit der Fortschritt der Französischen Revolution die Idee

unbedingter Preßfrciheit angeregt und die Berechtigung zur Ccn-

sur überhaupt in Frage gestellt hatte. Zahlreiche Ecnsurstreitig-

keitcn und Prcßprozcsse und die Unmöglichkeit der Durchführung

des Rcligionscdicts waren die Folge dieser Stimmung.

Die Zdcc absoluter Preßfrciheit ist übrigens nicht in

Deutschland, auch nicht in Frankreich, sondern in England,

wo die Eensur gerade am strengsten und willkührlichstcn gc-

handhabt wurde, zuerst entstanden und in's Leben gerufen.

Während in Deutschland bis zur Mitte des vorigen Jahr¬

hunderts die politische Eensur fast ganz unbekannt war, und

Preßfrciheit, wenn auch nicht dem Worte, doch der Sache

nach, cxistirte, wurde in England schon früh — durch politische/

dem Eontincntc fremde Bewegungen hervorgerufen — eine

äußerst strenge Eensur geübt, welche die Aufgabe hatte, die

Angriffe der Presse gegen den Thron und die Hochkirche zu

verhindern. *")

Bis in die Mitte des l7. Jahrhunderts stand alles, was

auf Gebrauch oder Mißbrauch der Presse in England Bezug

') Dies Erkenntnis; giebt Anlas; zu interessanten Vcrglcichungcn mit

dem ans den öffenttichen Blättern bekannten jungsthin erlassenen Erkenntnis;

des Kamuiergcrichts gegen den Verfasser der vier Fragen, Or. Iacobi.

") Wiener Jahrbücher der Literatur t8l8. I. Band. Lluolestona

(iummonlsriezs on tlio ienvs ok Lnglunä, 1'om tV, zrng. 1-12,

118 — 152. tchoiuicut, I8V9.)
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hatte, unter der ausschließenden Gerichtsbarkeit der Stern-

kammcr, eines uralten, von Heinrich VIl. erneuerten Tribunals,

welches vorzugsweise dazu bestimmt war, von Vcrgchungcn

gegen die öffentliche Ordnung und Uebertrctungcn der Landes-

polizci-Gesetze Kcnntniß zu nehmen, und in welchem ohne

Zuziehung von Gcschworncn und ohne Rücksicht auf gewöhn¬

liche Prozcßformcn gesprochen wurde. Dieses Tribunal, zugleich

eine Art von oberster Polizeibehörde, bestimmte die Anzahl der

Buchdrucker und der Pressen, und ernannte einen Aufseher

(läeanser), ohne dessen Genehmigung nichts publizirt werden

durfte. Die Stcrnkammcr wurde im Jahre 1641, kurz vo<

Ausbruch des bürgerlichen Krieges, zu einer Zeit, wo die alten

königlichen Prärogativen zu Grunde gingen, abgeschafft. Das

Parlament bemächtigte sich hierauf derselben Polizcigcwalt über

die Presse, welche die Stcrnkammcr bis dahin besessen hatte,

und übte sie, während der Dauer des Protcctorats, durch

Eommissärc aus. Zwei Zahre nach der Restauration wurden

die Anordnungen des Cromwcll'schcn Parlaments über die¬

sen Gegenstand wieder in Kraft gesetzt und unter Carl II.

und Jakob II. von Zeit zu Zeit erneuert. Die letzte dieser

Anordnungen lief mit dem Jahre 1692, drei Jahre nach der

Revolution, die Wilhelm III. auf den Thron gesetzt hatte,

ab; man entschloß sich — der König selbst legte Werth darauf

— sie auf zwei Jahre zu verlängern. Im Jahre 1694 er¬

klärte sich das Parlament gegen weitere Verlängerung der Acte,

und so ward, durch das bloße Erlöschen der älteren Gesetze,

gleichsam stillschweigend, damals kaum bemerkt, und gewiß,

ohne daß die Wichtigkeit dieses negativen Beschlusses für fol¬

gende Zeiten, von irgend einem der Thcilnchuier gcahnct wor¬

den wäre, das noch -jetzt bestehende System eingeführt, wonach
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alle Beschränkungen der Presse und der Schriften-Verbreitung

wegfallen und bloß die Urheber von Schmähschriften (Libellen)

wegen Störung des öffentlichen Friedens durch gerichtliches

Urtheil, und zwar eines Geschworen--Gerichtes, bestraft wer¬

den. Seit jener Zeit wird in England die Prcßfrcihcit als

das Palladium der bürgerlichen Freiheit betrachtet.

Als nun in Frankreich die Revolution ausbrach, war die

Prcßfrcihcit im Englischen Charakter eine ihrer ersten und leb¬

haftesten Anforderungen, und wie mit der französischen Revo¬

lution eine neue Ordnung über de» Eontinent ging, so wurde

auch die Prcßfrcihcit zur Europäischen Frage.

Erst seit jener Zeit hat sich auch theoretisch der Gegensatz

der beiden Systeme gegen den Prcßmißbrauch ausgebildet, wo¬

von das eine das Erscheinen schädlicher Schriften durch Prä-

ventivmaaßrcgcln polizeilich verhüten will (Ccnsnr), während

das andere die Verbreitung der Schriften gewähren läßt, und

nur nachträglich durch gerichtliche Repressivmaaßrcgcln gesetz¬

widrige Schriften unterdrückt und den Urheber bestraft (Prcß¬

frcihcit und Preßgerichte).

Bei Abfassung des Landrechts scheint die Zdcc der Prcß¬

frcihcit vorgeschwebt zu haben. Suarcz war bekanntlich ein

entschiedener Gegner der Ecnsnr, die er, wie aus seinen schrift¬

lichen Vorträgen hervorgeht, für gemeingefährlich und praktisch

unausführbar hielt. Diese Ansicht scheint auf de» Inhalt des

allgemeinen Landrcchts nicht ohne Einfluß geblieben zu sei»;

denn dies Gesetzbuch enthält weder eine Bezugnahme auf das

Ecnsurgcsctz, noch irgend eine Ccnsurvorschrift, verordnet vielmehr

in den 133 — 135, 151 — 156, 196, 199, 290 — 208

und 211 Tit. 20 des zweiten Thcils, gerichtliche Reprcssiv-

maaßrcgcln gegen rcligionSwidrigc, aufrührerische und injuriösc



Schriften, so wie criminelle Bestrafung ihrer Verfasser und

Verbreiter.

Diese in weiten Kreisen verbreitete Abneigung gegen die

Ccnsur wurde von der Regierung Friedrich Wilhelms III.

vorgefunden. Auch in Sr. Majestät dem hochscligen Könige

fand eine strenge Ccnsur keinen Fürsprecher; es ist bekannt,

daß am Schlüsse des vorigen und im Anfange dieses Jahr¬

hunderts in Berlin Schriften erschienen, denen, wäre das Ccn-

surgcsctz von 1788 noch befolgt worden, die Druckerlaubnis;

hätte verweigert werden müssen. Dahin gehört, um ein recht

auffallendes Beispiel zu wählen, die Schlcgcl'sche Lucindc,

und nach dem Zeugniß lebender Zeitgenossen war die Ccnsur

damals gänzlich eingeschlafen, so, daß der Buchhändler Nico¬

lai seine unter Friedrich Wilhelm II. verbotene „Allgemeine

Deutsche Bibliothek", in Berlin ungestört seit dem Zahrc 1801

wieder erscheinen ließ. Daß dies unter Vorwissen und mit

Billigung Sr. Majestät des hochseligen Königs geschah, be¬

weist unter andern eine unterm 20. März 1708 erlassene

Ordre, welche den Antrag, das Ccnsurcdict wegen der häufig

erscheinenden Flugschriften zu erneuern, verwarf: ferner eine

im Oktober 1803 an das Berliner General-Direktorium er¬

lassene Ordre, worin cS heißt: „daß der Unterdrückung der

Preßfreihcit ei» allgemeiner Nachthcil immer auf den Fuß

nachfolge."") Zn einer andern Ordre vom 8. Febr. 1804"")

°) Mitgcthcilt von Prcuß in seiner Biographie Friedrich des Große»,
so wie von Kleiber In seinem Handbuche des öffentlichen Rechts des Deut¬
schen Bundes. S. L86.

°°) Zn Preßfreihcit, Preußens Grundto» von Arn. Mallinkrodt,
(Dortmund, 1817.) abgedruckt:

Mein lieber Staats-Minister von Angern. Bei der in den Anlage»
von dem Fiirstl. Oranicn.Nassau'sche» Regicrungsrath Mallinkrodt zu Dort-



äußert sich der König: „Eine anständige Publicität ist der

Regierung und den Ilntcrthancn die sicherste Burgschaft gegen

die Nachlässigkeit und den bösen Willen der untergeordneten

Ofstciauten, und verdient auf alle Fälle gefördert und beschützt

zu werden."

Auch nach der unglücklichen Schlacht bei Jena scheint in

Preußen nicht, wie dies im übrigen Deutschland geschah, die

Aufsicht über die Presse geschärft worden zu seyn, I» den

organischen Verordnungen vom 4L. Dezember 48L8 und N/'.

Octobcr 4810 ") wurde die Censur indcß ausdrücklich erwähnt,

mnnd geführten Beschwerde über die Kriegs- und Domainen-Kaminer zu

Hamm, kömmt alles darauf an, ob die in dem eingereichten Stücke des

Wcstphälischcn Anzeigers enthaltene Nüge der gänzlichen Vernachlässigung

der Reparatur der so gefährlich schadhaften Nuhrbrücke bei Schwerte ge¬

gründet war, oder nicht. Elfteren Falles mußte die Kammer dem Einsender

und Redakteur vielmehr danken, als demselben Unannehmlichkeiten verur¬

sachen, und im letzteren Falle, wenn die Kammer, wie es auf alle Fälle

anständiger gewesen wäre, sich nicht bewogen fand, die Anzeige berichtigen

zu lassen, hätte dieselbe sich darauf beschränken müssen, die Unrichtigkeit der

Anzeige darzuthun und auf rechtliches Verfahren gegen den Einsender und

Verleger anzutragen. Es kann nicht jedem zugcmuthct werden, in solchen

Fällen, die eine Nüge verdienen, sich den Unannehmlichkeiten, womit offizielle

Dcnunciationcn verbunden sind, auszusetzen. Sollte nun auch eine anstän¬

dige Publicität darüber unterdrückt werden; so würde ja gar kein Mittel

übrig bleibe», hinter die Pflichtwidrigkeiten der untergeordneten Behörden zu

kommen, die dadurch eine sehr bedenkliche Eigenmacht erhalten würden. In

dieser Rücksicht ist eine anständige Publicität der Regierung und den Untcr-

lhaneu die sicherste Bürgschaft gegen die Nachlässigkeit und den bösen Wille»

der untergeordneten Offizianten, und verdient auf alle Weise befördert und

geschützt zu werden. Ich befehle Euch daher, die genannte Kammer hier¬

nach für die Zukunft gemessenst anzuweisen. Ucbrigcns will Ich nicht hof¬

fen, daß über dicscn Disput die Sache selbst, nämlich die Reparatur der

schadhafte» Brücke, wird vergessen sehn. Ich verbleibe Euer wohlaffcctio-
nirter König.

Berlin, den 20. Februar 1804.
tgcz.) Friedrich Wilhelm.

*) Gesetzsammlung von 4808 sFolio-Ausg.). S. siZ0 und von 1810 paz. Z.
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und i» so weit sie nicht politische Schriften betrifft, dem Mi¬

nister des Innern untergeordnet. Nachdem im August 18V6

der Buchhändler Johann Philipp Palm, wegen Verbreitung

der gegen die Napoleonische Politik gerichteten Flugschrift:

„Deutschland in seiner tiefsten Erniedrigung^ vor ein Franzö¬

sisches Kriegsgericht gestellt und erschossen worden war, stand

die in hohem Grade eingeschüchterte Deutsche Literatur unter

dem Einflüsse des Französischen Drucks. Wo sich aber in

Preußen Stimmen gegen diesen Druck erhoben, wurde ihnen

kein Hindernis; von der Ccnsur in den Weg gelegt. Die in

diesem Sinne gehaltenen Schriften von Friedrich Gentz, von

Scumc, Arndt und Zahn wurden in Preußen frei dcbitirt;

und wie wenig die Schriftsteller durch die Ecnsur damals be¬

schränkt waren, beweist die Thatsachc, daß im Jahre 18V8

Fichtc's begeisterte Reden an die Deutsche Nation, welche

bekanntlich die Vcrfassungsmängcl der Deutschen Staaten rück¬

haltlos besprechen, in Berlin gedruckt werden durften. Die

Preußische Regierung benutzte damals die Presse selbst, als ein

Mittel zum Aufschwünge des Nationalgcistcs, von dem die

Wiedergeburt des Vaterlandes allein zu erwarten war. Vom

Staatskanzlcr ist es bekannt, in welchem Umfange er durch

Flugschriften und Benutzung der Zeitungen auf die öffentliche

Meinung einzuwirken bemüht war: er hat es sogar für nütz¬

lich gehalten, den „Beobachter an der Spree" mit halb offi¬

ziellen Aufsätzen zu beehren.

Am Schlüsse des Jahres '181V hielt indes; der König die

Wiederbelebung der Ecnsur über politische Zeit- und Flugschrif¬

ten für erforderlich. Die Veranlassung hatte ei» im Berliner

Abendblatt abgedruckter Allerhöchsten Orts mißfälliger Aufsatz

über den National-Eredit gegeben, worin das neue Finanz-
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cdict getadelt und der Wunsch einer allgemeinen Stände-

Versammlung angedeutet war. Zn einer Allerhöchsten Ordre

vom 18. November 1819 wurde deshalb dem Gchcimen-Staats-

rath Sack persönlich die Ccnsur des Berliner Abendblattes

und der für das große Publikum bestimmten Flugschriften auf¬

getragen, „weil Sc. Majestät nur dann sicher sein könnten,

daß kein unreifes Unheil über die neuen so vielfältig geprüften

und von Sr. Majestät sanctionirtcn Einrichtungen stattsindcn

werde." Die mißliebigen Unhcilc über diese neuen Einrich¬

tungen waren es auch vielleicht, welche den Staatskanzlcr vcr-

anlaßtcn, in einer Eircular-Verfügung vom 25. Dccembcr

1811 sämmtlichc Regierungen aufzufordern, dafür zu sorgen,

daß auch Flugschriften und Gelegenheitsgedichte künftig der

Eensur unterworfen würden, da die Zeitumstände es nöthig

machten, hierauf die größcste Aufmerksamkeit zu verwenden.

Diese Ccnsurverschärfung erreichte indcß schon mit dem Anfange

des Jahres 1813 ihr Ende, indem damals — wie es scheint,

unter höherer Zustimmung — dem langverhaltcncn Franzosen-

Hasse freie Acußcrung durch die Presse »erstattet wurde.

Auf dem Wiener Congrcssc kam auch die Prcßfrage zur

Erörterung. Preußen hatte schon in den am 19. Okto¬

ber 1814 vorgelegten 12 Artikeln darauf angetragen, daß

alle Mitglieder des zu errichtenden Deutschen Bundes sich ver¬

bindlich mache» möchten, jedem ihrer klntcrthancn gewisse

Rechte, als solche, die jeder Deutsche genießen müßte, unver¬

brüchlich einzuräumen. Dahin wurde unter Nummer 7 na¬

mentlich gezählt: Prcßfrciheit, gegründet auf die Verantwort¬

lichkeit der Schriftsteller, oder, falls diese nicht genannt sind,

der Buchhändler oder Drucker, doch vereinbar mit der nö-

thigcn polizeilichen Aufsicht auf die Herausgabe periodischer
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Schriften, °) Oesterreich war hierauf wenigstens damit einver¬

standen, daß die Bundes-Versammlung sich mit Abfassung

zweckmäßiger Gesetze über Prcßfrcihcit beschäftigen solle, "")

während Baiern bemerkte, daß die Bundes-Versammlung sich

in ihrer ersten Versammlung wenigstens mit Vorschlägen, wenn

auch nicht mit Gesetzen über Prcßfrcihcit beschäftigen solle. "°)

Die übrigen Fürsten und Städte äußerten sich nicht spe¬

ziell über diesen Gegenstand, und so wurde in dem 18. Artikel

der Deutschen Bundcs-Actc vom 8. Zum 1815 ch) in Bezug

auf die Presse folgende Verabredung aufgenommen:

„Die verbündeten Fürsten und freien Städte kommen

übcrcin, den Untcrthancn der Deutschen Bundesstaaten

folgende Rechte zuzusichern: ,,ä) die Bundes-Vcr-

sammlung wird sich bei ihrer ersten Zusammenkunft mit

Abfassung gleichförmiger Verfügungen über die Preß-

frcihcit beschäftigen."

Der Sinn dieser Verabredung ist nicht ohne Zweifel ge¬

blieben: indcß darf man wohl im Hinblick auf die voraus¬

gegangene Preußische Proposition annehmen, daß die allgemeinste

Auslegung derselben auch die richtige scy, wonach nämlich die

Bundcs-Actc dadurch den Grundsatz der Prcßfrcihcit als Re¬

gel festgestellt hat. Mehre Deutsche Bundesstaaten hoben des¬

halb auch die bis dahin noch bestehende Ccnsur in den nächst¬

folgenden Zahrc» auf. Der Bundestag erinnerte hiergegen

5) Ktnbcr Acten des Wiener Congrcsscs, Erlangen, 1815 — 1822.

II. Th, S. 15.

*°) Klüber II. Th. S, 5.

°") Ktnbcr II. Th. S. 351.

s) Ges. S. 1828, -1. PNK. 113



nichts, bestimmte vielmehr im H. 4 der am 12. Zum 1817

genehmigten Eompctcnzbcstimmung, daß die Bundes-Versamm¬

lung berufen scyn solle, daraus zu achten, daß die im Art. 18

der Bundes-Acte den einzelnen Staaten zur Ausführung vor¬

geschriebenen öffentlichen Verhältnisse in Erfüllung gebracht

würden."

Die in der Bundes-Acte verheißene nähere Verhandlung

in Betreff der Prcßfrcihcit begann damit, daß zufolge eines in

der 22. Sitzung vom 26. März 1817 auf de» Vorschlag des

Kaiserlich Oestcrrcichischen präsidircndcn Gesandten gefaßten Be¬

schlusses, der Gesandte v. Berg ersucht ward, die über Prcß-

frciheit in den Deutschen Bundesstaaten bestehenden Verordnun¬

gen, mit den in dieser Angelegenheit bereits cingekommcncn

Eingaben zu sammeln und der Bundes-Versammlung in einer

erläuternden Ucbcrsicht vorzutragen.

Dieser Aufforderung leistete der w. v. Berg durch einen,

in der 51. Sitzung am 12. Octobcr 1818 gehaltenen Vortrag

Genüge, aus dem hervorgeht, daß damals in vielen Deutschen

Bundesstaaten, namentlich in Weimar, Nassau, den beiden

Mecklenburg, Großhcrzogthum Hessen, Vaicrn, Würtcmbcrg,

Hannover, Prcßfrcihcit, entweder verfassungsmäßig zugesichert

oder Rcgicrungsmaximc war. Von den Ländern, wo Ecnsur-

Anstalccn gesetzlich bestehen, werden Oesterreich, Sachsen, Ba¬

den und Preußen genannt, von letzterem aber bemerkt, daß die

Ecnsurfrcihcit zwar nicht gesetzlich ausgesprochen scy, die älteren

strengeren Verordnungen aber im Laufe der Zeit thcils außer

Hebung gekommen, thcils in der Praxis bedeutend gemildert

worden seien. Der Referent redet in seinem Vortrage einer

gesetzlich geordneten Prcßsreihcit für ganz Deutschland gleich¬

falls das Wort, und es wurde deshalb in derselben Sitzung



eine, aus 5 BundeStagsgcsandtcn bestehende, Eommission er¬

nannt, welche ein Gutachten darüber erstatten sollte,

auf welche Art möglichst gleichförmige Grundsätze und

Verfügungen wegen der Prcßfreiheit in den Deutschen

Bundesstaaten einzuführen scyen.

Die Kommission hat sich aber dieses Auftrages nicht ent¬

ledigt, wenigstens ist ein solches Gutachten nicht bekannt

geworden.

Zn Preußen scheint die Ecnsur während dieser ganzen

Zeit nur auf den politischen Inhalt der Zeitungen und auf

politische Flugschriften beschrankt und in einem sehr liberalen

Sinne geübt worden zu scpn. Zn einigen neu erworbenen,

durch den Pariser Frieden mit der Monarchie vereinigten Pro¬

vinzen galten gar keine Ecnsur-Norschriftcn. Den Antrag, daß

das Eensur-Edict vom 49. Dezember 4788 mit seinen Zu¬

sätzen in denjenigen wieder erworbenen Provinzen, in denen

das Allgemeine Landrccht gilt, publizirt werde, lehnte der

Staatskanzlcr mittelst Erlasses vom 47. Januar 4849 ab.

In diesem Erlasse heißt es wörtlich: „Wir sind jetzt beschäf¬

tigt, Behufs der Vcrathung über die Freiheit der Presse auf

dem Bundestage uns in dieser Angelegenheit zu äußern; es

würde befremden und zu Mißdeutungen Anlaß geben, wenn

wir in demselben Augenblicke besondere Anordnungen, die der

Freiheit der Presse sehr ungünstig sind, publizircn wollten.

Die Inconvcnicnzc», die aus der NichtPublikation und Nicht¬

anwendung dieser Gesetze in einigen Provinzen entstehen, sind

wenig bedeutend, da schon die Vorschriften des Landrcchts voll¬

kommen hinreichen, zügellose Schriftsteller im Zaum zu halten

und zu strafen, wenn sie durch den Mißbrauch der Presse dem

Gemeinwesen schädlich werden."



„Ich wünsche daher, daß diese A-ngclcgcnhcit für jetzt

ans sich beruhen bleibe."

Inzwischen war jedoch vom König befohlen worden, die

Grundsätze in nähere Erwägung zu ziehen, welche zu einer ge¬

setzlichen Bestimmung über Prcßfrciheit für den Preußischen

Staat in Vorschlag zu bringen sehen. Behufs vorläufiger

Bcrathung dieser Angelegenheit wurde unterm 6. April 1819

eine Eommissivn ernannt, welche aus den Ministcrial-Dirccto-

rcn Ancillon, NicoloviuS, Köhler und Hagcmcister

bestand, und von dem Gesichtspunkt ausgehen sollte, daß Preu¬

ßen durch seine Verhältnisse berufen seh, vor allen übrigen

Deutschen Staaten die Prcßfrage durch alle ihre höheren und

tieferen Beziehungen zu verfolgen, und zur Gewinnung eines

umfassenden Resultats für ganz Deutschland in Erwägung zu

ziehen, indem das Maaß von Freiheit oder Beschränkung, wel¬

ches Preußen aus seinem Standpunkte nöthig finden werde,

auf den Beschluß der Bundes-Versammlung von entschiedenem

Einflüsse sein müsse." Würdigeren Männern konnte die Auf¬

gabe nicht gestellt werden; ihnen verdankt man die lichtvollsten

umfassendsten und gründlichsten Erörterungen über Censur und

Preßfrciheit, die indcß nur dazu dienten, die Commissaricn in

ihrer gemeinschaftlichen Ucbcrzcugung von der practischcn Un¬

möglichkeit einer allgemeinen Censur zu befestigen. ") Sic wa¬

ren der übereinstimmenden Meinung, daß als Regel nicht

Das Votum des Wirklichen Geh. Ober Regier,-Raths NicoloviuS

ist vollständig abgedruckt in der Denkschrift auf Georg Heinr. Ludwig

NicoloviuS, von I),-. A. NicoloviuS. Bonn bei Weber t84t, pnA. 272.

Die Ansichten von Ancillon über die Prcßfrage nebst dem Entwürfe eines

Prcßgesetzes sind abgedruckt in: „Studien zur Oricnlirung über die An¬

gelegenheiten der Presse", herausgegeben von R- v. L. (Rühle v. Lilien¬

siek».) Hamburg bei Perthes, 1820. pgZ. 3.
3
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Eensurzwang, sondern Prcßfrcihcit aufzustellen scy, und ins¬

besondere wünschte Ancillon, daß diese Regel mit ihren we¬

sentlichen Ausnahmen in voller Bestimmtheit und Klarheit an

die Stirn des Gesetzentwurfs gestellt werde. Demgemäß wurde

in dem commissarischen Gesetzentwurf nur für Zeitungen, Jn-

tclligcnzblätter und politische Zeitschriften eine Censur vor dem

Drucke, als Ausnahme von der als Regel geltenden Preßfrci-

hcit, proponirt. Es war den Eommissaricn indeß nicht ver¬

gönnt, diesen Gesetzes-Entwurf vor dem Königlichen Staats-

Ministerium zu rechtfertigen, da sie, che ihr Entwurf überreicht

war, eines Tages durch das Stück der Gesetzsammlung über¬

rascht wurden, worin das auf anderen Prinzipien beruhende

Bundcsprcßgesctz vom 2t). September 1819 und das Censur-

Edict vom 18. Octobcr 1819 als Gesetz publizirt waren.

Der nächste Anlaß zu dieser schnellen und unerwarteten Erle¬

digung der bisher überall in ganz anderem Sinne aufgefaßten

Prcßfrage ist in den im Mai und Zuli erfolgten Mordansällcn

auf Kotz ebne und den Nassau'schen Präsidenten Zbcll zu

suchen. *) Zn diesen Grcuclthaten sahen die Regierungen die

Spitze der revolutionairen Bewegungen, welche sich bisher schon

durch die Wartburgsfcicr, durch die Extravaganzen im Turn-

wcsen und in der Burschenschaft, durch die immer bitterer und

rücksichtsloser werdende Sprache der Presse, besonders in dem

Streite gegen Kotzcbue undStourdza, durch aufrührerische

Auftritte im Großhcrzogthum Hessen und durch andere That-

sachen kund gegeben hatten. Diese Vorgänge bestimmten die

Regierungen zu energischen und in einandcrgrcifcndcn Maaß-

rcgeln, welche auf dem im Juli und August 1819 zu Carlsbad

°) Villau, Geschichte Deutschlandsvon 1806—1830. Hamburg 1812.
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versammelten Ministcrcongreß verabredet, und darauf gerichtet

wurden, eine kräftige Execuliou der Bundcsbcschlüssc herbeizu¬

führen, das Umsichgreifen des rcvolutionaircn Geistes auf den

Universitäten zu verhindern, die Entdeckung strafbarer dema¬

gogischer Umtriebe zu erleichtern, und die aufregende politische

Presse im Zaume zu halten.

Diese Verabredungen wurden in der Sitzung der Deut¬

schen Bundes-Versammlung vom 20. September 1810 zum

Bundcsbeschlussc erhoben, und in Preußen durch das am

20. Octobcr ausgegebene Stück der Gesetzsammlung publizirt. ")

Nach den Worten des Bundes-Präsidial-Vortrags lag der

Grund dieser Beschlüsse^ in der „in einem großen Theile von

Deutschland herrschenden unruhige» Bewegung und Gährnng

der Gcmüther, welche sich seit einigen Jahren von Tag zu

Tag vernehmlicher angekündigt, zuletzt aber in unverkennbaren

Symptomen, in Ausruhr predigenden Schriften, in weit ver¬

breiteten sträflichen Verbindungen, selbst in einzelnen Grcuel-

thaten offenbart hatte." Das Prcßgcsctz wurde, theils weil

nur eine vorübergehende Ursache dasselbe hervorgerufen hatte,

theils im Hinblick auf Art. 18 der Bundes-Acte, nur als

„einstweiliger Beschluß" angekündigt, und seine Wirksamkeit

nur auf fünf Zahrc festgesetzt (H, 10), „bis zu welcher Zeit

der Bundestag gründlich untersuchen wolle, auf welche Weise

die in der Bundes-Acte verheißenen gleichförmigen Verfügun¬

gen über die Preßfrciheit in Erfüllung gesetzt und demnächst

ein Definitivbcschluß über die rechtmäßigen Grenzen der Preß¬

frciheit in Deutschland erfolgen solle."

Da »ach H. 1 des Bundes-Preßgesetzes Schriften, die in

°) Gesetz-Sammlung t819. psg> 218.
3"
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der Form täglicher Blätter oder heflweisc erscheinen, „in kei¬

nem Deutschen Bundesstaate ohne Vorwisscn und vorgängige

Eenchmhaltung der Landesbehördcn zum Druck befördert wer¬

den dürfen", und im 3 „die auf die gerichtliche Verfolgung

und Bestrafung der im Wege des Druckes bereits verwirk¬

lichten Mißbräuche und Vcrgchungcn abzwcckendcn Gesetze in

keinem Bundesstaate als zureichend betrachtet werden können",")

vielmehr von der „Nothwcndigkcit vorbeugender Maaßrcgcln

gegen den Mißbrauch der Presse" gesprochen wird: so ist hier¬

aus, nach einer besonders in Preußen ziemlich allgemeinen

Auslegung, gefolgert worden, daß für alle im 1 genann¬

ten Schriften die Ecnsur als unabwcisliche Regel in dem

Sinne gelte, daß es den Regierungen nicht erlaubt sei), einzelne

Gattungen von Schriften Prcizugebcn, und hinsichtlich derselben

auf Ncpressivmaaßregcln sich zu beschränken. Diese Auslegung,

welche die selbstständige Entwickclung der Preußischen Gesetz¬

gebung über die Presse bisher hauptsächlich beschränkt zu haben

scheint, erweist sich indcß bei genauerer Erwägung als nicht

richtig.

Es gicbt außer der Censur noch andere vorbeugende Maaß¬

rcgcln gegen den Mißbrauch der Presse: hätten die EarlSbader

Beschlüsse unbedingt und ohne Einschränkung die Ecnsur ein¬

führen wollen, so würde der Ausdruck „Ecnsur" in denselben

ausdrücklich gebraucht worden sein. Daß dies nicht die Ab¬

sicht war, geht aus den Verhandlungen selbst hervor: Der

Autrag des Fürsten v. Metternich ging allerdings „auf eine

wohlgeordnete liberale, in allen Deutschen Bundesstaaten mög¬

lichst gleichförmig verwaltete Censur", da jedoch der Würtem-

°) Hicrimtcr können nur Strafgesetze verstanden scyn.



bcrgische Bevollmächtigte, der bekannte Minister v. Wangen-

Heim, entgegnete:

„daß eine Ecnsur überhaupt nicht der gehegten Absicht ent¬

spreche, noch ein ausreichendes Mittel sei, man auch

schwerlich so viel tüchtige Subjekte zu Ccnsoren finden

werde, er vielmehr dasür halte, daß die reine Französische

Einrichtung mit dem Luutionnement die bessere sei, und

es ihm bedenklich scheinen müsse, wenn diejenigen Staa¬

ten, in welchen bereits die Censurfrciheit eingeführt sei,

dem Volke diese Vergünstigung wieder entziehen wollten;"

so wurden die verschiedenen Ansichten in einer der folgenden

Sitzungen weitläufig erörtert, auch wegen einer gleichförmigen

zweckmäßigen Ecnsur-Anstalt Vereinigung getroffen, dieselbe je¬

doch ausdrücklich als eine durch „die gegenwärtige bewegte Zeit

und die rcvolutionaircn Umtriebe" hervorgerufene provisorische

Maaßregcl bezeichnen Wiederholte Einwendungen gegen eine

Verpflichtung aller Bundesstaaten zu Einführung oder Bei¬

behaltung der Ccnsur führten indes; in einer noch späteren

Sitzung zu dem Beschlüsse:

„Es sei nach dem Geiste und Sinne des Preßgcsctz-

Entwurfcs jedem einzelnen Bundesstaate vorbehalten, die

angemessenen und ausreichenden Maaßregcln in seiner

Verwaltung zu ergreifen, um die im Bunde und zur

Sichcrstcllung seiner Mitstaatcn zu übernehmenden Ver¬

pflichtungen einer gehörigen Aufsicht über seine Presse zu

erfüllen; weshalb denn auch jeder Staatsverwaltung nur

überlassen bleiben könne, ob und in wie weit sie die

Ecnsur einführen und auf welche Schriften sie solche

ausdehnen wolle."

ES wurde deshalb in dem nachher erlassenen Beschlüsse



der Bmidesversammlung das Wort „Ecnsur" ausdrücklich ge¬

strichen, woraus erhellt, daß deren Nothwcndigkcit aus jenen

Beschlüssen selbst keineswcgcs zu folgern ist. Hätte man sie

einführen wollen, so würde man statt langer Umschreibungen,

sich gewiß des gangbaren, kurzen, bestimmten Ausdrucks: Een-

sur bedient haben. °)

Außerdem beweisen es aber auch Vorgänge anderer Art,

und namentlich das Beispiel des Königreichs Baicrn, daß

durch die Earlsbadcr Beschlüsse die unbedingte Einführung der

Ecnsur für alle Druckschriften unter zwanzig Bogen nicht ge¬

boten war. Nach 1 des Baierischcn Edicts über die Frei¬

heit der Presse und des Buchhandels oom 26. Mai 1813,

welches dort einen Thcil der Verfassung bildet, ist, „in Anse¬

hung der Bücher und Schriften", welche in Druck gegeben

werden sollen, „vollkommene Prcßsrcihcit gestattet." „Aus¬

genommen von dieser Freiheit sind nur alle politische Zeitungen

und periodische Schriften politischen und statistischen Inhalts.

Diese unterliegen der dafür angeordneten Ecnsur". (H. 2)

Zeitungen waren mithin schon vor den Bundesbcschlüsscn in

Baicrn der Ecnsur unterworfen, dagegen sind Schriften an¬

derer Art, wenn sie auch weniger als zwanzig Druckbogen ent¬

halten, selbst nach Publikation des Bundes-Preßgesetzcs von

der Censur befreit geblieben.

Wäre aber die Einführung der Ecnsur in Folge der

Karlsbader Beschlüsse unbedingte Nothwcndigkeit gewesen, so

bättc auch Baiern dieser Nothwcndigkcit sich fügen und inson¬

derheit für Schriften unter 26 Druckbogen eine Ecnsur anord-

°) 6uiif. DeputalionSbcricht der zweiten Königlichen Sächsischen Kam¬

mer, abgedruckt in den LandtagS-Vcrhandlungcn von 1840. Dresden, vssi-

cirllc Ausgabe, zisg. Z43.
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imi müsse», was gleichwohl nicht geschehe» ist. Als de» in,

Zahre 1831 versammelte» Stände» des Königreichs ei» neues

Preßgcsctz vorgelegt wurdc, sollte sogar die Ccnsur über Zei¬

tungen noch mehr beschränkt werden.

Hierzu kommt noch, daß, wenigstens für die inneren An¬

gelegenheiten des Landes, Ecnsurfrciheit im Großherzogthum

Oldenburg und einigen anderen kleineren Staaten noch derma¬

len besteht, so wie, daß Sachsen eine Reihe von Schriften für

ccnsurfrci erklärt hat. Nach dem Präsidial-Vortrage, womit

das Preßgcsctz vom 2t). September 1819 der Bundesversamm¬

lung vorgelegt wurde, war die ganze Maaßrcgcl — was sich

auch aus ihrer Veranlassung crgicbt — nur gegen die Tagcs-

blättcr und Flugschriften politischen Inhalts, gerichtet. Aus¬

drücklich wird darin nur von Einführung einer Oberaufsicht

über die Zeitungen gesprochen; der Flugschriften geschieht nur

beiläufig und ohne die unpractischc Unterscheidung nach der Bo¬

genzahl, Erwähnung; so daß es den einzelnen Regierungen al¬

lerdings freisteht, ohne Zustimmung der Bundsvcrsammlung

die nicht politische Literatur ihres Landes von der Ccnsur zu

befreien.

Es läßt sich hiergegen nicht anführen, daß das Badcn'schc

Preßgcsctz vom 28. Decembcr 1831 dieser Auslegung gefolgt,

aber durch Bundcsbeschluß vom 5. Juli 1832 für unverein¬

bar mit der bestehenden Bundes-Gesetzgebung erklärt worden

sei. Denn aus dieser Erklärung des Bundestags folgt nur,

daß die Großhcrzoglich Badcnschc Regierung zu weit gegangen

ist, wenn sie im H. 1 des Prcßgesetzes alle Ccnsur, ein¬

schließlich der Ccnsur über die Schriften, welche die Verfas¬

sung und Verwaltung des Großhcrzogthums zum Gegenstände

haben, völlig ausgehoben und sich darauf beschränkt hat, aus
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nahmswcisc im 12. für Zeitungen, Flug- und Zeitschriften
nur in so weit, als sie die Verfassung oder Verwaltung des
Deutschen Bundes oder einzelner Deutscher Bundesstaaten, außer
Baden, zum Gegenstände haben, eine vorgängigc, nur den straf¬
baren Stellen zu versagende Gcnchmhaltung zu fordern.

Das nächste practischc Resultat des Bundes-Prcßgcsctzes
vom 20. September 1819 war indcß allerdings die Aufhe¬
bung der verheißenen Prcßfrcihcit für den ganzen Umfang der
periodischen Presse, und bei anderen Erzeugnissen der Literatur
die Beschränkung jener Freiheit auf Werke, welche über 20
Druckbogen stark sind. Zn Preußen wurde sogar über den
buchstäblichen Inhalt des Bundes-Preßgcsetzcs noch bedeutend
hinausgegangen, indem auch Schriften über 20 Druckbogen der
Ecnsur unterworfen wurden. Dies geschah durch das, auf ei¬
nem ungewöhnlich abgekürzten Wege bcrathcne, für den gan¬
zen Umfang der Monarchie publicirte Ccnsur-Edict vom 18. Ok¬
tober 1819, welches nichts anderes ist, als eine vermehrte, hier
und da verbesserte, überall aber verschärfte neue Auflage des
unter dem Einflüsse des Ministers Wöllncr entstandenen Cen-
sur-Edicts von 1788.

Man hatte zwar die Berliner Buchhändler vorher zu ei¬
ner Versammlung convocirt und um ihre Wünsche, wegen
Einrichtung der Ccusur, befragt. Diese Versammlung be¬
schränkte sich indcß aus wenige, im Gesetz auch wirklich berück¬
sichtigte Anträge: ihr Antrag auf Gründung eines Censur-Gc-
richts aus den Zustitiaricn der Ministerien und einigen Bcisiz-
zern aus der Zahl der Buchhändler, blieb aber unberücksichtigt.
Statt dessen wurde das Obcr-Censur-Collegiumals Beschwerde-
Instanz und Aufsichtsbehörde gegründet, den Ober-Präsidenten
die nächste Aufsicht über die Ecnsur übertragen, und die Er-
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Nennung wissenschaftlichgebildeter Fach-Censore» für die ein¬
zelnen Provinzen angeordnet.

Die neuen Bestimmungen, welche sich sonst noch in diesem
Gesetze finden, waren größtenthcils auf Verschärfungdes alten
Censur-Edicts und auf umfassende Durchführung einer gehörig
controlirtcn, wcitgreifendcn Censur berechnet.

Die Prcßfrciheit der Acadcnüe der Wissenschaften wurde
aufgehoben, und sogar die im TridcntinischcnConcilium an¬
geordnete geistliche Censur in den Bereich dieses Gesetzes gezo¬
gen, indem im Artikel V. verordnet ist, daß katholische Ncli-
gions- und Andachtsbücher nicht eher der gewöhnlichen Censur
übergeben werden sollen, bevor nicht der geistliche Ol'6inkuiu8
bezeugt habe, daß sie nichts enthalten, was der Lehre der ka¬
tholischen Kirche zuwider wäre.

Das Censur-Edict vom 18. Octobcr 1319 ist eine der
letzten organischen Verordnungen, bei deren Erlaß der Staats-
Kanzlcr Fürst Hardenberg mitgewirkt hat. Es könnte auffallend
erscheinen, daß er zu einem Gesetze seine Zustimmung crthcilt hat,
das von seinen, der Prcßfrciheit günstigen Ansichten so entschieden
abweicht, wüßte man nicht, daß der Einfluß Hardenberg'S
damals schon gebrochen war und einer anderen politischen Rich¬
tung Platz zu machen anfing.

Zndcß war der in der Bundcs-Acte enthaltene Grundsatz
der Prcßfrciheit damals noch nicht als aufgegeben zu betrach¬
ten. Sowohl das PreußischeCensur-Edictals das Bundes-
Preßgesctz waren nur provisorische, auf den Zeitraum von fünf
Jahren beschränkte Verordnungen, und der §>. 10. des Prcßge-
setzes enthielt die ausgesprochene Absicht, demnächst zum Prin-
cip der Bundes-Acte wieder zurückzukehren und die einstweilen
eingeführte Censur wieder aufzuheben. Dies schien auch durch
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den Artikel 66 der Wiener Schlußakte vom 16. Mai 1820

bestätigt zu werden, nach welchem die im Artikel 18 der Bun-

dcs-Acte zur Bcrathung der Bundes-Versammlung gestellten

Gegenstände derselben, um durch gemeinschaftliche Ucbcreinkunft

zu möglichst gleichförmige» Verfügungen darüber zu gelangen,
zur ferneren Bearbeitung vorbehalten bleiben sollen.

Die Hoffnung auf baldige Wiederherstellung des in der
Bundes-Acte enthaltenen Grundsatzes ging aber nicht in Erfüllung.

Kurze Zeit vor dem Ablaufe der für die Gültigkeit des provi¬

sorischen Preßgesetzes von 1810 bestimmten Frist wurde durch
den Präsidialvortrag vom 16. August 1824 der Bundesver¬

sammlung zur Erwägung gestellt, daß „ein großer Theil der
im Zahrc 1810 bestandenen feindseligen Elemente, der nämli¬

chen, aus welchen in der jüngst verflossenen Zeit die über so
viele Nationen verhängten Drangsale und Widerwärtigkeiten

entsprungen, auch heute noch in Deutschland vorhanden sei",
und dann auf Antrag des Präsidiums beschlossen, „daß das

mit dem 20. September 1824 erlöschende provisorische Preß-

gesctz so lange in Kraft bleiben solle, bis man sich über ein
definitives Prcßgesctz vereinbart haben würde."

Für Preußen hatte dieser Beschluß die Folge, daß durch
die Ordre vom 28. September 1824 ") das Ecnsur-Edict vom

18. Oktober 1810 gleichfalls auf unbestimmte Zeit verlängert

und nunmehr die beschränkenden Bestimmungen desselben nach

allen Seiten hin schärfer entwickelt und umfassender ausgebil¬
det wurden. So wurde, da sich die im Artikel II. dieses

Edicts enthaltene Censur-Instruction als unzureichend erwies,
durch die Eabinets-Ordre vom 28. December 1824 der Bc-

") Ersetz-Sammlung >i >64.

'0 Gesetz-Sammlung von litt.", p.
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griff religionswidriger Schriften näher bestimmt, nnd außerdem

alle Schriften für unstatthaft erklärt, welche eine Ehrenkrän¬

kung enthalten. Die im Artikel XV. des Censur-Edicts zuge¬

sicherte Befreiung von Ecnsurgcbührcn und der Ablieferung

eines Frci-Excmplars an die Bibliothek wurde ausgehoben, und

in der allcgirten Ordre Drucker und Verleger verpflichtet, für

jeden gedruckten Bogen eine Ccnsurgebühr von 3 Silbcrgro-

schcn zu bezahlen, der Verleger außerdem für verbunden erklärt,

außer einem dem Ccnsor zukommenden Exemplar, zwei Exem¬

plare jedes Vcrlags-Artikels unentgeltlich, das eine an die große

Königliche Bibliothek zu Berlin, das andere an die Univcrsi-

täts-Bibliothek seiner hcimathlichcn Provinz einzusenden. Für

die unter Censur anderer Deutschen Bundesstaaten gedruckten

Verlagsartikcl inländischer Verleger, welche im Auslande Buch¬

handlungen besitzen, wurde eine Recensur eingeführt, und au¬

ßerdem bestimmt, daß die Entschädigungsklagc des Verlegers

wegen der unter Censur erschienenen, aber dennoch im Ver¬

waltungswege verbotenen Schriften lediglich und zunächst ge¬

gen den Ccnsor zugelassen werden solle, — eine Bestimmung,

welche die Aufhebung des im Artikel XIII. des Censur - Edicts und

in anderen Gesetzen ausgesprochenen Entschädigungsgrundsatzes

enthält, dem Imprimatur des Ccnsors alles Ansehen entzieht,

und-, indem sie denselben mit Regreß-Ansprüchen bedroht, die

Selbstständigkeit und Unabhängigkeit seines UrtheilS schwächt.

Aus dieser Ordre geht hervor, daß der Gesichtspunkt, aus

dem man die Censur auffaßte, ein anderer geworden war. Im

Censnr-Edict von.18Il) erscheint die Censur noch als eine

transitorischc Ausnahme von der in der Bundcs-Actc verheiße¬

nen Regel: in der Ordre vom 28. Dcccmber 1824 ist aber

schon zu erkennen, daß man die Rückkehr zum Prinzip der
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Bundes-Acte vor der Hand ganz aufgegeben hatte und eine
umfassende, die GeisteSthätigkeit der Nation controlircnde Ecn-
sur für eine unzweifelhafte Regierungspflichthielt. Unter dem
Einflüsse dieses Gesichtspunktssind alle späteren Verordnungen
erlassen worden.

Zn keinem Deutschen Bundesstaate (vielleicht mit Aus¬
nahme Oesterreichs) ist das provisorische Bundcs-Prcßgcsetzin
einem so weitgreifcndcn Umfang zur Ausführung gebracht wor¬
den, als in Preußen. Namentlich sind in Baiern, Würtcm-
bcrg, Baden und Hessen die Bestimmungen desselben mit gro¬
ßer Mäßigung vollzogen worden, und in diesen Ländern be¬
stand deshalb auch zu allen Zeiten eine größere Preßliccuz als
in Preußen. Da jedoch die in den Deutschen Bundesstaaten
erscheinenden Schriften freien Eingang in Preußen haben, Dc-
bitsverbote einzelner unstatthafter Bücher aber in der Regel zu
spät kommen, um deren Ausschließungvom Verkehr zu bewir¬
ken, so erreicht die Preußische Prcßgesetzgcbung bei aller Strenge
doch nur sehr unvollkommen den Zweck, die Verbreitung schäd¬
licher Schriften zu verhindern. Dies zeigte sich besonders, als
nach der Zulircvolution,und namentlich zur Zeit des Polni¬
schen Aufstandes, von vielen im Süden und Westen Deutsch¬
lands erschienenen Zeitungen und Flugschriften offen die Re¬
publik und der Umsturz der bestehenden Verfassungen gepredigt,
und namentlich die actuellcn Zustände Preußens auf das Hef¬
tigste angegriffenwurden. Debitsverbote verfehlten ihren Zweck,
und Widerlegungen waren nicht erlaubt, da, nach einer noch
jetzt gültigen Vorschrift, der Preußische Censor keine Schrift-
stellc dulden darf, die sich auf ein verbotenes Buch bezieht.
Ucber die Mängel der Preußischen Eensur-Gesetzgebung konnte
sich mithin Niemand mehr täuschen, und auch die Regierung
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verkannte nicht länger das Bedürfnis; einer gründlichen Revi¬
sion und Modifikation der Prcßgcsctzgebung. Man erinnerte
sich, daß cS an der Zeit sei, die vorbchaltcne Vereinigung des
Bundestagsüber die Prcßfragc herbeizuführen, und vcranlaßte
deshalb den Bundcsbcschluß vom 6. April 1832, wonach eine
Bundes-Eommission sich mit Ausführung des 18. Artikels der
Bnndcs-Actc beschäftigen sollte. Die Arbeiten dieser Eommis-
sion haben aber nicht zu einem definitiven Bundes-Prcßgcsctz,
sondern nur zur Unterdrückung einzelner Zeitschriften, zur lite¬
rarischen Zntcrdiction einzelner Schriftsteller, und zu der Ver¬
abredung geführt (Bundcsbcschluß vom 5. Zuli 1832^), die
Aufsicht auf periodische Blätter, so wie auf politische Schriften,
welche in Deutscher Sprache außerhalb der Deutschen Bundes¬
staaten erscheinen, zu verschärfen. Auch in den Wiener Mini¬
steriell-Eonfcrcnzcn von 1834 kam eine definitive Vereinbarung
über die rechtmäßigen Grenzen der Prcßfrciheit nicht zu Stande.
Die Preußische Regierung hatte sich indcß nicht darauf be¬
schränkt, am Bundestage die Preßfrage zur Sprache zu brin¬
gen, sondern zugleich eine umfassende Revision der eigenen Ge¬
setzgebung angeordnet. Es ließ sich erwarten, daß bei dieser
Gelegenheit der Gegenstand nach allen Seiten hin erschöpfend
erörtert werden würde, und in der That sollen auch einzelne
Ministerien, im Bewußtsein der UnHaltbarkeitdes bis dahin
befolgten Ecnsursystcms, Vorschläge gemacht haben, die auf eine
grundsätzliche Acndcrung der Censur-Gcsctzgcbung und auf völ¬
lige Frcigcbung der nicht politischen Presse hinausgingen. Die
Erörterungen wurden aus den verschiedensten Gesichtspunkten
mehre Zahrc hindurch fortgesetzt; die Deutschen Völker hatten

') Gesetz-Sammlung p. 21S.



sich inzwischen beruhigt, nnd da die Extravaganzen der süd¬
deutschen Presse ohne staatSgefährliche Folgen und ohne irgend
einen bleibenden Nachtheil vorübergegangenwaren, so hoffte
man, die Preußische Regierung werde sich überzeugt haben, daß
das Eindringen eines verderblichen Geistes sich durch nichts
weniger verhindern lasse, als durch eine Ccnsur, welche die edel¬
sten Geisteskräfteder Nation zur Waffcnlosigkeitvcrurthcilt.
Gerade die Heftigkeit und Ungebundenheit der süddeutschen, durch
Winkcldruckcreien verstärkten Presse hatte die Rcaction in der
öffentlichen Meinung, welche diesen Exccssen ein Ziel setzte, her¬
vorgerufen, nnd man glaubte deshalb, die Preußische Negie¬
rung werde daraus die Erfahrung entnehmen, daß der Miß¬
brauch der Presse sein bestes Heilmittel im rechten Gebrauche
derselben in sich trage.

Dnrch das Gesetz vom K. August 1837"), welches, ohne
Verbesserung des Systems, nur einzelne, unter einander nicht
zusammenhängendeStrafbestimmungen trifft, ging aber diese
Hoffnung nicht in Erfüllung. Zn diesem Gesetz werden sämmt-
lichc Zeitschriften, ohne Rücksicht auf deren Inhalt, von einer
ministeriellen Eoncession abhängig gemacht; außer dem Ver¬
kaufe verbotener Schriften wird auch das Auslegen und An¬
bieten derselben untersagt; die schon im Zahrc 1834 angeord¬
nete Recensur Polnischer, nicht in den Preußischen Staaten ge¬
druckter Schriften, Blätter und Blättchen wird bestätigt, und
inländische Buchhändler werden zur Recensur ihrer, für das
Ausland bestimmtenVerlags-Artikel verpflichtet.

Das Resultat dieser vieljährigen Verhandlungen war mit¬
hin eine stets wachsende Eensur-Verschärfung, die nicht einmal

Ersetz-Sammlung14b
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ihre» nächsten Zweck erreicht, sondern mir die Wirkung gehabt
hat, daß die Schriften, welche in Preußen auf Ccnsur-Hinder-
nisse gestoßen sind, oder gestoßen sein würden, im deutschen
Auslande, in Sachsen, Vaicrn, Würtcnibcrg, Baden, wo über¬
all eine mildere Ccnsur geübt wurde, gedruckt wurden. Da
nun in Preußen alle Schriften des Deutschen Auslandes freien
Eingang haben, so hat die Censurstrcnge nicht verhindern kön¬
nen, daß gerade diejenigen Schriften, woraus die jetzige Oppo¬
sition auf religiösem und politischem Gebiete ihre Nahrung
schöpft, überall verbreitet worden sind. Zu dieser Hinsicht darf
an das „Leben Zesu" von Strauß, an die Schriften von
Fcucrbach und Br. Bauer und an die Deutschen Jahrbü¬
cher erinnert werden. Daß Dcbitsvcrbote einzelner Schriften
fast immer illusorisch sind und oft mehr zur Verbreitung als
zur Dcbitsverhinderung einer Schrift dienen, bestätigt jeder
Buchhändler und die tägliche Erfahrung. Ungeachtet die Za-
cobi'scheu „Vier Fragen", die „unpolitischen Lieder" von
Hoffmann, die „Lieder eines kosmopolitischen Nachtwächters"
von Dingc lstädt, verboten worden sind, und das Verbot
der erstgcdachten Schrift sogar in allen Deutschen Bundesstaa¬
ten stattgefunden hat, sind diese Schriften überall im Lande
verbreitet.

Erst mit der ThronbesteigungSr. Majestät des jetzt re¬
gierendenKönigs hat die fortschreitende Censurverschärfung der
letzten Dcccnnicn ihr Ende erreicht. Hatte sich unter dem Ein¬
flüsse dieser Ecnsurstrenge die öffentliche Meinung in Preußen
daran gewöhnt, den Ereignissenim Auslande mehr Zntcrcsse
zuzuwenden, als den eigenen Angelegenheitenund vaterländi¬
schen Interessen, so war es zunächst die hinreißendeKraft der
Königlichen Htildigungsreden,welche mit elektrischer Gewalt die



Nation aus ihrem politischen Wintcrschlafe erweckte. De»!
mächtigen Aufschwünge gegenüber, der diesen unvergeßlichen Re¬
den folgte, war der ncutralisircndc Beruf der Eensur ein un¬
möglicher geworden, und als bald darauf den Provinzialstän-
dcn die ccnsurfrcic Veröffentlichung ihrer Verhandlungen ge¬
stattet wurde, ging der herkömmliche beschrankende Standpunkt
der Eensur in der Freiheit dieser Mitthciluugcn unter. Es war
deshalb nur eine unvermeidliche Eonsegnenz dieser Thatsache,
daß durch die Ordre vom Kl. Deccmbcr und die daraus gegrün¬
dete Ecnsur-Znstruction vom 24. Deccmbcr 1841 die Berechti¬
gung des Volks zur öffentlichen Besprechung seiner Interessen
ausdrücklich anerkannt, lind den Ecnsoren untersagt wurde, der
sclbstständigcn Entwickclung cincr nationalen Literatur länger
entgegenzutreten. Den Ernst dieser Zusage hat die Erfahrung
bestätigt. Denkwürdige Verfügungen haben das Gebiet der
Eensur auf ihre gesetzlichen Grenzen beschränkt und den Werth
einer unabhängigen Presse anerkannt. Die neueste Königliche
Verordnung vom 4. Octobcr 1842 endlich hat die Verheißung
einer gründlichen Revision der gesummten Preßgcsetzgcbnng er¬
neuert, und der Preußischen Literatur das unschätzbare Ge¬
schenk einer vollen Preßsrciheit für alle Schriften über zwanzig
Druckbogen gemacht.

Zn der Ecnsur-Znstruction vom 24. Deccmbcr war die
Erwartung ausgedrückt, daß an.dcr freieren Presse der erwachte
Nationalgeist sich kräftigen und erziehen werde. Zc mehr diese
Erwartung in Erfüllung geht, desto begründeter ist die Hoff¬
nung, daß man die Unmöglichkeit legislatorischer Rückschritte
auf dem Gebiete der Preußischen Preßgesctzgcbung erkennen werde!







Literarische Vorbemerkung

Die Ersetze und Verwaltung-Vorschrift», welche den Rcchtszustand

der Preußischen Presse bestimme», sind in verschiedene» Sammlungen und

Werten zerstreut: Die organischen Bestimmungen über den Umfang der

Preßfrciheit, über Handhabung und Grenze der Ccnsur, über die Verhält¬

nisse derjenigen Gewerbtreibcudcn, welche sich mit der Verbreitung von Prcß-

erzengniffeu beschäftigen, sind durch die osficiclla Gesetzsammlung publicirt;

einzelne Cabinets-Ordrcs sind durch die Regierung-Amtsblätter zur ö'ffcnt-

liehen Kcnnlniß gebracht; diese und andere finden sich in den halbofficicllcn

„Annale» der inneren Verwaltung" und in dem seit dem Jahre 1840 er¬

scheinenden „Ministcrial-Blatt für die innere Verwaltung" abgedruckt.

Hierin sind auch die erläuternden, ergänzenden und abändernden Ministerial-

Nescriptc, insoweit sie der Oeffcntlichkcit übergeben worden sind, enthalten.

Die strafrechtlichen Bestimmungen gegen den Mißbrauch der Presse sind,

nach Maaßgabe der in den verschiedenen Landcstheilcn bestehenden Gesetzge¬

bung im Allgemeinen Land-Recht, im Französischen Strafgesetz-Buche und in

de» Ncchlsgucllen des gemeine» Römischen und Deutschen Rechts zu suchen.

Die große Verschiedenheit dieser Quellen trägt nicht dazu bei, Verständnis'

und Anwendung der Preußischen Prcßgcsctzgcbung zu erleichtern, zumal ge¬

rade dieser Thcil der Legislation dem Einflüsse wechselnder politischer Ansich¬

ten überall vorzugsweise unterworfen gewesen ist. Durch Privatsammlun-

gc» ist dem Bedürfnis; einer übersichtlichen Zusammenstellung der Prcuß.

Preßgesetzgebung nur unvollkommen genügt worden. Dies gilt besonders

von der 1841 bei Heinrichhofe» in Magdeburg erschienenen „systematisch ge¬
ordnete» Sammlung der Ergänzungen des Ccnsur-Gesctzcs von von der

Heydc, worin ohne alle Ordnung und Kritik unter ganz willtührlichen,

zum Thcil unrichtigen Ueberschriften der Tcrt der meisten Gesetze und Ver-

waltittigs-Riscriptc zusammengestellt ist. So wird z. B. Die im Art. VII. des

Ccnsur-Edicts angeordnete Suspension der den Universitäten und der Ber¬

liner Akademie der Wissenschaften verliehen gewesenen Ccnsurfrciheit unter

der Ucbcrschrift: „Aufhebung der Ccnsur durch die Akademien dcrWisscu-

schaften und der Universitäten" abgehandelt. Am brauchbarsten ist das

1840 bei Aderholz in Breslau erschienene Ncpcrlorium von von Rönne

und Simon (das Polizei-Wesen des Preußischen Staats I. Band Seite 678
4«



V. Allgemeine Begründung des privat- und

staatsrechtlichen Verhältnisses der Presse

Berechtigung zum Gebrauche der Presse.

5- l.

(^b der Gebrauch der Druckerprcfsc zur öffentlichen Mitlbci-

lung der menschlichen Gedanken, zu den sogenannten ursprüng¬

lichen und natürlichen Rechten gehöre, ist auch für diejenigen,

welche einen Rechtszustand vor und außerhalb der bürgerlichen

Verbindung für denkbar halten, eine müßige Frage, da die

Presse ein Product des gesellschaftlichen Zusammenlebens ist,

Den Verfassern «waren die Minigm.il - Acten zugänglich, nnd sie geben

deshalb eiize weit vollständigere und besser geordnete Zusammenstellung

der sie eine geschichtliche Einleitung vorausschicken. Auch dieses sonst sehr

schätzbare Rcpcrtorinm geht indes; in diesem Thcilc von einem ganz ncgati-

ve» Standpunkte aus, indem es die Thätigkcit der Press- unter die „gegen

die allgemeine Sicherheit gerichteten Handlungen" subsuniirt,

nnd die Presigcsctzgcbnng ausschließlich unter den Gesichtspunkt von „Bor-

kchrungcn gegen Prcßunfng zur Verhütung der Verbreitung

gefährlicher Meinungen" stcllt. Mit einem gesicherten Ncchtszustandc

der Presse, den Wissenschaft und Praxis zu erstreben haben, ist diese Auf¬

fassung unverträglich. Die eingreifenden Erlasse, welche seit der Thronbestei¬

gung Seiner Majestät des jetzt regierenden Königs über das Nechtsvcrhält-
niß der Presse erschienen sind, habe» überdies die Brauchbarkeit dieser früher

herausgekommenen Repcrtoricn sehr vermindert. Dogmatische Schriften über

die neuere Preußische Prcßgesetzgebung sind nicht vorhanden; dagegen hat

die inländische Tagespreise seit der Censur Instruction vom 24. Deeember

18il zahlreiche kritische und polemische Aufsätze über cinzcluc Materie» der¬

selben geliefert, die zum Thcil sehr gediegene Urtheilc enthalten, fast durch¬

gängig aber den Mangel zureichender Kcnntniß des bestehenden Rechts vcr-

rathcn, und dadurch auf das. Bedürfnis; einer übersichtliche» und folgerich¬

tigeren Zusanimensieklung des gesetzlichen Materials hinweisen.
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und ihr Gebrauch auf einem sociale» Bedürfnis? beruht. Er

ist deshalb an die Regeln der gesellschaftlichen Ordnung ge¬

bunden, und steht in dieser Hinsicht mit jedem anderen geselli¬

gen Rechte auf Einer Linie. Hieraus folgt aber nicht blos,

daß das Recht, seine Gedanken durch die Presse mitznthcilen,

seine Schranken hat, sondern auch daß dasselbe mit allen

andern gesellschaftlichen Rechten gleichen Schlitz genießt. Als

das edelste bürgerliche Recht, auf dem die heutige Eivilisa-

tion beruht, als Träger der Wissenschaft und Kunst, Be¬

darf und verdient es sogar vor allen anderen Rechten der

Pflege und des gesetzlichen Schutzes. In diesem Sinne er¬

kennen auch die Preußischen Gesetze ausdrücklich den Grund¬

satz an, daß Zederman berechtigt sei, sich der Presse zu be¬

dienen, um Thalsachcn, Meinungen, Urtheilc und bildliche Dar¬

stellungen zu veröffentlichen. Sic schützen dieses Recht nicht

bloS durch besondere Rechtsmittel, indem sie z. B. gegen die

Willkühr der Ccnsorcn Beschwerde zulassen, und eine besondere

*) l. Art. X. des Circulars vom 4. J'uni t772. Es ist bei dieser Ccnsur

jedoch kcincswcges Unsere allcrgnädigste Absicht dahin gerichtet, eine anstän¬

dige und ernsthafte Untersuchung der Wahrheit zu hindern, sondern nur

demjenigen zu steuern, was den allgemeinen Grundsätzen der Religion und

sowohl moralischer als bürgerlicher Ordnung zuwider ist.
2. Art II. des Ccnsur-Edicts vom 19. Dcccmbcr 1788. Die Absicht

der Censur, ist kcincswegcs eine anständige, ernsthafte und bescheidene Unter¬

suchung der Wahrheit zu hindern, oder sonst den Schriftsteller» einen un¬

nützen und lästigen Zwang aufzulegen.

3. Cab. Ord. vom 29. Februar 1894. Eine anständige Publieität ist

der Regierung und de» Untcrthancn die sicherste Bürgschaft gegen die

Nachlässigkeit und de» bösen Willen der untergeordneten Ossiciantcn und

verdient auf alle Weise befördert und geschützt zu werden.

4. Art. II. des Ccnsur-Edicts vom 18. Octobcr 1819. Die Ccnsur

wird keine ernsthafte und bescheidene Untersuchung der Wahrheit hindern

noch den Schriftstellern ungebührlichen Zwang auslege», »och den freie»
Verkehr des Buchhandels hemmen.
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Behörde zu deren Entscheidung bestimmen, sondern sie erkennen
das Recht zum Gebrauche der Presse auch als ein Privatrecht,
als einen Vcstandtheil des Eigcnthums au, und bewilligen ihm
wenigstens theoretisch den Schuh, den jedes Eigcnthum genießt.

Nach 5. 2 Tit. 8. Thl. I. A. L. R. ist alles ein Ge¬
genstand des Eigenthums, was einen ausschließenden Nutzen
gewahren kann, und nach und 13 a. a. O. darf der
Preußische Ilnterthan sein Eigcnthum zu allen Vortheilcn, welche
es gewahren kann, gebrauchen, ohne von diesem Gebrauche,
so weit es die Gesetze nicht ausdrücklich verordnen, Jemanden
Rechenschaft schuldig zu sein. Das Recht zum Gebrauche der
Presse, der geschriebene Gedanke, das gedruckte Wort, kann
einen ausschließenden Nutzen gewähren, und ist deshalb, nach
den unzwcifclhastcn Bestimmungen dieser Gesetze, ein Gegenstand
des freien und unbeschränkten Privatcigenthums,

Auf diesem Gesichtspunkte beruht die Lehre vom Vcrlags-
rechte, welches das Gesetz jH, 999 und 998 Tit. 11, Thl. I
A. L. R.) als die Befugniß des Verfassers einer Schrift be¬
zeichnet, dieselbe durch den Druck zu vervielfältigen und aus¬
schließend zu veräußern. Gegen den Eigennutz Dritter schützt
der Staat die Ausschlicßlichkcit dieses Eigenthums durch beson¬
dere Nachdrucksgcsctzc stz. 4- des Gesetzes vom 11. Juni 1837),
und nirgends bestimmen die Gesetze, daß dies Eigcnthum nur
unter Privatpersonen scins Wirkungen äußere und der Regie¬
rung gegenüber nicht gelte. Es würde dies die ganz unstatt¬
hafte Annahme eines fiskalischen Obcrcigenthums an der Gei¬
steskraft der Nation in sich schließen; es würde zu der Ansicht
führen, daß die Presse ein Monopol der Regierung,und die
Druckerlaubniß ein besonderer Act der Gnade, ein spccicllcs
Privilegium, sei. In keinem Satze des Preußischen NcchtS



findet diese mit der Sicherheit des Eigcnthums unverträgliche
Ansicht mich mir eine scheinbare Begründung. Insofern man
sich also unter Prcßfrcihcit das Recht denkt, von seinem lite¬
rarischen und artistischen Eigcnthnm freien Gebrauch zu ma¬
chen, liegt dieselbe als Grundsatz im Preußischen Rechte, und
es wird nur darauf ankommen, zu bestimmen, in wie weit Ge¬
setzgebung und Praxis auch die Conscquenzcn dieses Grund¬
satzes anerkennen, und welchen Beschränkungender freie Ge¬
brauch jenes Rechts im Interesse der öffentlichen Ordnung
unterliegt.

Staats - Aussicht über die Presse.

H. 2.

Ulan mag den Staat unter dem Gesichtspunkteeines
christlichen Staats, oder eines bloßen Rechtsstaats auffassen,
so hat er den Beruf, den Gebrauch der Presse so zu regeln,
daß er die allgemeine Freiheit und Sicherheit und somit den
Zweck der geselligen Ordnung nicht beeinträchtige. Auf Un-
gebundcnhcit und Gesetzlosigkeithat keine menschliche Thätigkcit,
am wenigsten die dem Mißbrauch leicht zugängliche Presse An¬
spruch, und Prcßfrcihcit im Sinne völliger Unvcrantwoxtlich-
kcit der Schriftsteller ist ein rechtswidriges Unding. Der Staat
hat das Recht und die Pflicht, den Mißbrauch zu verhindern
und zu bestrafen, und daraus entspringen gewisse Schranke»
für die öffentliche Mittheilung die der Gesetzgeber zu bestimmen
hat. Diese Schranken müssen so präcis und genau gezogen
werden, daß sie einer willkührlichcn Erweiterung nicht zugäng¬
lich sind; sie beruhen auf der Nothwcndigkcit, die öffentliche
Ordnung und die Grundlagen des Staats gegen Erschütterun¬
gen durch die Presse zu sichern, und dürfen mithin nicht über
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dicsc Nothwcndigkcit hinausgehen; sie dürfe» de» erlaubte»

Gebrauch der Presse weder beschränke» »och erschwere», u»d

müsse» überall das Privatrecht achte», d. h. das Eigcnthum

am geschriebene» und gedruckte» Wort nur aus denselben

Gründe» und unter denselben Bedingungen beschranken, als »

dies dem Staate im überwiegenden Interesse des Gemeinwohls

an jedem anderen Privatcigcnthum gestattet ist. Diese gesetz¬

lichen Schranke» hat die Regierung kraft ihres Aufsichtsrcchts

nach zwei Seiten hin zu überwachen, indem sie nicht blos je¬

dem Mißbrauche der Presse entgegen zu treten, sondern auch

jeder rechtswidrigen Beschränkung des literarischen Eigcnthums,

jeder willkührlichen Erweiterung der gegen den Mißbrauch ge¬

zogenen Schranken zu begegnen, d. h. dafür zu sorgen hat,

daß die Communication der Gedanken nicht willkührlich gehin¬

dert werde. Eine Regierung, die nur die eine Seite dieses

Aufsichtsrechts auffaßt, die sich nur negativ und abwehrend,

nicht fördernd und schützend zu der Presse verhält, die nur die

Gefahren und nicht die Wohlthatcn der Presse beachtet, ver¬

kennt den edelsten Theil ihres Berufs.

Zwei verschiedene Wege sind cS, auf denen die Freiheit

der Gedankcnmitthcilung vor Mißbrauch bewahrt werden kann:

entweder durch Anordnungen, die diesem Mißbrauch vorzu¬

beugen bestimmt sind, oder durch solche, die ihn nach der

That zum Gegenstände gesetzlicher Ahndung machen. Die er¬

ster» gehören in die Klasse der Polizei-Gesetze, und werden in

der Regel Ccnsur-Anstalten genannt. Die andern müsse»

Strafgesetze sein, weil keine Handlung vor eine» Gerichtshof

gezogen werden kann, welche nicht ein vorher bestehendes Gesetz

als straffällig bezeichnet hätte.

In dicscr letzteren Bedeutung spricht man von einem Rc-



prcssiv-Systmi imd von cincm zn seiner Ausführung bestimmten

Preßgcsctz, worin die einzelnen Prcßvcrgchen und die dafür ange¬

drohten richterlichen Strafen enthalten sind. Der Gegensatz davon

ist das Prävcntivsystcm und das zu seiner Ausführung bestimmte,

die Verwaltung dcrCensur regelnde Ccnsurgcsetz. Auf diesen Unter¬

schied bezieht sich der ganze Meinungsstreit über die Prcßfragc.

Kcins der beiden Systeme scheint aber seinen Zweck vollständig zu er¬

füllen: wahrend das eine über dem Streben, die öffentliche Ord¬

nung durch vorbeugende Maaßrcgeln zu schützen, die wohlthä-

tige Bedeutung der Presse leicht vergißt, stellt das andere, um

die Freiheit des Worts und das literarische Eigcnthum zu ret¬

ten, die öffentliche Ordnung blos, indem es auf jede zuvorkom¬

mende polizeiliche Thätigkcit verzichtet. Was das eine zu viel

thut, thut das andere zu wenig. Das System polizeilicher

Vorkehrung ist indcß von jeher durch die öffentliche Meinung

am meisten bekämpft worden: es hat sich durch Nichtachtung

des literarischen Cigcnthums und durch willkührlichc Beschrän¬

kung der erlaubten Schrcibsrcihcit um seinen Credit gebracht;

auch sind seine Freunde und Gegner darin einig, daß cS kein

zureichendes Mittel gicbt, um seine Ausartung in unerlaubten

Gcistcsdruck gänzlich zu verhindern. Man hat sich deshalb dar¬

an gewöhnt, darin ein System der Unfreiheit zu sehen, und

ihm das andere als das System der Freiheit entgegengesetzt.

Hieraus hat sich ein bestimmter und allgemeiner Sprachgebrauch

gebildet, wonach unter Prcßfrciheit nichts anderes verstanden

wird, als das Recht, zum Publikum zu reden, ohne irgend ei¬

ner vorangehenden Aussicht oder Coutrolc unterworfen zu sein.

In diesem Sinne ist das allgemeine Verlangen nach Prcßfrci¬

heit kcincswcgcs gleichbedeutend mit dem Verlangen nach Ungc-

bundenhcit. Dic Verlhcidigcr der Preßsreihcit erkennen das Aus-



sichtSrccht des Staats über die Presse mid die Nolhwcndigkeil

gesetzlicher Schranken für die öffentliche Mitthcilung überall a»:

sie geben zu, daß der Mißbrauch der Presse nachdrücklich ge¬

straft werden müsse, und verlangen nur, daß die freie Gcdan-

kenmitthcilung von dem Pessi'missmus der Polizei cmancipirt

werde; sie wollen, daß das geistige Eigcnthum auch der Re¬

gierung gegenüber, unter den Rechtsschutz der Gerichte gestellt

und der schriftstellerische Beruf, indem er von der ihn verdäch¬

tigenden polizeilichen Spccialaufsicht befreit wird, zum Range

jeder anderen Thätigkcit erhoben werde.

Es kann nicht geleugnet werden, daß dies Verlangen, weit

entfernt blos eine Forderung des modernen Liberalismus zu

sein, einer tiefbcgründcten nationalen Richtung begegnet, welche

mehr Vertrauen zur Rechtspflege als zur Polizei hat, und den

Schutz des Rechtes als die höchste Pflicht des Staates ansieht.

L. Prinzipien der Preßbeaufsichtigunzz in

Preußen.

H. 3.

Die Preußische Gesetzgebung über Beaufsichtigung der

Presse hat aufgehört, ei» reines Präventiv-Softem zu bilden,

nachdem durch die Ordre vom 4. Octobcr 4842 ein großer Thcil

der Literatur unter das Prinzip der Preßfrcihcit gestellt und

dadurch der Anfang gemacht worden ist, die Verheißung der

Bundcsactc zu erfüllen. Die Ordre vom 4. Octobcr 4842

kündigt diese partielle Preßfrcihcit nicht etwa als eine Aus-



nähme von der Ecnsur, sondern als die Aufhebung einer durch
die Bundes-Gesetzgebung nicht geforderten Beschränkung,mit¬
hin als eine Nücktjehr zur Regel an. Hieraus folgt, daß
die Ecnsur, so weit sie in Preußen noch besteht, ein singuläres
Institut ist, das der einschränkenden Auslegung unterliegt.
Fällt überdies der freie und unbeschränkte Gebrauch der Presse
unter den Gesichtspunkt des PrivatcigenthumS, so ist eine Ein¬
richtung, welche, wie die Ecnsur, jeden einzelne» Gebrauch von
einer vorgängigcn polizeilichen Genehmigung abhängig macht,
immer ein sspeeptionellcrZustand. Bei Darstellung der Preu¬
ßischen Prcßgcsctzgcbung muß man mithin die Freiheit, als die
Regel, voranstellen,und ihr das die Freiheit beschränkende Prä-
vcntivsvstcm folgen lassen "). Unter diesen vorbeugenden Maaß-
rcgcln nimmt die Ecnsur mit ihren Ausnahmen, HCcnsurfrcihci-
tcn) die erste Stelle ein.

Außer der Eensur, welche nur gegen den Druck und nicht
gegen die Verbreitung gefährlicher Schriften gerichtet ist, gicbt
es aber noch andere vorbeugende Maaßrcgcln, wodurch die
Preußische Regierung ihr AufsichtSrccht über die Presse ausübt.
Dahin gehören, außer einigen specicllen, die Debitsfähigkeit ge¬
druckter Schriften näher bedingenden Vorschriften, die besonde¬
ren Bedingungen, von welchen die Eoncessionirungder Zeit¬
schriften und der Gewerbe-Betrieb des Buchhandels abhängig

°) Antillen, über die Gesetzgebung der Presse. Borlcsung in der Siz.

zung der Akademie der Wissenschaften zu Berlin, am 14. Marz 1816. Zn

der Prctzgcsctzgcbung mutz man jederzeit vom Dasei» der Freiheit ausgehen,

das Gesetz erschafft sie nicht, es regelt sie klotz; sie ist nur beschrankt durch

die zur Aufrechlhaltung der Freiheit Aller nothwcndigc» Bedingungen; aber

man mutz jederzeit zuvor die Freiheit anerkenne» und verkündigen, bevor
man von ihre» Beschränkungen reden darf. —



gemacht ist, ferner die Bedingungen, an welche die Debitsfä-

higkeit der im Auslände erschienenen Schriften geknüpft ist,

und die Maaßregcln, wodurch bereits gedruckte Schriften außer

Verkehr gesetzt werden.

k. Inländische Presse.

l , Preßfrcihcit (Repressiv-System.)

u) Begriff und Gegenstände.

5- 4.

Folgende Erzeugnisse der Preußischen Presse sind unter das

Prinzip der Preßfrcihcit gestellt, und unterliegen mithin keiner

vorgangigcn Druckgenehmigung:

l) Musikalien"). Diese Preßfrcihcit gründet sich auf

die Unmöglichkeit, durch Musik-Noten die öffentliche Ordnung

zu gefährden. Es ist zwar der Fall vorgekommen, daß man

auch Melodien für censurwidrig gehalten hat; die Hugenotten

von Mcycrbccr kamen im Jahre k830 im Königstädter

Theater nicht zur Aufführung, weil bekannte Melodien von

Kirchenliedern darin profanirt sein sollten. Jndcß bezog sich

dieses Bedenken nicht auf den Druck oder Debit der Partitur,

sondern nur auf die öffentliche Aufführung des Stückes, war

also ein Bedenken der Thcatcrccnsnr, welche in der polizeilichen

Aufsicht über theatralische Vorstellungen besteht und nach an¬

deren Prinzipien als die Bücher-Ecnsur ausgeübt wird.

Die Preßfrcihcit der Musikalien erstreckt sich aber nicht

auf den hinzugefügten Text, insofern die Partitur nicht 20

Ncscript dce Staatskanzlers vei» 0. Januar 1L2l,



Druckbogen übersteigt"). Gesetzlich unterliegen auch die den
Noten hinzugefügten Kunstausdrückc andante, a>I«zArc> n. s. w.
der Ccnsur; »ach der Praxis ist diese Ccnsur, die auf eine leere
Förmlichkeithinausgehen würde, jedoch ganz außer Gebrauch
gekommen.

2) Bildliche Darstellungen:
Die durch die Deutschen Rcichsgcsetzc angcordnctcC cnsur

erstreckte sich auch auf bildliche Darstellungen, durch den Rcichs-
abschied zu Nürnberg 1621 und durch die Reichs-Polizei-Ord¬
nung von 1677 war den Obrigkeiten zur Pflicht gemacht, „bei
ihren Truckcrcicnund sonst allenthalben nottürfftig cinsehcns
zu haben, damit Schmachschriftvnd Gcmälds hintcrthcr
gentzlich abgcthan wcrd, und nicht weiter auSgcbrcit."

Die Preußischen Ccnsur-Edictc von 1719 und 1788 be¬
schranken aber die Ccnsur ausdrücklich auf Bücher und Schrif¬
ten, und schon der Staats-Kanzler folgerte hieraus in einem
Ncscriptc vom 27. Zum 1818, daß Bilder keiner Censur un¬
terworfen seien.

Das neueste Ccnsur-Cdict von 1819 bestätigt zwar diesen
Grundsatz, indem es die Censur gleichfalls nur auf Schriften
bezieht; spätere Ministerial-Reskripte führten aber dennoch eine
Bilder-Ccnsur ein, indem sie die gesetzliche Berechtigung dazu
aus dem allgemeinen Zwecke der Ccnsur und aus einer miß¬
verstandenen Auslegung der Einleitung zum Ccnsur-Cdict von
1788 herleiteten, worin von unbesonnenenSchriftstellern die
Rede ist, welche die Presse zu „schlüpfrigen Bildern" mißbrau¬
chen. Mit vollem Rechte erklärte deshalb der Minister des

*) Cab.-Ordrc vom 4. Octobcr 4842.

") Hierbei hatte man nur Spottbildcr im Auge, welche auf die Kir-

chmtrenmuig sich bezogen, und die confcssionellc Erbitterung vergrößerten.



Znncni >>i dem Cimilar vom ^8. Mai daß die pra

venlivc Censiir hildlichcr Darstclliiiigcii der geschlichen (stnmd-

lagc cnlbehie, >i»d wies die Polizei - Behörden an, sich darauf

») Ministerialblatt Nr. 270. Circular-Verfügung an sämmtliche

Obcrpräsidicn: Es ist bisher attgenonimc» worden, daß Bilder, welche durch

Kupferstich, Litbographic oder aus andcrcni Wege vervielfältigt werde», der

Eensur untcrworsen seien, und es ist diese Censtir nach Analogie der im
Artikel IV. des Censur-Ediets vom 18. Oktober 1819, über die Eensur von

Gelegenheitsgedichten, Schulprogrammrn und andern einzelnen Blättern dieser

Art, enthaltenen Bestimmungen, den "Polizei-Behörden übertragen worden.
Eine nähere Prüfung des gedachten Grundsatzes hat mich indeß überzeugt,

daß die Bilder - Eensur der gesetzlichen Grundlage entbehrt. Das allcgirle

Eensur-Edict und der demselben zum Grunde liegende Bundesbeschluß bezieht

sich nur auf Druckschriften, und erfordert nur für diese eine vorgängigc

Eensur, und auch das Censur-Edict vom 19. Dcccuibcr 1788 enthält keine

dircctc Vorschrift, woraus sich eine solche präventive Beschränkung des Ver¬

kehrs mit Bildern herleiten ließe. Die Eensur unterliegt aber, schon

ihres singulare» Characters halber, überall der striktesten

Auslegung, und muß auf das ihr durch positive Gesetze ange¬

wiesene Gebiet streng begrenzt werde». Es darf mithin klinstig

nicht mehr gefordert werden, daß Bilder, welche zur Vervielfältigung und

zum Verkaufe bestimmt sind, vorher der Polizeibehörde zur Eensur vorge¬

legt werden, wobei es sich jedoch nach den gesetzlichen Bestimmungen von
selbst versteht, daß jede auf einem Bilde angebrachte Schrift der vorgängi¬

gc» Druckcrlaubniß des ordentlichen Ccnsors unterliegt. Die Polizei hat sich
hiernach darauf zu beschränken, gegen die Schaustellung und Verbreitung

unsittlicher, schlüpfriger, oder sonst anstößiger Bilder, so wie gegen solche,

welche unter die Strasbcstinnnung der hh. 166. und 672. Tit. 2t). Thl. II.

des A. L.-R. fallen, die gesetzlichen Repressiv-Maßregeln zu ergreifen.

Indem ich deshalb das über die Bilder-Ccnsur erlassene Reskript vom

21. Januar 1823 (Annal. S. 101) hierdurch aufhebe, ersuche ich das

Königl. Ober-Präsidium, die betreffenden Polizeibehörden hiernach mit An¬

weisung zu versehe», und zur Ausführung dieses Erlasses, wodurch sich auch

die Circular-Rescriptc vom 7. Februar 1832 (Annal. S. 169) und 8. Mai

1837 lAnnal. S. 138) modificircn, das sonst Erforderliche zu verfügen.

Berlin, den 28. Mai 1812.

Der Minister des Innern und der Polizei,

(gez.) v. Rochow.
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zu beschränke», gegen strafbare Bilder die gesetzlichen Reprcssiv-
Maaßzrcgeln zu ergreifen.

Seit Aufhebung der Bilder-Censur sind eine Reihe von
Caricaturcn erschienen, welche die Zweckmäßigkeit dieser Aufhe¬
bung in Frage stellen können, da sie zum Thcil die Grenze des
Unerlaubten berühren und eine große Ungebundenhcit kund geben.

Im Verhältnis; zu der sonstigen Preußischen Ccnsurstrcngc
erscheint die Prcßfreiheit bildlicher Darstellungen auch in der Thal
als eine Anomalie, und es kann nicht wohl ausbleiben,daß
der auf dem Gebiete der Literatur durch die Censur gebundene
Muthwillc sich durch bildliche Darstellungen Luft macht. Daß
ein Bedürfnis; zu einer präventiven Beaufsichtigung bildlicher
Darstellungen auch im Allgemeinen vorhanden ist, dafür scheint
die Thatsachc zu sprechen, daß in andern Deutschen Bundes¬
staaten die Censur auch die Bilder umfaßt, und daß man in
Frankreich eS für nöthig erachtet hat, durch Einführung einer
besonderen Bilder-Ccnsur eine Ausnahme von dem verfassungs¬
mäßigen Grundsätze der Preßfrcihcit zu machen. Offenbar ist
auch der Reiz zum Mißbrauch bildlicher Darstellungen größer,
und der Mißbrauch selbst leichter, die Ahndung desselben aber
schwieriger als bei Druckschriften. Dazu kommt endlich noch,
daß die aus dem Interesse der Wissenschaft und der Wahrheit
entnommenen Gründe, welche der Preßfrcihcit das Wort reden,
nicht in gleicher Stärke für die freie Veröffentlichung bildlicher
Darstellungen sich geltend machen lassen. Zndcß konnte die
Frage nach der Zweckmäßigkeit nicht aufkommen, nachdem man
erkannt hatte, daß die Bildcr-Censur in Preußen jeder gesetzli¬
chen Grundlage entbehre; die Aufhebung mußte deshalb erfol¬
gen, wenn man nicht eine ganz ungesetzliche präventive Be¬
schränkung des Verkehrs mit Bildern gut heißen wollte.



3) Bücher, deren Text mit Ausschluß der Bei¬

lagen zwanzig Druckbogen übersteigt, welche also 321

Octav- oder 494 Quart-Seiten stark sind.

Ans Bücher, welche in einzelnen Lieferungen erscheinen,

erstreckt sich diese Prcßfreihcit nur insofern, als der Text jeder

Abtheilnng zwanzig Druckbogen übersteigt^).

Nach den Worten der Ordre vom 4. Octobcr 4842 liegt

dieser Bcstinnnnng die Absicht zum Grunde, schon jetzt die

Presse von einer durch die Bundesgcsctzgcbung nicht geforder¬

ten Beschränkung zu befreien.

Das provisorische Bnndcsprcßgcsetz vom 29. September

4819 überläßt es im nämlich der Autonomie der ein¬

zelnen Bundesstaaten, über die Behandlung der Bücher, welche

mehr als zwanzig Druckbogen stark sind, gesetzliche Bestimmun¬

gen zu geben, und beschränkt die angeordneten vorbeugenden

Maaßregcln nur auf Zeit- und Flugschriften, die nicht über

29 Bogen im Druck stark sind, so daß Schriften über 29 Bo¬

gen bundesgcsetzlich keiner Ccnsnr unterworfen sind. Das Ceu-

snr-Edict von 1849 war über diese Bestimmung hinausgegan¬

gen, und hatte alle zur Herausgabc bestimmten Schriften', ohne

Rücksicht auf die Bogenzahl, der Ccnsnr unterworfen. Zu der

That kann auch eine polizeiliche Unterscheidung der Bücher nach

der Bogenzahl nicht für praktisch gelten. Die Schwierigkeit,

den Begriff einer Flugschrift festzustellen, deren präventive

Beaufsichtigung vom Bundestage allein beabsichtigt wurde, hat

diese Unterscheidung geschaffen, welche auf der Annahme zu be¬

ruhen scheint, daß Schriften über 29 Bogen deshalb weniger

gefährlich seien, weil sie wegen ihres Preises den unteren BolkS-

) Cabi»ct§-Ordrc v. 4. Octobcr 4842 (Gcs.-S. S. 2Zo.)



klaffen nicht leicht zugänglich sind, auch eine ruhige Erörterung

des Gegenstandes eher erwarten lassen, als minder voluminöse

Schriften. Indes; vermittelt die Allgemeinheit der Leihbiblio¬

theken und Lcscgcscllschaftcn die Verbreitung der Schriften ohne

Rücksicht auf ihren Preis, und Schriftsteller, welche einen staats-

gefahrlichcn Zweck verfolgen, finden auch Mittel zur Ermäßi¬

gung des Preises ihrer Schriften. Die Bogenzahl einer Schrift

enthält also keinen Maaßstab für ihre Gefährlichkeit. Prakti¬

sche Unterscheidungen lassen sich nur aus dem Zuhalte einer

Schrift entnehmen, und an allgemeine wissenschaftliche Kate¬

gorien anschließen; äußere Merkmale ihrer Gefährlichkeit giebt

es nicht. —

Ausgeschlossen von der durch die Ordre vom 4. Octobcr

1842 verliehenen partiellen Prcßfrciheit sind:

au) anonyme und Pseudonyme Schriften.

Schon das Tridentinischc Concilium und der Rcichsab-

schied von 1576 H. 156. erklärten sich gegen die Duldung

anonymer Schriften, und letzterer bedrohte ihre Verbreitung mit

Eonfiscation und Strafe. Diese Vorschriften wurden indeß,

ihrer häufigen Wiederholung ungeachtet, so wenig beobachtet,

daß sogar der Rcichshofrath anonymen Schriften Privilegien

crtheilte, und einzelne Staaten, z. V. die Ocstcrreichischen Erb¬

staaten die Anonymität der Schriften geradezu begünstigten").

Ob dies rathsam sei, darüber sind die Meinungen gcthcilt.

Die Anonymität und Pscudonymität führt zu manchem Miß¬

brauch, und unter ihrem Schutze sind schon viele der Sittlich-

*) Moser, die Landeshoheit i» Polizei-Sachen S. 66.
von Berg, Handbuch des Deutschen Polizeircchts II. 318,
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kcit lind dein gntcn Geschmack schädliche Bücher erschienen^).
Jndcß hat sie der Frcimüthigkcit auch manchen Vorschub ge¬
leistet, indem nicht selten herrschende Jrrthümcr und Vorur-
theilc mit Erfolg durch tüchtige Schriftsteller bekämpft worden
sind, die ihren Namen nicht nennen durften, ohne ihre bürger¬
liche Existenz und Freiheit der größten Gefahr auszusetzen, oder
vielleicht gar der guten Sache zu schaden. Man weiß, wie
viel die theologische Literatur in der zweiten Hälfte des vori¬
gen Jahrhunderts durch srcimüthigc Kritik gewonnen, und be¬
sonders wie viel sie den anonymen Mitarbeitern an der allge¬
meinen Deutschen Bibliothek zu verdanken hat.

Ob es deshalb raihsam gewesen ist, daß Preußen die ano¬
nymen und Pseudonymen Schriften von der verliehenen partiel¬
len Prcßfrcihcit ausgeschlossen hat, darüber läßt sich streiten.
Allerdings mag auch jetzt noch mancher tüchtige Schriftsteller
die Herausgabe eines vielleicht wichtigen Werkes unterlassen,
weil er an der Verpflichtung, seinen Namen zu nennen, An¬
stoß nimmt. So lange indeß die Anonymität nicht völlig ver¬
boten, den anonymen Schriftstellern vielmehr überlassen wird,
ihre Schriften unter Ecnsur erscheinen zu lassen, ist der Nach-
thcil, der ans dieser Beschränkung entstehen kann, minder er¬
heblich. Jedenfalls erleidet das Princip der Prcßfreihcit hier¬
durch keine Acnderung, da diese Bestimmung nur den Umfang
derselben beschränkt, und altein mit denselben Gründen ange¬
fochten werden kann, mit welchen man überhaupt gegen jede
Beschränkung der Preßfrcihcit polemisirt. Preußen hat durch

") Evangelium Johannis Eap. 3. V. 20. „Wer Arges thut, der
hasset das Licht, und komnit nicht an das Licht, auf daß seine Werke nicht
gestraft werden.



dic Ordre vom Octobcr 1842 nicht allein die Ocffcntlich-

kcit, sondern auch dic Offenheit fördern wollen, und deshalb die

Namhaftmachnng des Verfassers verlangt. Wirkliche Frcimü-

thigkcit und bürgerlicher Math bedürfen in Preußen, das von

dem freimüthigsten Könige beherrscht wird, der Anonymität nie¬

mals. — Dic Ausschließung anonymer Schriften von der par¬

tiellen Prcßsrcihcit schließt sich überdies an die Vorschrift der

Ordre vom 4. Octobcr 4842 an, welche den Verfasser zunächst

für den Inhalt der prcßfrci erscheinenden Schriften verantwort¬

lich erklärt, was, ohne Kcnntüiß seines Namens, nicht aus¬

führbar sein würde. Daß der Verfasser ein Inländer sein

müsse, ist nicht ausdrücklich vorgeschrieben, und kann nicht ver¬

langt werden, da nach dem Eingänge der Ordre diese Preßsrci-

heit allen Schriften zu Gute kommen soll, welche in den Preu¬

ßischen Staate» erscheinen, d, h. verlegt werden,

kd) Schriften, auf deren Titel der Verleger nicht

genannt worden ist.

Diese Bestimmung entspricht dem H l> des provisorischen

Bundes-PreßgcsctzcS, wonach Druckschriften, dic nicht mit dem

Namen des Verlegers versehen sind, in keinem Bundesstaate

in Umlauf gesetzt werden dürfen. Sic soll dazu dienen, dic

gerichtliche Verfolgung strafbarer Schriften zu erleichtern, da

der Verleger subsidiarisch für den Inhalt der Schrift verant¬

wortlich ist. Dies schließt indeß nicht aus, daß der Verfasser,

wenn er im Zulande wohnhaft ist, sich als Selbstverlcgcr be¬

zeichnen darf.

4) Schriften, deren Herausgabe Seine Maje¬

stät der König genehmigt hat'). Eine gesetzliche Bc-

') Verfügung des Staats-Kanzlers vom 16. Zun! 1818.



stimmung besteht hierüber zwar nicht; indcß versteht es sich von
selbst, daß die Allerhöchste Approbation jede Ccnsur-Maaßrcgcl
ausschließt.

Z) Die von den Provinzial-Ständcn veranstal¬
t ete Herausgabe der Resultate ihrer Landtags-V er-
sammlu ngcn.

Die Provinzialstände sind in dieser Hinsicht an die Gren¬
zen gebunden, welche in der Ordre vom 2ten November 1833 'ch
und in dem Propositions - Dccrctc vom 21. Februar 1841^)
vorgeschrieben sind. Hierbei geht die Preußische Gesetzge¬
bung weiter als die Legislation anderer Bundesstaaten welche
den ständischen Kammern kcinesweges für ihre Verhandlungen
volle Preßfreihcit zusichert. Zu den Wiener Ministerial-Con-
fcrcnzcn von 1834 soll sogar davon die Rede gewesen sein,
den Abdruck ständischer Protokolle, sowie die auszugsweise Be¬
kanntmachung landständischer Verhandlungen in Zeitungen oder
sonstigen periodischen, nicht über zwanzig Bogen starken Schrif¬
ten überall der Censur zu unterwerfen. Diesem Vorschlage
gegenüber ist die Preßfreihcit der Provinzial-Ständeals eine
sehr erhebliche Conccssion zu betrachten.

d) Schranke der Prcßfreiheit.
6-

Durch die im vorigen H. genannten, dem Prinzip der
Preßfreihcit unterworfenen Schriften und bildlichen Darstellun¬
gen darf Alles veröffentlicht werden, wodurch kein positives
Strafgesetz verletzt wird.

*) Ges. Sam S. 191.
*°) Nitschke, Landtags-Vcrhcmdlungcn der Prov, Stände. Berlin bei

Hayn 184?. Seite 12,
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In cincr solchen Verletzung würde ein Preßvergehcn lie¬

gen, welches Consiscation der Schrift und Bestrafung der Ur¬

heber nach sich zieht. Beides kann nur vom Richter erkannt

werden, an dessen Beifügungen und Entscheidungen die Polizei

schlechterdings gebunden ist. Dies schließt aber nicht aus, daß

die Polizei, in soweit sie überhaupt den Beruf hat, Verbrechen zu

constatircn und deren Urheber zu ermitteln, den Debit cincr

strafbaren Schrift vorläufig und bis zur Entscheidung des

Richters suspcndire. Sic handelt in diesem Falle aber nie¬

mals als Organ der Verwaltung, sondern nur als Organ des

kompetenten Strafrichtcrs, und die Dcbits-Suspcnsion erlischt,

sobald der Richter die Strafbarkcit der Schrift durch Verfü¬

gung oder freisprechendes Erkenntnis; verneint hat. Da nun

eine richterliche Entscheidung nur gegen solche Schriften von

Amtswegcn stattfindet, deren ZuHalt ein öffentliches Vergehen

sein Staatsverbrechen) bildet, so können prcßfrcic Schriften,

die nur deshalb strafbar sind, weil sie eine Ehrcnkränkung ent¬

halten, niemals ex oklieio sondern nur auf Antrag des Be¬

leidigten unterdrückt werden, und an diese Regel ist auch die

gerichtliche Polizei gebunden.

Die Regierung übt mithin über die im vorigen tz. ge¬

nannten Schriften und Bilder ihr Aufsichtsrccht nur durch ge¬

richtliche Rcprcssivmaaßregeln aus, und hierbei gilt noch die

Einschränkung, daß Schriften, die mit Genehmigung Sr. Ma¬

jestät des Königs herausgegeben werden, selbst diesen Repres¬

siv-Maaßregcln nicht unterliegen, da schon die Prüfung, ob

eine solche Schrift eine Gesetzwidrigkeit enthalte, gegen die

Ehrerbietung verstößt, und eine Rüge derselben keiner Königli¬

chen Behörde zusteht. Ebenso sind die provinzialständischen

Publicationen jeder Repressiv-Maaßrcgel völlig unzugänglich



Ließe sich ein Mißbrauch des den Provinzialständen vcrwilligtcn
Rechts zur Veröffentlichungihrer Verhandlungen denken, so
wäre dies kein Preß-Mißbrauch,sondern der Mißbrauch eines
ständischen Rechts, der nicht zur richterlichen Cognition, son¬
dern ausschließlich zur Entscheidung Seiner Majestät des Kö¬
nigs gehört. Das Ccnsur-Cdictmit seinen Ergänzungen bleibt
bei prcßfrcien Schriften und Vildern völlig außer Anwendung,
deshalb haben auch nicht das Ober - Ccnsur - Collcgiuni, sondern
nur die Gerichte und die Sicherheitspolizeisolche Schriften
und Bilder zu beaufsichtigen. Selbst der Bundestag ist nach

1 des provisorischeiFPreßgesetzes sin kino) an diesen Grund¬
satz gebunden, indem die Bundesversammlungnach 6 und
6 a.a.O. nur Zeit- und Flugschriften, welche die Würde
und Sicherheit des Bundes verletzen, unmittelbar unterdrücken
darf; hier hört Recht und Pflicht des Bundestags auf. Be¬
schwerden, welche sich aus Schriften über 29 Bogen beziehen,
hat derselbe nach tz. '1. ibick. an die einzelnen Bundesregierun¬
gen zu verweisen, wo sie „nach den in diesen Staaten bestehen¬
den Formen, erlassenen und noch zu erlassenden Gesetzen" —
in Preußen also im Wege Rechtens entschieden werden sollen.

Da die Strafgesetze, welche gegen Prcßvcrgchcn zur An¬
wendung kommen, an Präcision Mangel leiden, so kann es
vorkommen, daß ein Verleger oder Verfasser, tun sicher zu ge¬
hen, auch eine preßsreie Schrift dem Urthcile des Ccnsors zu
unterwerfen wünscht. Dies ist unstatthaft: der Ccnsor darf
seine Competcnz nicht überschreiten,und die Praxis darf keine
fakultative Ccnsur einführen, die das Gesetz nicht kennt. Das
Imprimatur würde in einem solchen Falle mithin ohne Wir¬
kung seyn, und die gerichtliche Strafe nicht ausschließen, wenn
durch das Buch dennoch ein Strafgesetz übertreten sein sollte.



2. Präventiv - System,

u. Ccnsursreihcitcn.

na. Begriff und Gegenstände.

5-
Außer den unter dein Princip der Prcßsrciheit stehenden

Schriften gicbt es noch andere, welche von der vorgängigcn
Prüfung und Genehmigung des ordentlichen Ccnsors ent¬
bunden sind/ Diese Ccnsurfrcihcitcnsind aber keine Folge
des Princips der Prcßfreihcit, sondern nur die Folge spccicllcr,
meist persönlicher Bewilligungen. Sic sind Ausnahmenvon
der Ccnsur, und fallen meist unter den Begriff persönlicher Pri¬
vilegien. Zu diesem Sinne sind folgende Schriften von der
Ccnsur befreit.

1) Die unveränderte neue Auflage eines Wer¬
kes, welches in irgend einer Auflage, nach Bekannt¬
machung des Ccnsur-Edicts vom 18. Octobcr 181ll")
mit inländischer Ccnsur erschienen ist"").

Diese Bestimmung verdankt man dem Antrage der Buch¬
händler, die man vor Erlaß des Ccnsur-Edictsmit einem Gut¬
achten gehört hatte. Sic setzt voraus, daß das Werk in einer
bereits erschienenen Auflage das Imprimatur schon erhalten hat,
und enthält also die Entbindung von einer kostspieligen und
zeitraubenden Doppcl-Ccnsur, die ans eine leere Formalität hin¬
auslaufen würde. Diese Ccnsurfrcihcitbezieht sich indcß nicht

*) Am 2g. Octobcr 181V wurde das Stuck der Gesetz-Sammlung aus-

gegeben, wodurch das Ccnsnr-Edict publicirt worden ist.

*°) Artikel XIV. dcS Ccnsur-Edicts.



ans Schriften, welche früher in einer Zeitschrift gestanden und
später in einem besonderen Abdruck erschienen, da der 1011.
Tit. 41. Thl. I. des A. L. R. unter einer neuen Auflage den
neuen unveränderten Abdruck einer Schrift in eben demselben
Format versteht ch.

Größeren Nutzen würde diese Ccnsurfrciheit haben, wenn
sie auch auf vermehrte und verbesserte Auflagen (sogenannte
neue Ausgaben) allenfalls mit der Beschränkung sich be¬
zöge, daß der Verleger verpflichtet wäre, vor dem Abdruck das
Verzeichnis) der modificirtcn oder hinzugefügten Schriftstellen
zur Censur vorzulegen.

Das Gesetz schreibt vor, daß der Verleger von jeder cen-
surfrci erschienenen Auflage der Ccnsurbchörde, unter welcher
der Buchdrucker steht, oder wenn sie außerhalb gedruckt wird,
derjenigen seines Wohnorts die gehörige Anzeige machen solle.
Diese Bestimmung erreicht ihren Zweck nicht, da die Anzeige an
keine Frist gebunden, der Censor auch nicht die Behörde ist,
welche Censur-Contravcntioncn rügt oder zur Anzeige bringt.
Praktischer wäre die Vorschrift, daß auf dem Titel der Schrift
die Auflage ausdrücklich als ein unveränderter ccnsurfrcier Ab¬
druck bezeichnet, und der Verleger verpflichtet würde, ein Exem¬
plar vor der Austhcilung bei der Polizei-Behörde niederzulegen.

2) Die Schriften, welche die Akademie der Wis¬
senschaften als gelehrte Gesellschaft herausgicbt.

Schon im Censur-Edict von 1749 waren Bücher und
Schriften, welche die Akademie der Wissenschaften zum Druck
beförderte, von der Censur ausgenommen. Das Circular vom
1. Zum 1772 erweiterte im Art. IV. diese Ccnsurfreihcit auch

Rcscr. des Obcr-Cms.-Coll. v. 4. Dcccmbcr 18ZZ.



auf Schriften, welche die einzelnen Mitglieder der Akademie

und des damit verbundenen CollsZü msckioo-elürui-Zioi über

Gegenstände ihrer Klasse herausgeben. Unter dem Schutze

dieser Ccnsurfreiheit, welche im Art. IV. des Censur-Edicts von

4788 bestätigt worden war, haben Schlcicrmacher, Schle¬

gel und andere Deutsche Männer in der Napolconischen Zeit

auf Wiederbelebung des Deutschen Nationalgcistes hingewirkt.

Der Art. 7. des Censur-Edicts von 4819 suspendirtc aber die

der Akademie der Wissenschaften verliehene Ccnsurfreiheit, und

erst durch die nicht publicirtc Ordre vom 9. März 4829 sind

auf den Antrag der Akademie die Schriften, welche sie als ge¬

lehrte Gesellschaft hcrausgicbt, wieder von der Censur befreit

worden. Den Worten nach bezieht sich der Art. VII. des

Censur-Edicts von 4819 nur auf die der Akademie als Cor¬

poration verliehene Ccnsurfreiheit, so daß die Ccnsurfreiheit

der einzelnen Mitglieder dadurch nicht ausdrücklich aufgeho¬

ben worden ist; da aber das Censur-Edict überhaupt alle älte¬

ren Ccnsurbestimmungcn aufgehoben hat, so trifft dies auch

diese Censurfreihcit, und es bedurfte nicht erst des Art. VII.,

um die Schriften der Mitglieder der Akademie der Censur zu

unterwerfen.

Wenn im Art. VII. zugleich die „den Universitäten bisher

verliehene Ccnsur-Frciheit" suspendirt wird, so beruhet dies auf

einem Mißverständnis;, da den Universitäten niemals Ccnsur¬

freiheit zugestanden hat. Nach den älteren Censur-Gesetzen

waren nämlich die auf den Universitäten herauskommenden

Schriften, mit Ausnahme der politischen, von der Censur des

ordentlichen Censors zwar befreit, aber der Facultäts-Censur

unterworfen.

3) Die von dem Direktor des statistischen Bü-



rcau's herauszugebenden statistischen Schriften und
Bekanntmachungen °). Es wäre mehr eine Geschäfts -
als eine Prcßcrleichterung, wenn diese Ecnsurfrcihcit auf alle
amtlichen Schriften und Publicanda sämmtlichcr Königlichen
Behörden ") ausgedehnt würde, und insofern man die Ber-
mchrung solcher Ccnsurfrcihcitcn überhaupt für angemessen hal¬
ten könnte, erscheint auch die Erweiterung auf die amtlichen
Schriften aller mittelbaren Staatsbehörden, namentlich auf die
Erlasse der ständischen, städtischen, standcs- und gutsherrlichen
Behörden unbedenklich. Die Druckformularc der landesherrli¬
chen Behörden unterliegen schon jetzt keiner Ccnsnr weil
sie nicht zur Herausgabc bestimmt sind, nach Art. I. des Ccnsur-
Edicts aber nur „herauszugebendeSchriften" ccnsirt werden
sollen.

4) Schriften, deren Dcdication Seine Majestät
der König ausdrücklich angenommen hat.

Diese Ecnsnrfrciheitberuht zwar nicht aus einer ausdrück¬
lichen Borschrist, und wird auch in der Praxis nicht überall
beachtet. Allein mit dem KöniglichenVertrauen, was in der
Annahme der Dcdication einer Schrift liegt, sind nachfolgende
Ccnsnr-Maaßrcgeln durchaus unverträglich. Auf einer Linie
mit diesen Ccnsur-Freiheiten steht

6) die mehreren Zeitschriften bewilligte Sclbst-
Ccnsur. Der allgemeinenLiteratur-Zeitungwar bei ihrem

*) Erlaß des Staats-Kanzlcrs vom 7- Januar 4870.

Nach'dem Ccnsur-Edict von 1788 lag die Ccnsur in den Händen

der höheren chrovinzial - Gerichts- und Bcrwaltungs-Behordcn: alle diese

Behörden waren deshalb in Beziehung auf ihre eigenen Erlasse und Schrif¬

ten, im Besitze der Ccnsur-Freiheit.

»°») Polizci-Minist.-Rcscr. v. 7. Febr. 4824. (Anualen S. 24«).



Umzüge von Jena nach Halle die Ecnsurfrcihcit vcrwilligt,

und dieser Zusage wurde dadurch Erfolg verschafft, daß der
Redaktion die Sclbstccnsur des Blattes übertragen worden

ist ^). Auch ist dem Herausgeber des Bütow-Laucnburgschcn
Krcisblattcs und nach ihm den Herausgebern mehrerer anderen

von Landräthen rcdigirtcn Krcisblattcr, die Sclbstccnsur über¬
tragen worden.

dd. Schranke der Censurfreiheit.

7.

Sowie sich die Censurfreiheit von der Prcßfrcihcit nach
Ursprung und Bedeutung unterscheidet, so ist auch das dadurch

gegebene Maaß der öffentlichen Mitthcilung ein verschiedenes.
Während der Inhalt prcßsrcier Schriften seine Schran¬

ken nur im positiven Strafgesetze findet, darf in ccnsurfrcicn
Schriften nur das veröffentlicht werden, was nicht gegen eine

Ccnsnrvorschrift verstößt. Der Inhalt der censurfrcicn neuen

Auflagen findet seine Grenze in dem Inhalte der ccnsirtcn
früheren Auflagen. Die übrigen Censurfrcihcitcn enthalten

nur eine, auf persönlichem Vertrauen beruhende Entbindung

von der vorgängigcn Prüfung des ordentlichen Censors,
und schließen mithin nur eine exceptionclle Ressort - Bestim¬

mung in sich- Die Herausgeber dieser Schriften sind also an
die bei preßfrcien Schriften nicht zur Anwendung kommenden

Vorschriften des Censur-Edicts gebunden, unterliegen der Auf¬

sicht der Eensur-Vchörden, und dürfen nichts aufnehmen, was

°) Erlaß des Staats-Kanzlcrs ooni 16. Dcccmbcr 1820.
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über die Grenze» der im Edictc bestimmten Vorschriften hin¬
ausgeht. Für die Freiheit der Presse ist mithin durch solche
persönliche Befreiungen nichts gewonnen, so sehr dadurch viel¬
leicht eine Gcschäftscrlcichterung für die Ccnsurverwaltnngsbc-
hördcn herbeigeführt werden mag. Entsprechen die Herausge¬
ber ccnsurfreier Schriften dem Vertrauen nicht, so kann ihnen
die Ccnsurfrcihcit durch denselben Verwaltungsact, der sie ihnen
verliehen hat, wieder entzogen werden. In diesem Sinne
wurde schon unter Friedrich dem Großen dem als Schrift¬
steller bekannten KricgsrathCranz die ihm bewilligte Ccnsur-
freiheit wegen Mißbrauchs entzogen. — Persönliche Censur-
srcihcitcn wurden nämlich zu allen Zeiten crtheilt. So wurde
z. B. im Zahrc 1816 dem Professor Voß zu Halle wegen
der guten Tendenz seiner Zeitschrift: „die Zeiten oder Archiv
für die neuesten Staaten und die Politik „vom Staatskanzler
völlige Ecnsurfreiheitverwilligt.

Gcncralisi'ren läßt sich die Erthcilung solcher persönlichen
Censurfrciheiten durchaus nicht in dem Sinne, daß die Ccnsur¬
frcihcit an einzelne, das besondere Vertrauen genießende Per¬
sonen specicll zu verwilligcn und im Falle eines Mißbrauchs
wieder zu entziehen wäre.

Abgesehen von der praktischen Ilnanssührbarkcit dieser
Zdee liegt ihr die Annahme zum Grunde, -daß die Ccnsur die
Regel, die Freiheit aber die Ausnahme, die Presse also ein
Monopol der Regierung und der freie Gebrauch derselben ein
Act der Gnade sei. Es ist aber oben gezeigt worden, daß die
Sache gerade umgekehrt sich verhält. Gewönne ein solches
System persönlicher Ccnsurfreiheiten gesetzliche Gültigkeit, so
wäre damit das Princip der Preßfreiheit ausgetilgt, die Presse
für immer dem Grundsätze ursprünglicher Unfreiheit nnterwor-



fcn und das in dcn Gesetzen gegründete, dem Eigenthum un¬
gehörige Recht zum freien Gebrauche der Presse zerstört.

Ganz anders verhalt es sich mit einem der Bundes-Ver¬
sammlung überreichten Vorschlage des Professors Krug,") der
davon ausgeht, daß zur möglichst wirksamen Verhütung des
Prcßunfugs ein Strafgesetz bestehen müsse', mittelst dessen Je¬
mand, der die verfassungsmäßigen Ordnungsschrankenbis auf
einen gewissen Grad mißachtet, der Prcßfreihcit verlustig erklärt
werden könne, sowie auch, daß durch gesetzliche Bestimmung die
persönliche Bcfugniß, sich der Presse frei bedienen zu dürfen,
näher charactcrisirt und als ein bürgerlicher Ehrenpunkt betrach¬
tet werden möge. Dieser Vorschlag geht von dem Rechte auf
Prcßfreihcit aus, und nimmt nur an, daß dasselbe wie jedes
andere Recht durch Mißbrauch gerichtlich verwirkt werden könne.
Einrichtungen dieser Art, in wiefern sie nicht mit dein jetzigen
Culturzustandeder bürgerlichen Gesellschaft im Widerspruchste¬
hen, fördern die politische Erziehung und gehören, soweit sie
praktisch ausführbar sind, zu den wirksamen und gerechtfertigten
Vorbengungs-Maaßregeln.

k) Eensurpflichtigkeit.

an. Begriff und Gegenstände.

H. 8.
Das Censur-Edict von 1819 unterwirft nur den gedruck¬

ten Gedanken der Ccnsur, Gesetzgebung und Praxis der späte¬
ren Zahre ccnfiren auch dcn Buchstaben.Durch Ministcrial-
Rcscripte und andere Verwaltungs-Erlasse ist die Zahl ccnsur-

*) Krug, Entwurf zur Deutschen, und Darstellung der Englische» Ge¬
setzgebung über die Preßfreiheit. Leipzig, 1818. 8.



Pflichtiger Schriften bedeutend vermehrt worden. Man hält

jetzt alle gedruckten Schriften, Blatter, Blättchcn, Sätze und

Worte für ccnsurpflichtig, und dehnt dies aus Visitenkarten,

Droschkcnmarkcn, Wechsclformulare, kaufmännische Circulare,

Hochzcilsgcdichtc, Gesellschaftsspiele und andere nicht zur Her¬

ausgabe bestimmte Drucksachen aus.

Hierin liegt eine sehr belästigende Ucbcrschrcitung des Ge¬

setzes. Der Art. 1. des Censur-Edicts unterwirft nämlich nur

die „herauszugebenden" Bücher und Schriften der Ccnsur,

macht die Ccnsurpflichtigkcit mithin davon abhängig, daß die

Schrift für den Buchhandel bestimmt ist, und entbindet sonach

alle die oben genannte», zur Herausgabe nicht bestimmten

Drucksachen von der Ccnsur. Dies geht noch deutlicher aus

dem Art. IX. des Censur-Edicts hervor, wonach alle Schriften

mit dem Namen des Verlegers und Buchdruckers versehen sein

sollen. Nur bei herauszugebenden Schriften bedient man sich

der Dazwischcnkunft eines Verlegers, und nur solche können bei

dieser Bestimmung vorausgesetzt sein. Auch der Selbstverlag

setzt voraus, daß die Schrift zum Absätze bestimmt ist. Man

kann nicht einwenden, daß die Ordre vom 18. August 1835

„gedruckte Büchcranzcigcn, gleich andern einzelnen gedruckten

Blättern" der Censur unterwerfe, denn diese Bestimmung be¬

zieht sich auch nur auf solche Blätter, welche zur Herausgabe

bestimmt sind, und enthält mithin nur den Grundsatz, daß es

bei der Ccnsur auf Format und Volumen der Schrift nicht

ankomme. Eine Ccnsur, die sich auf Schriften bezöge, welche

nicht zur Herausgabe bestimmt sind, wäre practisch unausführ¬

bar, da eine Controlc darüber nicht denkbar ist. Hieraus folgt

Gcschscimmlimg. S. 212.
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nun unter andern, daß die Etiketten, Facturcn, Rechnungen,

Tabellen u. s. w,, welche die Buchhändler unter dem technischen

Ausdruck „Accidcnticn" begreifen, in Preußen keiner Ecnsur

unterworfen sind. Ferner, daß der einzelne Abdruck einer Schrift,

der sogenannte Manuscriptendruck, nicht ccnsurpflichtig ist. *)

Unter der angegebenen Voraussetzung sind an

vorgängigc Druckgenehmigung gebunden:

1) alle anonymen und Pseudonymen Schriften.

2) alle Schriften, die in der Form täglicher

Blätter oder heftwcisc erscheinen (Zeitschriften).

3) alle Schriften, deren Text, mit Ausschluß der

Beilagen, nicht über zwanzig Bogen stark ist.

Es macht hierbei keinen Unterschied, ob die Schrift durch

Typcndruck, durch Lithographie^) oder durch Kupferstichs)

vervielfältigt werden soll.

4) Landkarten chch). Das Ecnsur-Edict erwähnt der

Landkarten-Ecnsur nicht; sie ist aber beiläufig in hcr Ordre

vom 25. April 1830 ss-sch) bestätigt worden. Nach den im Er¬

lasse vom 15. Januar 1815 ausgedrückten Motiven hatte die

Landkartcn-Ecnsur eine ganz vorübergehende Veranlassung, welche

nunmehr durch die vollständige Berichtigung des Besitzstandes

°) Ein Ncscript der Ecnsnr-Ministerien vom 23. Fcbr. 1812 Mini-
sterial-Blatt, S. 69) entscheidet steh für das Eegenthcil.

Eabinets-Ordrc vom 1. Oktober 1812 in Verbindung mit §. 1 des

provisorischen ^prcßgcsctzcs vom 20. Seplbr. 1819 und Art. 1 des Ecnsnr-
Edicts vom 18., Octbr. 1819.

°'°) Bundesbcschluß vom 29. Novbr. 1832.
Annalen 1832. S. 11Z.

f) Annalen 1827. Heft 2. Nr. 81.

chch) Erlaß des Staatskanzlcrs vom 16. Januar 1816. Gcsetssammlnng.
S. 92.

111) Annalen. S. 383.
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aller durch die neueren Staatsvcrträge der Krone Preußen zu¬
gefallenen Provinzen und Ortschaften völlig erledigt ist.

5) Pläne von Festungen und ihrer Umgegend.-)

Die Bücher-Censur bezweckt zwar zunächst nur die Con-
trole der inländischenLiteratur; in dieser Hinsicht entscheidet
aber der Ort, wo das Buch herausgegeben, d. h. verlegt wird,
so daß es nicht darauf ankommt, ob das hier verlegte Buch
im Auslände gedruckt wird. Nur eine Conscgucnz des H. 1
des Censur-Edicts ist es deshalb, wenn die inländischen Buch¬
händler verpflichtet worden sind, auch ihre im Auslände ge¬
druckten Verlags-Artikel der hiesigen Censur zu unterwerfen
(Art. VIII. des Censur-Edicts). Zn der CabinctS-Ordre vom
28. Dccbr. 1824. (0) war diese Censur in eine Ncccnsur ver¬
wandelt, und den Buchhändlern gestattet worden, ihre im Aus¬
lände bereits gedruckten Verlags-Artikel dem hiesigen Censor
vorzulegen. Durch Art. 2 des Gesetzes vom 6. Aug. 1837 ist
indcß die Regel wieder hergestellt, wonach solche Artikel schon
vor dem Drucke dem hiesigen Censor vorgelegt werden sollen.
Es kommt hierbei nicht darauf an, ob die ganze Auflage für
das Ausland bestimmt ist.

Diese Bestimmungen sind aus älteren Censurvorschriftcn
und namentlich aus dem Publicandum des Staatskanzlcrs vom
15. Dccbr. 1812 (Gesetzsammlung) entnommen.

Inschriftenauf öffentlichen Denkmälern,Grabsteinen tc.,
sind durch Ministeriell.Rcscript vom 13. Aug. 1824 ") der
Censur der Ortsprediger unterworfen: diese Censur gründet sich

") Ordre vom 13. April 1834. Gesetzsammlung. S. ök.
°°) Annale». S. 877.



indeß auf kein Gesetz, und hat nur die Vermeidung fehlerhaf¬

ter und unschicklicher Inschriften zum Zwecke.

Die Censur der öffentlichen Schauspiele, der Manuskripte,

der Marioncttcnspicler u. s.w. ist ein Ausfluß der Ordnungs- und

Sittenpolizei, und hat mit der Bücher-Ccnsur nichts gemein.

l»U. Maaß der öffentlichen Mittheilung in censnrpflich-

tigen Schriften.

l).

Der Inhalt prcßfrcicr Schriften findet seine Schranke im

positiven Strafgesetze, der Inhalt rcnsirtcr Schriften hat eine

viel engere Grenze, indem vieles, was nicht strafbar ist, von

der Censur beseitigt wird. An die Stelle der Strafbarkcit tritt

bei diesen Schriften der Gesichtspunkt präsumtiver Gefährlich¬

keit. Ist es schon schwierig, alle strafbaren Vcrgehungen der

Presse unter die Rubriken eines Gesetzes zu ordnen, ist es das

unausweichliche Loos eines jeden PreßgesctzeS, zu schlaff oder zu

strenge zu sein, so ist es noch weit schwieriger, erschöpfend im

voraus zu bestimmen, welche Acußcrungen gefährlich sein kön¬

nen. Eine für das praclischc Bedürfnis; hinreichende Censur-

Znstruction, welche mit einer für die Freiheit der Schriftsteller

und die Sicherheit des Staates gleich beruhigenden Deutlichkeit

und Genauigkeit vorher bestimmt, was unter gefährlichem Miß¬

brauch der Presse, in Bezug auf die öffentlichen Verhältnisse

verstanden werden soll, ist nach der Natur der Sache und allen

bisherigen Erfahrungen unmöglich und der menschlichen Kunst

unerreichbar. In den tausendfältigen Combinationen, deren

menschliche Gedanken und menschliche Sprache sähig sind, ist

es unmöglich, das Gute vom Bösen uni5 das Unschuldige vom

Gefährlichen im voraus zu unterscheiden. Die Wirkungen ei-



»er Schrift und ihre Gefährlichkeit sind an den Unterschied der

Zeiten und an den Wechsel der Verhältnisse geknüpft. Was

in einem Zeitpunkte unter dem Einflüsse gewisser herrschende»

politischen Ansichten mit Nutze» gesagt werden möchte, kann

unter veränderten Umständen für sehr gefährlich gelten. Bei

keiner andern öffentlichen Function hängt ihr Erfolg und ihre

Richtung mithin so sehr von der Subjektivität der mit ihrer

Ausübung beauftragten Beamten ab, als bei der Ecusur-Ver¬

waltung. Auch die beste Ecnsur-Instruction wird zu gezwun¬

genen Auslegungen und willkührlichcn Folgerungen führen,

und je vollständiger sie ist, desto mehr läuft sie Gefahr, die un¬

schuldigsten Hände zu lähmen. Den Beweis liefert die Sorg¬

falt, womit man in Preußen von jeher bemüht gewesen ist,

den Mängeln der Censur-Znstruction durch Casuistik nachzuhel¬

fen. Das Censur-Edict von 18 ll» gewährt bei gewissenhafter

Auslegung angemessenen Spielraum zur frcimüihigen Bespre¬

chung allgemeiner Interessen; dies ist in dem letzten Rheini¬

schen Landtags-Abschiede (1841) und in der Censur-Znstruction

vom 24. Decbr. 1841 ausdrücklich anerkannt worden. Den¬

noch war bis vor kurzem dieser Spielraum so sehr verkümmert,

daß unter Behörden, Censorc» und Schriftstellern sich der für

Volksbildung und öffentliche Gesinnung gefährliche Zrrlhum

verbreitet hatte, es dürfe über innere Landes-Angelegenheiten

gar nichts mehr gedruckt werden. Dieser Zrrlhum ist durch

die Ecnsur-Znstruction vom 24. Decbr. 1841 "), welche nichts

') Die Ccnsur-Instructionlautet wörtlich:
,,Zur Herbeiführung einer größer» Gleichförmigkeit bei Ausübung der

Censur, und um schon jetzt die Presse von unstatthaften, nicht in der Aller¬
höchsten Absicht liegenden Beschränkungenzu befreien, haben Sc. Majestät der
König durch eine an das Kvnigl. Staatsministeriumam 10. d. M. erlassene



Nencs bestimmt, sondern mir den richtigen Sinn des Art, II.

des Ccnsnr-Edicrs n»d der I lind 2 der Ordre vom 28.

Decbr. 182ä wiederherstellt, berichtigt worden, und dies hat

einen Aufschwung der Literatur zur Folge gehabt, der, wenn

Allerhöchste Ordre, jede» ungebührlichen Zwang der schriftstellerischen Thätig-

keit ausdrücklich zu mißbilligen und unter Anerkennung des Werths und des

Bedürfnisses einer srciinüthigen und anständigen Publicität, uns zu ermäch¬

tige» geruht, die Ccnsorcn zur angemessenen Beachtung des Art, 2 des

Censnr-Edicts vom 18. Oclbr. 18l9 von neuem anzuweisen. Nach diesem

Ersetz soll die Ccnsur keine ernsthafte und bescheidene Untersuchung der

Wahrheit hindern, noch den Schriftstellern ungebührlichen Zwang auflege»,

»och den freien Berkehr des Buchhandels hemmen. „Ihr Zweck ist, den»-

zeitigen zu steuern, was den allgemeinen Grundsätze» der Religion zuwider

ist — zu unterdrücken, was die Moral und guten Sitten beleidigt — dem

fanatische» Herüberziehen von religiösen Glaubenssätzen in die Politik und

der dadurch einstehenden Begriffsverwirrung entgegen zu treten z endlich zu

verhüten, was die Würde und Sicherheit sowohl des Preußischen Staats,

als der übrigen Deutschen Bundesstaaten verletzt." Die Ccnsur soll also

keineswegs in einem engherzige», über dieses Gesetz hinausgehende» Sinne

gehandhabt werden. Der Ccnsor kann eine sreimüthige Besprechung auch

der Innern Landcsangclcgcnhcitcn sehr wohl gestatten. Die unverkennbare

Schwierigkeit, hiefür die richtige» Grenzen aufzufinden, darf von dem Stre¬

be», der wahren Absicht des Gesetzes vollkommen zu genügen, nicht ab¬

schrecken, noch zu jener Aengstlichkeit verleiten, wie sie nur zu oft schon zu

Mißdeutungen über die Absichten des Gouvernements Veranlassung gegeben

bat. Bleibt es gleich unmöglich, im Wege der Instruction Verhaltungs-

maaßregcln für alle einzelnen Fälle zu crthcilcn, so wird die Bildungsstufe

und die äußere Stellung der Ccnsorcn doch dafür eine sichere Bürgschaft

gewähren, daß ihrer Umsicht die Auffindung einer richtigen Mitte zwischen

den Erlrcmcn gelingen und dadurch sowohl dem Bedürfnis! freierer wissen¬

schaftlicher Erörterung, als der Pflicht, den Einzelnen wie die Gesammtheit

in allen ihren höher» Interessen vor feindseligen und böswilligen Angriffen

zu sichern, in befriedigender Weise genügt werde. Hieraus folgt insbesondere,

daß Schriften, in denen die Staatsverwaltung im Ganzen oder in einzelnen

Zweige» gewürdigt, erlassene oder noch zu erlassende Gesetze nach ihrem !n-

ncrn Werth geprüft, Fehler nnd Mißgriffe aufgedeckt, Verbesserungen ange¬

deutet oder in Vorschlag gebracht werden, um dcßwillen, weil sie in einem

andern Sinne als dem der Negierung geschrieben, nicht zu verwerfen sind,

wenn nur ihre Fassung anständig und ihre Tendenz wohlmeinend ist. Z»
6°
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die Preußische Presse erst ihre momcittauc Selbstbenuischling

überwunden und mit dem neugewonnenen Terrain sich gehörig

vertraut gemacht hat, die belebendste Ruckwirkung auf Kräfti¬

gung des Nationalgcistes äußern wird.

welchem Umfang derartige Erörterungen, welche die Maaßregcln des Gou¬
vernements einer Kritik unterwerfen,zur Publicität verstauet werden kön¬
nen, beweist unter andern die Ausdehnung, in welcher die Verhandlungen der
Rheinischen Provincialstände in die öffentlichen Blätter übergegangen sind.
ES ist aber dabei eine unerläßlicheVoraussetzung, daß die Tendenz der gegen
die Maaßrcgel» der Regierung ausgesprochenen Erinnerungennicht gehässig
und böswillig,sondern wohlmeinendsetz, und es muß von dem Eensor der
gute Wille und die Einsicht verlangt werden, daß er zu unterscheidenwisse,
wo das eine und das andere der Fall ist. Mit Rücksicht hierauf haben die
Ecnsoren ihre Aufmerksamkeitauch besonders auf die Form und dcn Ton
der Sprache der Druckschriftenzu richten, und insofern durch Leidenschaft¬
lichkeit, Heftigkeit und Anmaßung ihre Tendenz sich als eine verderbliche dar¬
stellt, deren Druck nicht zu gestalten. Alles, was wider die christliche Reli¬
gion im Allgemeinen oder wider einen bestimmtenLehrbegriff auf eine fri¬
vole feindselige Weise gerichtet ist, darf nicht geduldet werden, und eben so
wenig dasjenige, wodurch Zucht und Sitte und äußere Anständigkeit verletzt
werden. Beleidigende Acußcrungen und ehrcnkränkende Urthcile über einzelne
Personen sind nicht zum Druck geeignet. Dasselbe gilt von Verdächtigung
der Gesinnung Einzelner, oder ganzer Klassen, Pom Gebrauch von Partei-
namcn und sonstigen Persönlichkeiten. Wird die Censur nach diesen Andeu¬
tungen in dem Geiste des Censur-EdictS vom 18. Ott. 1819 ausgeübt, so
wird einer anständigen und freimüthigen Publicität hinreichet.derSpielraum
gewährt, und cS ist zu erwarten, daß dadurch eine größere Theilnahme an
vaterländischenInteressen erweckt und so das Nationalgesühl erhöht werden
wird. Auf diesem Wege darf man hoffen, daß auch die politische Literatur
und die Tagespreise ihre Bestimmung besser erkennen, mit dem Gewinn eines
reichern Stoffes auch eilten würdiger» Ton sich aneignen, und cS künftig
verschmähen werden, durch Mittheilung gehaltloser, aus fremden Zeitungen
entlehnter, von übelwollendenoder schlecht unterrichtete» Correspondentcnher¬
rührender TageSnenigkcltcii,durch Klatschereien und Persönlichkeitenauf die
Neugierde ihrer Leser zu spcculiren — eine Richtung, gegen welche einzu¬
schreiten die Censur den unzweifelhaften Beruf hat. Damit diesem Ziele
näher getreten werde, ist es aber erforderlich, daß bei Genehmigung neuer
Zeitschriften und neuer Nedactcure mit großer Vorsicht verfahren werde, da¬
mit die Tagespreise nur völlig unbescholtenenMännern anvertraut werde,
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Die angeführten Gcsotzesstcllen enthalten diejenigen Aor-

schriftcn für den Preußischen Ccnsor, welche das Maaß der

actucllcn Prcßliccnz näher bestimmen. Diese Vorschriften gehen

davon ans, daß die öffentliche Sicherheit durch Druckschriften

nach vier Seite» hin gefährdet werden könne, indem sie:

4) die Grundsätze der Religion,

2) die Grundsätze, auf welchen die Staatsoerfassung beruht,

antasten,

3) die Moral und guten Sitten beleidigen,

4) chrocrlctzend sind.

ad Rcligionswidrige Schriften. „Keine Schrift-

stellc soll zugelassen werden, melchc den allgemei¬

nen Grundsätzen der Religion zuwider ist,

d. h, s) welche entweder den Grund aller Religion

überhaupt angreift und die wichtigsten Wahrheiten

dcrc» wissenschaftliche Befähigung, Stellung und Charakter für den Ernst
ihrer Bestrebungen und für die Loyalität ihrer Denknngsart Bürgschaft lei¬
sten. Mit gleicher Vorsicht muß bei Ernennung der Ccnsorcn verfahren
werden, damit das Ccnsoramt nur Männern von erprobter Gesinnung und
Fähigkeit übertragen werde, die dem ehrenvollen Vertrauen, welches dasselbe
voraussetzt, vollständig entsprechen; Männern, welche, wohldenkcnd und scharf¬
sichtig zugleich, die Form von dem Wesen der Sache zu sondern verstehen
und mit sichern! Tact sich über Bedenken hinwegzusetzen wissen, wo Sinn
und Tendenz einer Schrift an sich diese Bedenken nicht rechtfertigen. In¬
dem wir dem königl. Obcrprästdium überlassen, die Ccnsoren seines Bezirks
hiernach mit Anweisung zu versehen, hegen wir zu demselben das Vertrauen,
daß es auch seinerseits bei Leitung der Censnrangelegcnheitcndiese Andeu¬
tungen überall beachten und so die Erfüllung der AllerhöchstenAbsicht Sr,
Maj. dcs Königs sich angelegen lassen sein werde.

Berlin, den 2-l. December 184 t.
Die Minister

dcs Innern und der gcistl. Unterrichts- und der auswärtigen Ange¬
ber Polizei. Medicinal-Angelegenheiten. lcgenhciten.
p. Rochow. Eichhorn. Gras v. Maltzaiz.
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derselben verdächtig, verächtlich oder lächerlich »nicht,

oder

k) die christliche Religion, die biblischen Schriften und

die darin vorgetragenen Geschichte- und positiven

Glaubens-Wahrheiten für das Boll zum Gegen¬

stände des Zweifels oder gar des Spottes zu machen

sich unterfängt,

„Auf die Meinungen und Lehren einzelner Rcligionspar-

theien soll keine Rücksicht genommen, dem fanatischen Herüber¬

ziehen von Rcligionswahrheiten in die Politik und der dadurch

entstehenden Begriffsverwirrung aber entgegen getreten werden.

„Endlich sollen auch in den für einen engeren Kreis

von Lesern oder nur für Gelehrte bestimmten Werken alle

unanständigen, lieblosen, zur Verdächtigung oder ruhigen Wi¬

derlegung entgegengesetzter Meinungen, nicht unmittelbar gehö¬

renden, verketzernden Angriffe auf andere Glaubcnsparteien

vermieden werden."

Nach dem verschiedenen theologischen Standpunkte der

Ccnsorcn wird nach diesen unbestimmten Sätzen der Eine

alles, der Andere nichts durchlassen. Nach dem Buchstaben

des Gesetzes müßten alle kritischen Werke verhindert, hätte

Leo's Geschichte des jüdischen Staats, Wegscheidels Dog¬

matil nicht gedruckt werden dürfen. Die Praxis ist hier mil¬

der als das Gesetz, und die Ecnsur-Jnstruclion vom 24. Dcbr.

4841 hat sich deshalb darauf beschränkt, Alles zu verbieten,

was wider die christliche Religion im Allgemeinen, oder wider

einen bestimmten Lchrbegriff auf eine frivole feindselige Weise

gerichtet ist." Dabei versteht es sich von selbst, daß der Ccn-

sor auch Alles zu streichen hat, was unter die Kategorie der

in den HA. 214 bis 228 Dil, 26. Th. II- des Allg. Land;



rechts mit Strafe bedrohten Beleidigung einer Religionsgesell¬

schaft fällt.')

Eine sehr wesentliche Einschränkung der Druckfähigkcit

religiöser Schriften enthält noch die Borschrift des Art. V.

des Ccnsur-Edicts, wonach alle katholischen Neligions- und

Andachtsbücher, che sie der gewöhnlichen Ccnsur übergeben

werden, von dem geistlichen Ordinarius oder seinem Stell¬

vertreter das Imprimatur erhalten haben müssen, wodurch be¬

zeugt wird, daß sie nichts enthalten, was der Lehre der ka¬

tholischen Kirche zuwider wäre.

Zn dieser aus dem Lonoilium Iriclentinnm entnomme¬

nen Bestimmung liegt eine Verletzung der kirchlichen Parität

zu Gunsten der katholischen Kirche. Zwar setzt die im Ccnsur-

Edict vorgeschriebene Fach-Ccnsur voraus, daß evangelische

°) Zu der Sitzung des FranzösischenStaats-Raths vom 26. August
1803 äußerte sich Napoleon:

Soll die Obrigkeit die Schriften anhalte», denen man vorwirft, der
Religion zu nahe zu treten? Ein gewöhnlicher Censor wurde es nicht wa¬
gen, über diese Gegenstände abzusprechen. Man müßte daher diese Schrif¬
ten einer Versammlung von Theologen vorlegen, und dann wäre zu fürchten,
daß diese Versammlung, unter dem Vorwande, die Religion werde in Schrif¬
ten, die mit derselbe» in der That nichts gemein haben, angetastet, die
Darlegung nützlicher Wahrheitenhintertriebe. Im Allgemeinen ziemt es.
Jeden seine Ideen entwickeln zu lassen, selbst wenn sie ausschweifendsein
sollten. Oft scheint eine wichtige Entdeckung bei ihrem ersten Entstehen
diesen Character zu haben. Man würde ihrer verlustig gehen, wenn man
ihrem Urheber Fesseln anlegen wollte. Es gicbt hiervon häufig Beispiele,
besonders in der Arznei-Wissenschast. Zudem würde nichts im Stande sein,
die Verbreitungder gegen die Religion gerichteten Schriften zu hindern,
wenn sie im Geschmack des Zeitalters sind; und wenn, wie jetzt, das Zeit¬
alter die Thorheit und den Unglauben verschmäht, hören Schriften dieser
Art aus gefährlich zu sein. Man stelle es daher frei, über die Religion
zu schreiben, vorausgesetzt, daß man diese Freiheit nicht mißbrauche, um
gegen den Staat zu schreiben. Uoors ckisoussionsZur In Uderts äs In
prssss. czui ont su Usu clans Is oonoeil cl'Ltst, ponilant los an»
neos 1808, 1809, 1810 st 1811.



Rcligionsbüchcr von evangelischen Theologen censirt werden:
der evangelische Ccnsor kann aber solchen Schriften nicht die
Druckerlaubnis; wegen Abweichungen vom evangelischen Lchr-
begriff, sondern nur wenn sie den allgemeinen Grundsätzen
jeder Religion widersprechen, versagen, während der katholische
Ordinarius nur solchen Schriften die Druckerlaubnis;crthcilt,
welche weder gegen ein ckoZma clelnntuw, noch gegen eine
kirchliche Disciplinar-Einrichtungverstoßen. Bei den bischöf¬
lichen Ccnsur-Eollegicn handelt es sich nicht bloß von pvopo-
sitionikuL Iretoi-oäoxis, sondern auch von ssntentiis Imevesi
pvoxinns, temei-uvich u. s. w. Die Vorschrift dieses Artikels
verschließt deshalb die Möglichkeit einer wissenschaftlichenEnt¬
Wickelung der katholischen Theologie, indem sie von vornherein
jede freie Untersuchung auf diesem Gebiete abschneidet. Sie
hat unter anderen einen sehr unerwünschten Einfluß auf die
im Zahre 1837 mit dem Erzbischof von Eöln entstandenen
Differenzen geäußert. Der erste Conflict mit der Hcrm es¬
schen Schule bestand nämlich darin, daß der Erzbischof dem
ihm vorgelegten Hefte der bei Dümont-Schaubergzu Eöln
erschienenen Zeitschrift für Philosophie und katholische Theolo¬
gie, welche sich bekanntlich die Vcrtheidigungder Hermcs'schen
Lehrsätze zur Aufgabe gemacht, das Imprimatur verweigerte.
Die auf dem Titelblatte der Zeitschrift als Herausgeber ge¬
nannten Bonner Professoren recurrirtcn an den Ober-Prä¬
sidenten zu Eoblenz, und dieser erließ unterm 13. September
1836 eine Erklärung, „daß nur die Gebetbücherund Kate¬
chismen der geistlichen Eensur unterworfen seien"; worauf das
Heft gedruckt ward.*)

*) Die Gefangennehmuug des Erzbischofs von Cöln und ihre Motive
rechtlich erörtert von einem praktischen Juristen, Frankfurt a. M. bcj
Werrich, 1838 S- 2S.
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Eine religiöse Rücksicht endlich liegt der Vorschrift des
Ministeriell-Reskripts vom 28. Mai 1837 znm Gründe, wo¬
durch die Ccnsoren angewiesen werden, den Ankündigungen
von Putzsachc» zu bevorstehenden Einsegnungen, des Verkaufs
von Kirchen-Oblaten, von Kreuz und Kelch das Imprimatur
zu versagen. Diese Bestimmung geht offenbar über das Ge¬
setz hinaus und bedarf deshalb der Aufhebung,

ack, 2. Aufrührerische und unstatthafte politische
Schriften.

In dieser Hinsicht sind folgende Rücksichten zu unter¬
scheiden:

a) Das Verhältnis) zum Deutschen Bunde.
Der Censor darf keine Schriftstelle dulden, welche der

Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bundesstaaten,
oder der Erhaltung sdcs Friedens und der Ruhe in Deutsch¬
land zuwider läuft,*) die Ehrerbietung gegen Mitglieder des
Deutschen Bundes verletzt, auf Erschütterung der in den Deut¬
schen Bundesstaaten bestehenden Verfassung oder auf Erregung
von Mißvergnügen in diesen Staaten abzielt. Schriftsteller
dieser Art verstoßen schon gegen das Strafgesetz. Darüber
hinaus bestimmen aber die Bundesbeschlüsse von 1836 (3te
Sitzung**) und 1838 (12te Sitzung***) insbesondere,

au) daß die Berichte und Nachrichten über Verhandlun¬
gen Deutscher Ständeversammlungen nur aus den öf¬
fentlichen Blättern und aus de» zur Oeffcntlichkcit
bestimmten Acten des betreffendenBundesstaates in
die Zeitungen und periodischen Schriften aufgenom-

*) H. K. des Bundes-PreßZesedrs.
Annale» S. 16Z.

"°) Annale» S. ISo.



men und deshalb die Herausgeber und Rcdactoren
der öffentlichen Blätter angehalten werden sollen,
jederzeit die Quelle anzugeben, ans welcher sie solche
Berichte und Nachrichten geschöpft haben,

dk) daß in Vundcssachenüberhaupt sowohl in Beziehung
auf die Verhandlungen der Bundesversammlungselbst,
als auch auf die Geschäfte aller von ihr abhängen¬
den Eommissionen, in die Deutschen Zeitungen nichts
anderes aufgenommenwerden soll, als wörtlich das,
was die Bundestags-Prorokolle enthalten.")

k) Das Verhältniß Preußens zu den Staaten,
die nicht zum Deutschen Bunde gehören.

In dieser Hinsicht soll jede Schriftstclle unterdrucktwer¬
den, welche eine Verunglimpfung der mit dem Preußischen
Staate in freundschaftlicher Verbindung stehenden Regierungen
und der sie constituirenden Personen enthält, ebenso jede Schrift¬
stclle, durch welche die Ehrerbietung gegen auswärtige Regen¬
ten verletzt wird, oder welche einen frechen, die Erregung von
Mißvergnügen abzweckcnden Tadel ihrer Regierungen enthält.

Auch diese Vorschriften fallen fast durchgängig mit dem
Strafgesetz, namentlich der Nr. 2 des Art. XVI. des Ecnsur-
Edicts zusammen.

o) Die Rücksicht auf die Erhaltung der inne¬
ren Ruhe Preußens.

Aus diesem Gesichtspunktesind alle Schriftstcllen unzu-

°) Ein in Preußen nicht publicirtcr, in der Königl. Sächsischen Een-
sur-Instruction vom tZ. Octbr. 4836 allegirter Bundesbeschluß vom 2t.
Oetbr. 4836 weist die Eensoren an, bei Zulassung von Nachrichten über
statigefundene aufrührerische Bewegungen mit Borsicht und Bcrgcwisscrung
der Quellen, woraus sie geschöpft sind, zu Wexke zu gehen,
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lässig, welche auf Erschütterung der monarchischen Verfassung

abzwcckcnde Theorien enthalten, oder auf Erregung von Miß¬

vergnügen gegen die bestehende Verfassung abzielen oder den

Versuch enthalten, im Lande oder außerhalb desselben Par¬

teien oder nngesctzmäßige Verbindungen zu stiften; endlich alle

Versuche, in irgend einem Lande bestehende Parteien, welche

am Umsturz der Verfassung arbeiten, in einem günstigen Lichte

darzustellen.

Die meisten dieser Vorschriften fallen mit den in den

91 bis 195 Tit. 29 Th. U. A. L, R. enthaltenen Straf¬

gesetzen gegen Verbrechen wider die innere und äußere Ruhe

des Staates zusammen. Nur die Strafgesetze gegen das

Majcstätsvcrbrcchcn find in dem Censur-Edict nicht erwähnt:

es versteht sich aber von selbst, daß sie vom Ccnsor berücksich¬

tigt werden müssen.

Insoweit diese Vorschriften über das Strafrecht hinaus¬

gehen, fehlt es ihnen so sehr an Deutlichkeit, daß weder der

Ccnsor, noch der Schriftsteller danach mit voller Klarheit die

Grenzen seiner Pflicht und seines Rechts zu überblicken ver¬

mag. Gegen die politische Censur waren bisher die Beschwer¬

den über willkürliche Beschränkungen der freien Rede vorzugs¬

weise gerichtet, und gerade in dieser Hinsicht hat die Censur-

Znstruction vom 24. Dccembr. 1841 eine Emancipation aus

langjährigen beengenden Fesseln bewirkt, indem sie bestimmte,

daß Schriften, in denen die Staatsverwaltung im Ganzen oder

in einzelnen Zweigen gewürdigt, erlassene oder noch zu er¬

lassende Gesetze nach ihrem inneren Werth geprüft, Fehler

und Mißgriffe aufgedeckt, Verbesserungen angedeutet oder in

Vorschlag gebracht werden, um deswillen, weil sie in einem

anderen Sinne als dem her Regierung geschrieben, nicht zn



verwerfen sind, wenn nur ihre Fassung anständig und ihre

Tendenz wohlmeinend ist. Diese Bestimmung ist aus dem

Oestcrreichischcn Eensur-Patent vom 14. Dccembcr 1816 ent¬

nommen, und dieser Umstand beweist allein schon, daß sie

nicht geeignet ist, gegen die Willkühr der Eensorcn einen wirk¬

samen und dauernden Schutz zu verleihen,

ucl. 3. Unsittliche Schriften.

Zn dieser Hinsicht kann die Eensur viel Gutes thun,

weil es gegen schlüpfrige und unsittliche Schriften an einem

Strafgesetz fehlt. Zndeß ist bei Schriftstcllcn, welche gegen

die Moral verstoßen, die Ausscheidung des Erlaubten vom

Unerlaubten nicht imnicr ohne Schwierigkeit, und der Eensor

hat sich dabei vorzusehen, daß die kleine Moral seines Stand¬

punktes die große Moral der freien Meinungs-Acußcrung

nicht verletze. Im Allgemeinen gilt die Regel, daß der Eensor

Alles zu streichen hat, wodurch Zucht und Sitte und äußere

Anständigkeit verletzt werden. Wie schwankend diese Bestim¬

mung ist, dafür liefert unter andern das Factum einen Be¬

weis, daß der 1342 zu Berlin bei Liebmann und Eomp.

verlegte „Hausschatz", obschon er das Imprimatur des ordent¬

lichen Ccnsors erhalte» hatte, von der Polizei, seines obscöncn

Inhalts halber, in Beschlag genommen worden ist. So scheint

auch das Ober-Eensur-Collegium zu weit zu gehen, wenn es

durch Reskript vom 6. Mai 1826 die Ankündigung solcher

Schriften, welche auf die Sittlichkeit junger Zeitungslcser nach¬

theilig einwirken können, verboten hat. Ebenso ist die Vor¬

schrift des Ministerial-Reskripts vom 12. Mai 1816"), daß

in den Mittheilungcn über die Assisen-Verhandlungen Alles

") Zlmialcu Nr. 106.



gestrichen werden soll, was sich ans Verletzung der Schamhas-
tigkeit, Abtreibung der Leibesfrucht und ähnliche der Sitt¬
lichkeit zu nahe tretende Vorfälle bezieht, in dieser
Allgemeinheit nicht wohl zu rechtfertigen, zumal ein Referat
i'iber solche strafbare Handlungen an sich der Sittlichkeit nie¬
mals zu nahe tritt,

uel. 4. Schriften, welche zur Kränkung der persön¬
lichen Ehre und des guten Namens Anderer
abzielen, sollen unterdrücktwerden.

Diese Bestimmung ist aus dem Ecnsur-Edict von 1788
entnommen. Das Ecnsur-Edict von 1819 hatte sie aufgeho¬
ben, die Ordre von 1824 aber wieder eingeführt. Ob der
Staat ein Interesse und ein Recht hat, Injurien durch den
Censor verhindern zu lassen, darf bezweifelt werden. ") Es ist
für den Richter sehr oft schwierig, zu bestimmen, ob eine
Aeusterung eine Injurie enthalte; für den Ecnsor, dem ganz
unvollständige Materialien vorliegen, aber noch schwieriger,
über die chrcnkränkcndc Absicht, auf die es wesentlich dabei
ankommt, ohne Weiteres zu entscheiden. Jedenfalls darf der¬
selbe nur solchen Acußerungcn die Druckerlaubniß versagen,
welche nach seiner Ucberzeugung eine unzweifelhaft strafbare
Ehrenkränkung enthalten, mithin an sich und objectiv ehren¬
rührig sind. Personal-Satyre, Ironie und Spott darf er
mithin nicht ohne Weiteres streichen; daß auch bloße Grob¬
heiten nicht zu den Injurien gerechnet werden können, ist be¬
kannten Rechtens""); sie sind Ucbertrctungen der conventio-

*) In der Sitzung des Französische» Staats-Raths vom 26. August

1808 erklarte sich Napoleon entschieden dagegen, daß der Censor Injurien
zu verhindern habe. Locrü a. a. O.

°*) Weber i'iber Injurien und Schmähschriften III. Abih. S. S.
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nelle» Regeln guter Lebensart, zu der Niemand gcnöthigl
werden kann. *)

Durch eine Reihe von Specialbestimmungcn
sind noch mehre Preßbcschränkungen eingeführt
worden, welche sich keiner der obigen Kategorien
unterordnen lassen. Dahin gehört

4) die Bestimmung, daß Bekanntmachungender Emission,
der Beschaffenheit und des Standes ausländischerEffecten in
kein unter Aussicht der Börscnvorsteher oder Mäkler erschei¬
nendes EourSblatt aufgenommenwerden dürfen. (Ordre vom
34. März 4832.)

2) daß den inländischen Zeitungen die Mittheilungdes
Courscs ausländischerEffecten im inländischen Verkehr, sowie
die Aufnahme anpreisender Ankündigungen oder sonstiger Be¬
kanntmachungen über dergleichen Effecten und über die Zins-
und Dividende-Zahlungenvon denselben versagt werden soll"").

Zwischen Grobheit und Unanständigkeit besteht derselbe Unterschied,

wie zwischen Ton und Sitte. Daß es auch anständige Grobheiten giebt,

hat Herr v. Rumohr in seiner Schrift über die Grobheit, in dem Kapitel

„von der Erziehung zum Grobian" nachgewiesen.

") Durch Ordre vom <3. Mai 1814 ist wörtlich bestimmt worden:

In Verfolg meiner Ordre pom 3t. März, tvonach Bekanntmachungen der

Emission, der Beschaffenheit und des Standes ausländischer Effecten

in kein unter Aufsicht der Börscnvorsteher, unter dem Namen und Amts-

Character der vereideten Mäkler oder Agenten oder sonst unter irgend einer

Autorität erscheinendes Coursblatt aufgenommen werden dürfen, will Ich,

nach dem Antrage des Staats-Ministeriums vom 30. v. Mts. die weitere

Anordnung hierdurch genehmigen, daß den inländischen Zeitungen und öffent¬

lichen Blättern sowohl die Mittheilung des Courses ausländischer Effecten an

inländischen Börsen oder im inländischen Verkehr, als auch die Aufnahme

oder Beifügung anpreisender Ankündigungen oder sonstigen Bekanntmacht»!-



Diese im Interesse der Hauptverwaltung der Staatsschul¬

den erlassene Bestimmung hat zu zahlreichen Reklamationen

geführt. Der Handclsstand beschwert sich besonders darüber,

daß nicht wenigstens schlichte Anzeigen der Dividende-Zahlun¬

gen und neuen Coupons-Auslhcilungcn auswärtiger Staats¬

papiere nachgelassen worden sind. Zu solchen Anzeigen, die

im Interesse inländischer Besitzer von StaatSpapiercn unerläß¬

lich sind, muß sich der Handelsstand jetzt der auswärtigen

Blätter bedienen.

2) Die Bestimmung, daß von Asstsen-Vcrhandlungcn, die

bei verschlossenen Thürcn stattfinden, eine öffentliche Mittei¬

lung nicht zulässig sei, (Ministen Rescrpt. vom 12. Mai 1836.)

Diese Vorschrift beruht auf dem Gesetze, welches den Assiseu-

höfen gestattet, in einzelnen Fällen die Ocffentlichkcit auszu¬

schließen. Aus gleichem Grunde kann auch die Veröffentli¬

chung durch die Presse nicht gestattet werden.

3) Die Vorschrift, daß Bücheranzcigen und andere dein

Zntelligcnzzwange unterworfene Artikel das Imprimatur nur

auf Grund eines Attestes des Intelligenz-Comptoirs erhalten

können, daß der Verpflichtung gegen dasselbe Genüge geleistet

sei. (Rcscript vom 27. April 1827. — Annale» Nr. 61.)

Diese Bestimmung gründet sich auf eine CabinetS-Ordre vom

gen über vergleiche» Effecten, und über die Zins- und Dividende-Zahlungen
von denselben versagt werde. Zugleich bestimme Ich, daß diese Vorschriften
auf sammtliche auslandische, auf jede» Inhaber lautende Staats- oder
Communal-Schuldpapierc irgend einer Art, so wie auf alle Arsten-Obliga¬
tionen oder sonstige Geld-Papiere auswärtiger Gesellschaftenoder Insti¬
tute Anwendung finden sollen, indem übrigens in Eemaßheit Meiner Ordre
vom 22. Ami 1837, die Aufnahme des Courscs der Spanischen Papiere an
den inländischenBörsen und im inländischen Verkehre auch den nicht amt¬
lichen Cours-Berichicn ferner untersagt bleibt.
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9. Mai 1824 ^), welche durch die in den letzten LandtagS-

Abschicden verheißene Aufhebung des Zntclligenzzwangs ihre

Erledigung finden wird.

4) Die Vorschrift, daß die Ankündigung eines Nachdrucks

unstatthaft sei.

Der bloße Verdacht, daß die Schrift ein Nachdruck sei,

reicht dazu aber nicht hin. (Ministr. Rcser. vom 29. Mai

1890.)««)

Folgende Preßbcschränkungen beruhen nur

auf der Praxis und auf Verwaltungsrescripten.

1) De» Anpreisungen neuer, eine falsche Zuversicht ein¬

flößenden Arznei-Mittel soll nur dann die Aufnahme gestattet

werden, wenn die Prüfung und Genehmigung des Polizci-

Physikus vorangegangen ist. (Beschluß des Dbcr-Ccnsur-Eolle-

giums vom 6. Mai 1829.)

2) Zn einem Reskript des Finanz-Ministeriums vom 5.

Mär; 1817 war bestimmt worden, daß ohne Genehmigung

des Finanz-Ministeriums keine öffentliche Bekanntmachung über

entdeckte Falschmünzerei zugelassen werden solle. Eine Verfü¬

gung des Schatzministeriums vom 27. Zum 1821 dehnt diese

Bestimmung auch auf Papicrfälschunge» aus. Weder dem

Finanz-Ministen» noch dem Schatz-Ministerio steht aber eine

Aufsicht über die Ccnsurvcrwaltung zu; auch ist das Rescript

von 1817 durch das Ccnsur-Edict von 1819 für aufgehoben

zu achten.

Noch weiter geht daS Polizei-Ministerial-Rescript vom

«) Ann. Bd. 8. S. 327.
") Ann. S. 307.
"') Ann. 1334. Nr. 93.



- 97 —

'15, April 1838 *), indem es bestimmt: daß ohne Genehmi¬

gung der Hauptverwaltung der Staatsschulden keine Artikel

über Kassen-Anweisungen oder andere Staatspapicre,wcß Inhalts

sie auch seien, zugelassen werden sollen. Der praktische Zweck

dieser Bestimmung ist zwar nur, voreilige Nachrichten und Er¬

örterungen über falsche Kassen-Anweisungen und Staalspa-

picrc zu verhindern; indes; beruhen alle diese Bestimmungen

nicht auf einem gesetzlichen Fundamente und müssen entweder

lcgalisi'rt oder aufgehoben werden.

3) Die Vorschrift des mehrcrwähnten Ministcrial-Ne-

scripts vom 12. Mai 1836, wonach bei Mitthcilungen über

die Asstscn-Vcrhandlungcn, die Namen der Angeschuldigten in

der Regel nicht, die Namen der freigesprochenen Angeschuldig¬

ten aber niemals bekannt gemacht werden sollen. Dieser Be¬

stimmung fehlt es an jedem gesetzlichen Anhalt; auch liegt sie

keincswegcs im Interesse der freigesprochenen Angeklagten.

4) Die Bestimmung des Ministcrial-Reskripts vom 12.

Februar 1829, daß die Zcitungs.Ccnsorcn in den Universitäts¬

städten über den Abdruck der das Bcrhältniß der Universitäten

betreffenden oder sonst auf Studircndc und den unter ihnen

herrschenden Geist sich beziehenden Artikel jederzeit zuvor mit

dem Negicrungsbcvollmächtigtc» Rücksprache nehmen und auf

dessen Bemerkungen Rücksicht nehmen sollen.

In dieser Vorschrift liegt zwar keine direkte Prcßbeschrän-

kung, wohl aber eine dahin führende Aufhebung der Selbst¬

ständigkeit des Censors.

5) Die Vorschrift, daß verbotene Schriften, selbst Be¬

hufs ihrer Widerlegung, nicht erwähnt werden dürfen.

°) Annalm S. 2Z7.



Daß Buchhändler - und Verkaufsanzeigen verbotener

Schriften nicht zuzulassen, ist eine Folge des Dcbits-Verbots.

Daß die Existenz dieser Schriften aber von der Preußischen

Presse völlig ignorirt werde» soll, ist weder gesetzlich »och

zweckmäßig. Es liegt darin ein Grundsatz der Waffcnlosigkcit

gegen verwerfliche Schriften, der viel zu verantworten hat.

Ihm fällt cS unter andern zur Last, daß die Zurückweisung

der gegen Preußen gerichteten Angriffe bisher der ausländischen

Presse überlassen werden mußte. Ucberhaupt ist das vornchnic

Zgnoriren, einem so mächtigen Organ der öffentliche» Meinung,

wie die Presse, gegenüber, wohl nicht die richtige Maxime.

Die neuere Praxis bindet sich auch nicht mehr an diese Vor¬

schrift, und es liegt darin ein Grund mehr, sie gänzlich auf¬

zuheben.

6) Die Vorschrift, daß der Lcnsor alle» Annoncen, deren

Verwirklichung eine besondere obrigkeitliche Erlaubniß voraus¬

setzt, bis zur Beibringung dieser Erlaubniß, das Imprimatur zu

verweigern habe. So wird z. B. die Ankündigung öffentlicher

Lustbarkeiten, das Erbieten zum Privat-Untcrricht u. s. w. erst

inscrirt, wenn dazu die polizeiliche Erlaubniß nachgewiesen ist.

Os IsZö lei'enclu würde sich nichts gegen eine Bestimmung

erinnern lassen, welche den Abdruck aller gegen Polizeigesctze

verstoßenden Artikel untersagte; allein in den jetzigen Gesetzen

findet sich eine solche Vorschrift nicht. Diese durch Verwaltungs-

rcscriptc bestätigte Praxis ist deshalb nicht ganz gerechtfertigt.

7) Wenn endlich die Ccnsorcn der Berliner Zeitungen

noch eine Reihe speciellcr, der Ocffcntlichkeit entzogenen, preß-

heschränkendcn Vorschriften befolgen, so ist dies um so un-

') Die Zahl dieser Vorschriften soll sich über fünfzig belaufen.



statthafter, da die meisten derselben aus der Zeit vor Erlaß

des Censur-Edicts von 1819 datiren, welches alle alteren Een-

survorschriften ausdrücklich aufgehoben hat.

Obschon die Censur-Znstruction vom 24. Dezember 1841

durchaus nichts Neues verfügt, sondern nur das Gesetz erläu¬

tert und die Praxis berichtigt hat, so hebt sie doch zum ersten

Mal im Sinne der Gesetze hervor, daß der Ccnsor die

Tendenz der Schrift besonders ins Auge zu fassen,

und nur wenn sie wohlmeinend sei, die Drucker¬

laubnis; zu gewähren habe. Auch soll der Ccnsor

auf Ton und Sprache sein Augenmerk richten und

nur bescheidenen Erörterungen sein Imprimatur

°) Weber. Ucbcr Injurie» und Schmähschriften S. 22t. Beschei¬

denheit ist eine Forderung der Moral, die so unbestimmt ist, daß es nie an

Veranlassung schien kann, den Schriftsteller, so oft sein Tadel mißfällt —

und wann wird er das nicht? — wegen des unbescheidenen oder hämischen

Tadels zu chikaniren. Je mehr sich Personen durch den Tadel getroffen

fühlen, je mehr der Schriftsteller das Ungerechte, das Vernunftwidrige, das

Zwecklose irgend eines Gegenstandes mit hellen Farben geschildert hat, desto

unbescheidener und härter wird man seinen Tadel finden. Ucbcrgeht er nun

gar das Abgeschmackte und Lächerliche, welches vorkommende Gegenstände

ihm darbieten, nicht mit Stillschweige», so wird man ihn leicht wegen des

spottischen Tadels vor die Gerichte ziehen.

Soll der Schriftsteller befugt scin, wie man zugiebt oder wenigstens mit

Vernunft nicht leugnen kann, über Alles zu urtheilcn und seiner Ueberzeugung

freimüthig zu folgen, so kann ihm auch das Recht nicht versagt werden, Dinge,

die er absurd und lächerlich findet, von dieser Seite darzustellen, wie er sie

findet. Dies ist dem erlaubten Zweck alles öffentlichen Tadels — Abschaf¬

fung der Mißbräuche zu bewirken und das Gute zu fördern — völlig ge¬

mäß. Dabei ist es aber sehr natürlich, daß offenbare Mißbräuche oder Un¬

gerechtigkeiten it. f. >v. den Unwillen des Schriftstellers um so mehr crre-
7»
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geben. Diese Gesichtspunkte widersprechen zwar der Absicht

des Gesetzes keineswegs, sie sind aber um so weniger zurei¬

chend, um die Schwierigkeiten des Ccnsoranitcs zu beseitigen,

als Bescheidenheit und wohlmeinende Tendenz relative Eigen¬

schaften sind, die nicht Zeder vom Gegcnthcil zu unterscheiden

vermag. Auch die Borschrift, daß der Ccnsor aus die präsum¬

tiven Leser der ccnsirlen Schrift Rücksicht nehmen, und z. B.

Volks- und Zugendschriftcn, besonders aber Zeitungen, nach stren¬

geren Ansprüchen prüfen solle, als Werke, die nur für gebilde¬

tere und gerciftcre Leser bestimmt sind, vermag die sichtbaren Män¬

gel des Gesetzes nicht auszugleichen. Aus dem Standpunkte der

Regierung erscheint das Gesetz besonders deshalb mangelhaft,

weil es nicht die ausdrückliche, die Censnr-Znstruction sehr ver¬

einfachende Bestimmung enthält, daß alle Acußcrungen verbo¬

ten sind, durch welche Straf- und Polizcigcsctze übertreten

gen müssen, je mehr Sinn er für alles hat, was recht und gut ist. Dies

soll ihn freilich nicht berechtigen, scincn Bortrag in Schimpfredcn ausarten

zu lassen, aber so viel scheint sehr deutlich daraus zu folgen, daß sogenannte

harte Ausdrücke, welche einen Unwillen des Tadelnden gegen den Getadel¬

ten bezeichnen, wohl nicht als Bcrgehuugcn des Schriftstellers angeführt

werden können. — Ferner, wer ungerechte oder thörichtc Handlungen ta¬

delt, hat natürlich, und kann auch nicht die Absicht haben, für diese Sachen

einzunehmen; er will sie als verwerflich und untauglich darstellen, und seine

Worte müssen also seine Absicht ausdrücke». Hieraus folgt wiederum, daß
man unter der Benennung harter Ausdrücke von einer andern Seile nicht

sogleich alle diejenigen als beleidigend und strafbar anmerken kann, welche

bestimmt sind, bei bcm Leser oder Zuhörer einen Unwillen gegen den Geta¬

delten hervorzubringen. Das laßt sich gewisscrmaaßcn von jedem Tadel

behaupten, und würde also eine reichhaltige Quelle sein, um das Recht des

Schriftstellers, was man im Allgemeinen zugicbt, in der Anwendung durch¬

aus wieder zu vereiteln. Ebenso verhalt es sich mit den Vorwürfen hä¬

mischer oder spöttischer Ausdrücke, wohin man alle satyrischen Anmerkungen

rechnen könnte, die doch im Wege Rechtens an sich durchaus nicht zu ta¬
deln sind.



werden. Denn Acußcrungcn, welche die öffentliche Wohlfahrt

gefährden, die dem Könige, dem Königlichen Hanse, dem

Staate in scinen inneren und äußeren Verhältnissen, der Re¬

ligion und der Kirche gebührenden Rücksichten verletzen oder

Rechte der Persönlichkeit kränken, werden in so weit, als wirk¬

liche Kränkungen und Verletzungen bestehender Rechte darin

enthalten sind, durch positive Straf- und Polizei-Gesetze getrof¬

fen. Von dieser Grundlage aus hat eine praktische Ccnsur-

Znstruction nur diejenigen Acußcrungcn näher zu bezeichnen,

welche, ohne eine Verletzung positiver Straf- und Polizei-Ge¬

setze zu enthalten, dennoch wegen ihrer vorausgesetzten Gefähr¬

lichkeit zum Drucke nicht zugelassen werden sollen. Dies

scheint die einzige Methode zu sein, um das Gebiet der Ccnsur,

wenn man sie überhaupt für befugt hält, das Recht freier

Meinungsäußerung über positive Strafgesetze hinaus zu be¬

schränken, auf eine verständlichere, Jedem deutlichere Weise

abzugrenzen. Die Censur ist nur eine Ergänzung des Straf¬

gesetzes, muß sich an dasselbe anschließen, und klar bezeichnen,

wo der Standpunkt der Strafbarkcit aushört und der Gesichts¬

punkt der Gefährlichkeit anfängt.

Nur dann kann dcr Ecnsor genauer übersehen, in welchem

Umfange das literarische Eigcnthum unverkürzt und vom Velo

der Regierung unberührt bleiben soll; sein negativer Stand¬

punkt wird sich dann durch die positive Würdigung des Rechts

des Schriftstellers veredeln, und die Frage, ob die Schrift

schädlich sei, wird sich in die Frage, ob der Autor ein Recht

zu ihrer Veröffentlichung habe, verwandeln °). So lange das

°) Zu dieser Hinsicht empfiehlt sich die Fassung der König!. Baierschcn
Verordnung vom 28. Januar 1831 über die Herausgabe und Censur der
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Recht des Schriftstellers auf Gewährung des gesetzlichen Maa-

stcs der Preßlicen; nicht ausdrücklich anerkannt wird; so lange

Zeitungen und periodischen Blätter, welche hier auszugsweise »ütgethcilt zu
werde» verdient:

§- 4-

Die Censur der von innerer Politik und Statistik handelnde» Artikel

und Aufsätze soll dem rechtswidrigen Mißbrauche der verfassungsmäßig ge¬

währten Freiheit der Presse begegnen, nicht aber de» rechts- und gesetzmäßi¬

gen Gebrauch derselben willkuhrlich hemmen und beschränken.

Es ist daher der Druck der erwähnten Aufsätze nur unter folgenden

Voraussetzungen von der Censurbehörde zu untersagen:

t) wenn darin Nachrichten über persönliche und Familienverhältnisse

des Monarchen oder der Mitglieder des Königl. Hauses gegeben werden,

die weder durch unmittelbare amtliche Mittheilung noch durch die voraus¬

gegangene Bekanntmachung in einem als offiziell anerkannten Blatte ver¬

bürgt erscheinen;

2) wenn in denselben notorische Unwahrheiten oder erdichtete Nachrich¬

ten von zu erwartenden Negierungsmaaßregeln enthalten sind, welche Täu¬

schung oder Aufregung zur Folge haben können;

3) wenn durch die Bekanntmachung irgend ein im Königreiche beste¬

hendes Strafgesetz übertreten, und eine im Verbrechens-, Vergehens- oder

Polizei-Ucbcrtretungsgradc strafbare Handlung begangen werden wurde.

Insbesondere ist hiernach zu verfahren:

s) wenn solche Gesetzübertretungen den Monarchen, den Staat und dessen

Verfassung oder die im Königreiche bestehenden Kirchen- und religiösen

Gesellschaften betreffen;

d) wenn der vorgelegte Aufsatz die öffentliche Ruhe und Ordnung durch

Aufmunternng zum Aufruhr, oder auch indirect durch Verbreitung

unverbürgter Gerüchte gefährdet;

o) wenn derselbe der Sittlichkeit durch Reiz und Verführung zu Wollust

und Laster gefährlich ist.

4) Wenn Staatsdiener Verträge oder sonstige Arbeiten über Gegen¬

stände, die denselben in ihrem Geschäftskreise übertragen sind, ferner sta¬

tistische Notizen, Verhandlungen, Urkunden und sonstige Nachrichten, zu de¬

ren Kcnntniß sie nur durch ihre Dienstverhältnisse kommen konnten, ohne

Beibringung der nach §. 3. des Edicts über die Freiheit der Presse erfor¬

derlichen besondere» Erlaubniß dem Drucke übergeben.

§. 5-

Die Bekanntmachung von blos erzählender! Berichten über die Ver¬

handlungen der Kammer der Abgeordneten soll auf keine Weise gehemmt
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die Ccnsur-Aufsichtsbehörden sich für befugt halten, die gesetz¬
lichen Grenzen der Ocffentlichkeit beliebig zu madisiciren, ist
ein gesicherter Rcchtszustand der Presse nicht denkbar"). Zn

i oder erschwert werden, insofern nicht offenbare Unwahrheiten oder Entstel¬

lungen darin enthalten sind; Naisonncinenls werden nach den vorhergehen¬

den K§, behandelt.

Bon der Bckannlniachnng sind jedoch solche Persönlichkeiten, unanstän¬

dige und beleidigende Ausdrucke und persönliche Ausfälle gegen den Monar¬

chen, die Königl. Familie oder die einzelnen Mitglieder der Kammer auszu¬

nehmen, wegen deren der Redner nach Tit. II. §. 2t. des Edicts über die

Ständeversammlung von dem Präsidenten der Kammer zur Ordnung ver¬

wiesen worden ist. s' o.
Berichten über die in den Sitzungen der Landräthe nach K. 28. des

Gesetzes vom 1Z. August 1828 zu führenden besondcrn Protokolle ist der

Druck erst dann zu bewilligen, wenn die nach h. 29. des nämlichen Ge¬

setzes erforderliche Konigl. Genehmigung zur Bekanntmachung der Proto¬

kolle erfolgt ist.

s-

> Den Censorc» ist untersagt, die frciniuthige Aeußcrung von Meinun¬

gen, Ansichten und Urtheilen über die von den Staats-Ministericn und an¬

deren verantwortlichen Stellen und Behörden ausgehenden Anordnungen

und Verfügungen, und über das amtliche Wirke» derselben zu hindern, so

lange nicht dadurch irgend ein bestehendes Gesetz übertreten wird und ins¬

besondere der ausgesprochene Tadel in Schmähung ausartet.

§- L-

Bei der Bekanntmachung von Aufsätzen, in welchen öffentliche Behör¬

den oder einzelne Staatsdicner pflichtwidriger Handlungen beschuldigt wer¬

den, sind die Beschuldigten vollständig zu benennen. Die Censurbchördc

hat den Druck zu untersagen, wenn diese Bedingung nicht erfüllt ist.

§ 9.

Nicht politischen und nicht statistischen Artikeln, durch deren Bekannt¬

machung ein rechtswidriger Angriff gegen die Ehre einer Privatperson, die¬

selbe mag ausdrücklich genannt oder nur bezeichnet sein, gemacht werden

würde, darf zwar die Aufnahme nicht versagt, es soll aber von solchen der

betreffenden Person, wo möglich, noch so zeitig Nachricht gegeben werden,

daß sich diese mit Erfolg des in der 8. Beilage zur Vcrfassungs-Urkunde

S. 10. Absatz 2. gegebenen Rechtes bedienen könne.

°) Studien zur Orientirung über die Angelegenheiten der Presse vonR. v. L. fRühle v. Lilien stern) Hamburg bei Perthes 1829. Im



anderen Deutschen Bundesstaaten beschranken sich die Aufsichts¬

behörden auf Ausführung der Gesetze, indem sie die gesetz¬

lichen Grenzen der Prcßfrciheit festhalten, innerhalb derselben

ei» Recht des Schriftstellers auf Zulassung seiner Schrift an¬

erkennen und dem Gesetzgeber selbst die Modisication der Ccn-

snrgcsctze vorbehalten. Hieraus und nicht aus dem Inhalte

der Ccnsurvorschnftcn, die anderswo strenger sind als in Preu¬

ßen, erklärt sich die auffallende graduelle Verschiedenheit der

Publicität in andern Deutschen Bundesstaaten von der Ocffcnt-

lichkcit in Preußen "). Zn allen Deutschen Bundesstaaten be¬

steht die Ccnsur, und in den meisten sind die Censurvorschriftcn

strenger und beschränkender als in Preußen: dennoch lernt man

in Preußen viele innere Verhältnisse des Landes nur durch

die fremde Presse kennen, welche täglich Preußische Vcnval-

tuugsmaaßregcln und Gesetzes-Vorschläge zur Kcnntniß ihrer

Leser bringt, die man in Preußischen Blättern vergebens suchen

würde. Allein in andern Deutschen Bundesstaaten steht der

Ccnsor auf dem Boden der Gesetzlichkeit: seine Aufsichtsbehör¬

den rcctificiren ihn nur, wenn ihn der Vorwurf einer offcu-

ordnungsmäßigcn Gange einer wohl eingerichtete» Justiz und Polizei

muß eine Willki'ihr eigentlich gar nicht denkbar sein, sondern sich, wo sie

zufällig eingeschlichen wäre, sofort durch irgend eine Stockung in der Ma¬

schine oder sonstig lautwerdendcn Ucbelstand augenscheinlich zu crkcnnc» ge¬

ben. In der Siegel findet sich in wohtregiertcn Staaten in der gewöhnlichen

blos administrativen Polizei auch nur selten ein willklihrlichcr Act. Diese

Willkuhr ist einzig in den beiden Zweigen der Polizei einheimisch, welche

die Gesinnungen und Meinungen der Menschen zum Gegenstande ihrer

Forschung machen, die der sogenannten höheren oder geheimen Polizei sin

ihrer höchsten Ausbildung Inquisition genannt), und in ihrer Zwillings¬
schwester, der Preß-Censur.

H Daß die politische Verfassung auf diese Verschiedenheit von großem
Einflüsse ist, soll hierdurch nicht geleugnet werden.
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baren Gesetzwidrigkeit trifft: er hat sich bei Beurtheilung der

ihm zur Eensur vorgelegten Mannscriptc nicht zu fragen: „ist

die Schrift schädlich, verletzt sie möglicherweise irgend eine

Empfindlichkeit, wird sie in der Hauptstadt mißfallen?" Er

fragt sich nur: „hat nach den bestehenden Gesetzen der Autor

ein Recht auf Veröffentlichung dieser Schrift?" und giebt oder

versagt hiernach sclbstständig die Druckcrlaubniß. Der Preu¬

ßische Ecnsor aus der alten Schule befindet sich in einer an¬

deren Lage. Er glaubt nicht an die Gültigkeit der Gesetze,

deren Inhalt durch zahlreiche besondere Instructionen wesent¬

lich modificirt worden ist: er sieht sich an eine Menge von

persönlichen und subjektiven Rücksichten gebunden, welche die

Frage nach dem Rechte des Schriftstellers gar nicht aufkom¬

men lassen; er ist nicht blos Censor, er ist auch Kritiker, und

bestimmt sein Urtheil über die Drnckfähigkcit einer Schrift nach

der präsumtiven politischen und wissenschaftlichen Confcssion

seiner Vorgesetzten; er fragt sich nicht blos, ob die Schrift

schädlich, sondern, ob sie schicklich ist und nirgends Anstoß er¬

regen wird. Er ccnsirt hauptsächlich nach dem Gefühl, und

sieht sich, in Ermangelung einer unwandelbaren gesetzlichen

Grundlage, bei Ausscheidung des Bedenklichen vom Unbedenk¬

lichen auf einen unbestimmten und unbestimmbaren Tact, und

zwar nicht auf seinen eigenen, sondern auf den Tact seiner

ihn beaufsichtigenden Vorgesetzten hingewiesen. In dieser sub¬

jektiven Sphäre kann er Niemand befriedigen: das Publicum

nicht, welches in auswärtigen Blättern sich über vaterländische

Interessen Belehrung suchen muß; den Schriftsteller nicht, wel¬

cher sein Werk aus unerklärbarcn Rücksichten verstümmelt

sieht; den Vorgesetzten nicht, welcher dem Censor bald über-



tricbcne Acngstlichkcit, bald Rücksichtslosigkeit lind Maiigel an
richtigem Tact vorwirft

Endlich aber hat cS den Preußische»Ecnsoren bisher an
einer angemessenen Auslcgungsrcgcl gefehlt, um ihre Zweifel
bei Anwendung des Gesetzes zu entscheiden. Die einen haben
in Zweifelsfällen sich für die Beschränkung,die andern sich für
die Freiheit entschieden, je nachdem sie die Ecnsur für de»
normalen oder für einen crccptionellcn Zustand ansehen. Die¬
sem Ucbclstand ist durch die Ordre vom 4 Oct. begegnet wor¬
den. Indem dieselbe die verwilligte partielle Preßfrcihcit, als
die Aufhebung einer durch die Bundes-Prcßgcsetzgebungnicht
gefordertenBeschränkung, mithin als die Rückkehr zur Regel
ankündigt, folgt daraus, daß die Ecnsur nicht mehr als der
normale Zustand, sondern als ein czceptioncllcs, singulärcs
Institut betrachtet werden darf, dessen Umfang der einschrän¬
kenden Auslegung unterliegt. Der Ecnsor darf mithin künftig,
wenn er über die gesetzliche Druckfähigkcit einer Schrift in
Zweifel ist, sich nicht für die Beschränkung, sondern muß sich
für die Freiheit, für das Imprimatur entscheiden. Geht diese
unzweifelhaft gesetzliche Auslcgungs-Regel in das Bewußtsein
der Ecnsoren über, so ist damit die Grundlage zu einem ganz
neuen Rechtszustand der noch unter Ecnsur stehenden Presse
gewonnen: war bisher die beschränkende Ccnsurstrcngc in pro¬
gressivem Fortschritt, so wird unter dem Einflüsse der neuen
Auslcgungsregel bald eine viel mildere und freiere Praxis sich
ausbilden, und dadurch wird wenigstens derjenige Grad der
Ocffentlichkcit und Freiheit gerettet, dessen sich jetzt die Preu¬
ßische Presse erfreut. Ohne gewissenhafteBefolgung dieser
Auslcgungsrcgcl ist die allmähligc Rückkehr des alten Post¬
zwangs unvermeidlich.



Lv) Form des Imprimatur.

§ tl).

Die Druckerlaiibniß kann nur schriftlich crthcilt werden.

(Art. 1 und 10 des Censur-Edikts.)

Das Werk kann entweder im Ganzen in einer deutlichen

Abschrift oder stuckweise in gedruckten Probebogen zur Censur

eingereicht werden. Zm ersten Falle wird das Manuskript vom

Censor auf der ersten und letzten Seite mit seinem Namen und

mit dem Datum bezeichnet, im letzten Falle muß das Impri¬

matur auf jedem Vogen ausgedruckt sein. Das censtrte Ma¬

nuskript oder der Probebogen bleibt im Besitze desjenigen, der

die Druckerlaiibniß nachgesucht hat.

Wird die Schrift im Manuskripte cenflrt, so ist nach Be¬

endigung des Druckes das censtrte Manuskript mit einem

Nein-Exemplar des Abdrucks dem Censor vorzulegen, damit er

die Abänderungen sich darauf vermerke, auch die Beachtung der¬

selben controlire, das mit der Hcftschnnr durchzogene und be¬

siegelte Manuskript aber dem Drucker zur Aufbewahrung zu¬

rückgebe. (Minist.-Reskript vom 31. August 183Z.)

Diese doppelte Vorlegung der Censurstücke ist durch kein

Gesetz vorgeschrieben; findet sie dennoch statt, so kann der

Censor auf ein ferneres Freiexemplar keinen Anspruch machen.

Auch ist sie nutzlos, da der Censor die Beachtung der Censur-

vorschriften nicht zu controliren hat, die llcbcreinstimmung des

Abdrucks mit dem in den Händen des Druckers verbleibenden

Manuskript sich aber ohnedies jederzeit constatiren läßt.



clck) Verjährung der Druckerlaubuiß.

Die Erlaubniß zum Druck ist nur auf ein Jahr gül¬

tig, Ist der Druck nicht im Laufe desselben besorgt worden,

so muß eine neue Erlaubniß nachgesucht werden. (Censur-Edict

von 1819. Art. X in link.) Diese Bestimmung hat ihren

Grund in der ganz richtigen Erwägung, daß das, was aus dem

Standpunkte der Ccnsur-Verwaltung heute druckfähig ist, nach

Jahresfrist vielleicht unzeitig erscheint,

es) Wirkung des Imprimatur.

5- 12-

Der §. 7 des provisorischen Bundes-Preßgcsetzes enthält

die ausdrückliche Zusicherung, daß Verfasser, Herausgeber und

Verleger der unter Censur eines Deutschen Bundesstaats er¬

schienenen Schriften von aller Verantwortung frei blei¬

ben, und daß, wenn die Bundesversammlung die Unterdrückung

einer solchen Schrift, weil sie die Würde und Sicherheit des

Bundes gefährdet, beschließen sollte, solche Aussprüche ausschließ¬

lich gegen die Schriften und nie gegen die Person gerichtet

worden, sollen. Das provisorische Bundes-Prcßgcsetz ist in

Preußen als ein das Ccnsur-Edict ergänzendes Gesetz publicirt

werden und die Verheißung völliger Unvcrantworilichkcit für

den Zuhält aller in den Deutschen Bundesstaaten censirten

Schriften gilt deshalb auch für alle Preußischen Unterthanen.

Zm Art. 13 des Censur-Edicks ist dieser Grundsatz bestätigt

worden. Zwar heißt es darin, daß dem Verfasser in keinem

Falle eine gleichmäßige vollständige Befreiung von Verantwort¬

lichkeit zu statten kommen könne; allein diese aus dem Art. 7
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des Eensur-Edicts von 1788 entnommene Vorschrift erhält

durch den Nachsatz ihre nähere Bestimmung dahin, daß der

Verfasser nur dann für den Inhalt verantwortlich bleiben soll,

wenn er die Druckerlaubnis; erschlichen hat. Hierin liegt aber

keine Beschränkung des Grundsatzes der völligen Unverantwort-

lichkcit, denn wenn das Imprimatur erschlichen ist, so ist cS

nicht rits erthcilt, mithin rechtlich nicht vorhanden.

Der Grundsatz vollkommener persönlicher Nichtverantwort-

lichkcit beruht auf der Solidarität aller Zweige der Staats¬

verwaltung. Unterwirft ein Schriftsteller sein Buch der Cen¬

sur, so giebt er dadurch unzweideutig die Absicht kund, kein

Prcßvergchcn verüben zu wollen, da er für ein solches die Ge¬

nehmigung des Staats nicht zu erwarten hat; es kann also

nur Schuld der Regicrungsorgane sein, wenn durch eine der

Censur unterworfene Schrift dennoch ein Strafgesetz verletzt

wird. Diese Schuld hat aber nicht der Verfasser, sondern nur

die Negierung, welche den unbcfähigtcn Censor angestellt oder

falsch instruirt hat, zu vertreten.

Daraus folgt indeß kcincswcgcS, daß die Druckcrlaubniß

eine völlige Gutheißung des Inhalts der Schrift in sich schließe.

Das Imprimatur enthält nur die Erklärung, daß die Schrift

weder gegen ein Strafgesetz, noch gegen eine Censur-Vorschrift

verstoße. Wollte die Regierung diesen negativen Standpunkt

verlassen und von dem Schriftsteller verlangen, daß der Inhalt

seiner Schrift auch den persönlichen Ansichten des Censors und

der Regierung entspreche, so würde nicht nur alle Freiheit der

öffentlichen Gedankcnmitthcilung aufhören, sondern auch die

moralische und die wissenschaftliche Verantwortlichkeit für den

Inhalt der Schrift auf die Regierung übergehen.

Insofern aber das Imprimatur die officielle Erklärung in
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sich schließt, daß kein Grund besteht, de» Druck und Debit der

Schrift weiter zu beschränken oder zu verhindern, sollte man

meinen, diese Erklärung müsse auch von der Regierung in al¬

len Znstanzen gewährleistet werden. Seit aber die Praxis ge¬

stattet hat, daß auch ccnfirtc Schriften unterdrückt werden dür¬

fen, und seit die Polizei auch die ccnsirten Schriften, bevor sie

dieselben zum Verleihen in Leihbibliotheken und zur Aufnahme

in Lcsc-Eirkcln verstauet, einer Doppel Ecnsur unterwirft, ist die

Wirkung des Imprimatur annullirt und zur Kraft einer bloß

vorläufigen Beruhigung herabgesetzt worden. Das Ansehen des

Eensoramtes und das Vertrauen zur Ecnsur-Verwaltung kann

hierdurch unmöglich gewinnen.

Für erschlichen sieht das Gesetz die Druckcrlaubniß an,

wenn „der Verfasser durch eingestreute strafwürdige Anspielun¬

gen oder Zweideutigkeiten, deren beabsichtigter Sinn dem Ccn-

sor verborgen bleiben konnte, oder sonst durch unzulässige Mit¬

tel die Aufmerksamkeit des Eensors zu hintergehen gewußt hat."

Es ist neulich, bei Gelegenheit eines zur Oeffentlichkeit ge¬

langten Specialfallcs, die Frage vielfach erörtert worden, ob

der Grundsatz der persönlichen Nichtvcrantwortlichkcit auch auf

Beamte Anwendung finde? Die Verheißung ist so allgemein

und folgt so nothwendig aus der rechtlichen Bedeutung der

Druckcrlaubniß, daß man im Publicum die Bejahung dieser

Frage allgemein unbedenklich gefunden hat. Zn der That

lassen sich auch Gründe für die Verneinung nicht auffinden.

Hat der Beamte, und vornehmlich der Zugendlchrcr zwar be¬

sondere Pflichten, so hat er doch auch alle Rechte jedes anderen

llnterthanen und ist in dem Gebrauch seines literarischen Eigcn-

thums nicht mehr beschränkt als jeder Andere. Für das xwi-

vileZium oäiosum, was ihn von dem Grundsatze der per-



sönlichen Nichtverautwortlichkeit für den Inhalt einer von ihm

verfaßten, censirten Schrift ausschlösse, müßte wenigstens ein

besonderes Gesetz angeführt werden können; daran fehlt es aber

gänzlich. °)

Nur eine Ausnahme leidet der Grundsatz der Nichtvcr-

antwortlichkcit. Es ist nämlich im Art. 13 vorgeschrieben, daß

die Druckcrlanbniß die Injurien-Klage der durch eine censirle

Schriftstcllc beleidigten dritten Person nicht ausschließe. Ob

diese Bestimmung noch jetzt gültig sei, ist nicht ganz ohne

Zweifel. Sic hat nämlich ihren Grund darin, daß im Eeusur-

Edict von 1819 der Ecusor nicht verpflichtet wird, Injurien

zu verhindern, und dazu auch kein Recht hatte, nachdem die

Vorschrift des Censur-Edicts von 1788 ausdrücklich aufgehoben

war; seine Prüfung der Schrift bezog sich also gar nicht auf

die darin enthaltenen Ehrenkränkungen, und sein Imprimatur

konnte mithin den Verfasser auch nicht von der gerichtlichen

Verantwortung für solche Injurien befreien. Durch die Ordre

vom 28. Dccbr. 1821 ist aber der Eensor wieder verpflichtet

worden, Ehrcnkränkungcn zu verhindern, und dadurch scheint

sich die Wirkung des Imprimatur auch auf diese zu erstrecke».

Dagegen läßt sich indcß erinnern, daß die Znjuricnklagc pri¬

vatrechtlicher Natur ist und das Imprimatur den Rechten drit¬

ter Personen keinen Eintrag lhun soll.

') Weber über Injurien und Schmähschriften (Leipzig 1811, pug.
16), ,,der Schriftstellerverhandelt seine Sache nicht im Vorzimmer der
Großen, sein Vortrag ist nicht an diese, nicht an Redner und Obrigkeiten,
sondern an das große Publicum gerichtet, wo ein jeder als freier Mann
sein freies Votum hat, und keine Einschränkungen nach dem Ansehen der
Personen, nach Subordination und äußeren Nangverhallnisscn stattfin¬
den können.
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o) Spcciclle Bedingungen der Debitsfähigkeit in¬

ländischer Schriften.

5 13-

Zur Ausführung der Preß- und Ecnsur-Gesetze bestehen

eine Reihe spccicllcr Vorschriften, welche als besondere Präven¬

tiv-Maaßregcln gelten können, zugleich aber die Ermittelung

von Ccnsur-Eontravcntioncn und Preß-Vergehen erleichtern sol¬

len. Dahin gehören folgende Vorschriften:

1) Alle Druckschriften ohne Ausnahme sollen

auf dem Titel mit dem Namen des Verlegers ver¬

sehen sein.") Diese schon in der Reichsgcsctzgcbung gegrün¬

dete Vorschrift ist aus 9 des provisorischen Bundes-Prcß-

gesetzes entnommen. Bücher, welche dieser Vorschrift nicht

genügen, sind verboten. Ist die Schrift im Jnlande verlegt,

so genügt es, wenn das Titelblatt die Worte „im Selbstver¬

läge des Verfassers" enthält. *") Ist die Schrift in einem

anderen Deutschen Bundesstaate verlegt, so muß auf dem Ti¬

tel der Name einer bekannten Verlagshandlung stehen (Art. 12

des Eensur-Edicts). Der auswärtige Selbstverlag (H. 1297 o.

Tit. 20 Th. II. Allg. Landrechts) macht also eine Schrift in

Preußen debitsunsähig.

Nach dem Ministerial-Rcscript vom 18. Februar 1838

(Annalen S. 152) soll es genügen, wenn das Buch die Be¬

zeichnung enthält „in Eommissi'on", indem dies die Bedeutung

habe, daß der Commissionair das Buch nicht für eigne, son¬

dern für fremde Rechnung verlege. Insofern der Commissio-

") Art. 3 des Censur-Edicts. Cabinets-Ordrevom 1. Ott. 1812.
°°) Minifierial-Reskript vom 23. Febr. 18Z6, Annale» Seite 121.



nair die Pflichte» des Verlegers, den Aufsichtsbehörde» gegen¬

über, übernehme» kann, ist gegen diese Auslegung nichts zu

erinnern; in preßsrcicn Schriften aber ist sie bedenklich, weil

das Gesetz den Verleger subsidiarisch für den Zuhält verant¬

wortlich macht, und in Eriminalstrascn der schuldige Verleger

nicht durch den Commissionair vertreten werden kann.

2) Alle Druckschriften müssen mit dem Namen

des Druckers versehen sein, der sich am Ende des Werks

nennen darf. Die Unterlassung dieser Vorschrift zieht zwar

nicht das Verbot der Schrift, aber die Bestrafung des Druckers

nach sich-

Diese Vorschrift geht über das Bundcs-Preßgcsetz hinaus;

sie wird außerdem von vielen Seiten als nutzlos angegriffen.

Der Drucker ist nun zwar niemals für den Inhalt verantwort¬

lich, wohl aber, bei censirtcn Schriften, für die Beobachtung

der Ccnsurvorschriften, Auch kann kein Grund gedacht werden,

warum der Drucker seinen Namen verschweigen sollte. Zur

Anlage einer Druckerei gehört nach Preußischem Rechte eine beson¬

dere Regierungs-Eoncession, welche persönliche Befähigung und

Zuverlässigkeit voraussetzt; nur diejenigen, welche in dem Auf¬

kommen von Winkelpressen eine Wohlthat sehen, können des¬

halb an dieser Vorschrift Anstoß nehmen.

3) Es ist zwar nicht ausdrücklich vorgeschrieben, aber über¬

all üblich, daß auch der Druckort angegeben werde.

Es hängt davon die Ermittelung des Druckers ab, und die sofor¬

tige Bcurtheilung ob die Schrift im Zu- oder Auslände ge¬

druckt ist. Schon die Rcichs-Gcsctzgcbung forderte deshalb die

Angabe des Druckers, und der Art. 8 des Ccnsur-Edicts von

tl788 machte für die richtige Angabc desselben den Verleger

verantwortlich. Zn der Bekanntmachung des Staatskanzlers
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vom Ift. Dccbr. 1812 wurde diese Vorschrift erneuert, und es
ist wohl nur übersehen worden, sie i» das neueste Ecnsur-Edict
von '1819 auszunehmen; dies hat indeß die Folge, daß die
Nichtangabe des Druckorls straflos bleibt.

4) Alle Zeitungen und Zeitschriften des Inlan¬
des müssen mit dem Namen eines im Preußischen
Staate wohnhaften bekannten Redactcurs verse¬
hen sein (Art. 9 des Ccnsur-Edicts). Diese Vorschrift ist
aus dem 9 des Bundes-Prcßgesctzes entnommen, und auch
das Ecnsur-Edict (Art. 16 Nr. 5) rechnet alle in Deutschland
erscheinenden Zeitschriften, auf denen der Name des Redactcurs
fehlt, zu den verbotenen. Unter Ncdactcur wird in Preußen
der concessionirtc Herausgeber verstanden.

5) Ecnsurlückcn dürfen nicht angedeutet werden;
für die Beachtung dieser Vorschrift ist der Drucker verantwort¬
lich. °) Diese Bestimmung beruht auf einem Beschlüsse der
Wiener Ministcrial-Eonfercnz von 1834. Unter Andeuten
versteht das Gesetz wohl nicht blos die Bezeichnung der Ecn-
surstriche durch einen leeren Zwischenraumoder durch Drucker¬
schwärze sondern auch die öffentliche Besprechung solcher Een-
surstrichc. Es scheint dabei die Absicht vorgewaltet zu haben,
die streichende Thätigkcit der Eensur der Oeffentlichkeit zu ent¬
ziehen, und die Ccnsorcn der Rheinischen und Königsbcrgcr
Zeitung haben deshalb nicht richtig gehandelt, als sie vor
Kurzem Artikel zuließen, welche gegen ihre eigene Wirksamkeit
polcmisirtcnund hierbei specicllc Fälle beleuchteten.

6) Von jeder Schrift über zwanzig Druckbogen,
welche im Sinne der Ordre vom 4. Oktober 1842

') Ges. pmii 6. Aug. I8Z7. Z. 1.

^8''.5. - -
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prcßfrei erscheint, muß 24 Stunden vor ihrer Aus-

thcilnng ein Exemplar bei der Polizei-Behörde nie¬

dergelegt werden.

Für die Befolgung dieser Borschrift sind Verfasser, Ver¬

leger und Drucker verantwortlich, Es ist glcichgiltig, bei wel¬

cher Polizei-Behörde, ob bei der des Verfassers, Verlegers oder

Druckers, die Nicderlcgung stattfindet. Diese Niederlcgung ent¬

hält keine Eensur, sie soll nur die Behörde ln Kcnntniß setzen

von dem Zuhalte der Schrift und ihr die Möglichkeit verschaf¬

fen, auf gerichtlichem Wege gegen den Verfasser einer strafbaren

Schrift einzuschreiten.

Man kann nicht einwenden, daß ein Prcßvergchcn erst

durch die Austheilung der Schrift vollendet werde; denn auch

der in dem Druck liegende Versuch eines Preßvergehens ist

schon strafbar und begründet die Competcnz des Strafrichters.

ei) Besondere Aufsicht über die Zeitschriften.

5- 14.

Zu der Natur der Tagcsprcsse und ihrer allgemeinen Ver¬

breitung liegt die Nothwcndigkeit, sie einer besonderen Aufsicht

zu unterwerfen. Diese Nothwcndigkeit wird auch in Landern, wo

allgemeine Preßfrcihcit herrscht, anerkannt, und überall verpflich¬

tet man die Herausgeber periodischer Schriften, in so weit sie

politischen Inhalts sind, zu einer vorgängigcn Cautionslcistung,

welche zur Deckung der wegen PrcßmißbrauchS gegen die Her¬

ausgeber erkannten Geldstrafen dienen soll. Insofern durch

Deckung dieser Geldstrafen die Caution unter den gesetzlichen

Betrag verringert worden ist, darf die Zeitung dann bis zur

Complettirung dieses Betrages nicht mehr erscheinen. An diese
8°
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Einrichtung scheint man sich erinnert zu haben, als durch Ar¬
tikel 9 des Ecnsur-Edicls von 1819 die Obcr-Ecnsur-Bchörde
für berechtigt erklärt worden ist, dem Unternehmer einer Zei¬
tung zu erklären, daß der angegebene Ncdactcur nicht von der
Art sei, das nöthige Zutrauen einzuflößen, in welchem Falle
der Unternehmer verpflichtet ist, entweder einen anderen Re¬
dakteur anzunehmen, oder, wen» er den genannten beibehalten
Witt, für ihn Eaution zu leisten. Diese Vorschrift ist, da die
Preußische Eensur-Gesetzgebung über Beaufsichtigung der periodi¬
schen Presse von ganz anderen Principien ausgeht, eine unprac-
tischc und unausführbare Anomalie. Der vorausgesetzte Unter¬
schied zwischen dem Unternehmer und Rcdactcur einer Zeitung
besteht nämlich nicht, da der crstcrc zur Herausgabe persönlich
gualificirt seyn muß, auch werden gegen eine Zeitschrift, welche
den Ccnsur-Vorschriftc»genügt, Geldstrafen gar nicht erkannt,
so daß also die Eaution gar keinen Zweck haben kann.

Die vorbeugenden Maaßrcgcln, welche in dem provisori- -
schcn Bundes-Preßgcsctzgegen die Tagespreiseangeordnet sind,
beschränken sich nur darauf, daß alle periodischen Blätter der
vorgängigcn Druckerlaubnis; unterworfen, auch mit dem Namen
des Herausgebers bezeichnet werde» sollen.

Die Preußische Prcßgesctzgcbung geht aber viel weiter.
Schon nach Art. 17 des Eensur-Edicts dürfen Zeitungen und
andere periodische Schriften, sobald sie Gegenständeder Reli¬
gion, der Politik, Staatsverwaltung und der Geschichte gegen¬
wärtiger Zeit in sich aufnehmen, nur mit Genehmigung der
Ecnsur-Ministerien erscheinen.

°) Die Zahl der periodischenBlätter stellt sich bei dem Preußische»
Concesstons-Princip höher als bei der Gesetzgebung anderer Staaten. In
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Dcr H. 3 der Ordre vom 6. Aug. 1837 hat diese Vor¬

schrift auf alle periodischen Blätter ohne Rücksicht auf ihren

Inhalt ausgedehnt. Das Bundcs-Prcßgcsctz versieht unter pe¬

riodischen Schriften solche, die in dcr Form täglicher Blätter

oder hcftwcisc erscheinen. Nach dcr Preußischen Praxis ist

aber eine jede Schrift als Zeitschrift zu betrachten, die succcssive

in Abthcilungcn sblatt- oder hcftwcise) erscheint, und hinsicht¬

lich ihres Stoffs wie ihres äußeren Ilmfangs (der Bändczahl)

kein vorausbcstinnntcs Ganze bildet.

Eonccssioncn zu neuen Zeitschriften sollen nur crtheilt

werden, wenn besondere Gründe für die Bewilligung geltend

gemacht werden können, d. h. wenn ein örtliches Bcdürfniß

dazu vorhanden ist sRcscpt. v. 23. März 1837).") Dcr

Inhalt und das Formal dcr Zeitschrift bestimmt sich nach dem

genehmigten Prospeclus, und es ist die besondere Pflicht dcr

(Zensoren, keinen Artikel über Gegenstände zuzulassen, zu deren

Besprechung die Herausgeber nicht ausdrücklich conccsstonirt

worden sind. Hieraus folgt, daß zu jeder Veränderung in

Format und Inhalt ministerielle Genehmigung erforderlich ist.

Die eigentliche Sicherung gegen den Mißbrauch dcr Tages¬

preise sucht aber die Preußische Gesetzgebung in den persön¬

lichen Eigenschaften des Herausgebers. Die Conccssi'on soll

England, Wales mit eingeschlossen, erscheinen 2tS Zeitungen, in Schottland
61, in Irland 78, auf den britischen Inseln (Guernscv, Jersey, Man) 16,
zusammen 877. — In der Preußischen Monarchie erschienen im Jahre 1810
in dcr Provinz Posen 10, Pommern 17, Berlin 86, Provinz Brandenburg
37, Wcstphalcn 31, Preußen 60, Schlesien 68, Rheinprovinz 72, Sachsen
71, zusammen 153, darunter 11 Blätter politischen Inhalts, 66 wissenschaft¬
liche, 25 gewerbliche, 27 Erbanungsblälter,190 Unterhaltungsblätter, 161
Verordnungsblätter.

°) Ann. S. 118.
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nämlich nur solche» Personen gewährt werden, welche zn
einem Unternehmen dieser Art entweder notorisch qualificirt,
d. h. mit der nöthigcn wissenschaftlichenVorbildung zur an¬
gemessenen Unterhaltung und Belehrung des Publicums ver¬
sehe» sind, oder deren Omalisication anderweit nachgewiesen
werden kann,") und welche zugleich durch amtliche Zeugnisse
der Polizei-Behörde darzuthun vermögen, daß auf ihrem sitt¬
lichen Rufe kein Makel haftet.

Die Conzcssion ist rein persönlich und erlischt mit dem
Tode des Herausgebers. Sic ist public» juris und deshalb
nicht übertragbar, ein Grundsatz, dessen Fcsthaltung im Inter¬
esse der Wissenschaft liegt, weil er die Unabhängigkeit des
Herausgebers vom Privatinteresse des Verlegers sicher stellt.
Es bleibt hiernach dem Herausgeber überlassen,mit wem der¬
selbe den Verlags-Vertrag abschließen will. Die Verhältnisse
zwischen Herausgeber und Verleger werden von den Ccnsur-
Vorschriftcngar nicht berührt, und gehören lediglich zur rich¬
terlichen Cognition.

Außer den concessionirtcn Zeitungen gicbt es in Preußen
noch mehrere privilegirte Zeitungen, die zum Thcil ein IZxolu-
sivum beanspruchen. Ihr Rechtsverhältnis; bestimmt sich nach
ihren Privilegien, sie sind indcß gleichfalls an die Vorschrift
gebunden, daß aus jedem Blatte der Herausgeber genannt
werden muß.

Die Gesetzgebung in andern Deutschen Bundesstaaten,
z. B. Baden, verpflichtet die Zeitungs-Redaktionen nicht nur

*) In Berlin sucht man die Qualisication solcher Zeitungs-Herausgeber
durch ein Examen festzustellen.

Ministerial-Nescript vom 18. Dezember 1833. Ann. S. 992.



zur unentgeltlichen Aufnahme aller amtlichen oder als amtlich
bezeichneten Artikel öffentlicher Behörden, sondern auch zur
Aufnahme oou Artikeln gegen persönliche Angriffe, und zwar
zur unentgeltlichenAufnahme bis zur Zeilenzahl des in der
Zeitung enthaltenen persönlichen Angriffs. Nach dem Mi-
nistcrial-Reskript vom 27. November 1832 sAnn. S. 964)
können aber die Preußischen Zeitungs-Rcdactioncnzur Aufnahme
von Privat-Artikeln nicht gcnöthigt werden. Durch die in
den öffentlichen Blättern kurzlich bekannt gemachte Ordre vom
14. Oktober 1842 ist jedoch die Absicht ausgesprochen, auch
diese zur Aufnahme von Widerlegungen zu verpflichten. »

Besonderen Eensur-Vorschriften sind die Preußischen
Zeitungen gesetzlich nicht unterworfen; indeß ist den Ecnsoren
häufig der Gesichtspunkt angedeutet worden, daß nicht Alles,
was zum Abdruck in einer größeren Schrift sich eigne, in den
Zeitungen zugelassen werden dürfe. Alts diesem Standpunkte
sind auch eine Reihe specicllcr Ncrwaltungs-Vorschriften er¬
lassen worden, welche die Zeitungspresscvielfach beschränken;
dies hat aber nicht verhindern können, daß in neuester Zeit
die Preußische Tagespreise einen bedeutenden Aufschwungge¬
nommen hat, und daß sogar einige Zeitungen den Eharactcr
von Oppositionsblättcrn angenommen haben. Preußen hat
die ausdrückliche Vundcspflicht (H. 5. des Preß-Gesetzes), bei
der Aufsicht über seine Zeitungen mit wachsamen Ernste der¬
gestalt zu verfahren, daß,allen Klagen und unangenehmen
Erörterungen vorgebeugt werde; es ist also verpflichtet, von
den Redaktionen eine gewisse Mäßigung zu verlangen, und
daraus folgt, daß es die Ausartung einer Zeitung in eine
organisirtc Opposition gegen die Regierung, die überdies mit



einer richtige» Auffassung der politischen Eigenthnmlichkeit Preu¬
ßens unvereinbar ist, nicht dulden darf.

Wie sehr übrigens die PreußischeRegierung die Bedeu¬
tung der Tagespreise in ihrem Einfluß auf Förderung des
Nationalgcistes zu achten versteht, beweist die Eircular-Verfü¬
gung des Ministers des Innern vom 7. April 4842. *)

") Nr. 170 des Minist.-Blaltcs;

Circular-Verfügung an sämmtliche Känigl Qberpräsidicn, betreffend die

Einreichung allgemeiner Urbcrsichten über die periodische Presse und

Tagesliteratnr in den Provinzen vom 7. April !84Z.

Die periodische Presse nimmt unter den Mitteln, ans denen das gei¬

stige Bedürfnis! des Volks seine Befriedigung sucht, eine vorzügliche Stelle

ein, indem sie jeglichem Interesse, dem politischen, wie dem wissenschaftlichen,

dem ästhetischen und gewerblichen, eine regelmäßige und allgemein zugäng¬

liche Nahrung bietet, die, durch den Reiz der Neuheit verstärkt, sowohl

Belehrung als Unterhaltung gewähren soll. Wenn ihre Bedeutung durch

die in allen Volksklassen hervorgetretene geistige Regsamkeit fortwährend ge¬

steigert wird, so hat auch die neue Ccnsur-Instructio» die Wichtigkeit der

Tagesliteratur erhöht, weshalb es erforderlich wird, ihre Bewegung näher

in's Ange zu fassen, und über Erhalt, Richtung und Einfluß derselben steh

zu oricntiren. DaS reiche Material, welches dieselbe für die Bcurtheilung

der politischen, sittlichen und intellcctuellcn Entwickelung der Nation dar¬

bietet, ist bisher nicht genugsam gewürdigt worden. Aus dem Inhalte, dem

Tone und der Farbe der Blätter einer Provinz, aus dem Umfange und der

Bildungsstufe ihrer Lesekreise lasse» sich die gewichtigsten Folgerungen aus

die geistigen Zustände der Einwohnerschaft ziehen, und ci» Ucbcrblick der

gesammtcn periodischen Literatur aller Provinzen würde zugleich ein tref¬

fendes Bild der geistigen Physiognomie der Nation gewähren. Ein solcher

Einblick ist aber nur auf Erund einer umfassenden Charakteristik der Ta-

gcslitcratur und einer vollständigeren Information über den Umfang ihrer

Verbreitung und Benutzung zu gewinnen.

Die bisher von den Kvnigl. Obcrpräsidirn eingereichten Verzeichnisse

der In den Provinzen erscheinenden Zeitschriften, obschon sie dem Zwecke

der polizeilichen Contrvle, aus welchem sie bisher zunächst erfordert wurden,

Genüge zu leiste», biete» in ihren, nur die formelle Seite des Gegenstandes

und dessen äußeren Verhältnisse berührenden Angaben und Rubriken eine

solche sichere und ausreichende Grundlage nicht dar. Soll die periodische

Literatur für das Verständnis; und die Fortbildung der Volkszustände be-



e) Besondere Aufsicht über den Gewerbebctrieb der
Buch- und Kunsthändler, Leihbibliothekarc, An¬

tiquare, Buchdrucker und Lithographen.")

5- 15.

Schon im H. 127. des Gewerbe-Polizei-Edictsvom

nutzt werden, so bedarf es vielmehr eines näheren Eingehens auf das

Wesen nnd Wirken der Tagespreise, einer aufmerksamen Verfolgung ihrer

Bewegung und einer gründlichen Kenntniß ihres Gehalts und ihrer Ein¬

wirkung.

Aus diesem Gesichtspunkte ersuche ich deshalb Sin Königl. Oberpräsidium»

hierdurch ergcbenst, über Gehalt, Richtung, Leistung und Einfluß der ge-

sammten Journalistik der Provinz einen übersichtlichen Bericht erstatten und

bei dessen Abfassung den Zweck als leitend ansehen zu wollen, daß derselbe

für eine Beurtheilung des Bildungszustandes und des Geistes der Provinz

aus der Physiognomie der dortige» Tageslitcratur die erforderlichen Daten

gewähren soll. In welcher Weise diesem Zwecke am geeignetsten zu ent¬

sprechen sein wird, in welchem Maaße demselben überhaupt, der Natur des

Gegenstandes nach, genügt werden könne, muß die Erfahrung erst heraus¬

stellen, da es sich hier um den Anbau eines noch wenig bestellten Feldes

handelt; doch dürfte es zweckmäßig erscheinen, folgende Grundlinien bei

Abfassung des Berichts zu berücksichtigen. Als Gegenstand des Berichts

sind alle inländischen Zeitschriften anzusehen, welche einer ministeriellen Con-
cession bedürfen.

Dieselben werden in dem einzureichenden Tableau, zur Förderung der
Ucbersicht, nach den Kategorien-

politische,

wissenschaftliche,

gewerbliche,

Unterhaltungs- und

Berordnungs-Blätter
zu ordnen sein.

De» in den bisherigen Berichten für den censurpolizeiliche» Zweck aus-
rei-

*) Es ist nicht die Absicht, bei dieser Darstellung alle Verhältnisse die¬

ser Gewerbetreibenden zu erschöpfen, es sollen nur die wesentlichste» Vor¬

schriften, welche mit der Beaufsichtigung der Presse Im näheren Zusammen¬

hange stehen, hervorgehoben werden.
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7. Scplcmbcr 1811") wilrdc bostimliit, laß sich Niemand ohne

Gciichmigimg der Regierung, als Buch- und Kunsthändler,

reichend enthaltenen und nur durch ein Unheil über die Oualisication der

Ccnsorcn zu vervollständigenden Nolizen werden im Wcscnllichen noch folgende

Rubriken hinzulreten müssen:

Character und Tendenz der Zeitschriften,

Werth und Zweckmäßigkeit derselbe»,

Größe ihrer Auflagen,

Zahl ihrer in der Provinz dcbitirlcn Exemplare,

Umfang und Bildungsstufe ihrer Leserkreise,

Die ersten beiden Rubriken sind für eine möglichst prägnante Charak¬

teristik des wesentlichen Gehalts, der Richtung und Farbe der Zeitschrift

und für ein motivirlcs Unheil über Leistung, Werth und relativen Nutzen

derselben bestimmt; die folgenden drei Rubriken sollen, nächst den Zahlen-

Angaben, über die Verbreitung der Zeitschrift und den Umfang ihrer Be¬

nutzung zugleich den Einfluß derselben, durch die nähere Bezeichnung ihrer

Leserkreise, nach Stand und Bildungsstufe in's Licht stellen.

Ohne Zweifel werden vorzugsweise die Ccnsorcn der betreffenden Ta-

gcsblätlcr in allen diesen Beziehungen, namentlich für die Charakteristik der

Zeitschriften, die zuverlässigsten Daten an die Hand zu geben vermögen.

Endlich erscheint es für den Zweck der Erlangung eines möglichst ge¬

treuen und umfassenden Bildes der geistigen Zustände der Provinz wesent¬

lich erforderlich, dem Bericht über die inländische Tageslitcratur, als Anhang,

auch über die Benutzung der auswärtigen Zeitschriften im Inlande, eine

kurze Notiz folge» zu lassen, welche sich jedoch nur auf die approximative

Angabc der in der Provinz cursirenden Exemplar-Zahl und der Bezeichnung
der Lescrklasscn dieser Zeitschriften zu beschränken braucht.

Indem ich dem Königl, Obcrpräsidium die Berücksichtigung dieser, die

Behandlung des Gegenstandes kcinrswcgcs erschöpfenden Andeutungen an¬

heimgebe, bemerke ich schließlich, daß es der gewünschten ausführlichen Dar¬

stellung nur in dem ersten Berichte bedarf, während künftig eine jährliche,

im Monat Februar zu erstattende Anzeige der im Laufe des Jahres ein¬

getretenen Veränderungen, namentlich in Bezug auf den stattgehabten Zu¬

wachs und Abgang in der periodischen Literatur, genügend erscheint, so daß

dann anch die bisher eingereichten Jahresverzeichnisse der Zeitschriften wegfallen,
Berlin, den 7. April 1842.

Der Minister des Innern und der Polizei

gez. v. Rochow,

') Ges. S. 26Z,



Buchdrucker, Leihbibliotheken- und Antiquar etablircn könne,

klntcr welchen Bedingungen die Regierungen diese Genehmi¬

gung crtheilcn dürfen, sollte ihnen von der obersten Censur-

Behörde (damals der Minister des Innern) eröffnet werden.

Zur Ausführung dieser Bestimmung, welche auch auf Litho¬

graphen ausgedehnt worden ist, sind die Cabincts-Ordre vom

23. Octbr. 4833*) und das Circular-Rescript vom 7. Novbr.

4833**) ergangen, wonach die Concession an folgende Be¬

dingungen geknüpft worden ist:

4) Völlige Unverdächtigkeit und Unbcscholtcn-

hcit, auf deren Nachweis mit besonderer Strenge und Sorg-^

falt gehalten werden soll.

2) Der zum Betriebe des Gewerbes unerläßlich nöthige

und mindestens ein solcher Grad von allgemeiner Bildung

dessen Jemand bedarf, um sich mit den, das Gewerbe betref¬

fenden gesetzlichen Vorschriften vollständig vertraut machen zu

können.

3) Vermögens-Nachweis,

In Berlin wird der Nachweis eines eigenen Vermögens

von 6000 Thlrn., in allen anderen Orten von 2000 Thlrn.

verlangt. In Fällen, wo eine besondere wissenschaftliche Bil¬

dung oder die Verbindung mit berühmten Gelehrten eine Aus¬

nahme zulässig erscheinen läßt, kann solche durch den Minister

des Innern crtheilt werden.

Der Vermögcnsnachweis wird nur von Buchhändlern

verlangt.

Lcihbibliothckare, Vorsteher von Lcse-Cabinetten, insofern

') Ges. S. 200.

*°) Ann. 4046.
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der Zutritt ciiicm Jeden gegen Erlegung einer Geldvcrgütigung

freisteht, und Unternehmer von Lcsc-Cirkeln, denen Zeder für

ein bestimmtes Abonnement beitreten kann"), sind beim Aus¬

geben von Büchern noch an besondere polizeiliche Vorschriften

gebunden, Bücher und andere Drucksachen, welche entweder

durch ihren Inhalt oder dabei befindliche Kupferstiche in irgend

einer Beziehung für Religion, Sittlichkeit, Anstand und bür¬

gerliche Ordnung anstößig, zweideutig oder schlüpfrig sind, so

wie diejenigen, welche die Ehrfurcht gegen den Regenten und

die Achtung vor der Staatsverfassung verletzen, oder gar auf

^Erregung von Unzufriedenheit mit der Regierung abzwccken,

dürfen in keiner Leihbibliothek, Lcsegescllschaft oder Lcsc-Cabinet

geduldet werden, HEircular-Verfügungen vom 4. Octobcr und

23. November 4849. Ann. B. 3. S, 945 ff.) Die Besitzer

von Leihbibliotheken müssen deshalb das vollständige Verzeich¬

nis; der für dieselben bestimmten Bücher der Polizeibehörde

zur Genehmigung vorlegen und dieselbe für die später anzu¬

schaffenden Schriften besonders nachsuchen; ohne diese Geneh¬

migung dürfen sie kein Buch ausgeben. Von Zeit zu Zeit

ist die Polizei befugt, Revisionen vorzunehmen. (Circulare

vom 4. Oct. 4849.) Dies gilt auch von Privat-Lesezirkeln.

(Rcscr. vom 5. Nov. 4832. Ann. B. 46. S. 965.)

Das Leihen von Büchern an Gymnasiasten ist den Leih-

bibliothckarcn auf das Strengste untersagt. (Circ. vom 8. April

4825. Ann. B. 9. S. 393.)

Insofern die Polizei aus den Leihbibliotheken und Lcsecir-

keln auch diejenigen Schriften entfernt, welche den Eensurvor-

schriften zwar entsprechen, nach dem Ermessen der Polizei aber

°) CirciUar-Verfiigmig v. 23. Novbr. 4819. Ann. 948,
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zur Ausleihung nicht geeignet sind, vermag sie eine Gcsctzes-
stclle, worauf diese Befiigniß sich gründet, nicht anzuführen").
Sic folgert es aus allgemeinen ordnungs - und sittcnpolizeilichen
Grundsätzen, und beruft sich namentlich auf die Bestimmun¬
gen des Gewerbc-Polizci-Ebicts, wonach die Bedingungen des
Gewerbebetriebesvon der Ccnsurbehördcvorgeschrieben werden
sollen. Hierunter sind aber nur die Concessionsbedingungen zu
verstehen, welche ein für allemal durch die Ordre vom 23. Ok¬
tober 1833 vorgeschrieben worden sind. Die Bedingung, daß
Lcihbibliothekare nur solche Schriften, deren Lcctürc die Poli¬
zei gut heißt, verleihen dürfen,! ist in dieser Ordre nicht
enthalten. Sic würde auch den Verkehr und das Eigenthum
dieser Gewcrbtrcibendcnganz illusorisch machen. Deshalb ent¬
halten diese Beschränkungen eine Doppcl-Ccnsur, welche zu ei¬
nem sehr erheblichen Eingriff in das materielle Privateigcnthum

°) Bei Gelegenheit der Verordnung für die Lesezimmer in der Sitzung
des Französische» Staatsralhs vom 13. December 4811 äußerte sich Napoleon:
„Ich bin erstaunt, daß man in Frankreich eine so klösterliche Zucht einfüh¬
ren will. Man geht so weit, Bücher zu verbieten, die in allen Händen
find, und die alle Welt Gelegenheit hat, zu lesen Dieser Zwang, diese
Plackereien liegen nicht in der Absicht des Staats-Obcrhauples. Ich billige,
daß man schlechte Bücher nicht in die Lhcccn dringen lasse, aber außer ihnen
möge jeder lesen, was er will. Was befaßt sich die Polizei damit,
die Gewissen zu regieren?'Dicsc ausnehmende Liebe zur guten
Ordnung wird eine wahre Tyrannei. Man legt den schlechten Bü¬
chern eine» zu großen Werth bei, wenn man sie schlechthin verfolgt; dies
ist das sicherste Mittel ihnen eine» Werth zu geben. Zudem fürchte ich
die daraus zu schöpfende Belehrung nicht; dies ist es nicht, was den Um¬
sturz der Dinge in Frankreich herbei geführt hat. Unter Ludwig XV.
wußte man alles, was man heute weiß, ohne daß die Monarchie dadurch
beunruhigt wurde. Die Revolution entsprang aus der Schwäche und Thor-
hcit der vorigen Regierung. Es ist nöihig, daß die Direktion des Druck-
wcsens von liberaleren Ideen ausgehe, loeos a. a. O.



führt, und der gesetzlichen Grundlage gänzlich entbehrt *). Da¬

gegen ist es gesetzlich gerechtfertigt, und gereicht zum Borthcile

°) Bon einem anderen Gesichtspunkte geht das sonst sehr bemcrkens-

werthe Rescript des Ministers des Innern vom 19. Marz 1842 aus: Mi¬
nisteriell-Blatt Nr. 107-

Eircular-Verfügung an säinnitlichc Königl. Ober-Präsidien, die Beaufsich¬

tigung der Leihbibliotheken und deren Förderung durch Errichtung von

Bereinsbibliothckcn betreffend, vom 19. März 1842.

Wenn die Allgemeinheit unseres Volksunterrichts bereits grundliche

Elementarkenntnisse durch alle Volksklassen verbreitete, so hat zugleich die

auf möglichste Anregung der Dcnkkrafte hinzielende Richtung desselben die

Wirkung gehabt, daß jene Kenntnis! keine todte mechanische blieb, sondern

zum lebendigen Impulse des Bolksgeistes nach Weiterbildung ward. Na¬

mentlich äußert sich dies rege. Strebe» nach geistiger Fortentwickclung in der

durch alle Stande verbreiteten Neigung zum Lesen; die Lcclüre ist unleug¬

bar zum Bolksbedürfniffe geworden. So erfreulich dieser lebhafte Bildungs-

tricb in einem Staate sein muß, dessen Kraft vor Allem auf geistigen He¬

beln beruht, so dringend nolhwendig erscheint es, diese» Trieb durch sorgfäl¬

lige Ucberwachung und Leitung vor Abwegen z» bewahren, da derselbe, in

der Wahl der Mittel seiner Befriedigung sich selbst überlassen, in demselben

Maaße zur Ausartung führen kann, wie er, auf das Gute und Nützliche ge¬

lenkt, auf geistige Entwickclung und sittliche Veredelung entschieden ein¬
wirken muß.

Vor Allem sind es die Leihbibliotheken, aus denen das größere

Publicum sein Lesebedürfniß befriedigt. Der Einfluß dieser Anstalten aus

de» Volksgeist in einem Lande, in welchem selbst der Landmann seine Muße¬

stunden mit Lesen auszufüllen beginnt, ist kaum zu berechnen, und über¬

steigt an Umfang, wie an nachhaltiger Wirkung den des gesummten Buch¬

handels und der Tagespreise. Nur sehr selten werden Bücher von den un¬

teren Wolksklassen gekauft. Tagcsblättcr gehen flüchtig durch die Hände, die

Bücher der Leihbibliotheken sind dagegen bei der Geringfügigkeit der Aus¬

gabe Allen, auch den Aermcren, zuganglich; sie können mit Muße gelesen

werden, und müssen, sei ihr Inhalt, welcher er wolle, um so entschiedener

auf Meinung und Gesinnung einwirken, je weniger der Halbgebildete im

Stande ist, den Inhalt durch ein selbstständiges Unheil zu beherrschen. Die

bisher zur Ucberwachung des Leihbibliothekwesens lind zur Verhütung des

schädlichen Einflusses schlechter Lcctüre genommenen Maaßregeln, welche sich

wesentlich auf eine polizeiliche Controle der Kataloge, auf die Prüfung der

persönlichen Qualifikation der Leihbibliothek-Inhaber und auf das Verbot

des Büchcrverleihens an Gymnasiasten beschränken, haben sich in ihrer stric-
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des Buchhandels, daß das Circnlar-Nescr,vom Ii). März 1833
(Ann, S. 15l>) den Hausirhandel mit Druckschriften verboten,

teil Durchführung schwierig und unzureichend gezeigt. Der verschiedene Bil¬

dungsstand desjenigen Publicums, welches seine Lectüre aus dem Buchhan¬

del entnimmt, und des bei weitem größeren Lesekreises, welcher auf die Be¬

nutzung der Leihbibliotheken angewiesen ist, erheischt eine strengere Controle

der i» den Leibbibliotheken als der im Buchhandel ausgegebenen Bücher,

weshalb nicht allein die verbotenen, sonder» alle Schriften, deren Inhalt

dem Halbgebildeten schädlich werden kann, in den Leihbibliotheken nicht zu¬
gelassen werde» sollen.

Obwohl nn» die Circulare vom 1. Octvber und 23. November t819

(Ann. S. 946 ff.) die nicht zuzulassenden Bücher im Wesentliche» charac-

lerisiren, so sind und können doch die in denselben aufgestellten Kategorien,

der Natur der Sache nach, nur ganz allgemeine sein, und die Entscheidung

über Zulässtgkcit oder Unzulässigkcit muß wesentlich dem Ermessen der be¬

treffenden Polizeibehörden überlassen bleiben. Ei» conipclcnles literarisches

Urtheil ist indeß von der Mehrzahl der mit der Prüfung beauftragten Po-

lizeibcamlcu, besonders in kleinen Stätten, nicht wohl zu erwarten, und es

gehört namentlich dieser Umstand und der daraus hervorgehende Mangel

eines grundsätzlichen und methodischen Verfahrens in der Bücherstchlung zu

den wesentlichsten Unvollkommcnheiten der bisherigen Anordnungen. Dazu

kommt, daß die bisherige Organisation der Controle, weil ihre Einwirkung

nur eine zeilweise eintretende, keine ununterbrochene ist und sein kann, den

Leihbibliothekaren, wie die Praxis lehrt, den größesten Spielraum zu Umge¬

hungen läßt, wie denn namentlich die strenge Ausführung eines Verbots des

Büchervcrlcihcns an Schüler fast gar nicht zu beaufsichtigen ist. Ebenso

wenig bietet die durch die Allerhöchste Ordre vom 23. October 4833 (Ann.

4047) verordnete Prüfung der Qualification der Lcihbibliothekare eine aus¬

reichende Garantie, da der verlangte Grad von Bildung und Urthcilsfähig-

kcit keine sichere Gewähr für Sittlichkeit und Loyalität der Gesinnung zu
leisten vermag.

Mit jedem Jahre steigert sich, in Folge der rasch fortschreitenden Ge-

sammtbildung, das geistige Bedürfnis) der Nation und der Einfluß der Leih¬

bibliotheken, aus denen dasselbe vorzugsweise seine Befriedigung sucht. Die

Wichtigkeit des Gegenstandes erheischt deshalb die ernsteste Beachtung, und

macht allgemeine dem Zwecke entsprechendere Maaßnahuien dringend nothwen-

d>g- Ich glaube daher diese Angelegenheit der Erwägung des Königl. Obcr-

präsidiums besonders empfehlen zu müssen, indem ich dasselbe um gutacht¬

liche Aeußerung darüber ersuche: wie eine durchgreifendere Controle des

Leihbibliothckwesens zu bewirke» sein möchte. Schwerlich dürfte die hier zur



und das Einsammeln von Sndscriptionen ans Druckschriften
von einer polizeilichen Erlaubnis; abhängig gemacht hat, da
diese Art des Gewerbebetriebes keine Begünstigung verdient.

Erwägunggestellte Frage durch eine nur geschärftereHandhabung der bis¬
herigen Verordnungen genügend zu erledige» sein. Polizeiliche Maaßregeln
scheinen zur Lösung derselben überhaupt nicht auszureichen, und es wäre
daher zu erwägen, ob es nicht ralhsam erscheine, dcn Gcmcinsinn für diese
Angelegenheitzu intcressircn und die Bildung von Priv alvereincn zu be¬
günstigen, welche es sich zur Aufgabe stellten, die obrigkeitliche Controle der
Leihbibliothekenzu unterstützen, und durch Errichtung von Verein sbi-
bliothekcn, wie schon an mehreren Orlen geschehen ist, einen durchgreifen¬
deren Erfolg zu sichern. Die Einwirkung der Polizei, welche ihrer Natur
nach nur eine negative, dcn schädlichen Einfluß schlechter Lcctüre, durch Aus¬
scheidungund Beschlagnahme verderblicherBücher möglichst abwehrende sein
kann, würde in solcher Unterstützung durch Privatvercine erst ihre positive
Ergänzung finden. Soll nämlich die erwachte Neigung des Volks zu fort¬
gesetzter geistiger Entwickclung, und das vorhandene Lcscbcdürfnißzu eine»!
wahrhaften Hebel des Forlschritts, der Sittlichkeit und Loyalität dienen, so
darf auch die nützliche Seite des Lcihbibliothekwesens und einer zweckmäßig ge¬
sichteten, wohlfeil gebotenen Volkslectüre nicht verkannt,und es muß neben
dem Verbote der schlechten Bücher zugleich dahin gewirkt werden, die guten
In Umlauf zu setzen und zu möglichst ausgebreiteter Geltung zu bringen.
Leihbibliotheken, bei deren Anlage nicht sowohl die Zahl, als vielmehr der
Inhalt der Bücher, nach der umsichtigen Entscheidung eines von praktischem
und patriotischemSinne geleiteten Vcrcins-Ausschusscs, in Betracht gezogen,
und gute Lcctüre in einer großen Zahl von Exemplaren gehalten würde,
müsse» vom entschiedensten Einflüsse auf Sittlichkeit, auf Erwcckung und Er¬
haltung eines gesunden Volks-Sinnes sein. Bei der unverkennbaren Em¬
pfänglichkeit der Gegenwart für die Förderung gemeinnütziger Zwecke aus
dem Wege der Association, bedürfte es vielleicht nur eines geringen Ansto¬
ßes, um derartige Vereine ins Leben zu rufen, und es ist kaum zu bezwei¬
feln, daß es denselben mit der Zeit gelinget! würde, das größere Publicum
für dcn Gebrauch der Bcrcinsbiblioihckenzu interessircn.

In Folge des Einflusses solcher Anstalten, und der von ihnen gebote¬
nen besseren und gewählteren Gcistcsnahrung würde der Geschmack des grö¬
ßeren Publicums mehr und mehr geläutert, die Katalogeallmählig von
schlechten Büchern gesäubert und namentlich die große Zahl seichter und ge¬
sinnungsloser Schriftsteller discreditirt und zum Schweigen genölhigt werden,
tvelche aus der Virlschreibcrci ein Gewerbe mache» und eine Fülle Verderb-
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?l. Beaufsichtigung der auswärtigen Presse.

§. 16.

Wie wenig die Preußische Ccnsur-Gesetzgebung Anspruch

darauf hat, für ein praktisch brauchbares Prävcntiv-Systcm zu

gelten, beweisen die mangelhaften Vorschriften über Beaufsichti¬

gung der auswärtigen Presse. Die vorbeugenden Maaßregelu

gegen den Preßmißbranch müssen, wenn sie ihren Zweck errei¬

chen sollen, nicht blos dem Druck, sondern auch der Verbreitung

schon gedruckter Schriften zuvorkommen. Das Censur-Edict von

1788 untersagte deshalb im Artikel X. den Buchhändlern aus¬

drücklich den Debit solcher im Auslande erschienenen Schriften,

welche nach Preußischen Ccnsur-Grundsätzen zum Druck nicht

geeignet sein würden, und verordnete zur Ausführung dieser

Vorschrift angemessene Control- und Straf-Maaßregcln. Zu

ähnlicher Weise verlangt das noch gültige Ocstcrrcichischc Ccn-

sur-Patent vom 14. September 1810 für sämmtliche im Aus¬

lände erschienene Druckschriften eine besondere Debits-Erlaubnis;.

Hierüber entscheidet das Bücher-Rcvisions-Amt in besonderen

licher, mindestens zciltödtendcr Lcctüre in die Welt senden, weil sie eines

Honorars für ihre Machwerke, bei dem gegenwärtig durch die Leihbibliothe¬

ken gesicherten Absätze derselben, gewiß sein können.

Die vorstehende» Andeutungen sollen der rückhaltlosesten Erörterung der

hier zur Erwägung gestellten Frage, welche aus verschiedenen Gesichtspunk¬

ten eine mehrseitige Auffassung zuläßt, und bei ihrer Wichtigkeit die gründ¬

lichste Beleuchtung erfordert, keinesweges als maßgebend I» den Weg treten.

Zugleich wünsche ich, daß dem Bericht des Königl, Ober-Präsidiums

eine statistische Uebcrsicht der in dessen Bezirke befindlichen Leihbibliotheken

und ihres Verhältnisses zur Bevölkcrungs-Zahl beigefügt werde.

Berlin, den 19. März 1842.

Der Minister des Innern und der Polizei,

(gez.) v. Rochow.
9
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Formeln. Vüchcr, welche sich des „mlmiltitui" erfreuen, dür¬

fen ungehindert, öffentlich angekündigt und verkauft werden; bei

Büchern mit dem „transeat," fällt die öffentliche Ankündigung

weg; Werke „ei'Za solnztkam oonoeclutnr" sollen nur Geschäfts¬

männern lind Gelehrten verabfolgt werden; Vüchcr zu lesen,

über welche das Zntcrdict „Oumnntur" ausgesprochen ist, er¬

laubt in einzelnen Fällen die Polizci-Hofstcllc; Professoren und

eigentlichen Gelehrten soll diese Erlaubnis niemals versagt werden.

Das Preußische Ccnsur-Edi et von 1819, welches alle äl¬

teren Eensnrvorschriflcn aufgehoben hat, faßt nur die eine Seite

dieser Präventiv-Maaßrcgel auf, und ist nur auf Verhinde¬

rung des Druckes unstatthafter Schriften gerichtet, beschränkt

sich mithin wesentlich auf Beaufsichtigung der inländischen

Presse. In Bezug ans die auswärtige Presse enthält der Ar¬

tikel XI. die Vorschrift, daß keine außerhalb der Staaten

des Deutschen Bundes in Deutscher Sprache ge¬

druckte Schrift ohne die ausdrückliche Erlaubnis der Obcr-

Eensur-Behörde in Preußen verkauft werden dürfe. Alle in

den Deutschen Bundesstaaten erschienene Schriften, so wie alle

außerhalb derselben in fremden Sprachen gedruckte Bücher

haben also in Preußen freien Eingang ohne Unterschied, ob

ihr Inhalt den Preußischen Eensur-Grundsatzen entspricht oder

nicht"). Man scheint bei Abfassung des Ccnsur-Edicts an die

") Hieraus folgt, baß solche Schriften nicht wegen einer vorausgesetz¬

te» Schädlichkeit, sondern nur wegen ihrer Slrafbarkeit und zwar nicht im

Verwaltungswege, sondern nur vom Richter unterdrückt werden können.

Diesen Folgesatz hat die Praxis indeß nicht anerkannt, vielmehr schreiben

sich die Verwaltungsbehörden im Sinne des aufgehobenen Artikels X. des

Ccnsur-Edicts von 1788 das Recht zu, solche Schriften auch dann schon vom

Dcbit auszuschließen, wenn ihr Inhalt, ohne ein strafbares Vergehe» zu

enthalten, den Preußischen Ecnsur-Gesetzen nicht entspricht.



Möglichkeit einer gleichförmigen Censur und einer übereinstim¬

menden Vollziehung des provisorischen Bundes-Preßgcsctzes in

allen Deutschen Bundesstaaten geglaubt zu haben, und hat sich

deshalb auf eine spccielle Beaufsichtigung der außerhalb der

Bundesstaaten erscheinenden Schriften beschränkt; die Erfah¬

rung hat bewiesen, daß diese Voraussetzung nicht zutrifft. Al¬

lein wäre in den Deutschen Bundesstaaten eine solche Ucbcrcin-

stimmung in Handhabung der Censur auch möglich gewesen,

so liegt darin doch kein Grund, daß man die Forderung einer

spccicllcn Dcbitscrlanbniß nur auf Deutsche Schriften be¬

schränkt, und nicht auf alle in fremder Sprache außerhalb der

Deutschen Bundesstaaten erscheinende Schriften ausgedehnt hat.

Man kann nicht sagen, es sei hierbei die Erwägung lei¬

tend gewesen, daß Bücher in fremder Sprache nur Lesern von

höherer Bildung zugänglich seien. Denn jedes Buch, welches

im Inland in fremder Sprache gedruckt wird, unterliegt der

Censur, und die Preußische Gesetzgebung statuirt keinen Unter¬

schied der Bildung, wie dies in Oesterreich der Fall ist, son¬

dern unterwirft Jedermann der vollen Censur-Strenge.

Diese Unvollständigkcit der Gesetzgebung ist indeß im In¬

teresse der Volksbildung keineswegs zu beklagen. Ihr hat

man zu danken, daß das Preußische Volk sich nicht gegen die

Bildung des Auslandes abgeschlossen hat und in wissenschaft¬

licher Hinsicht nicht in Ocsterrcichische Zustände verfallen ist.

In ihr lag die Möglichkeit, vom Auslände aus die inneren

Landesangclcgenhcitcn zu besprechen, wenn die inländische Cen¬

sur dies versagte.

Die Dcbitsfähigkeit auswärts erschienener Schriften in

Preußen bestimmt sich nach folgenden Grundsätzen:

g»



I. Völlig freien Eingang in die Preußischen
Staaten haben:

4) sämmtliche in den Deutschen Bundesstaaten erschienene
Schriften, insofern auf dem Titel der Name einer bekannten
Verlagsbuchhandlung steht und der Buchhändler durch diese
oder eine andere bekannte Buchhandlung, welche für die Nich¬
tigkeit dieses Namens Gewähr leistet, das Buch erhalte» hat;
(Artikel 42. des Ccnsur-Edicts.)

2) sämmtliche außerhalb Deutschlands in fremder Sprache
erschienene Schriften.

II. An eine vorgängige Debits - Erlaubniß sind
gebunden:

4) Alle außerhalb der Staaten des Deutschen Bundes
in Deutscher Sprache gedruckte Schriften.

Diese Vorschrift überschreitet den Bundesbcschluß vom
5. Zum 1832 (Gcs.-S. S. 246), wonach nur solche in einem
nicht zum Deutschen Bunde gehörenden Staate in Deutscher
Sprache erscheinende Zeit- oder nicht über 20 Bogen be¬
tragende Druckschriften, welche politischen Inhalts
sind, einer Debits-Erlaubnißbedürfen.

Es fragt sich, ob nach der Ordre vom >4. Oktober 4842
jetzt noch Schriften über 20 Druckbogen dieser Debits-Erlaub-
niß bedürfen. Diese Frage ist zu bejahen, da die verliehene
Prcßfreihcit an die Bedingung geknüpft ist, daß ein inländischer
Verleger auf dem Titel genannt ist.

2) Schriften, welche in Polnischer Sprache außerhalb der
Preußischen Staaten erschienen (Ordre vom 10. Dczemb. 4834).

Zn beiden Fällen hat das Obcr-Censur-Collcgium die
Debitscrlaubniß zu crtheilcn.

3) Sämmtliche Schriften von Heinrich Heine, Gütz-
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kow und Wicnbarg bedürfen der Debitscrlaubniß des Ober-
Ccnsur-CollcgiumS. Diese Maaßregel war früher auch noch
auf die SchriftstellerLaube und Mündt ausgedehnt. Nach¬
dem dieselben aber im Zahre 1842 das Versprechen geleistet,
sich bei ihren Schriften überall den Censurgcsctzen anzuschlie¬
ßen, sind sie von allen czceptionellcn Beschränkungenbefreit
worden. Die Maaßrcgcln gegen das junge Deutschland fin¬
den übrigens in den Preuß. Ccnsur-Gesetzen keinen Anhalt.
Insofern sie sich auf das Verbot aller künftigen Schriften
dieser Autoren bezichen und die Dauer von 5 Jahren über¬
schreiten, welches nach 7. des Vundes-Prcßgcsctzesdie wei¬
teste Frist ist, während welcher der Redacteur einer durch die
Bundesversammlung unterdrückten Zeitschrift zur Herausgabe
ähnlicher Schriften nicht zugelassen werden darf, scheinen sie
überdies mit den im Bundes-Preßgesetz erthcilten Verheißun¬
gen nicht vereinbar.

4) Gedruckte Büchcranzcigen und andere einzelne gedruckte
Blätter,
». wenn sie innerhalb der Deutschen Bundesstaaten gedruckt

werden, bedürfen der Debilscrlaubniß der hiesigen Local-
Ccnsur-Behörde;

b. wenn sie außerhalb der Deutschen Bundesstaaten in Deut¬
scher Sprache gedruckt sind, bedürfen sie der Debitserlaub-
niß des Obcr-Censur-Collegiums. (Ordre vom 29. August
1835.)
Diese letzte Bestimmung folgt aus dem Artikel 11., die

vorhergehende Bestimmung ist aber eine unpractische Anomalie.
5) Abonnements auf die in fremden Sprachen erschei¬

nenden Zeitungen des Auslandes dürfen von den Postämtern
nur nach einem von den Minister» des Innern und der aus-



wattigen Angelegenheiten genehmigten Verzeichnis; solcher Blät¬

ter angenommen werden. Die auf diese Weise nicht zugelas¬

senen Zeitungen dürfen zwar von Einzelnen verschrieben, aber

nicht öffentlich ausgelegt werden. (Wiener Ministerin!-Confe-

rcnz-Vcschluß vom 12. Zun! 1834.)

Unter Zeitungen werden hier politische Zeitungen verstan¬

den, so daß die nicht politischen periodischen Blätter des Aus¬

landes, wenn sie in fremder Sprache erscheinen, hier im Wege

des Abonnements durch die Post bezogen werden dürfen. In¬

sofern das Eircular-Reskript vom 29. Decembcr 1836 auch

den Bezug unter Kreuzband von der ministeriellen Genehmi¬

gung abhängig macht, geht dasselbe über die Bundcs-Preßge-

sctzgcbung hinaus. Blätter, die man unter Kreuzband bezieht,

werden bei dem Verleger bestellt und die Post erhebt davon,

nach H. 14. des Regulativs vom 18. Decembcr 1824 °), den

vierten Thcil der Bricftaxe bei der Reit- und Fahrpost. Abon¬

nements werden bei der Post angenommen, und diese berechnet

sich dafür sehr ermäßigte Provisionssätze.

Alljährlich veröffentlicht das General-Postamt einen Prcis-

Eourant, worin unter andern alle debitsfähigen politischen Zei¬

tungen, aufgenommen werden.

Aufsichtsbehörden

1. Organisation und Wirkungskreis.

u) Ministerien.

5- 47.

Die oberste Aufsicht über die Presse ist, nach verschiedenen

Richtungen hin, unter mehreren Ministerien gctheilt, Der rein

') Gcsch-Scumul. S. 227,
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gewerblich Thcil, das Kalcndcrwcsen und der Zeitungsstcmpcl
gehören zum Ressort des Finanz-Ministers; der Zcitungs-
Debit steht unter der Aufsicht des GcncralpostmeistcrS, Die
Ausführung des Nachdrucksgcsctzcs erfolgt von dem Justiz-Mi¬
nister, den Ministem des Innern, der auswärtigenund der
geistlichen Angelegenheiten,die, nach Verschiedenheit der Fälle,
bald gemeinschaftlich, bald einzeln handeln. Den drei letztge¬
nannten Ministerien steht auch die oberste Aufsicht über die
Eensur-Ncrwaltung zu, und von diesen ist es der Minister des
Innern, der die Polizei über die Presse zunächst und vorzüg¬
lich auszuüben hat.

Ihm gebührt ausschließlich:
au) die administrative Entscheidung über alle Contraven-

tionen gegen die Ccnsur- und Preßpolizei-Gesetze,
dich die Ausführung der prcßpolizcilichen Vorschriften für

den Gewerbebetrieb der Buchhändler, Antiquare, Leihbibliothc-
karc, Lithographen, Kupferstecher,sowie die polizeiliche Aufsicht
über die Lcsc-Eabinette;

ee) die preßpolizcilichc Aufsicht über Bilder und Schrif¬
ten, die unter dein Prinzip der Prcßfrcihcit stehen.

lieber Schriften, welche der Eensur unterworfen
sind, so wie über die vom Auslande eingehenden,
theilt der Minister des Innern diese Aufsicht mit
den Ministern der geistlichen- und der auswärtigen
Angelegenheiten (Art.^dcsCcnsur-Edicts) in der Art, daß
die Eensur der Zeitungen, periodischer Blätter und
größerer Werke, welche sich ausschließlich oder zum
Thcil mit der Zeitgeschichte oder Politik beschäfti¬
ge», unter der obersten Leitung des Ministeriums
der auswärtigen Angelegenheiten, die der thcologi-



schcn, rein wissen schaftlichcn Werke unter i>em Mi¬
nisterium der geistlichen Angelegenheiten und des
öffentlichen Unterrichts, alle übrigen Gegenstände
der Censur unter dem Polizei-Departement im Mi-
nistcrio des Innern stehen. Das Gesetz schreibt den
Censur-Ministem ein gemeinschaftliches Zusammenwirken nicht
ausdrücklich vor: nach der Praxis aber berathcn und entschei¬
den sie über alte diese Gegenstände gemeinschaftlich, jedoch nicht
nach Stimmenmehrheit.Meinungsverschiedenheiten werden im
gcsammtcn Staats-Ministen» erörtert, und wenn dadurch kein
Einverständnis;herbeigeführt wird, von Sr. Maj. dem König
entschieden. Die Censur-Minister ernennen und entlassen die
Censoren, führen gemeinschaftlichdie Aufsicht über die Geschäfts¬
führung des Ober-Ccnsur-Collcgiumsund der Censurbchördcn,
haben aber keinen unmittelbaren Einfluß auf die Entscheidung
der einzelnen Beschwerden der Verleger und Schriftsteller über
verweigerte Druckerlaubnis;.

Zm Art. 3 und in Nr. 3 des Artikels 6 des Ccnsur-
Edicts ist ihnen das Recht beigelegt, den Censurbchördcn
Instructionen zu crth eilen. Da der Umfang dieser Be¬
fugnis; nicht näher bestimmt worden ist, so haben sich diese
Instructionen nicht immer auf bloße Ausführung der Gesetze
beschränkt, sondern häusig von dem Standpunkteeines unbe¬
grenzten Veto aus, die Grenzen der öffentlichen Mitrheilung
nach dem vorausgesetzten Bedürfnisse des Augenblicks modifi-
cirt. Schon der Staats-Kanzler erließ kurz nach Publication
des Censur-Edicts eine (jetzt antiquirtc) Censur-Instruction,
die über das Gesetz hinausging, und deshalb von de» Censur¬
bchördcn als unverbindlich angesehen wurde. Später haben
nicht blos die Ministerien, sondern auch Behörden, denen res-
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sortmäßig' keine Aufsicht über die Ccnsur zusteht, eine' Reihe
von prcßbcschräiikcudeuVerfügungen und Requisitionen erlassen,
die zum Thcil aus ephemeren und localcn Veranlassungenbe¬
ruhen. Das Maaß der aktuellen Preßliccnz in den einzelnen
Bezirken ist deshalb auch ein ganz verschiedenes, und es darf
keineswegs Alles in Berlin gedruckt werden, was in Königs¬
berg oder in Eöln das Imprimatur erhalten hat. Zn keinem
Deutschen Bundesstaate, Oesterreich vielleicht ausgenommen, hat
deshalb blos durch die auf Vcrwaltungs-Reskripte gegründete
Praxis die Ocffcntlichkeit so beschränkt werden können, als in
Preußen. In den Gesetzen findet die mit einem gesicherten
Rechtszustande unverträgliche Bcfugniß der Aufsichtsbehörden
zum Erlasse preßbeschränkenderInstructionen keine Begründung.
Denn auch das Veto, der Regierung hat seine Schranken im
Gesetze, der Artikel II des Censur-Edikts bestimmt sehr um¬
ständlich, welche Schriften gedruckt werden dürfen, und enthält
die ausdrückliche Zusage, daß das Veto über die darin bezeich¬
neten Grenzen nicht ausgedehnt werden solle.

Es gicbt also auch bei der censirtcn Presse ein gesetzliches
Maaß der Prcßfreihcit, und da aus einem verheißendenGe¬
setze Rechte entspringen, so hat die Nation cin vollkommnes Recht
auf unverkümmerte Gewährung dieses Maaßcs. Nach der
organischen Bestimmung des H. 39. der Einleitung zum Allg.
Landrccht sollen Gesetze so lange ihre Kraft behalten, bis sie
vom Gesetzgeber ausdrücklich aufgehoben worden sind. Auch
steht nur dem Gesetzgeber allein die authentische Auslegung
seiner Gesetze zu, und solche declarirendc oder dcrogirende Vor¬
schriften erhalten nach H. 49. a. a. O. ihre rechtliche Verbind¬
lichkeit erst durch die vorschriftsmäßige Publikation.

Eine der dringendsten Forderungen an die künftige Ge-
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sctzgebung besteht mithin darin, daß sie den Erlaß aller Een-

sur-Znstructioncn, welche das Maaß der öffentlichen Mittheilung

schmäler» oder modificircn, den Eensur-Aufsichtsbchörden unter¬

sage und ausdrücklich dem Gesetzgeber vorbehalte.

Es ist der Einheit in den Grundsätzen und der Praxis

der Prcßpolizci, und Censur-Vcrwaltung nicht förderlich gewesen,

daß die Oberaufsicht in so viele Hände zersplittert worden ist.

In anderen Ländern hat man das Bedürfnis; ihrer Centrali-

sation in Einer Hand von jeher anerkannt, und auch in Preußen

hat sich dasselbe nicht ganz abweisen lassen, wofür die Thatsache

Zeugniß leistet, daß die überwiegende Mehrzahl der die Presse

betreffenden Verfügungen vom Minister des Innern von jeher

allein erlassen worden ist. Diese Thcilung der Aussichts - Be¬

hörden steht mit der aus den älteren Censur-Edictcn entnommenen

Idee der Fach-Ccnsur im Zusammenhang, die früher vielleicht

in der mangelnden Universalität der Bildung ihren Grund

hatte, jetzt aber dem Verhältnisse der Eensurbchörden überhaupt

nicht mehr entspricht. Der Ecnsor bedarf keiner spccicllcn Fach¬

kenntnisse, um in einer Schrift zu unterscheiden, was darin

Gesetzwidriges vorkommt; sein Standpunkt ist ein negativer,

und er darf sich niemals auf den Standpunkt des Kritikers

stellen. Was von ihm gilt, leidet auch auf die höheren Auf¬

sichtsbehörden Anwendung. Könnte es sich bei der Ecnsur um die

Pflege der Wissenschaften und Künste, um Förderung der öffentli¬

chen Gesinnung und Nationalbildung handeln, so würden allerdings

mehrere Ressort-Minister dabei bethciligt scyn; davon handelt es

sich aber nicht: die Eensur hat vielmehr die Tendenz, die

Sclbstentwickclung der geistigen Potenzen im Volke zu zügeln,

und hierzu bedarf es keiner literarischen Fachkenntnisse. Die

Ecnsur ist lediglich beschränkender, verneinender Natur: sie ist



eine rein polizeiliche Funktion, und man würde sich einer

Selbsttäuschung chingcbcn, wenn man glauben wollte, dieser

Eharacter lasse sich wissenschaftlich veredeln. Er läßt sich nur

mildern und verbessern, indem man die Ecnsur dem Bereiche

des administrativen Beliebens entrückt und dem Rcchtsprincip

unterordnet. Dann sind aber der Minister der auswärtigen

Angelegenheiten und das die Pflege der Wissenschaften beauf¬

sichtigende Ministerium des öffentlichen Unterrichts weniger als

der Justiz-Minister dazu berufen, mit dem Minister des In¬

nern die Ecnsur-Verwaltung zu beaufsichtigen.") Insofern

man indcß darauf verzichtet, die Censurverwaltung unter den

Rechtsschutz einer unabhängigen Behörde zu stellen, welche das

Recht hätte, auf Anrufen der Vcthciligtcn die Aussprüche der

Censurbchördcn zu rcformircn, kann die Ccntralisation der

Censurverwaltung in der Hand Eines Ministers nicht gewünscht

werden, indem es dann einer solchen administrativen Allgewalt

an jedem Gegengewichte fehlen würde.

b) Ober - Censur-Collcgium,

§. 18.

Eine ganz neue Schöpfung des Censur-Edicts von 1819 ist

das Obcr-Censur-Eollcgium, eine Behörde, welche in Berlin ihren

Sitz hat, den Eensur-Ministern nach Verschiedenheit der Gegenstände

untergeordnet ist, aus mehreren Mitgliedern und einem Se-

crctair besteht, und das nächste Organ der Ecnsur-Ministerien

zur Beaufsichtigung der Presse sein soll. Seine Hauptbestim-

mung ist nach Art. VI. des Ecnsur-Edicts.

°) Bekanntlich hielt auch Napoleon den Justiz-Minister für den

natürlichen Scnsnr-Ministcr.



g-i) eine richterliche, indem es die Beschwerden der

Verfasser n»d Verleger wegen gänzlicher oder partieller Ver¬

weigerung der Erlaubnis; zum Drucke zu untersuchen und nach

dem Geiste des Cciisur-Edicts in letzter Znstanz collegialisch

und nach Stimmenmehrheit zu entscheiden hat.

Zit dieser richterlichen Function ist das Ober-Ccnsur-Col-

legium ganz unabhängig von den Ministerien; und hierin liegt

der würdige Beruf, den Gebrauch der Presse gegen die Ein¬

seitigkeit und Willkühr der Ccnsurbehördcn in Schutz zu neh¬

men. Gerade hiervon hat es aber am wenigsten Gebrauch

machen können, weil den Beschwerdeführern nicht erlaubt ist,

die Znstanz der Ober-Präsidenten in solchen Differenzen zu

übergehen, diese Beschwerden aber so sehr an den Augenblick

gebunden sind, daß in der Regel der verletzte Verfasser oder

Verleger den Zeitaufwand scheut und sich bei dem Bescheide

des Ober-Präsidenten beruhigt. Um dieser Function eine

Bedeutung zu geben, muß es den Schriftstellern und Verlegern

frei gestellt werden, sich mit Ucbcrgchung des Ober-Präsidenten

sogleich an das Obcr-Ccnsur-Eollcgium zu wenden. Durch

Präjudicicn einer unabhängigen, gut besetzten und richtig or-

ganisirtcn Obcr-Censurbchördc könnte die Gesetzlichkeit in Hand¬

habung der Censur sehr gefördert werden. Es würde sich da¬

durch eine lebendige Praxis bilden, welche die Mängel des

Gesetzes ergänzen, die Zweifel der Auslegung heben, und die

Rechtssicherheit des literarischen Eigcnthums schützen würde.

Wesentliche Voraussetzung dieses Erfolges wäre die Verpflich¬

tung der Behörde, ihre Urtheilc mit Entscheidungsgründcn zu

belegen. Was die Censur-Verwaltung dadurch an Machtvoll¬

kommenheit einbüßte, würde sie an öffentlichem Vertrauen

gewinnen.
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dl,) eine verwaltende, indem das Obcr-Eensur-Eollc-
giuni über die Dcbitsfähigkcit der außerhalb der Deutschen
Bundesstaatenin Deutscher und außerhalb der Preußischen
Staaten in Polnischer Sprache erschienenen Schriften Entschei¬
dung trifft.

Da diese Rccensur nach denselben Grundsätzen ausgeübt
wird wie die Ccnsur, so ließe sich vielleicht befürworten, daß
sie in Beziehung auf die Deutschen Schriften dem Berliner
Bezirks-Eensor, hinsichtlich der Polnischen Schriften aber dem
Bezirks-Ccnsor in Posen übertragen würde. Die Ankündigung
des Buchs in einer Berliner, rcspcctive Posencr Zeitung könnte
alsdann als Folge der erhaltenen Debits-Erlaubniß zum Aus¬
weis für den ganzen inländischen Buchhandel dienen. Diese
Einrichtung würde den Vorthcil bieten, daß gegen Versagung
der Debits-Erlaubniß eine Beschwerde an den Oberpräsidcnten
und an das Ober-Censur-Collcgium möglich wäre, während jetzt
die letztere Behörde in erster und letzter Znstanz darüber ent¬
scheidet. Früher wurden die Schriften, denen das Ober-Eensur-
Collegium die Debits-Erlaubniß crthcilt hatte, durch die Amts¬
blätter bekannt gemacht. Dies geschah Zratis, und hierin lag
für die ausländischenVerleger der Vorthcil, daß ihre Schrif¬
ten auf Kosten der Regierung in 25 officicllcn Blättern an¬
gezeigt wurden. Es schien hierin eine Bcnachtheiligung des
inländischen Buchhandels zu liegen; auch waren die Znscrtions-
kostcn nicht unbedeutend, weshalb der Minister des Innern
im Zahre 1841 diese Bekanntmachung aufhob. Seit jener
Zeit bekommt das gewcrbtrcibcnde Publicum von diesen De-
bitsgcnchmigungennur mittelst Eirculars der Behörden Kcnnt-
niß, und hierdurch ist nicht blos der Geschäftsgang sehr er¬
schwert, sondern auch die Controle vereitelt worden, daß der



Dcbit nicht vor der DcbitS-Erlaubniß erfolge. Thatsache ist

es, daß besonders seit jener Zeit die hiesigen Buchhändler diese

Schriften ausgeben, ohne die Debits-Erlaubniß nachzusuchen

oder abzuwarten. Zu den verwaltenden Functionen des Ober-

Ecnsur-Collcgitims gehört auch die Aufgabe, mit den Oberprä-

sidcntcn und Eensurbchördcn über Ecnsur-Angelegenheiten zu

corrcspondircn, ihnen die Eensur-Znstructioncn zukommen zu

lassen, ihre Zweifel und Bedenken nach den ihm von den

Ministcrn gegebenen Vorschriften zu heben.

Deutlicher, als es in diesem Gesetze geschieht, kann es

nicht ausgedrückt werden, daß das Obcr-Ccnsur-Eollcgium auf

Selbstständigkeit keinen Anspruch habe. Es war unausbleib¬

lich, daß seine Vermittclung bald als ein zeitraubender Umweg

erscheinen mußte, der im Interesse rechtzeitiger Erledigung der

Eensursachcn von den Ministerien auch von jeher vermieden

worden zu sein scheint, indem das Obcr-Ccnsiir-Collcgium von

den meisten Ministerin!-Reskripten erst nach ihrem Abgange

durch Mittheilung einer Abschrift Kcnntniß erhält.

eo) Eine contro lircnd e, indem das Obcr-Ecnsur-Eol-

lcgium über die Ausführung des Ecnsurgcsctzcs zu wachen hat.

Dahin rechnet das Gesetz insbesondere:

«) Daß es die Fälle, über welche sich eine fremde oder

einheimische Behörde beklagt hat, mit einem Gutachten dem

Ministcrio anzeige.

Dies kommt aber selten oder nie vor, da fremde Be¬

hörden sich zunächst immer an das Ministerium der auswär¬

tigen Angelegenheiten, einheimische aber an die Ecnsur-Ministc-

ricn zu wenden Pflegen, von denen die Beschwerde in der

Regel unmittelbar erledigt wird.

sZ) Die Fälle, in denen die Ecnsorcn dem Geiste des



Ccnsur-Gesetzes nicht Genüge geleistet zn haben scheinen, dem

betreffenden Ministcrio anzeige.

Da das Obcr-Ccnsur-Collegium die ccnsirlcn Manuscripte

nicht besitzt, so kann es auch nicht wissen, welche gesetzwidrigen

Löschungen der Censor vorgenommen hat; es kann sich daher

nur auf die andere Seite dieser Controlc beschränken, indem

es diejenigen Stellen zur Anzeige bringt, welche eine Ucbcr-

schreitung des Maaßes der Schrcibfreihcit enthalten; abcrauch

dazu fehlen ihm in der Regel zureichende Materialien.

?) Daß es jede ihm bekannt gewordene Ucbcrtretung

des Ccnsur-Gesctzcs zur Anzeige bringe.

Daß das Obcr-Ccnsur-Collegium jemals eine Censur-

Contravention zur Anzeige gebracht hätte, darf bezweifelt wer¬

den; überhaupt ist aber nichts mangelhafter als die Controlc

darüber, ob die Ccnsur-Vorschriften in jedem einzelnen Falle

beobachtet worden sind. Es gicbt nämlich keine Behörde,

welche die Mittel dazu hätte. Der Censor prüft nur die

Manuscripte, denuncirt aber keine Ccnsur-Contravcntion, und

kann, da die einzelnen Fach-Ccnsorcn ganz unabhängig von

einander ihr Amt führen und sich die Censurlistcn gegenseitig

nicht mitlhcilcn, über die in seinem Bezirke sonst noch erschei¬

nenden Schriften keine Aufsicht führen. Ob eine Schrift ganz

oder thcilwcisc das Imprimatur erhalten hat, läßt sich äußer¬

lich daran nicht erkennen. Der Censor crthcilt dasselbe auf

dem Manuscript oder auf dem im Besitze des Druckers ver¬

bleibenden ersten Abdruck. Er reicht periodisch zwar Verzeich¬

nisse der von ihm censi'rten Schriften ein, die im Obcr-Ccnsur-

Collegium gesammelt werden; hierauf beschränkt sich abcrauch

diese Behörde. Mit den Polizei-Behörden, die den eigentlichen

Beruf haben, Ccnsur-Contravcntioncn zur Anzeige zu bringen,



steht der dem Obcrpräsidentcn unmittelbar untergeordnete Ccn-

sor in keiner amtlichen Verbindung. So erklärt es sich, daß

verhältnißmäßig nur sehr wenige Eensur-Contravcntioncn zur

Anzeige kommen, was indeß zugleich eine Folge der Gesetzlich¬

keit und legalen Gesinnung der Preußischen Buchhändler

sein mag.

Die dem Ober-Ccnsur-Collcgium obliegende Wachsamkeit

über die Ausführung des Ccnsur-Gesetzes begreift auch die

Pflicht in sich, jede von den Ministerien etwa beliebte Ilcbcr-

schreitung des Gesetzes zur Sprache zu bringen. Denkt man

sich diese Verpflichtung ausgebildet, so würde darin eine große

Sicherheit gegen Preßbeschränkungcn liegen. Das Collcgium

wäre dann dem ehemaligen französischen Senate vergleichbar,

der den Berus hatte, verfassungswidrige Kaiserliche Dccrcte

außer Kraft zu setzen. Allein bekanntlich hat der Kaiserliche

Senat von dieser Befugniß niemals Gebrauch gemacht!

clcl) Eine begutachtende, indem das Obcr-Ccnsur-

Collegium das Verbot des Verkaufs derjenigen innerhalb oder

außerhalb Deutschlands mit oder ohne Ccnsur gedruckten Bü¬

cher, deren Dcbit unzulässig scheint, durch Berichte an die

Ccnsur-Ministcrien veranlassen soll. Wären die Ministerien

bei jedem Dcbitsverbot an dieses Gutachten gebunden, so hätte

die Absicht dieses Gesetzes, den Eingriff in das literarische

Eigenthum, der in jedem Dcbitsverbot liegt, unter den Schutz

einer collegialischen Berathung zu stellen, erreicht werden kön¬

nen; dies ist aber keineswegs der Fall. Es ist den Ministe¬

rien unmöglich gewesen, vor jedem Dcbitsverbot das Gutachten

des Ober-Ccnsur-Collcgiums einzuholen. Büchcrvcrbote haben

nur dann eine Wirkung, wenn sie der Verbreitung der Schrift

zeitig zuvorkommen; dies setzt aber Einrichtungen voraus, wo-
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durch die Regierung von jeder Schrift sogleich bci'm Ersehet-

neu Kcunlniß erlangt. Solche Einrichtungen sind nicht vor¬

handen. Das Obcr-Ecnsur-Eollcgium hat also gar nicht die

Mittel, sich zeitig von dem Erscheinen verderblicher Schriften

Kcunlniß zu verschaffen, und seine Da.wischcnkunft ist auch

bei dem raschesten Geschäftsgänge so zeitraubend, daß die De-

bitSvcrbote in der Regel erst zur Kcnntniß der Gewcrbtrci-

bcndcn gelangen würden, wenn die Schrift langst vergriffen

ist. Auch diese Function des Obcr-Ccnsur-Eollegiums ist des¬

halb nur selten ausgeübt worden; dies beweisen untcrandcrn

die im Publicum bekannt gewordenen zahlreichen, nur vom

Minister des Innern ausgegangenen, entweder auf eigenen

Antrieb oder auf Anlaß einer einzelnen Polizei-Behörde ver¬

fügten Dcbitsverbote.

Die Organisation des Ober-Eensur-Collcgiums muß also

mindestens als sehr mangelhaft bezeichnet werden.

Ist es die Absicht gewesen, in dieser Behörde ein Organ

zur Erhaltung der Einheit in den Grundsätzen und in der

Praxis, so wie zum Schutze des literarischen Ergcnthums zu

gründen, so mußte ihr volle Selbstständigkeit von den Mini¬

sterien verliehen werden. DicS kann aber nicht geschehen, ohne

die eigentliche oberste Ecnsur-Ncrwaltung von den Ministerien

zu trennen und in ein Collcgium zu verlegen, das mit der

Ministcrial-Verwaltung in keinem lebendigen Zusammenhang

steht, die Bedürfnisse derselben mithin nicht aus eigener Er¬

fahrung kennen lernt. In dem Preußischen Vcrwaltungs-

Organismus wäre dies eine Anomalie. Hieraus folgt aber

nicht, daß das Obcr-Ccnsur.Eollegium nothwendig unsclbststän-

dig sein müsse: vielmehr folgt zunächst daraus, daß eine
40



Zwischcnbchörde, dcr neben oder unter den Ministerien an der

obersten Ecnsur-Vcrwaltung ein Anthcil eingeräumt wird,

dem übrigen Central-Verwaltungs-Organismus nicht entspricht,

und deshalb unmöglich ist. Man würde sich einer großen

Selbsttäuschung hingeben, wenn man hoffen wollte, durch eine

veränderte Organisation des Obcr-Censur-Collcgiums den Zweck

zu erreichen. Jede Zwischcnbchörde, welche mit den Ministe¬

rien die Oberaufsicht «heilen soll, ist todtgcboren. Entweder

Wird sie die Lebenskraft der Ministcrial-Vcrwaltung, oder diese

wird die Vitalität des Obcr-Ccnsur-Eollcgiums aufzehren. Die

Erfahrung hat darüber längst entschieden. Uebcrhaupt, so lange

man das Interesse der Presse von dem der Regierung trennt,

so lange man das Ncchtsprincip in seiner vollen Bedeutung

dcr Ecnsurvcrwaltung vorenthält, und über das Maaß dcr

Preßfrcihcit, was man für die Verhältnisse Preußens passend

hält, noch nicht mit sich einig ist, wird keine Behörde ihren

Zweck erfüllen; insbesondere wird aber eine solche administrative

Zwischcnbchörde immer eine halbe Maaßrcgcl bleiben, die Nie¬

mand befriedigen kann, und allezeit in den Ministerien die

Neigung hervorrufen wird, ihre hemmende Dazwischenkämst in

dcr Praxis zu beseitigen. Am wenigsten ist eine Verbesserung

dieser Behörde dadurch zu erzielen, daß man sie mit Männern

aus verschiedenen Ständen besetzt. Denn zu allen Zeiten ha¬

ben dem Eollcgio sehr würdige, furchtlose und sclbstständigc

Männer angehört, welche die Bedürfnisse dcr Literatur kann¬

ten und nach ihrer Ucberzeugung zu handeln verstanden, und

mit großem Unrecht würde man deshalb der Personal-Besetzung

dieser Behörde die Erfolglosigkeit ihrer Leistungen zuschreiben,

die in den ursprünglichen und unvermeidlichen Mängeln ihrer
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Organisation nnd in der Unmöglichkeit guter (Zompctcn;-Bc-

siiinnnnigcn ihren Grund hat.

c) Ober-Präsidenten.

H-

Die nächste Aufsicht über die Ccnsur aller in den

Preußischen Staaten herauskommenden Schriften, welchen

Inhalts sie sein mögen, ist den Ober-Präsidenten übertragen.

In dieser Instanz ist mithin das sonst nach oben und unten

geltende Princip der Fach-Ccnsur verlassen worden (Art. III.

des Ccnsur-Edicts,) Die Ober-Präsidenten bringen den Mini¬

sterien durch Vermittclung des Ober-Ccnsur-Collcgiums die einzel¬

nen (Zensoren in Vorschlag, und haben die nächste Aufsicht über

deren Geschäftsführung. Die Aufsicht über preßfrcic Schriften, so

wie über den Dcbit ausländischer Schriften, ist den Ober-

Präsidenten nicht zugewiesen. Sic entscheiden in erster Instanz

über die Beschwerden der Verfasser und Verleger gegen die

(Zensoren wegen Verweigerung der Druckcrlaubniß.

6) (Zensoren,

H- 20.

Nach dem (Zcnsur-Edict von 1788 stand den Landcs-Zustiz-

und Verwaltungsbehörden nach Verschiedenheit der Gegenstände

die (Zensur zu, und es war Fürsorge getroffen, daß jedes

Bedenken des mit der Durchsicht beauftragten Mitgliedes so¬

gleich in kürzester Frist cellcgialisch entschieden wurde. In

dieser Organisation, welche die Ertheilung der Druckcrlaubniß

in die Hände unabhängiger Collcgicn und Gerichte legte, lag
10"



ein großer Schutz gegen Preßbeschränkuiig.") Von diesen sehr

zweckmäßigen Bestimmungen hat das neuste Ecusur-Edict nichts

beibehalten, als das in dieser Zsolirung sehr bedenkliche Princip

dcc Fachccnsur. Jetzt soll die Ccnsur durch eine zureichende

Anzahl vertrauter, wissenschaftlich gebildeter und aufgeklarter

einzelner Censorcn geübt werden, die von den Ecnsur-Ministc- .

ricn ihre Ernennung erhalten- Diese Ecnsorcn haben zwar

alle Pflichten der Beamten, aber keine Rechte derselben. Wäh¬

rend kein Preußischer Staatsbeamter amovibcl ist, kann der

Ecnsor jeden Augenblick entlassen werden. Die Wandclbarkcit

dieser Stellung ist nach der Erfahrung aller Zeiten und Lander

nicht geeignet, die Selbstständigkeit zu fordern.

Nicht an jedem Druckortc wird ein Ecnsor ernannt,

vielmehr sind ihnen große Bezirke angewiesen. Es mag dies

der Einheit der Ecnsur-Verwaltung förderlich sein; für die

Schriftsteller ist es aber eine kostspielige und zeitraubende Be¬

lästigung, ihre Manuskripte nach der fernen Hauptstadt zur

Ecnsur schicken zu müssen. Nur Eine Erleichterung gewährt

in dieser Hinsicht das Censiir-Edict im Art. IV., indem es die

Ecnsur von Gelcgcnheits-Gedichten und Schriften, Schulpro-

grammen und anderen einzelnen Blättern dieser Art, außer den

Oberpräsidial-Städtcn, den Polizeibehörden des Druckortes, je¬

doch unterder Aufsicht nndEontroledesOber-Prästdenten überläßt.

*) In dcr Sitzung des Französischen Staatsralhs vom 26. August
1805, äußerte sich Napoleon:

Wenn z, B die Religion auf ihn (den Cciisur-Ministcr) einen großen
Einfluß ausübt, so wird man für kein Buch die Erlaubnis; zum Druck ge¬
winnen, wenn es nicht so zu sagen mit einem Glaubensbekenntnis;beginnt.
Diese Gefahr läuft man, wenn die Aufsicht übcp die Presse in die Hand
eines Einzelnen gelegt ist: sie befindet sich viel besser unter einem Eollegium
von Magistratspersoncn.Locr« a. a. O.
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Die einzelnen Fach-Ccnsorcn sind von einander unab¬

hängig und stehen mit einander in keiner amtlichen Verbindung.

DicscEinrichtung erschwert die Controle, hebt die Einheit in der

Praxis auf, uud belästigt das Publicum, indem ein Aussatz,

der mehrere Fächer berührt, auch mehreren Ccnsorcn vorgelegt

werden muß. Zur Angabc von Enlscheidungsgründcn sind die

Ccnsorcn nicht verpflichtet. Eorrccturcn und Abänderungen in

den ihnen vorgelegten Manuscriptcn dürfen sie sich nicht erlau¬

ben. Sic sollen ohne Verzug und ohne Rückfrage bei anderen

Behörden sich über die Druckerlaubnis; entscheiden. Es ist des¬

halb namentlich unstatthaft, daß einzelne Ccnsorcn die Druck¬

erlaubnis; suspendircn, d. h. so lange aussetzen, bis es sich

entscheidet, ob die Staatszeitung die Artikel liefern wird.

Die Censore» sind unbesoldet, erhalten aber ihre Müh-

waltung von den Verlegern bezahlt. Das Ecnsur.-Edict von

4788 bestimmte in dieser Hinsicht, das; den Ccnsorcn als Re¬

muneration außer einem Exemplar der Schrift zwei gute Gro¬

schen für jeden gedruckten Bogen ohne Unterschied des Formats

bezahlt werden solle. Das Ccnsur-Edict von 4819 übernahm

diese Gebühren auf die Staatskasse und sicherte den Verlegern

völlige Uncntgeltlichkcit der Censur zu, mit der Ausnahme,

daß dem Censor ein Freiexemplar der Schrift zukommen solle.

Dies beruhte auf der richtigen Annahme, das; die Handhabung

der Censur eine polizeiliche Function sei, und als solche

kostenfrei ausgeübt werden müsse. Nachdem sich aber einige

Jahre später die ganze Auffassung der Censur verändert hatte,

wurde in Nr. 4. der Ordre vom 28. Dccembcr 4824 diese

Bestimmung aufgehoben, und vorgeschrieben, das; vom 4. Ja¬

nuar 4826 an, von dem Verleger oder Buchdrucker wieder

von jedem gedruckten Vogen drei Silbcrgroschcn an Ccnsurge-
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bührcn bezahlt werden sollten. Ebenso wurde in Nr. 5. be¬

stimmt, daß jeder Verleger außer dem an de» Ecnsor abzu¬

liefernde» Freiexemplar, zwei Exemplare jedes seiner Verlags-

Artikcl und zwar eins an die große Bibliothek in Berlin, das

andere an die Bibliothek der Universität derjenigen Provinz,

in welcher der Verleger wohnt, unentgeltlich einzusenden habe.

Diese Leistungen werden als öffentliche Abgabe angesehen und

im administrativen Wege cxccutivisch eingezogen. Ein Reskript

vom 22. Februar 1823 spricht sogar den Grundsaß aus, daß

einer Zeitung, welche die Ecnsurgcbsthrcn nicht zahle, ohne

Weiteres die Fortsetzung untersagt werden könne. Diese Vc-

fuguiß ist indcß in den Gesetzen, und namentlich im Artikel

17. des Ecnsur-Edicts nicht gegründet.

Wenn der hiesige Zcitungs-Ecnsor durch ein Obcrpräsidial-

Rcscript vom 10. Januar 1823 °) ermächtigt worden ist, für

jedes Zcitungsiuscrcndum 1 Sgr. an Censur-Gebühren zu

erheben, so entbehrt diese Abgabe gleichfalls der gesetzlichen

Grundlage; gesetzlich ist der Ecnsor nur berechtigt, sich die

Eeusur der Zeitung bogenweise bezahlen zu lassen, und für

jeden Bogen derselben 3 Sgr. zu erheben.*")

Die Aufhebung dieser ungesetzlichen Abgabe wird um so

mehr erwartet werden dürfen, je weniger überhaupt eine Be-

*) Amtsblatt. Nr. 1. 1823. der Regierung zu Potsdam.
Ucbcr die Einziehung der Pflicht-Exemplare der K. Bibliothek ist

folgende Circ. Brrf. erlassen worden:
Cire. Nescr. d. Minister, der geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal-Ange¬

legenheiten vom 23. Februar 1810.
Bekan »tmachung.

1) Die inländischen Buchhändler, Buchdruckcrci-Bcsttzcrund Selbst-
Verleger, in sofern sie der ihnen nach der Bestimmung Nr. 3. der Aller¬
höchsten Cabinclsordrc vom 28. Dcecmbcr 1821 obliegendenBerpflichtung,
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steiicrung dcs geistigen Verkehrs wie sie in den Ccnsurgcbuhrcn
liegt, sich theoretisch rechtfertigen läßt. Die Abgabe dcs
Ccnsnrgroschcns für Znsercnda in den Berliner Zeitungen trifft
vorzugsweise die dienende und die zu öffentlichen Ankündigungen

wie es bisher häufig geschehen, nicht von selbst nachkommen, haben de»

von der Verwaltung der hiesigen Königl. Bibliothek an sie ergehenden Auf¬

forderungen zur Einsendung der Pflicht-Exemplare von de» von ihnen ver¬

legten oder für ausländische Buchhändler oder Sclbstverleger gedruckten

Büchern und Zeitschriften jederzeit sofort Folge zu leisten, und spätestens,

von dem Tage dcs Empfanges der Aufforderung an gerechnet, nach Werlauf

von acht Tagen die in Berlin wohnhaften, und nach Verlauf von vier Wo¬

che» die außerhalb Berlin wohnenden Buchhändler, Buchdrucker und Selbst¬

verleger, die Einsendung der verlegten Schriften an die Königl. Bibliothek

zu bewirken, oder derselben binnen der gedachten Frist de» genügenden Grund

schriftlich anzuzeigen, weshalb die Einsendung nicht erfolgt.

2) Vom 1. Januar t81l) an sind nur von denjenigen Inländischen

Zeitschriften, deren Zusendung in einzelnen Stücken oder Heften von der

Verwaltung der Königlichen Bibliothek ausdrücklich verlangt wird, die

Stucke oder Hefte, sogleich nach deren Erscheinung, durch die Post an

die König! Bibliothek zu befördern; von allen übrigen Zeitschriften sind

dagegen von dem gedachten Zeitpunkte an die Pflicht-Exemplare erst am

Schlüsse jedes Jahres in vollständigen Jahrgängen an die Königl. Bibliothek

zu übersenden.
3) Von den im inländischen Buchhandel erscheinenden einzelne» Ab¬

drücken aus größere» Werken, insbesondere den Abhandlungen inländischer

gelehrter Gesellschaften und Vereine, Zeitschriften u. s w. ist die Ablieferung

der gesetzlichen Pflicht-Exemplare an die hiesige Königl. Bibliothek in derselben

Weise, wie von anderen literarischen Publikationen, zu bewirken.

fl) Von neuen Auflagen früher erschienener Werke (Stereotppabdrückc nicht

ausgenommen), auch wenn dieselben keine Veränderung erlitten haben, jedoch

als neue Auflagen auf dem Titel bezeichnet werden, ist gleichfalls die Abgabe

der gesetzlichen Pflicht-Exemplare an die hiesige Königl. Bibliothek zu bewirken.

S) Wenn eine inländische Buchhandlung mehrere oder sämmtlichc noch

vorrälhigc Exemplare eines Werkes von einer inländischen oder ausländischen

Buchhandlung, oder von einem inländischen oder ausländischen Selbstvcrlcger

käuflich erwirbt, und dieselbe auf dem Titel dcs Werks, oder durch de»

Mcß-Katalog, oder durch sonstige Anzeige» sich als nunmehrige Verleger!»

desselben bezeichnet, so sind auch von dergleichen Artikeln die gesetzlichen

Pflicht-Exemplare an die hiesige Königl. Bibliothek abzuliefern.



oft gcnöthigtc, gcwerbtrcibendc Klasse, und die Abgabe der

Ecnsurgebührcn überhaupt verstößt sogar gegen die Zusicherung

im H. 0. des Gesetzes über die Einrichtung des Abgabcnwcscns

vom 30. Mai 4820, daß außer den dort angeführten Steuern

andere nicht erhoben werden sollen. Der Ecnsurgroschcn wurde

überdies zu einer Zeit (im Jahre 4823) eingeführt, als die Zu¬

sicherung des Ccnsur-Edicts, daß die Ecnsur völlig unentgeltlich

gchandhabt werden solle, noch in voller Kraft bestand.

Das Publicum hat sich seit langer Zeit daran gewöhnt,

über die Einseitigkeit und Willkühr der Preußischen Ecnsorcn zu

klagen. Diese Klage ist aber fast überall ungerecht; denn

bevor nicht der Presse ein gesicherter Rcchtszustand gewährt

wird, bevor nicht die Mängel der Gesetzgebung ausgeglichen

sind, und die ganze Auffassung der Ecnsur eine andere wird,

wird man sich vergebens nach guten Ecnsorcn und nach zu¬

reichenden Vcrhaltungsrcgeln für ihr epincuscs Amts umsehen.

Selbst dann wird aber der dornenvolle Beruf eines Eensors

für selbstständigc und gebildete Männer wenig Anziehungskraft

haben, so lange dem Imprimatur des Eensors das Ansehen

einer definitiven Entscheidung gebricht und er der Gefahr von

Regreß-Ansprüchen ausgesetzt bleibt. Nach der Praxis enthält

nämlich das Imprimatur durchaus keine Gewährleistung für

die Dcbitsfähigkcit der Schrift und keinen Schutz gegen admi¬

nistrative Rcprcssiv-Maßrcgeln. Auch die unter inländischer Ecn¬

sur erschienenen Schriften können von den Verwaltungsbehörden

unterdrückt werden, wenn ihr Inhalt unstatthaft erscheint, und nach

der Ordre vom 28. Dcmbr. 4824 hat der Verleger danu seine Ent¬

schädigung nicht vom Staate, sondern vom Ecnsor zu verlangen.")

") Diese Bestimmung dürste zwar jetzt als aufgehoben zu betrachten

sciin noch hat indes; kein Gerichtshof die Nichtigkeit dieser Auslegung an-
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Diese bedeutungslose und für den Ccnsor gefährliche Wir¬
kung des Imprimatur ist aber nicht dazu geeignet, einem Amte
Geltung und Ansehen zu verschaffen, das ohnedies von der
öffentlichen Meinung überall angefeindet wird.

<z) Ezccptionelle Rcssortbestimmungcn.

5- 21.

Durch besondere Verordnungen sind die oben erwähnten
Ressort-Verhältnisse vielfach modificirt worden, dahin gehören
folgende Gattungen der Ccnsur:

nu) die Landkartcn-Ccnsur, welche nach einem Er¬
laß des StaatSkanzlcrs vom 10. Januar 1316") dem statisti¬
schen Bureau zusteht, und früher sich auch auf die Ccnsur sta¬
tistischer Werke erstreckte. Die letztere ist seit dem Ccnsur-
Edict von 1819 auf den ordentlichenCcnsor übergegangen,
die Landkartcn-Ccnsurdes statistischen Bürcaus wird aber noch
als fortbestehend betrachtet.

In dieser Hinsicht hat die Ordre vom 26. April 1836"°)
noch eine besondere Beschränkung des Verlagsrechts eingeführt
durch die Bestimmung, „daß die Aufnahme größerer Landcs-
thcile, z. B. der Kreise, der Regierungsbezirke ?c. nur von den
Staatsbehörden, es sei von dem Chef des Generalstabcs der
Armee allein, oder unter seiner Concurrcnz, von dem betreffen¬
den Verwaltungs-Chcf, veranlaßt und ausgeführt werden dür-

crkannt, und een Sensoren ist von dieser ans dem Gesetze vom lt. Mai

1812 zu folgernde Aufhebung noch nichts bekannt, die alte Furcht vor
Regreß-Ansprüchen mithin noch nicht geheilt.

°) Ges. S. S. 92.

°°) Ann. 1836. S. 383.



seil, denen alsdann, wenn sie die Heransgabe von Karten des
anfgcnonnncncnTerrains beabsichtige»,die weitere Unterhand¬
lung mit Privatunternehmern Behufs des Verlags, überlassen
bleibe.

UU) Die Ccnsur milita irisch er Druckschriften, welche
sich nicht allein auf alle militairischenWerke und Journale,
sondern auch auf alle in andern Schriften vorkommenden, auf
die militairischen Verhältnisse sich beziehenden Stellen erstreckt,
und durch die Ordre vom 24. November 1823") dem Gcnc-
ralflabc unter der oberen Leitung des Chefs desselben übertra¬
gen worden ist. In jeder Provinz ist ein Gcneralstabsoffizier
als Ccnsor militairischcr Schriften bestimmt; der Chef des Ge-
ueralstabes vertritt dabei nach 5. I. o. die Stelle des Ober-
Ccnsur-Collcgiums, während das Kriegs-Ministerium die
höchste Behörde in allen Ccnsur - Angelegenheitenmilitairischcr
Schriften ist.

In H. 8 l. o. wird die Ccnsur des Militair- Wochen¬
blattes einer aus drei Stabsoffizieren des großen Gcncralstabcs
bestehenden Commission, unter der oberen Leitung des Chefs
des großen Gcncralstabs, übertragen.

eo) die Ccnsur der Pläne von Festungen und
ihrer Umgegend, welche durch die Ordre vom 18. April
1834"") dem Gcneral-Inspccteur der Festungen und dem Chef
des Generalstabs der Armee übertragen worden ist. Für die
Ccnsur der Karten und Pläne, in soweit sie befestigte Städte
cnthaltcn oder berühren, sind durch Staats-Ministcrialbcschluß

») Ecs. S. S. t75.

" ) Grs. S. S. KU.
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vom 31. Mai 1835 folgende, von Sr. Majestät dem König
genehmigteleitende Grundsätze festgestellt worden:

«) Won allen Festungen oder befestigten Städten darf
sich die Darstellung des von der Befestigung umschlossenen
Raumes nur bis einschließlich der, innerhalb des Hauptwalls
längs dessen Fußes belegenen Wallstraßc, oder — in Erman¬
gelung einer solchen Straße — bis zum inneren Wallfuße
selbst erstrecken.

fi) Alle und jede Befestigung, sie bestehe aus zusammen¬
hängenden Linien, oder einzelnen detachirtcu Festungswerken,
darf in keinerlei Art in die Karte mit aufgenommen, mithin
auch nicht die äußere Eontour, oder der Fuß des Glacis darin
verzeichnet werden.

Die im Rayon der Festung belegenen Ortschaften,
Mühlen, Krüge, Gebäude und Gehöfte jeder Art, ingleichen
die Flößen und Gewässer, die Landstraßen, Wege und Brül¬
len dürfen zwar vollständig in die Karte oder den Plan ein¬
getragen werden, dagegen muß

6) Alles, was die nähere Tcrrainbcschaffcnhcit erkennen
läßt, also die Einzcichnung des Terrains, die Bezeichnung der
Höhen und Tiefen, Wiesen, Sümpfe, Gesträuche und Wälder
innerhalb des FlächcnraumcSzwischen dem Glacis und dem
äußersten dritten Fcstungs-Rayon von 1800 Schritten (Re¬
gulativ vom 10. September 1828") aus der Karte oder dem
Plane weggelassen werden.

ekel) Die Kalcndcr-Ecnsur. Die Herausgabe der
Kalender war früher ein Privilegium der Akademie der Wis-

') Ecs, S. S. vu.



scnschaftcn. Um aber das Publicum zu rechter Zeit mit zweck¬

mäßigen Kalendern zu versorgen und um der Staatskasse das

Einkommen aus dem Kalendcrwcscn zu erhalten, wurde durch

das Gesetz vom 48. Zanuar 1811 *) die dem Departement

für Handel und Gewerbe untergeordnete Gewerbe-Deputation

errichtet, und derselben die Herausgabe der unter öffentlicher

Autorität erscheinenden Kalender übertragen. Dabei wurde be¬

stimmt, daß Luxus-Kalender zwar von conccssionirtcn Buch¬

händlern, Volks-Kalender aber von Niemand ohne Genehmi¬

gung der Kalender-Deputation herausgegeben, überhaupt aber

weder hiesige noch fremde Kalender ohne Stempelung der Ka¬

lender-Deputation feil geboten werden sollten.

Um nun den Kalender-Dcbit möglichst zu sichern und

mittelbar dahin zu wirken, daß „der Kalender zu einem die

Bildung der untern Klassen befördernden, ihre Meinungen be¬

richtigenden und leitenden Volksbuche erhoben werde", wurde

durch die Ordre vom 30. August 1816"*) der Stcmpclbctrag

für Kalender anderweit rcgulirt und vorgeschrieben, daß alle

Nolkskalcnder von der Kalender-Deputation im Manuscript,

alle Luxus-Kalender und fremde hier zum Verkaufe kommen¬

de Kalender von der Bezirks-Regierung ccnsirt werden soll¬

ten. — Durch Ordre vom 18. Mai 1820^) wurde indcß die

Kalender-Deputation von der Herausgabe der Volkskalcudcr

unter Vorbehalt einiger namentlich genannten entbunden, und

diese Herausgabe der Privatindustrie überlassen, dabei aber be¬

stimmt, daß die ofsicicllcn Artikel sämmtlichcr inländischen Ka-

°) Ges. S. S. 11Z.

-°) Ges. S. S. 2tv.
Ann, S. 3t 0.



lcndcr, nämlich die Astronomien,die Postcourse, die Zahrmarkts-
Vcrzeichnissc und die Gcncalogica, von der Kalender-Dcputa-
tion cxtrahirt werden müssen. Der übrige Theil der Kalender
wird vom ordentlichenEcnsor censirt, der sich zu überzeugen
hat, daß das chronologische, astronomischeund genealogische
Material, sowie die Nachrichten über das Postwesen und die
Jahrmärkte, aus den officiellcn Mitthcilnngcnder Kalender-
Deputation entnommen sind.

es) Die Ecnsur der für den gemeinen Mann be¬
rechneten Lieder, Gedichte, Pamphlets und anderer
Drucksachen ist durch das Reskript des Ministeriums des In¬
nern vom 8. Mai 1837") den Polizei-Behörden übertragen,
und dabei bestimmt worden, daß solche Drucksachen, sie mögen
im In- oder Auslände gedruckt sein, nur dann verbreitet wer¬
den dürfen, wenn jedes Exemplar derselben mit dem Stempel
der OrtSpolizci-Behörde versehen ist. Den Ober-Präsidenten
wird von allen diesen zum Verkaufe zugelassenen VolkSschristen
ein Exemplar eingereicht.

Da der Artikel IV. des Ccusur-Edicts den Polizei-Behör¬
den nur die Censur von Gelegenheitsgedichten und Schriften,
Schulprogrammcn und andern einzelnen Blättern dieser Art
übertragt, so liegt in jener Bestimmung eine Ressortvcrändc-
rnng. Außerdem enthält dieselbe auch eine gesetzlich nicht be¬
gründete Rcccnsur der im Deutschen Auslände verlegten Lie-
der, und anderer für den gemeinen Mann berechneten Schriften.

°) Annale» S. 138.



2) Bcfugniß der Ccnsuv-Aufsichtsbthürdcn zur
Unterdrückung von Schriften aus Verwais

tungs-Rücksichccn.
u) D c b i t s - V e r b o t e.

H. 22.

Es ist oben (H. 5.) nachgewiesen worden, daß prcßfrcic
Schriften und Bilder weder von der Deutschen Vundcs-Vcrsamm-
lung, noch von den Preußischen Ccnsur-Aufsichtsbehörden aus
Bcrwaltungs-Rücksichten unterdrückt werden können. Enthal¬
ten sie Acußerungcn oder Thatsachen, durch deren Veröffentli¬
chung bestehende Gesetze verletzt werden, so haben die Polizei-
Behörden entweder auf Anrufen eines Betheiligten, oder auch
von Amtswegcu das Recht, die Existenz der Verletzung zu con-
statircn, die Schuldigen zu ermitteln, und dieselben an die be¬
treffenden Gerichte zur Untersuchung und Entscheidung abzuge¬
ben. Daß sie hiermit auch eine vorläufige DcbitssuSpcnsion
und Beschlagnahme bis zur Entscheidung verbinden können,
ist bereits erwähnt worden. Dasselbe Recht steht ihnen zu, in
Bezug auf solche im Auslände erschienene Schriften, welche
hier freien Eingang haben, wenn durch ihren Inhalt die Ge¬
setze des Landes verletzt sind. Sind die schuldigen Urheber im
Inlande nicht zu ermitteln, und kann auch die Rücksendung
solcher strafbaren Schriften an die Hcimathsbchördc des Ver¬
fassers oder Verlegers nicht stattfinden, so wird den hiesigen
Polizei-Behörden das Recht zugestanden werden müssen, die
Schriften in amtlicher Verwahrung zu behalten, bis die Be¬
teiligten sich der Untersuchung stellen. Auch solche Schriften,
welche durch einen Ausspruch der Bundesversammlung ans
Grund des 6 des provisorischenBundes-Preßgcsctzcs unter-



druckt worden sind, müssen von den hiesigen Behörden, ohne

Dazwischcnkunft des Richters, außer Eours gesetzt, und in Be¬

schlag genommen werden. Zn dem allcgirtcn 0 hat sich

nämlich die Bundcs-Ncrsammlung die Befugnis; beigelegt, Zeit¬

schriften und Schriften unter 20 Bogen, welche in einem Der¬

schen Bundesstaate erscheinen, und nach dem Gutachten einer

von ihr ernannten Commission der Würde des Bundes, der

Sicherheit einzelner Bundesstaaten, oder der Erhaltung des

Friedens und der Ruhe in Deutschland zuwider laufen, aus

eigener Autorität durch einen Ausspruch, von welchem keine

Appellation stattfindet, zu unterdrücken, lind die betreffenden Re¬

gierungen sind verpflichtet, diesen Ausspruch zu vollziehen. Diese

Unterdrückung kann auch dann stattfinden, wenn die Regierung

eines Bundesstaats sich durch die in einem anderen Bundes¬

staate erscheinenden Druckschriften verletzt glaubt, durch freund¬

schaftliche Rücksprache oder diplomatische Eorrcspondenz zu einer

vollständigen Befriedigung und Abhülfe nicht gelangen kann, sich

deshalb bei der Bundesversammlung beschwert, und diese die Be¬

schwerde, nach vorgängigcr commissarischcr Untersuchung, für ge¬

gründet hält. Daß endlich Schriften, welche zu den verbotenen

gehören, weil der Name des Verlegers, und bei Zeitschriften der

Name bcs Rcdacteurs nicht genannt ist, von den Polizei-Straf-

Bchörden confiscirt, und Schriften, welche eine Ccnsur-Bor¬

schrift verletzen, im Wege des polizeilichen Straf-Verfahrens,

also nach vorgängigcr Untersuchung, in Beschlag genommen

werden können, ist im H. 0 des provisorischen Vundes-Preß-

gcsctzeS und in Nr. 1 und 5 des Ccnsur-Edicts von 1810 aus¬

drücklich vorgeschrieben.

Zn welchem Umfange aber die Verwaltungsbehörden das

Recht haben, Schriften, worin kein Strafgesetz verletzt worden



ist, zu unterdrücken, ist aus dm Gesetzen nicht mit hinrcichcn-

dcr Deutlichkeit zu cutiiehmen.

Das Ccnsur - Edict von 1783 erklärt im Artikel 11.

die Ccnsur-Vchörden für berechtigt, alle Wucher, deren De¬

bil in hiesigen Landen nach diesseitigen Ccnsur - Grundsätzen

unzulässig ist, gleichviel, ob sie im In- oder im Auslände

erschienen sind, durch ein an alle Buchhändler zu erlassen¬

des Circular zu verbieten. Diese Vorschrift ist in das Ccn¬

sur - Edict von 1819 aber nicht übergegangen, und da

nach dem Eingänge desselben alle älteren Censur-Aorschriftcn

aufgehoben worden sind, so könnte daraus gefolgert werden,

daß diese Vcfugniß der Verwaltungsbehörden ausdrücklich au¬

ßer Kraft gesetzt sei. Dafür spricht auch die Fassung des Ar¬

tikel 13. des Ccnsur-Edicts von 1819, worin dem Verleger

einer Schrift, die auf Grund des 9. des provisorischen

Bundcs-Prcßgesctzes von der Wundcs-Versammlung unterdrückt

worden ist, ein Anspruch auf Entschädigung zugestanden wird.

Diese Bestimmung läßt auf die Annahme schließen, daß allein

der Bundesversammlung die außergerichtliche Unterdrückung

einer Schrift zustehe. Nun wird zwar in Artikel 6. von dem

Verkaufsvcrbot unzulässiger Schriften gesprochen, hierunter

scheint man aber nur diejenigen in andern Deutschen Bundes¬

staaten erschienenen Schriften verstanden zu haben, welche gegen

ein Preußisches Straf-Gesetz verstoßen. Zndeß ist in Nr. 3.

der Cab.-Ordre vom 28. Deccmbcr 1824 ausdrücklich von

Schriften die Rede, welche unter Ccnsur erschienen, aber

dennoch unterdrückt worden sind, und endlich werden in Nr. 6.

der Ordre vom 6. August 1837 alle Schriften, deren Verkauf

und Verbreitung durch specicllc Verfügungen der compctentcn
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Behörde untersagt ist, oder kunstig untersagt werden möchte,

zu den verbotenen gezählt, welche nach H. 5. des Artikel XVI.

des Ccnsur-Edicts, sobald sie verkauft oder ausgegeben worden

sind, insoweit confiscirt werden sollen, als sie sich bei dem

Verkäufer vorfinden. Daß unter „den kompetenten Behör¬

den" die Ccnsur-Aufsichtsbchördcn verstanden werden, ist nicht

zweifelhaft und wird durch die Praxis bestätigt. Sonach ist

an der gesetzlichen Bcfugniß der Ccnsur-Aufsichts-Ministerien,

einzelne Schriften durch besondere Dcbits-Verbote außer Ver¬

kehr zu setzen, nicht wohl zu zweifeln °). Allein aus welchen

Gründen ein Dcbitsvcrbot erlassen werden kann, ist nirgends

in de» Gesetzen bestimmt.

Sehr viele Schriften werden in Preußen frei debitirt,

welche hier von keinem Ecnsor die Druckerlaubniß erhalten

haben würden. Es kann also nicht Grundsatz sein, daß alle

auswärts erschienenen Schriften außer Cours gesetzt werden

sollen, die hier die Druckerlaubniß nicht erhalten haben wür¬

den. Welche Grundsätze in dieser Hinsicht gelten, läßt sich

ans den einzelnen bekannt gewordenen Dcbitsvcrboten schwer

entnehmen. Was kann es z. B. veranlaßt haben, Knebels

literarischen Nachlaß und Briefwechsel zu verbieten? Nun

bedarf aber kein Act der Censur-Vcrwaltung so sehr der inne¬

ren Rechtfertigung, als die administrative Unterdrückung einer

bereits erschienenen Schrift; denn kein anderer Verwaltungs-

Act greift so tief in das materielle Privatcigenthum ein, und

st Diese Befugnis; erstreckt sich indeß nicht eins prcßfreie Schriften nach
der Ordre vom 4. Octobcr t842: denn in Beziehung auf diese kommt das
Ccnsur-Edict mit seinen Ergänzungen gar nicht zur Anwendung. Ohne ge¬
richtliches Urlheil oder Königliche Expropriations-Ordrekönnen solche Schrif¬
ten durchaus nicht außer Cours gesetzt werden.

11



gegen nichts pflegt sich die öffentliche Meinung so entschieden

zu erklären, als gegen Dcbitsverbotc, deren Gründe nicht Je¬

dermann einleuchtend sind. Wenn Verfasser und Verleger

Alles gcthan haben, was die Gesetze verlangen, um ihrer

Schrift die Dcbitsfähigkeit zu verschaffen; wenn das Imprima¬

tur des Eensors ihnen Gewährleistung verspricht, daß dem De¬

bil ihrer Schrift nichts entgegen stehe, und sie wird dann

dennoch ohne Mitthcilung der Gründe außer Verkehr

gesetzt, so liegt darin eine so auffallende Abweichung von der her¬

kömmlichen Ordnung der Dinge, eine so plötzliche Unterbrechung

des öffentlichen Friedens, daß ein großes und seltenes Vertrauen

dazu gehört, um an die Gerechtigkeit einer solchen Maaßregcl

zu glauben*). Es ist in der Regel kein kleines Vcrmögens-

Object, was von dem Dcbitsvcrbot getroffen wird. Der plötz¬

liche Verlust desselben bringt es dem Verfasser und Verleger zum

Bewußtsein, daß sein Eigenthum nicht an dem Ncchtsschutze

Antheil hat, den alles übrige Eigcnthum im Staate genießt.

Wird in anderen Fällen ein Privatcigcnthümer aus Gründen

des Gemeinwohls gezwungen, sein Eigcnthum abzutreten,, so

kann dies nach 1l). Tit. 1k. Thl. I. A. L. R. nur durch

einen Ausspruch des Landeshcrrn, und gegen vollständige, ge¬

richtlich festzustellende Entschädigung aus Gründen geschehen,

deren Triftigkeit Jedem einleuchtet. Diese schützenden Formen

kommen dem Buchhändler nicht zu Gute, und das aufregende

*) In der Sitzung des FranzosischenStaatsraths vom 26. August
t808 äußerte Napoleon:

Die Polizei hemmt den Vertrieb gefährlicher Schriften, und hat bis¬
her in diesem Betreff einen unzuberechnendcnEinfluß gehabt. Aber eben
diese Willkühr ist es, welche man will aufhören lassen. Man muß nicht
durch einen bloße» Ausspruch (uns simple eissision) ein bereits gedruck¬
tes Buch unterdrücken können. Locro a. a. O.
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Gefühl der Rechts- und Eigcnthnms-Ilnsicherhcit muß sich sei¬

ner nothwendig bemächtigen. Nicht immer wird er sich der

Versuchung entziehen, die verbotene Schrift heimlich zu verkau¬

fen, und hat er so mit der Illegalität, mit dem Ungehorsam

erst den Anfang gemacht, so ist der erste Schritt zum Wider¬

stand gegen die Obrigkeit gethan. Indem die ans solchen

Maaßregcln entspringende Ncchtsnnsichcrhcit den Gewerbcstand

dcmoralisirt, erreicht die Verwaltung dadurch das gerade Gc-

gcnthcil von dem, was sie will. Sie will durch Unterdrückung

schlechter Bücher das Eindringen eines verderblichen Geistes,

die Verbreitung auflösender Grundsätze, die das Vertrauen zu

der Weisheit und Gerechtigkeit der Regierung erschüttern, ver¬

hindern, und sie thnt dies durch Maaßregcln und in Formen,

welche, indem sie die Sicherheit des Besitzstandes, den Rechts¬

schutz des materiellen Privat-Eigcnlhnms anmillircn, von der

Mehrzahl im Volke für eine Gcwaltthat angeschen werden.

Könnte die Regierung jedesmal den Eindruck berechnen, wel¬

chen solche Debitsvcrbote hervorbringen, so würden die meisten

unterbleiben. Es mag wahr sein, daß nur schlechte Bücher,

welche der Literatur keine Ehre bringen, verboten werden: al¬

lein in der Regel überschätzt man die Gefahr solcher Schriften.

Die Literatur fließt in so reichen Strömen, das öffentliche

Urthcil über den Werth einer Schrift ist so erstarkt und un¬

bestechlich, daß von einzelnen schlechten Pamphlets in der Regel

nur dann ein bleibender Eindruck zu besorgen ist, wenn die

Regierung durch Untcrdrücknngs-Maaßregcln selbst die Auf¬

merksamkeit darauf hinlenkt °).

°) Diese Wahrheit ist so alt wie die Geschichte.Tacitus (Slnnalcn
14. Cap. So.Z erzahlt, daß Nero dm Bejcnto wegen einer mißfälligen
Schrift aus Italien verstoße» habe, und bemerkt dabei- „seine Schrift ließ

11°



Die allgemeine Neigung, verbotene Schriften zu lesen,

entspringt nicht blos ans dem Reiz des Verbotenen, sie be¬

ruht auf dem Glauben, daß in Dcbits-Verboten sich die poli¬

tische und religiöse Eonfcsston der Regierung ausspreche, und auch

Personen, die der Tagesliteratur sonst fernstehen, greifen gern

zu verbotenen Wuchern, um die Richtung der Regierung aus

ihrem Gegensätze zu ermitteln. Nirgends ist ihr also größere

Vorsicht anzurathen, als bei der Anwendung solcher Unterdrük-

kungs-Maaßrcgeln: denn nirgends ist ihr die Gefahr näher, miß¬

verstanden und verkannt zu werden. Insofern das Debitsvcrbot

sich auf Schriften des Auslandes bezieht, laßt sich darin allenfalls

Ergänzung der mangelhaften Vorschriften über Beaufsichtigung

auswärtiger Preß-Erzeugnisse erkennen; nichts beweist aber so

sehr die Unzulänglichkeit der Censur, als ein Debitsvcrbot, was

gegen Schriften gerichtet ist, die im Znlandc censirt worden

sind. Treffend ist vor einiger Zeit bemerkt worden, die Een-

sur gleiche in dieser Hinsicht dem Saturn, der seine eigenen

Kinder verschlingt, und großen Dank ist man den Ministerien

schuldig, daß sie nur in äußerst seltenen Fällen von dieser Befug¬

nis; Gebrauch gemacht habend) Das Aufsehen einer solchen

Maaßrcgcl schadet der Regierung immer viel mehr als die Beseiti¬

gung der schlimmsten Schriften nützen kann. Denn sie kommt ei¬

ner ausdrücklichen Erklärung gleich, daß die Ecnsur ihre Bestim¬

mung nicht erfülle, und daß auch die sorgfältigste Beachtung der

gesetzlichen Vorschriften keinen Schutz gewähre gegen die Allmacht

er verbrennen, welche häufig aufgesucht und gelesen wurde, als lhrc An¬
schaffung gefährlich war; die Erlaubnis sie zu besitzen, brachte sie in Ver¬
gessenheit."

J"> Jahre 1840 wurde zuletzt eine inländische Schrift unterdrückt:
Das Jubeljahr 1840 von Beta, Berlin bei Gubitz.



der Polizei/) die das lcgalisirte anerkannte Eigenthum ihrer sub¬

jektiven Ansicht über die präsumtive Wirkung einer Schrift zum

Opfer bringt. Soll der Cciisur - Verwaltung Achtung und Anse¬

hen verschafft werden , so muß sie auf solche Maaßrcgcln verzich¬

ten! Mit denselben auf Einer Linie steht das Verbot künftiger,

noch nicht erschienener Schriften eines namhaften Schriftstellers,

so wie das Verbot des Gestimmt-Verlages auswärtiger Buch¬

handlungen. Zcnes verletzt immer die Verheißung in dem

Bundes -Preßgesctze, daß die llnterdrückungs - Maaßrcgcln nur

gegen die Schriften und niemals gegen die Person gerichtet

werden sollen. Dieses kommt einer persönlichen Aechtung

gleich, enthält Repressalien gegen Privatpersonen, welche die

Würde der Regierung niemals erheischt, und das völkcrrccht-

*) In der Sitzung des Französischen Staatsraths vom 12. Decembcr

1809 äußerte sich Napoleon:

Der Druck oder die Veröffentlichung einer Schrift darf nicht ohne eine»

Erlaß des Staatsoberhauptes verboten werde». Dem Polizeiminister steht

darüber keine ausschließliche Gewalt zu; die definitive Entscheidung wenig¬

stens kann ihm nicht eingeräumt werden. Ich will selbst entscheiden, so oft

eine Ausnahme vom gemeinen Gesetz gemacht werden muß. Man soll keine

Ungerechtigkeit in meinem Namen begehen, nicht ohne mein Vorwissen einen

Buchdrucker oder Buchhändler zu Grunde richten. Es verhält sich mit der

Unterdrückung eines Buchs wie mit der Arrcstation einer Person; der

Polizeiminister soll sie nicht ohne Zustimmung des Staatsoberhaupts ver¬

fügen. Nur hierin liegt die Bürgschaft für den Unterthan. Ehedem konnte

man ungestraft vom König Alles reden, wenn man sich nur nicht unterfing,

ein Gleiches vom Polizeilieutenant zu thun. --- Man muß von dem Grund¬

sätze ausgehen, daß die Polizei nur handeln darf im Augenblick der Gefahr.

Nun ist Frankreich in einem solche» Zustande, daß man nur solche Werke

zu furchte» hat, die ein langsam wirkendes Gift tropfenweise ausschwitzen. Ei¬

ner solchen Einschwärzung böser Grundsätze müßte die Universität entgegen¬

arbeite», und nicht die Polizei. Eine Gesetzgebung, welche die Druckerei

gänzlich unter die Polizei stellte, wäre antisocial. Mische sich die Polizei

nur im Augenblicke einer Krisis darein. Bis dahin finde blos ein gericht¬

liches und methodisches Verfahren statt, und keine Dictatur.— Locrv a. a. O.



liche Verhältnis; Deutscher Bundesstaaten Niemand erlaubt, und

ist überdies nicht einmal ausführbar, in sofern der geächtete

Verleger seinen Verlag als Commissions-Artikel eines anderen

Buchhändlers absetzen läßt, *)

U. Zurücknahme ertheilter Concessionen.

23.

Mit der Zurücknahme einer Schrift ist die Zurück¬

nahme einer inländischen Zcitungs-Conccssion verwandt. Nach

Art. XVlI. des Ccnsur-Edicts können die Ccnsur-Ministerien

diese Zurücknahme alsdann verfügen, wenn der Herausgeber

einen schädlichen Gebrauch davon macht. Diese Befugniß be¬

ruht gleichfalls auf dem Eingeständnis; der Unzulänglichkeit der

Ccnsur, denn wenn die Censur ihre Pflicht thut, ist ein solcher

schädlicher Gebrauch nicht möglich.

Zu neuerer Zeit werden die Concessionen von den Mini¬

sterien nur auf Widerruf einheilt; indes; scheinen die Ccnsur-Auf¬

sichtsbehörden dadurch keine größeren Befugnisse zu gewinnen als

ihnen das Gesetz überhaupt beilegt, und nach den Gesetzen

sind sie nur dann zur Zurücknahme der Conccssion berechtigt,

wenn ein schädlicher Gebrauch davon gemacht worden ist. Die

Unterdrückung privilcgirter Zeitschriften wegen groben Mißbrauchs

kann nach H. 72. der Einleitung zum Allg, Landrccht nur durch

richterliches Erkcnntniß stattfinden.

Dagegen ist die Regierung vollkommen in ihrem Rechte,

wenn sie einer auswärtigen Zeitschrift die Begünstigungen ver¬

sagt, welche mit dem Dcbit durch die inländischen Post-Anstal¬

ten verbunden sind; denn den Genuß dieser Erleichterungen

*) Das Verbot der Ankündigung einer censtrten Schrift kommt in der
rechtlichenBedeutung einem Debttsverbotc gleich, und was von diesem gilt,
findet auch auf jenes Anwendung.
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kann die Regierung an alle Bedingungen knüpfen, welche ihr pas¬

send scheinen, und es kann niemals eine Rechtsverletzung enthalten,

wenn die Regierung befiehlt, daß irgend eine auswärtige Zeit¬

schrift, deren Verbreitung sie nicht erleichtern will, nicht mehr durch

Abonnement, sondern nur unter Kreuzband bezogen werden soll.

Eine in das Privatrecht und den Nahrungsstand noch

tiefer eingreifende Maaßrcgcl als die Zurücknahme einer Zeitungs-

Conccssion ist die Nevocation der Conccssion zum Gewerbebetriebe

als Buchhändler, Antiquar u- s. w. — Das Recht zum Gewer¬

bebetrieb kann gerichtlich in Folge eines Verbrechens, es kann

polizeilich im dritten Wiederholungsfall einer Ccnsur-Contravcn-

tion (Art XVI, Nr. 1. des Censur - Edicts) verwirkt werden.

Aus administrativen Rücksichten und ohne vorausgegangene

Untersuchung kann aber die Conccssion zum Gewerbebetrieb nie¬

mals revocirt werden, da die Concessions-Bedingungen suspen¬

siver Natur sind, die Conccssion mithin nicht unter einer Re¬

solut!»-Bedingung erthcilt wird.

<z) Rechtliche Folgen des Debits-Verb ots.

5. 24.

Strafbare Schriften, welche durch richterliches Erkenntniß

unterdrückt werden, sollen vernichtet werden. Diese Vernich¬

tung bezieht sich zwar gesetzlich auf die ganze Auflage; sie

sollte sich indcß eigentlich nur auf die strafbaren Stellen be¬

ziehen, so daß, wenn der Verleger darauf anträgt, und es sich

thun läßt, ihm nachgelassen werden sollte, das Buch umzudrucken

und in erlaubter Fassung in Verkehr zu setzen. Zn dieser

Weise wird in andern Ländern, z. B. in Sachsen, verfahren.

Schriften, die ohne Nennung des Verlegers, und Zeitschriften,

die ohne Nennung des Nedacteurs ausgegeben und deshalb im



Sinne des Art. XVI. des Censur-Edictsconfiscirt werden, sollen

gleichfalls vernichtet werden, und nach dem Gesetz vom l>. Au¬

gust '1837 sind demselben auch alle verbotenen Schriften gleich¬

gestellt. Dies bezieht sich indcß nur auf die bei den Eontravc-

nicntcn vorgefundenen Exemplare; alle andern in Beschlag genom¬

menen Exemplare werden unter polizeilicher Eontrole an den

auswärtigen Verleger remittirt, und die Buchhändler sind ange¬

wiesen, zu diesem Zwecke innerhalb 21 Stunden die verbote¬

nen Bücher bei der Polizei-Behörde zu deponiren (Reskripte

vom 25. April 1835. und 15. April 1837.). Ungerechtfertigt

ist die Vorschrift vom 1. Mai 1831, daß die verbotenen

Schriften, wenn sie nicht innerhalb 8 Tagen remittirt werden,

confiscirt werden, und eben so wenig läßt sich das Ministerial-

Rcscript vom 22. December 1823. rechtfertige», daß auch bei

Privat-Personen, welche die Schriften rechtlich erworben ha¬

ben, eine Beschlagnahme stattfinden könne, in sofern dies im

Debitsvcrbot ausgedruckt ist. Jedenfalls wurde dies voraussetzen,

daß die Privat-Person bei dem Erwerbe des Buchs von dem

Debitsverbote unterrichtet gewesen ist. Schriften, welche mit

Umgehung der Censur-Vorschriften gedruckt sind, können nach

Nr. 1 Art. XVl. des Ecnsur-EdirtS nicht constscirt, wohl aber

polizeilich in Beschlag genommen werden. Dieser Unterschied

wurde keinen Sinn haben, wenn man ihm nicht die Bedeutung

beilegen wollte, daß dem Verleger die Bcfugniß bleibe, die ver¬

säumte Censur-Vorschrift noch nachzuholen, und auf diese Weise

die Dcbitsfähigkcit der Schrift nachträglich zu gewinnen. Schrif¬

ten, welche mit inländischer Censur gedruckt, aber dennoch ver¬

boten werden, sollen zwar, in so fern sie der Verleger nicht

ausgiebt, nicht confiscirt werden, bleiben aber vom Verkehre

ausgeschlossen, da sie nach dem Ministerial-Nescript vom 17.
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März 1832. nicht nach dem Auslände versendet werden dürfen.

Zn der Wirkung kommt dies einer Confiscation gleich. Eon-

fiscation ist eine Strafe, die, insoweit den Verwaltungsbehör¬

den nicht ausdrücklich das Recht dazu in einzelnen Fällen bei¬

gelegt worden ist, nur durch den Richter auf Grund eines

rechtskräftigen Erkenntnisses verhängt werden kann- Die Un¬

terdrückung einer Schrift aus Verwaltungs-Rücksichten hat also

niemals die Eonsi'scation zur Folge: sogar die Beschlagnahme

ist weder erforderlich noch gebräuchlich, wenn die Schrift sich

an den ausländischen Verleger remittiren läßt; wo dies aber

nicht geschehen kann, ist freilich der Unterschied zwischen Eon

fiscation, Beschlagnahme und Dcbitsvcrbot nur ein nomine!

ler. Denn der einzig mögliche Gebrauch der Schrift, die Ver

breitung durch Verkauf, wird durch die eine wie durch die an

dem verhindert.

6) Form des Dcbitsverbots.

H. 25.

Zn andern Ländern, z. B. in Baiern, werden alle De-

bitsvcrbote öffentlich bekannt gemacht, und dies ist auch die voll¬

kommenste Form, um gegen die Verbreiter ein Strafverfahren

zu begründen. Insofern die Preußische Regierung sich darauf

beschränken wollte, nur Schriften zu verbieten, wodurch ein

Strafgesetz verletzt worden ist, wäre die öffentliche Bekannt¬

machung ganz ohne Bedenken; alle andern Dcbitsvcrbotc haben

aber das öffentliche Aufsehen zu scheuen und müssen deshalb

auf einem weniger öffentlichen Wege bekannt gemacht werden.

Es geschieht dies durch Eircular an die Gewcrbtreibenden.

Diese Form ist aber ungenügend; denn es entstehen täglich

neue Gcwerbtreibendc, welche, da der Inclox liln-orum proin.
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bitai-uin nicht gedruckt wird, keine Kenntniß von den älteren

Dcbitsvcrboten haben, und sie deshalb straflos debitiren dürfen.

Privatpersonen werden niemals auf amtlichem Wege von den

Dcbitsvcrboten unterrichtet, und können deshalb der Anwendung

der ihnen in Nr. 4. der Ordre vom 6. August 1837. für das

Verkaufen und Anbieten angedrohcten Strafe immer den Ein¬

wand der Unkcnntniß des Dcbitsverbots mit Erfolg entgegensetzen.

s) Berufung auf den Rechtsweg gegen Debitsverbote.

H. 26.

Inwiefern gegen die im Wege des polizeilichen Straf¬

verfahrens verhängte Beschlagnahme oder Confiscation die

Provocation auf rechtliches Gehör statthaft ist, wird unten (in

H. 28) erörtert werden. Hier handelt es sich nur von dem

Rechtswege gegen die Unterdrückung von Schriften aus admi¬

nistrativen Rücksichten, und insbesondere von solchen Schriften,

die mit inländischer Eensur gedruckt sind. Das Dcbitsverbot

ist eine polizeiliche Verfügung, welche die Verletzung eines zum

Privateigenthum gehörenden Rechts enthalten kann.

Durch das Imprimatur ist das Eigcnthum an der Druck¬

schrift legalisirt, und wird dasselbe später dennoch aus überwie¬

genden Gründen des Gemeinwohls außer Verkehr gesetzt, so

enthält dieser Act eine Expropriation, eine Aufopferung der

Rechte und Vorthcilc des Einzelnen im Interesse des Allge¬

meinen, wofür nach H. 8 Tit. 11 Thl. I. A. L. R. Entschä¬

digung geleistet werden muß. Nach H. 4 des Gesetzes vom

11. Mai 1842 *) findet der Rechtsweg darüber statt, ob in

dem Dcbitsverbot ein Eingriff in das Privateigenthum liegt,

°) Gesetz-Sammlung S. 193.



und zu welchem Betrage Entschädigung dafür geleistet werden

muß. — Die Rückgabe der in Beschlag genommenen Schrift

kann nach dem Schlußsatze dieses zwar nicht gefordert wer¬

den, und der Verleger hat deshalb nicht die Eigcnthumsklage,

sondern die Entschädigungsklage gegen den Fiscus anzustellen.

Nach 9 Tit. k l Thl. I. A. L. R. darf er für jedes in Be¬

schlag genommene Exemplar den Nettopreis verlangen, da bei

der Entschädigung für expropriirtes Eigenthum nicht bloß auf

den wirklichen, sondern auch auf den außerordentlichen Werth

Rückficht genommen werden soll.

Zudem im H. 7 des Gesetzes vom 11. Mai 1842. alle

über die Zulässigkcit des Rechtsweges in Beziehung auf poli¬

zeiliche Verfügungen bestehenden sowohl allgemeinen als be¬

sonderen Vorschriften für aufgehoben erklärt werden, scheint

auch die Vorschrift in Nr. 3. der Ordre vom 28. Dec. 1824.

außer Kraft gesetzt worden zu sein, nach welcher es sich von

selbst verstehen soll, daß diejenige Behörde, welche innerhalb

der Grenzen ihrer Eompetenz eine censirte Schrift unterdrückt

oder sonst außer Cours setzt, von dem Verleger niemals in

Anspruch genommen, sondern daß dieser lediglich gegen den

Ccnsor, und zwar zunächst gegen ihn, und nur bei dessen Zah¬

lungsunfähigkeit oder wenn derselbe den Ccnsurvorschriften völlig

genügt haben sollte, gegen den Fiscus, nach näherer Bestim¬

mung der Gesetze zugelassen werden könne.

Durch Aufhebung dieser Vorschrift ist die im Art. XIII.

des Censur-Edicts enthaltene Entschädigungs-Zusichcrung wieder

hergestellt. Bei der Allgemeinheit der dcrogatorischen Clauscl im

Gesetze vom 11. Mai 1842 ist es indcß zu wünsche», daß eine

ausdrückliche Aufhebung der allegirten Bestimmungen in Nr. 3

der Ordre vom 28. Dec. 1824 bald erfolge, und dadurch jedem
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Zweifel über die Fortdauer eines Grundsatzes begegnet werde,

der von dem letzten Preußischen Provinzial Landtage als durch¬

aus rechtswidrig bezeichnet wurde, und in der That dem An¬

sehen der Censur-Verwaltung in hohem Grade geschadet hat,

Uebrigcns wird gegen die Verfügung der Polizei, welche ein

ccnsirlcs Buch von den Leihbibliotheken ausschließt, gleichfalls

die Berufung aus den Rechtsweg zulässig sein, da der Unter¬

schied nur in der Größe des Schadens liegt. Auch gegen die

aus administrativen Rücksichten verfügte Zurücknahme einer

Gcwcrbs-Conccssion als Buchhändler, Antiquar u. s. w. findet

dasselbe Rechtsmittel statt.

v. Strafbestimmungen.

1. Polizeiliche Strafen,

a) Strafen.

5- 27.

ss) Strafen für Verletzung der Censur-Vorschriften.

Für die Beobachtung der Ccnsur-Vorschriftcn sind in Nr. 4

des Artikel XVI. des Censur-Edicls, Drucker und Verleger

(auch der Selbstverlcgcr) solidarisch verantwortlich gemacht. Jede

Censur-Contravcntion soll, nach Maaßgabe der Gefährlichkeit

der Schrift, im ersten Falle mit einer Strafe von 40 bis 400

Thalern, die im Wiederholungsfälle verdoppelt wird, und im

dritten Contravcntionsfallc mit dem Verlust der Gcwcrbs-Con¬

ccssion, als Buchdrucker und Buchhändler geahndet werden.

Außerdem ist die Polizei befugt, die ganze Auflage der Schrift

in Beschlag zu nehmen.
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Für das Andeuten von Censurlücken werden diese Stra¬
fen nur gegen den Drucker erkannt.

Als Wiederholungsfall ist nur diejenige Contravcntion zu
betrachten, der eine rechtskräftige Bestrafung wegen Ccusur-Con-
travention vorher gegangen ist. Eine Verwandlung der ange¬
drohte» Geldstrafe in Gcfängnißstrafe ist auch im Unvermö-
gcnsfalle des Contravenientcn nicht statthaft.

Dieselben Strafen treffen den Verkäufer, Ausgeber, Aus¬
steller oder Anbieter verbotener Schriften, und die bei ihm
davon vorhandenen Exemplare sollen conffscirt werden. Im
dritten Wiederholungsfall wird außer dem Verlust der Gewer¬
bes auch auf die doppelte Geldbuße erkannt, und bei solchen
Personen, welche nicht zu den Ecwcrbtrcibcndengehören, tritt
an die Stelle des Gewerbvcrlnstcs eine Gcfängnißstrafe von
drei Monaten bis zu einem Jahr ein, welche in ferneren Wie¬
derholungsfällen bis auf das Doppelte gesteigert werden kann
(Artikel XVI. Nr. 5. des Censur-Edicts und Cabincts-Ordrevom
6. August 1837 Nr. 4.)

Ist auf dem Titel einer censirtcn Schrift zwar ein Ver¬
leger genannt, aber nicht der richtige, so verfällt derselbe blos
deshalb in eine Geldstrafe von 5 bis 53 Thalcrn.

Der Drucker, der eine Zeitung oder periodische Schrift ohne
den Namen des Rcdactcnrs druckt, verfällt in eine Geldstrafe
von 5 bis 53 Thalcrn (Nr. 4. Artikel XVl. des Censur-Edicts.)

bd. Strafen für Verletzung der prcßpolizeili-
chcn Vorschriften.

Verfasser, Verleger und Drucker einer Schrift über 23
Bogen, welche nach der Ordre vom 4. October 1842 preßfrei
erschien, verfallen in eine Geldstrafe von l3 bis 133 Thalern,



wem? sie nicht 24 Stunden vor der Ausrhcilung der Schrift
ein Exemplar derselben bei der Polizei-Behörde niedergelegt haben.

k) Strafverfahren.

5- 28.
Das Gesetz rechnet die Untersuchung und Bestrafung der

Ecnsur- und Prcßpolizei-Contravcntioncn ausdrücklich zu den
Polizcistrassachcn. Da indes; im Art. III. des Ecnsur-Edicts
die Aussicht über die Censur ausschließlich den Ober-Präsidenten
übertragen worden ist, so hat der Staats-Kanzlcr in dem Er¬
laß vom 23. März 1820 ") es für ganz unzweifelhafterklärt,
daß auch das Strafrecht den Ober-Präsidenten ausschließlich ge¬
bühre. Dieser Grundsatz leidet nur zwei Ausnahmen, indem mit
Königlicher Genehmigung das Polizei-Präsidium zu Berlin die
iit seinem Sprengel verübten Ecnsur-Eontraventioncn in erster
Znstanz bestrast, und ferner in dem Thcilc der Rhein-Provinz,
wo Französisches Recht gilt, den Polizeigerichtcn das Strafrecht
gebührt. Endlich scheint es auch nicht in der Absicht des Ge¬
setzes zu liegen, die in Nr. 4. der Ordre vom 0. August 1837
dem nicht zu den Gewerbtrcibendcn gehörigen Verbreiter verbo¬
tener Schriften angedrohctc Gefängnis;-Strafe der Competenz
des ordentlichen Richters zu entziehen. Die Vcrhängung der in
der Ordre vom 4. October 1842 für die unterlassene Niedcr-
lcgung eines Exemplars der prcßfrcien Schriften angedrohte
Geldstrafe ist ausschließlich dem Ober-Präsidenten überwiesen.

Das Verfahren des Ober-Präsidenten bestimmt sich nach
H. 243 des Anhangs zur Allgemeinen Gcrichts-Ordnung. Da¬
nach ist es ihm gestattet, der Entscheidung sich zu enthalten,

°) Annale» S. 44.
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und die Acten sogleich an das Gericht znr weiteren rechtlichen
Entscheidung abzugeben. Unterzieht er sich aber selbst der Ent¬
scheidung, so muß dieselbe auf Grund einer summarischen Un¬
tersuchung in einer Resolution erfolgen, in welcher dem Be¬
straften zugleich bekannt gemacht wird, daß er die Besugniß
habe, binnen 40 Tagen nach Empfang der Resolution aus
förmliches rechtliches Gehör und Erkcnntniß bei dem kompeten¬
ten Gericht anzutragen, daß er dieser Besugniß aber verlustig
gehe, wenn er binnen 40 Tagen nach Empfang keinen Ge¬
brauch davon mache. Hiervon ist nach 247 des Anhangs
zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung nur der Fall ausgenommen,
wenn die Geldbuße 5 Thalcr nicht übersteigt; in diesem einzigen
Falle ist der Rccurs an das Ministerium des Znncrn gestattet.
Zn der Praxis sind diese Vorschriften nicht immer zur Ausfüh¬
rung gekommen, indem die Provocation auf rechtliches Gehör in
solchen Strafsachen zu den größten Seltenheiten gehört, und die
den Eontravcnicntcn freistehende Beschwerde an das Ministerium
sich zu einer Art ordentlichen Rechtsmittels ausgebildet hat.

Dagegen ist gegen die in der Ordre vom 4. October 4842
angedrohte Geldstrafe der NecurS an das Ministerium innerhalb
einer pcrcmtorischcn Frist von 40 Tagen ausdrücklich nachge¬
lassen worden. Dieser Necurs schließt indeß die Provocation
auf rechtliches Gehör nicht aus.

Ucbcr das Verfahren in Ecnsur-Contraventionssachenist
durch Ministerial-Rescriptvom 0. November 4832 noch be¬
sonders vorgeschrieben, daß die Vorlegung der Handlungsbüchcr
und Facturen eines Buchhändlers,blos um zu ermitteln, ob
derselbe vielleicht verbotene Bücher führt, nicht gestaltet sei.
Ebenso unzulässig ist es, darüber eine Erklärung des Buchhänd¬
lers an Eidesstatt zu fordern.



2) Gerichtliche Strafen,

g) Wegen des Inhalts prcßfrcicr Schriften.
5- 29.

In Ländern, wo Prcßfreiheit in größerem Umfange besteht,
ist es in der Regel für nöthig erachtet worden, ein besonderes
Prcßgesctz zu erlassen, worin gegen die durch die Presse verüb¬
ten Vergehen besondere Strafen angedroht und das processua-
lische Verfahren dafür spccicll vorgeschrieben wird. In Preu¬
ßen hat man bei Freigcbung der Schriften über 29 Druckbo¬
gen sich auf die Vorschrift beschränkt, daß die bisherigen Straf¬
gesetze gegen die im Wege der Presse verübten Verbrechen, und
namentlich die Vorschriften im Artikel XVI. Nr. 2 und 3 des
Ecnsur-Edicts auch in Beziehung auf diejenigen Bücher in Kraft
bleiben sollen, welche von da an von der Eensur befreit sind.

Besondere Preßgesctze gehen in der Regel über den In¬
halt des gemeinen Strafrechts hinaus, indem sie alle mögli¬
chen Sünden der Presse zusammenstellen und mit gerichtlichen
Strafen bedrohen. Die Preußische Regierung hat sich des
schwierigen Versuchs der Abfassung eines besonderen Prcßgescz-
zes bisher enthalten, und so mangelhaft auch die strafrechtli¬
chen Bestimmungen sich schon dem ersten Blicke erweisen, so
scheint es doch vollkommen gerechtfertigt, daß man Bedenken
getragen hat, ihre Ergänzung von der Revision des Allgemei¬
nen Strafrechts zu trennen. Daß namentlich die Strafbestim¬
mungen des Allgemeinen Landrechts dem Culturzustandc der
Gegenwart durchaus nicht mehr entsprechen, ist von der Regie¬
rung längst anerkannt, und wenn man den öffentlichen Blät¬
tern Glauben schenken darf, so ist die Publication eines rcvi-
dirten allgemeinen Strafgesetz-Buches baldigst zu erwarten. Da-
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durch würde sich auch die Ungleichheit der in den verschiedenen

Landcsthcilcn geltenden Strafgesetze gegen Prcßvcrgchcn aus¬

gleichen, die, wenn der Umfang der Preßfrciheit erweitert wer¬

den sollte, auf die Dauer Verwickelungen und große Unbequem¬

lichkeiten für die Praxis herbeiführen könnte. Während z. B.

in der Nheinprovinz unsittliche Schriften und Bilder bestraft

werden, fehlt es in den alten Provinzen an einem Strafgesetz

gegen die Verbreitung solcher Schriften und Bilder. Für jetzt

ist jedoch gerade in dieser Hinsicht kein dringendes Bedürfnis?

vorhanden, da der eigene Vortheil der Verfasser und Verleger

sie abhalten wird, anstößige Bilder oder Schriften dieser Art

zu veröffentlichen. Derartige Ercesse sind durchaus nicht mehr

an der Zeit. Grecourt und Casanova finden keine Leser mehr,

nnd die allgemeine Sittlichkeit ist hinreichend erstarkt und ver¬

breitet, um solche Attentate mit Verachtung zurückzuweisen *).

Eine besondere preßgcsetzlichc Bestimmung ist indes?

in der CabinctS-Ordrc vom 4. October 1842 enthalten, welche

zu einer sehr durchgreifenden Modifikation des gemeinen Straf¬

rechts führt. Dies ist die aus Nr. 3. des Art. XVI. des

Ccnsur-Edicts von 1819 entlehnte Vorschrift, daß für den

Inhalt der Schrift zunächst der Verfasser, wenn aber diesen

der Verleger den Gerichten nicht stellen kann oder will, auch

der Verleger verantwortlich sein soll.

Wenn in der Circular-Verfügung wegen Aufhebung der Bilder-

Censur den Polizei-Behörden aufgegeben worden ist, die gesetzlichen Rcpres-

stv-Maaßregeln gegen obsconc und die öffentliche Schamhaftigkeit beleidigende

Bilder zu ergreifen, so können darunter nur polizeiliche Maaßregelu und na¬

mentlich die Befugnis? verstanden sein, die öffentliche Schaustellung solcher

Bilder zu untersagen. Diese polizeiliche Befugnis? ist in einer Cabinets-Or-

dre anerkannt, welche in dem Polizci-Ministerial-Rescript vom 8. Mai 1837,

Annale» S. 138, allegirt wird.

12



Insofern überhaupt keine Schrift preßsrei erscheinen darf,

auf deren Titel der Verfasser sich nicht genannt hat, kann

die hier vorgeschriebene subsidiarische Verantwortlichkeit des

Verlegers nur dann eintreten, wenn der Verfasser nicht im

Znlandc wohnt, oder auf dem Titel seinen Namen falsch an¬

gegeben hat, Regel ist also, daß zunächst nur der Verfasser

wegen des Inhalts der Schrift gerichtlich in Anspruch genom¬

men werden kann, während nach den Grundsätzen des gemeinen

Strafrcchts alle bei der Druckschrift als Verfasser, Verleger,

Drucker und Verbreiter beteiligten Personen als Mitschuldige

des dadurch verübten Prcßvcrgehcns bestraft werden müssen.

Selbst die Französische Gesetzgebung macht den Drucker subsi¬

diarisch für den Inhalt der Schrift verantwortlich, und auch

in anderen Prcßgcsctzen, namentlich im 2Z. des Großher¬

zoglich Vadcnschcn Preßgcsctzcs von 1831 sind, außer dem

Verleger, Herausgeber, Drucker und Verbreiter subsidiarisch für

verantwortlich erklärt worden. Die Ordre vom 4. Octobcr

1842 ist also sehr nachsichtig, indem sie diese eventuelle Ver¬

antwortlichkeit auf den Verleger beschränkt.

Dieser Grundsatz erstreckt sich aber nicht

a) auf die durch bildliche Darstellungen verübten Prcßver-

gehen; denn das Gesetz, welches als Ausnahme vom gemeinen

Strafrecht der einschränkenden Auslegung unterliegt, redet nur

von Schriften.

Ii) auf Injurien, welche in preßfreicn Schriften vorkommen.

Der Art. XIII, des Censur-Edicts bestimmt nämlich am Schlüsse,

es verstehe sich von selbst, daß, wenn in einer Schrift Stelleu

vorkommen, wodurch eine Person sich für beleidigt halte, ihre

Rechte gegen den Verfasser und Verleger vorbehalten bleiben

müssen. Aus der Fassung schon crgiebt sich, daß, obgleich nur
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vom Verfasser und Verleger die Rede ist, doch eine Ausschlie¬

ßung der Znjurien-Klage gegen die sonst etwa schuldigen Per¬

sonen nicht, vielmehr nur die Bestimmung beabsichtigt worden

ist, daß in Bezug auf Ehrcnkränkungen das gemeine Recht

keine Abänderung leide.

Was die spcciellen Strafgesetze gegen Prcßvergchen be¬

trifft, so hat die Eabincts-Ordrc vom 9. März 4821") vorgeschrie¬

ben, daß in Beziehung auf die Strafgesetze, welche die Majestät

des Souvcrams und die innere Ruhe des Staats gegen frevel¬

hafte Angriffe und Umtriebe sichern, in der Monarchie nur ein

inneres Staatsrecht gelten könne, und daß deshalb die darauf

sich beziehenden Bestimmungen des Allgem. Land-Rechts Theil

II. Tit. 2t). 91. bis H. 213. in der ganzen Monarchie

Gesetzeskraft haben sollen. Diese Strafgesetze handeln vom

Hochverrath, Landcsverralh, Erregung von Mißvergnügen gegen

die Regierung, Aufruhr und vom Verbrechen der beleidigten

Majestät. Durch die Verordnung vom 18. Februar 1842"")

sind für den Theil der Rhcinprovinz, worin Französisches

Recht gilt, einzelne Bestimmungen dieser Gesetze aufgehoben

worden.""") Darunter sind jedoch keine Verbrechen begriffen,

welche durch die Presse verübt werden können, so daß in Be¬

ziehung auf solche Preßvergehc», welche einen Hochvcrrath

enthalten, gegen die äußere oder innere Sicherheit und Ruhe

des Staats gerichtet sind, oder welche eine Majestäts-Bcleidi-

°) Ges. S. S. 30.

°") Ges. S. S. 86.

°") Dies sind die § K. 118. 119. 160. 167. 168. 169. 160o. 160k>.

161. 167. 166. 176. 177. 178. 179. 180. 181. 182. 183. 181. 186.

187. 18S. 189. 190. 191. 192. 193. 191. 196. 207. 208. 209. 210.

211. Tit. 20. Thl. 2. A. L. R.
12"
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gung enthalten, ein und dasselbe Strafrecht in der ganzen
Monarchie gilt.

Zn dieser Hinsicht ist hier das Verbrechen der Erregung
von Mißvergnügen gegen die Regierung besonders zu erwähnen.
Das Strafgesetz lautet wörtlich Tit. 20. Thl. II. A. L. R.

§. 151. „Wer durch frechen unchrcrbictigcnTadel, oder
Verspottung der Landcsgcsctzc und Anordnungen im Staate,
Mißvergnügen und Unzufriedenheit der Bürger gegen die Regie¬
rung veranlaßt, der hat Gcfängniß- oder Festungsstrafe auf
sechs Monate bis zwei Jahre verwirkt.

h. 152. In je größerem Ansehen derjenige steht, welcher
dergleichen Unfug vornimmt, desto strenger muß derselbe be¬
straft werden.

H. 153. Verkauf und Verbreitung solcher Schandschriften
muß, unter nachdrücklicher Geld- oder Leibcsstrafc, verboten, und
der ganze Norrath der vorgefundenen Exemplarevernichtet,
oder nach Beschaffenheit der Umstände öffentlich verbrannt werden.

§. 154. Drucker, Verleger, Abschreiber und Austheiler
solcher aufrührerischen Schriften trifft außer dem Verluste ihres
Bürgerrechts und Gewerbes, eine ihrer Verschuldungund der
Größe des Hauptverbrechens angemessene Strafe.

§. 155. Was von Schriften verordnet ist, gilt auch von
Gemälden, Kupferstichen, und andern sinnlichen Darstellungen,
welche in einer solchen unerlaubten Absicht erfunden und be¬
kannt gemacht worden."

Der §. 154. hat eine Beschränkungerlitten durch Nr. 3
Art. XVI. des Ccnsur-Edicts von 1819, wonach für den Inhalt
einer nicht ccnsirten Schrift zunächst nur der Verfasser, wenn
aber der Verleger diesen den Gerichten nicht stellen kann oder
will, auch'der Verleger verantwortlich sein soll. Der §. 151



hat aber eine Erweiterung erhalten durch Nr. 2. a. a. O.,

worin es wörtlich heißt:

„Wir erklaren, daß bei frechem und unehrerbietigem Tadel

und Verspottung der Landesgesetzc und Anordnungen im

Staate es nicht blos darauf ankommen soll, ob Mißvergnü¬

gen und Unzufriedenheit veranlaßt worden sind, sondern

eine Gcfängniß- oder Fcstungsstrafe von sechs Monaten

bis zwei Zahrcn wegen solcher strafbaren Aeußerungcn selbst

verwirkt ist.

Eine gleiche Strafe soll stattfinden bei Verletzung der

Ehrerbietung gegen die Mitglieder des Deutschen Bundes und

gegen auswärtige Regenten, und bei frechem, die Erregung

von Mißvergnügen abzwcckenden Tadel ihrer Regierungen."

Die Mängel dieses Gesetzes, welches die bloße Mög¬

lichkeit, Mißvergnügen zu erregen, dem consumirten Ver¬

gehen wirklich erregter Unzufriedenheit gleichstellt, sind an an¬

dern Orten treffend nachgewiesen worden, und werden ohne

Zweifel durch das revidirte Strafrccht beseitigt werden. Zu

der jetzigen Fassung fehlt es unter andern dem Gesetze an zurei¬

chender Präcisirung des Thatbcstandcs: ein gutes Strafgesetz

kann dem Richter bei Abmessung der Strafe großen Spiel¬

raum gönnen, bei Unterordnung der That unter das

Gesetz muß aber die genaueste Begriffsbestimmung jeder

Willkühr zuvorkommen. Diesem Erfordernis; genügt dieses

Gesetz durchaus nicht, und gerade deshalb ist es so sehr be¬

denklich, wenn der Strafrichter in solchen Fällen zugleich auf

Verlust der National-Cocardc erkennt, eine Strafe, die über¬

haupt höchst unpassend auf Preßvcrgchen angeordnet wird, in¬

dem sie jedesmal die bedeutende Differenz des UrtheilsspruchS

und der öffentlichen Meinung, über das, was als ehrwidrig



anzusehen ist, offen legt. Diese Differenz trägt nicht dazu bei,

das Ansehen des RichtcramteS zu erhöhen.

In Beziehung auf alle übrigen Prcßvcrgehen kommen in

den Landcstheilcn, worin das Allgemeine Landrccht Gesetzes-

Kraft hat, die strafrechtlichen Bestimmungen des 20. Titels

Thcil II. mit ihren zahlreichen Ergänzungen, in dem Theilc der

Rhcinprovinz, worin französisches Recht gilt, die Vorschriften des

Rheinischen Strafgesetzbuches, im Regierungsbezirk Stralsund

und im Bezirke des Justiz-Senats zu Ehrcnbrcitcnstein die

Vorschriften der peinlichen Halsgcrichts-Orduung Kaisers Carl V.,

wie sie durch Römisches und Kanonisches Recht, sowie durch

Reichs- und Partikular-Gesetze modisicirt, in der Praxis noch

gelten, zur Anwendung.

Hiernach werden:

1) Zu den Provinzen des Allgemeinen Landrechts die

Verfasser und subsidiarisch die Verleger

u. rcligionswidriger Schriften mit den in den 214.217.

218. 219. 223. 227. Tit. 20. Thl. II. angedrohten Stra¬

fen belegt;

I?. die Urheber unmoralischer und die guten Sitten beleidi¬

genden Schriften bleiben straflos, weil cS an einem Straf¬

gesetze fehlt;

c. ehrenrührige Schriften werden mit den in den HH. 638 bis

066. Tit. '20. Tb. II. A. L. R. und in den Ergänzungen

dieser Gesetze angcdrohetcn Strafen belegt.

Zu dieser Hinsicht ist zu bemerken:

aa. daß durch Cabinets-Ordre vom 1. Februar 1811 die Privat-

gcnugthuung durch Ehrenerklärung, Verweis oder Abbitte,

zu welcher früher der Beleidiger verurthcilt wurde, aufge-
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hoben und dem Beleidigten nachgelassen worden ist, eine

Ausfertigung der Urtclsformcl auf Kosten des Beleidigers

zu verlangen, und bei Beleidigungen, die durch PaSguillc

zugefügt worden sind, die erkannte Strafe öffentlich be¬

kannt zu machen;

db, daß nach §.648 bis 661. Tit. 20. Th. II. A. L. R. die

Einrede der Wahrheit die Strafbarkcit zwar vermindert,

aber nicht aufhebt.

2) In den Landesthcilcn, wo Französisches Recht

gilt, werden

a. rcligionswidrigc Schriften gar nicht bestraft;

I». unsittliche Schriften und Bilder mit der in den Art. 287—

289 des Strafgesetzbuchs angedrohten Strafe geahndet;

e. ehrcnkränkendc Schriften mit den in den Art. 367 bis 376.

471. Nr. II. und in der Verordnung vom 6. Juli 1819 ")

angedrohten Strafen geahndet. Hierbei ist zu bemerken,

daß die Einrede der Wahrheit, wenn sie auf gesetzlich vor¬

geschriebene Weise bewiesen wird, völlige Freisprechung zur

Folge hat.

3) Im Regierungsbezirke Stralsund und im Bezirke des

Zustiz-ScnatS zu Ehren breiten stein werden:

a. religionswidrige Schriften mit einer arbiträren Strafe belegt;

Ii. unsittliche Schriften bleiben straflos;

c. ehrenrührige Schriften sollen, wenn sie eine Schmähschrift oder

ein Pasguill enthalten, mit der im Römischen Rechte und

in der Reichspolizei-Ordnung von 1677 Tit. 36. §. 3.

vorgeschriebenen Strafe geahndet werden: sllnfähigkcit zur

Ablcgung eines Zeugnisses, zur Errichtung eines Testa-

'9 Gesctz-Samml. S. 161.



ments und zur Erlangung einer Erbschaft, aus einem letzten

Willen, Eoufiscation des Pasquills und arbiträre Strafe).

Die Praxis erkennt nur auf Vernichtung der Schmähschrift

und auf eine sogenannte willkührliche Strafe. Geringere

Injurien, wenn sie gedruckt sind, haben die ästimatorischc

Injurien-Klage zur Folge. Zu bemerken ist hierbei, daß

die Einrede der Wahrheit völlige Freisprechung bewirkt.

b) Wegen des Inhalts ccnsirter Schriften.

H. 30.

Da die crthciltc Drnckcrlaubniß von jeder persönlichen

Verantwortung für de» Inhalt der Schrift befreit, so können

ccnsirtc Schriften zu gerichtlichen Strafmaaßregcln nur in zwei

Fällen Veranlassung gebeut

1) Wenn das Imprimatur als erschlichen angesehen wer¬

den muß;

2) Wenn Injurien in der Schrift vorkommen.

In beiden Fällen kommen dieselben Strafgesetze zur

Anwendung, welche gegen preßfrcie Schriften erlassen sind,

weshalb hier nur noch der besonderen Bestimmung des H. 626.

Tit. 20. Thl. II. A. L. R. zu gedenken ist, wonach der Cen-

sor, welcher den Druck einer Schmähschrift wissentlich gestattet

hat, mit dem Verfasser gleiche Strafe leiden soll. Diese Vor¬

schrift bezieht sich auf den §. 2. des Censur-Edicts vom 19.

Deccmbcr 1788, worin dem Censor zur Pflicht gemacht war,

Schriftstellcn zu unterdrücken, welche Beleidigungen enthalten.

Diese Vorschrift wurde durch das Eensur-Edict von 1819

aufgehoben, und damit verlor der §. 626. des Strafrcchts

seine Gültigkeit, indem der Censor, der die Pflicht hat, in einer

Schrift alles passircn zu lassen, was nicht ausdrücklich unter-
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sagt ist, sogar dadurch die Bcfugiiiß verlor, Injurien zu strei¬

chen. In der Ordre vom 28. Deccmb. 1824 wurde nun zwar

jene Vorschrift des Ccnsur-Edicts von 1788 wieder erneuert,

und dem Ccnsor die Unterdrückung von Injurien zur Pflicht

gemacht, der §> 626. des Strafrechts wurde adcr nicht wieder

für gültig erklärt. Dies Gesetz Ist deshalb als aufgehoben zu

betrachten, da antiguirte Strafgesetze nicht stillschweigend, son¬

dern nur durch Rcpublication wieder erneuert werden können.

Da nun nach dem gesetzlichen Begriffe (§. 638. a. a. O.) eine

Injurie niemals zier omissionein verübt werden kann, so

kann auch ein Ccnsor, der eine Injurie zuläßt, nicht mehr als

Mitschuldiger bestraft werden.

Es ist wichtig, daß dieser Grundsatz anerkannt werde,

damit die zur Acngstlichkcit geneigten Censorcn ihre Wesorgniß

vor solcher Mitschuld nicht auf ihr Amt einwirken lassen

") Zusammenstellung

der wichtigsten Strafbestimuuingen gegen Preßvergehen.

1) Allg. Landrecht Tht. II. Tit. 2(1. finjuriöse Schriften):

H. 572. Injurien, die durch schriftliche Aufsätze, durch Druckschriften,

durch Gemälde, Kupferstiche oder andere sinnliche Darstellungen geäußert

worden, sind Pasquille, wenn sie der Urheber selbst, oder durch Andere öf¬
fentlich aufgestellt oder verbreitet hat.

Z. 573. Ob der Verfasser sich genannt oder feinen Name» verschwie¬

gen habe, macht an sich keinen Unterschied.

H. 574. Eben so wenig verändert es die Natur der strafbaren Hand¬

lung, daß der Beleidigte nicht genannt, sondern nur durch individuelle Ne¬

benumstände kcnnbar gemacht worden.

H. 575. Wenn Schriften, welche den Wissenschaften, Künsten, oder

sonst der Belehrung oder dem Vergnügen des Publici gewidmet sind, neben¬

bei Injurien enthalten: so sind deren Verfasser eben so zu beurtheilcn, wie

die Parteien, welche in gerichtlichen Unterhandlungen ihren Gegnern zur

Sache nicht gehörige Vorwürfe machen.

H. 618. Pasquille, welche zwar nicht öffentlich verbreitet, aber doch

durch Schuld des Verfassers im Publica bekannt geworden sind, sind als
schwere Injurien anzusehen.



H, 6t9. Pasquille, welche altf Veranstaltung des Pasquillanten schou

öffentlich angeschlagen oder verbreitet worden, sollen als der höchste Grad

svmbolischcr Injurien an dem Verfasser bestraft werden,

H. 620, Die Schmähschrift selbst soll der Gcrichtsdicncr, in Gegen¬

wart des Verfassers und dreier von dem Beleidigten gewählten Zeugen, vor

dem versammelten Gerichte zerreißen und mit Fußen treten,

h, 62t. Hat der Verfasser sich nicht genannt, so soll das Pasquill,

auf Verlangen des Beleidigten, durch den Henker auf öffentlichem Platze
verbrannt werden.

H, 624, Kann der Urheber des Pasquills Nicht ausgemittelt werden,

so wird die Strafe gegen den Drucker und Verleger verdoppelt,

§, 627. Ehrenrührige Zeichnungen, Gemälde und Kupferstiche, welche

öffentlich ausgestellt und verbreitet werden, sind als Pasquille anzusehen;

und der Besteller wie der Schriftsteller, die Zeichner, Kupferstecher und

Maler aber, nach Beschaffenheit der Umstände, als Mitvcrbrcchcr oder Ge-

htUscn zu bestrafen.

2) Rheinisches Strafgesetzbuch,

u) unsittliche Preßerzeugnisse-

Art. 287. Jeder, welcher Lieder, Flugschriften, Figuren oder Bilder,

die den guten Sitten zuwider sind, öffentlich ausstellt oder verthcilt, soll mit

einer Geldbuße von sechszchn bis fünfhundert Franken, mit einem Gefäng¬

nisse von Einem Monate bis zu Einem Jahre bestraft, und die Platten so¬

wohl, als die gedruckten oder gestochenen Exemplare der Lieder, Figuren oder

sonstigen Gegenstände des Vergehens consiscirt werden.

Art. 288. Die im vorhergehenden Artikel verhängte Gefängnißflrafc

und Geldbuße soll 4) In Ansehung der Ausrufer, Verkäufer oder Austhei-

ler, welche die Person, die ihnen den Gegenstand des Vergehens zugestellt

hat, bekannt machen; 2) In Ansehung eines Jeden, der den Drucker oder

Stecher bekannt macht; 3) Selbst in Ansehung des Druckers oder Stechers,

die den Verfasser oder die Person, die sie mit dem Drucke oder Stiche be¬

auftragt hat, bekannt machen, auf Strafen der einfachen Polizei beschränkt
werde».

Art. 289. I» allen im gegenwärtigen Abschnitte ausgedruckten Fällen,

und wo der Verfasser bekannt ist, soll er zum höchsten Grade der auf die

Gattung des Vergehens gelegten Strafe verurthcilt werden,

d) Ehrenrührige Schriften-

Art. 367. Wer an öffentlichen Oettern oder in öffentlichen Versamm¬

lungen, oder in einer authentischen und öffentlichen Urkunde, oder in einer

gedruckten und ungedrucktcn Schrift, welche angeschlagen, verkauft oder aus-

getheilt worden ist, Jemanden, wer er auch sein mag, solcher Thatsachcn be¬

schuldigt, die, wenn sie wahr wären, denjenigen, gegen den sie gerichtet sind,

einem peinlichen oder Correttionell-Verfahrcn, oder auch nur der Verachtung



oder dem Hasse der Bürger aussetzen würden, ist des Vergehens der Ver-

läumdung schuldig, — Die gegenwärtige Verfügung ist auf Thalsachen, de¬

ren Bekanntmachung das Gesetz erlaubt, so wie auch auf jene nicht anwend¬

bar, die der Urheber der Beschuldigung, nach der Natur seiner AmtSvcr-

richtungcn oder seiner Miehlen, zu entdecken oder zu hemmen verbunden war,

Art. 368. Jede Beschuldigung, worüber der gesetzliche Beweis nicht ans

der Stelle beigebracht wird, wird für falsch gehalten. Diesem zufolge soll

der Urheber der Beschuldigung, um sich zu Verlheidigen, mit dem Gesuche

nicht gehört werden, daß der Beweis darüber geliefert werde: auch kann er

nicht als Entschuldigungsgrund anführen, daß die Beweisstücke oder die

Thatsachcn offenkundig, oder die Beschuldigungen, die zum Verfahren wider

ihn Anlaß geben, aus fremden Blattern oder sonstigen Druckschriften abge¬

schrieben oder ausgezogen worden seien,

Art. 369. Sind Vcrläuwduugcn mittelst ausländischer Blätter bekannt

gemacht worden, so können deshalb diejenigen belangt werden, welche die

Artikel eingesendet, oder den Auftrag, sie einzurücken, gegeben, oder dazu bei¬

getragen haben, daß solche Blätter i» Frankreich eingeführt oder ausgctheilt
worden sind.

Art. 370, Wird die That, deren Jemand beschuldigt wurde, auf eine

gesetzliche Weise als wahr bewiesen, so darf der Urheber der Beschuldigung

mit keiner Strafe belegt werden. — Nur derjenige Beweis wird als gesetz¬

lich angesehen, der aus einem Urlheile oder aus irgend einer anderen au¬

thentischen Urkunde hervorgeht.

Art, 37t. Wird der gesetzliche Beweis nicht auf der Stelle beigebracht,

so soll der Vcrläumdcr mit folgenden Strafen belegt werden. Ist die Tbat,

deren Jemand beschuldigt worden, so beschaffen, daß sie die Todesstrafe, le¬

benslängliche Zwangsarbeiten oder die Deportation nach sich zöge, so soll der

Schuldige mit zwei- bis fünfjährigem Gefängnisse und einer Geldbuße von

Zweihundert bis Fünftausend Franken bestraft werden. — In allen anderen

Fälle» besteht die Strafe in einem Gefängnisse von einem bis zu sechs Mo¬

naten, und in einer Geldbuße von fünfzig bis zweitausend Franken.

Art. 372, Sind die Thatsachcn, deren Jemand beschuldigt wird, nach

dem Gesetze sträflich, und gicbt der Urheber der Beschuldigung sie der

Obrigkeit an, so soll während des Untersuchungsprozesses über diese That¬

sachcn, mit bem Verfahren und dem Erkenntnisse über das Vergehen der

Vcrläumdung eingehalten werden,

Art. 373. Wer den Justiz- oder Polizcibeamten, sie mögen zur Ver.

waltungs- oder gerichtlichen Polizei gehören, gegen eine oder mehrere Perso¬

nen eine verläumdcrische Denunciation schriftlich eingereicht, soll mit einem

Gefängnisse von einem Monate bis zu einem Jahre, und einer Geldbuße

von hundert bis dreitausend Franken bestraft werden.

Art, 374, In allen Fällen soll der Verläumdcr überdies wenigstens
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fl'inf und höchstens zehn Jahre vom Tage seiner ausgestandenen Strafe

an gerechnet, zur Ausübung der im Artikel 42 des gegenwärtigen Gesetzbu¬

ches erwähnten Rechte unfähig erklärt werde».

Art. 37ö. Unbilden oder beleidigende Ausdrucke, worin keine Beschul¬

digung einer genau angegebenen Thalsache, wohl aber eine Beschuldigung

eines bestimmten Fehlers liegt, sollen, wenn sie an öffentlichen Orten oder

in öffentlichen Bcrsamnilungcn ausgestoßen, oder in Schriften, ste möge»

gedruckt sein oder nicht, die aber im Publicum verbreitet und ausgetheilt

worden, eingerückt worden sind, mit einer Geldbuße von sechszeh» bis fünf¬

hundert Franken bestraft werden.

Art. 376. Alle andere Unbilden oder beleidigende Ausdrücke, die dieses

doppelte Merkmal von Schwere und Publicität nicht an sich haben, begrün¬

den nur einfache Polizeistrafen.

Art. 471. Mit einer Geldbuße von einem Franken bis zu fünf Fran¬

ken einschließlich sollen bestraft werden:

1t) Diejenigen, welche gegen Jemand, ohne dazu gereizt worden zu

sein, Schimpfwörter ausstoßen, mit Ausnahme jedoch jener Beleidigungen,

wovon im Artikel 367 bis zum Art. 378 einschließlich die Rede ist.

Verordnung wegen Bestrafung schriftlicher Beleidigungen in

de» Provinzen, wo dasFranzösische Strafgesetzbuch vorläufig

noch gesetzliche Kraft hat, vom 6. Juli 1819.

Wir Friedrich Wilhelm sc.

Da Wir in den Provinzen, in welchen vorläufig noch dasFranzösische

Strafgesetzbuch gesetzliche Kraft hat, auch diejenigen schriftlichen Beleidigun¬

gen, welche die in den Artikeln 367 und 377 vorausgesetzte doppelte Eigen¬

schaft der Schwere und der Oeffenllichkeit nicht haben, auf gesetzlichem Wege

geahndet wissen wollen; so verordnen Wir nach erfordertem Gutachten Un¬

seres Staatsraths:

H. 1. Die Bestimmungen der Artikel 223 bis 227 einschließlich, des¬

gleichen der Artikel 471 No. 1t und 474 des Strafgesetzbuchs, sollen auch

auf schriftliche unter gleichen Umständen begangene Beleidigungen angewen¬
det werden.

H. 2. Werden diejenigen Beleidigungen, welche unter dem im H, 1 die¬

ser Verordnung modificirteu Artikel 471 No. 11 begriffen sind, nicht un¬

mittelbar gegen den Beleidigten, sondern schriftlich gegen einen Vorgesetzten

desselben geäußert, und von diesem dem Beleidigten bekannt gemacht, so tritt

an die Stelle der Geldstrafe des Artikels 471 die Gefängnißstrafc des Arti¬
kels 474.

Gegeben Berlin, den 6. Juli 1819.

gez. Friedrich Wilhelm.



einiger Forderungen an die künftige Preßgesetzqebung
Preußens.



Motto.

Und schon darauf, daß cS redlich zugehe, nicht
allem vor dem Herr», sondern auch vor den Men¬
schen. 2. Corinthcr 8, 21.



cnn man den Wortführern unbedingter Prcßfrcihcit glau¬

ben dürfte, so wäre nichts leichter, als die Abfassung eines

guten Gesetzes über den Gebrauch und die Beaufsichtigung

der Presse; es würde nur darauf ankommen, die Ccnsur ab¬

zuschaffen und die Freiheit des Worts ohne allen Rückhalt zu

verkünden. Zn diesem Sinne ist auch in Preußen in man¬

chen Gesellschaftskreisen das freie Wort schon zum Stichwort

geworden. Der praktische Werth solcher Ansprüche an die

Gesetzgebung eines Deutschen Bundesstaates unterscheidet sich

aber durch nichts von dem Gewichte, was man anderen klassi¬

schen Rcminiscenzcn an die Lcctüre des platonischen Staats

oder an das berauschende Studium der Geschichte der Fran¬

zösischen FrciheitSidee beizulegen geneigt sein möchte. Denn

die Preußische Prcßgesctzgcbung läßt sich nicht von einer ab¬

strakten Grundlage aus oder nach fremden Mustern improvi-

sircn: sie wird wesentlich bestimmt durch die unerreichbare

Richtschnur der positiven Bundcs-Preßgesctzgebnng, welche die

Verwirklichung der Prcßfrcihcit den einzelnen Bundes-Regie¬

rungen nur in gewissen Grenzen gestattet; sie wird bedingt

durch die noch in der Entwickclung begriffenen inneren Vcr-

sassungs-Vcrhältnisse Preußens, und sie wird durch große Rück¬

sichten nach Außen hin gebunden. Ihre Grundlagen stehen

mit den tiefsten politischen Fragen der Gegenwart in unzer¬

trennlichem Zusammenhange; denn alle Modifikationen dcrscl-
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bcn sind von unausbleiblicher Rückwirkung auf die Verfassung

des Staates begleitet, und wofür sich auch Preußen in der

Preßfragc entscheiden mag, so wird dies, seiner ganzen Stel¬

lung nach, in der politischen Physiognomie des Deutschen Va¬

terlandes auf lange Zeit hinaus sich abspiegeln. Es gicbt also

nichts Schwierigeres, nichts, woran die Kraft, der Scharfsinn

und die Erfahrung der weisesten Staatsmänner leichter schei¬

tern können, als die Gesetzgebung über die Presse, und es ist

mithin kein Vorwurf, sondern ein sehr ancrkcnnungswerthcs

Bedenken, was die Preußische Regierung abhält, sich damit

zu übereilen.

Die Vorschläge zu einer neuen Gesetzgebung über die

Presse müssen ganz verschieden sein, je nachdem sie sich darauf

beschränken, auf der Grundlage des Bundcs-Prcßgesctzes vom

29stc» September 1819 die zu seiner Ausführung bestimmten

Preußischen Gesetze zu revidiren und zu erneuern, — oder

indem sie zugleich auf bundcsgesetzlichc Reformen hinausgehen

und namentlich die Verheißungen der Bundesacte erfüllt, und

das provisorische Bundes-Preßgesetz, welches Anfangs auf fünf

Jahre und später in's Ungewisse hinaus die literarische Hubens-

Lorpus-Actc Deutschlands suspendirt hat, aufgehoben wissen

wollen. — Die Aussicht auf Erledigung der Preßfragc durch

die Bundes-Versammlung ist nun zwar oft genug erneuert

worden, und es wäre an sich gewiß wünschcnswerlh, daß sie

endlich in Erfüllung ginge: allein in den Zähren 1824, 1832

und 1834 hat die Erfahrung bewiesen, daß ein vollständiges

Einvcrfiändniß der einzelnen Bundes-Regierungen in dieser

Angelegenheit schwer zu erreichen ist. Ein Vorschlag, der die

Reform der Preußischen Prcßgesetzgcbung von Aendcrung der

bundcsgcsetzlichen Grundlage abhängig machte, würde sich des-



— 193 —

halb einer sehr Ungewissen Zukunft aussetzen, und der Liebe

zum Besten das nähcrliegcndc Gute aufopfern. Es läßt sich

auch bezweifeln, daß der richtige Zeitpunkt schon gekommen sei,

um die Erledigung dieser Angelegenheit am Bundestage zu

betreiben: zwar wird keine Bundcs-Regicrung es länger vernei¬

nen können, daß die Earlsbadcr Beschlüsse jetzt ihren faktischen

Anlaß und Rcchtfcrtigungsgrund völlig verloren haben; denn

von heimlichen Verbindungen, von rcvolutionaircn Neigungen

gicbt es in Deutschland keine Spur mehr: auch der Bundes¬

tag hat dies vor Kurzem anerkannt, indem er die Frankfurter

Ecntral-Commission vertagt und somit den wichtigsten Zweck

der Earlsbadcr Beschlüsse für erledigt erklärt hat. Allein es

ist sehr fraglich, ob mit der Furcht vor revolutionaircn Ver¬

bindungen auch die Besorgnis; vor der aufregenden Macht

einer freien Presse sich überall verloren hat, und es ist mehr

als wahrscheinlich, daß wenn jetzt die Vundcs-Nsrsammlung

über „die rechtmäßigen Grenzen der Prcßfreihcit" die verhei¬

ßene Bcrathung eröffnen wollte, diese Besorgnis; auf den In¬

halt der neuen Verabredung noch immer überwiegenden Ein¬

fluß äußern würde, dessen Folgen dann nicht so bald zu

beseitigen wären. — Deshalb ist es gut, wenn Preußen, das

nach seiner Stellung im Bunde, eine gewichtige Stimme bei

solchen Verabredungen führen muß, über die Statthaftigkeit

einer größeren Befreiung der Presse erst im eigenen Lande

Erfahrungen sammelt: es ist wünschenswert!), das; die Preu¬

ßische Regierung erst der eigenen Presse größeren Spielraum

gewähre, den davon unzertrennlichen Aufschwung der Literatur

des Landes beobachte, seine Gefahrlosigkeit für das politische

Gemeinwesen anerkenne, und sich jener reizbaren Empfindlich¬

keit gegen die Nadelstiche übcrmüthigcr Opponenten gänzlich13
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Wohlthatcn einer freieren Presse gar sehr entgegensteht. Der

Rechisbcgriff und die Bedeutung der Presse als Hebel der

Nolls-Entwicklung sind unter ihrer cxccptioncllen Stellung

der letzten Jahrzehnte verdunkelt worden: es wird noch einü

gcr Zeit bedürfen, bis diese Bedeutung in das allgemeine Be¬

wußtsein völlig übergeht. Daß dazu große Hoffnung vorhanden,

beweisen die Phasen, welche das Vcrhältniß der Regierung

zur Presse schon durchlaufen hat. Es gab eine Zeit, in der

man der Presse überwiegend feindselige und schädliche Elemente

zuschrieb und sie deshalb fesselte: damals schien man den wohl-

thätigen Einfluß, namentlich der politischen Presse, auf die Volks¬

bildung und Förderung des Nationalgcistcs zu erkenne»; dies

ist jetzt anders, und nicht mehr fern kann die Zeit sein, welche

die Presse achtet und sie in ihr volles Recht wieder einsetzt!

Welchen von beiden obengenannten Wegen die Preußische

Regierung befolgen wird, ist unschwer zu verkennen. In den

darüber veröffentlichten Erlassen spricht der König nur von

einer Revision der für das Ccnsurwcscn in den Preußi¬

schen Staaten bestehenden Verordnungen und Vcrwaltungs-

formcn, woraus zu folgen scheint, daß diese Revision sich nicht

auf die bundcsgesctzlichc Grundlage erstrecken werde. Dieser

so begrenzten Aufgabe müssen sich mithin auch alle Andeutun¬

gen über die Erwartungen anschließen, die man von dem Er¬

gebnis dieser Revision hegt, so daß es dabei lediglich auf die

Erörterung ankommen wird, wie weit die Preußische Regierung

gehen darf und muß, um innerhalb der bundcsgcsctzlichcn Gren¬

ze» die Presse einem gesicherten Ncchtszustandc zuzuführen.

Darf man aus einzelnen Rcgicrungshandlungen auf die

künftige Richtung schließen, welche in der angekündigten neuen
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Gesetzgebung befolgt werben wirb, so ist bic Annahme erlaubt,

daß sie der Freiheit der öffentlichen Gcdankcmnitthcilung gün¬

stig sein werde. Nachdem, nach vicljähriger Beschränkung,

der letzte Rheinische Landtags-Abschied den Werlh der Publi-

cität zum ersten Male wieder offen anerkannt, nachdem die

Ecnsur-Znstruction vom 24. Dezember 1841 an die freiere

Bewegung der Presse Hoffnungen für den Aufschwung des

Nationalgcistcs geknüpft hat, die nicht unerfüllt geblieben sind,

ist die neueste Ordre vom 4. October 1842 schon einen be¬

deutenden Schritt weiter gegangen, indem sie den größten und

wichtigsten Theil der Literatur unter das Princip der Prcß-

frcihcit gestellt hat. Zu dieser Ncrklcincrung des Umfaugs

der Eensur liegt das ofstcielle Anerkenntnis;, daß das Princip

derselben nicht für das ausschließlich nothwendige und heilbrin¬

gende angeschen werden könne.

Zn der That dringt sich auch als nächstes Resultat einer

gewissenhaften Prüfung der Preußischen Preßgcsctzgcbung und

ihrer Geschichte die Ucbcrzeugung auf, daß sie weder in ihren

Principicn, noch in ihrer Ausführung dem literarischen Vcr-

kehr und der Publicität diejenige Sichcrstcllung gewährt, die

man von einem Gesetze über den Gebrauch der Presse erwar¬

ten darf. Sie erfüllt weder die Aufgabe der Regierung, dem

Mißbrauch der Presse zuvorzukommen, noch schützt sie den

erlaubten Gebrauch derselben. AuS zufälligen, meist vorüber¬

gegangene» Veranlassungen entstanden, eines durchgreifenden

Princips entbehrend, in ihren Einzcluhcitcn höchst mangelhaft,

ist sie einer Entwickclung nicht fähig. Eine Revision dersel¬

ben wird mithin von ander» Gesichtspunkten ausgehen müssen,

und wenn sie ihre Aufgabe erfüllen soll, besonders die Fehler
13»
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zu vermeiden haben, an welchen die bestehende Gesetzgebung
unverkennbar leidet.

Als der ursprünglichste und folgenreichste Fehler der be¬
stehenden Gesetzgebung über die Presse ist aber ihr durchaus
negativer Ausgangspunkt zu betrachten. Statt von dem Rechte
des Schriftstellers, von der positiven Befugnis; zum Gebrauche
der Presse auszugehen, stellt sie daS Veto der Regierung an
die Spitze ihrer Anordnungen. Die Folge davon ist, daß das
Bewußtsein dieses Rechts in der Praxis sich verloren, und
daß die ganze Gesetzgebung einen verneinendenCharakter ge¬
wonnen hat, der die Grenze des Erlaubten in der Ausführung
verwischt, und den Gebrauch der Presse dem subjektiven Be¬
lieben der Verwaltung untergeordnet hat.

Die erste Forderung, welche gemacht werden
darf, besteht deshalb darin, daß das neue Gesetz die
Bcsugniß zum Gebrauche der Presse in ihrer recht¬
lichen Bedeutung offen anerkenne, und ausdrück¬
lich bestimme, daß der freie Gebrauch dieses Rechts
nur in so weit beschränkt werdcn dürfe, als dies in
dem Gesetze selbst zur Erfüllung der Bundcspfli cht
und zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung und
Sicherheit vorgeschrieben wird.

Diese Anerkennung kann nicht bedenklich sein. Denn es
laßt sich nicht bezweifeln, (II. Abth. tz. 4. u. 2.) daß das
Recht zum Gebrauche der Presse, weit entfernt zu den Reser¬
vat-Rechten der Regierung zu gehören, ein bürgerliches Privat-
recht, ein Bcstandthcil des Eigenthums ist, dessen freier Ge¬
brauch nur in den Formen und in den Grenzen beschränkt
werden darf, in denen dies im überwiegenden Interesse des
Gemeinwohls bei jedem andern Eigcnthum geschehen kann.



Von dieser Auffassung ging Preußen aus, als es auf dem
Wiener Eongrcß den Vorschlag machte, den Deutschen Völkern
als ein unverbrüchliches Recht diePrcßfreihcit zuzusichern,
und auf diesem Vorschlage beruht es, daß die Bundcsactc un¬
ter die den Unlcrthancn der Deutschen Bundesstaaten zugesi¬
cherten Rechte die Prcßfrciheit ausgenommen hat. Auch das
provisorische Bundcs-Prcßgcsctz von 1819, welches nur vorüber¬
gehend einen Thcil der Literatur vorbeugendenMaaßrcgcln
unterwirft, hat diesen Gesichtspunkt festgehalten, indem es sich
bei Schriften über 29 Bogen aller Beschränkungen des freien
Gebrauchs der Presse enthält. Aber auch die neueste Preußische
Gesetzgebung hat dies Recht zur Anerkennung gebracht, indem
sie alle Schriften über 29 Bogen dem Rcchtsschutze der Ge¬
richte unterwirft und in diesen Grenzen auf alle bisherigen
vorbeugenden Maaßrcgcln verzichtet. In den Eingangs-Wor-
tcn der Ordre vom 4. Octobcr 1842 heißt es: „Ich will
schon jetzt die Presse von einer durch die Bundes-Gesetzge¬
bung nicht geforderten Beschränkung befreien." Darin liegt
die deutliche Erklärung, daß auch bei der gleichzeitig angekün¬
digten Revision des übrigen Thcilcs der Preßgcsctzgcbung alle
Beschränkungenaufgehoben werden sollen, welche nicht durch
die Bundcsgcsctzgcbung oder durch gebieterische Rücksichten drr
öffentlichen Ordnung gefordert werden.

Folgende Vcrglcichung der Buudesgesctzgebung mit der
bestehenden Preßgcsctzgcbung in Preußen kann dazu dienen, die
Aufsindung dieser Beschränkungen zu erleichtern:

1) die Bundcsgcsctzgcbung bezieht sich nur auf Schrif¬
ten (§.1. des provis. Bundesprcßgcsctzcs). Daraus folgt, daß
Preußen nicht verpflichtet ist, bildliche Darstellungen einer
vorbeugenden Beaufsichtigungzu unterwerfen;
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2) die Bundcsgcsctzgcbung erkennt es an, daß die Bun¬
desversammlungkein Recht hat, Schriften über 20 Druckbo¬
gen, welche in einem Deutschen Bundesstaate erscheinen, zu
unterdrücken,' (§.1. a. a. O- in sine und §. 6. ilnck.). Hier¬
aus folgt, daß auch Preußen es als eine Eonscqucnz der Or¬
dre vom Octobcr 1842 anzuerkennen hat, daß die unter
das Prineip der Preßftcihcit gestellten Schriften ohne Dazwi-
schcnkunft des Richters aus bloßen administrativen Rücksichten
nicht unterdrückt werden dürfen,

3) ES ist aus der Geschichte der Karlsbader Beschlüsse
und aus dem Beispiele anderer Bundesstaatennachzuweisen
(siehe I. Abth.), daß das Bundcs-Prcßgcsctzunter den vorbeu¬
genden Maaßrcgeln, welchen die Zeit- und Flugschriftenunter¬
worfen werden sollen, weder nothwcndig noch ausschließlich die
Eensur versteht. Hieraus folgt, daß Preußen berechtigt ist,
ohne Zustimmung des Bundestages, namentlich wissenschaftliche
Werke und solche, welche den schönen oder mechanischen Kün¬
sten gewidmet sind, von der Eensur zu befreien, und diese nur
auf politische zu beschränken.

4) Die Bnndcsgcsctzgebung macht die Druckfähigkcit ka¬
tholischer Andachts- und Religions-Büchernicht von dem
Imprimatur des geistlichen Ordinarius abhängig. Hieraus
folgt, daß die Borschrift des Artikel V. des Eensur-Edicts
von 1819 aufgehobenwerden darf.

6) Der Bundesbcschlußvom 5. Juli 1832 macht nur
die Dcbitsfähigkcit der außerhalb der Deutschen Bundesstaaten
in Deutscher Sprache erscheinenden Zeit- oder nicht über
20 Bogen betragenden Druckschriftenpolitischen Inhalts
von einer vorgängigen Genchmhaltung der Regierung abhän¬
gig. Hieraus folgt, daß Preußen über alle auswärtigen, nicht
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zu dieser Kategorie gehörigen Schriften die Rccenslir, soweit

sie gesetzlich besteht, aufheben darf.

9) Die Vundesgcsctzgcbung verlangt nur, daß sänimtliche

Schriften mit dem Namen des Verlegers versehen sein sol¬

len. (§. 9. des Provisor. Bundes-Preßgcsctzcs.) Hieraus folgt,

daß Preußen die Vorschrift, daß auch der Drucker genannt

werden soll, aufheben darf.

7) Die neueste Bundcsgcsetzgcbung verlangt nur, daß po¬

litische, in fremder Sprache erscheinende Zeitungen nicht ohne

vorgängige Genehmigung der Regierung durch Abonnement

von den Postaustaltcn bezogen werden sollen; (Wiener Ministc-

rial-Eonferenz von 1834). Hieraus folgt, daß es zum Abonne¬

ment auf nicht politische Zeitschriften und zum Bezug politi¬

scher Zeitschriften unter Kreuzband keiner vorgängigen Geneh¬

migung bedarf.

8) Ucbcr das Maaß der Prcßliccnz in censirten Schriften

bestimmt die Bundcsgcsetzgcbung nur:

a. daß keine Schrift zugelassen werden soll, welche der

Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bundesstaaten

und der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Deutschland

zuwiderlauft. (§. 9. des Vundcs-Prcßgcsetzcs.)

I,. daß es bei den, unter diese Kategorie gehörenden

Schriften nicht darauf ankommt, ob die zu rcprobircnde Schrift-

stellc einem Strafgesetze widerspricht, daß vielmehr in dieser

Hinsicht „die auf gerichtliche Verfolgung und Bestrafung der

im Wege des Drucks bereits verwirklichten Mißbräuchc und

Vcrgehungcn abzwcckcndcn Gesetze" in keinem Bundesstaate

als zureichend betrachtet werden sollen. (§.3. a. a. O.) Hier¬

aus folgt

aa. daß Preußen beim Erlaß einer Ecnsur-Znstruction nur
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an die sülz a. bezeichneten Gesichtspunkte gebunden ist,
mithin rcligionswidrige, injuriöse und unsitlliche Schriften
bloßen Repressiv-Maaßrcgeln unlcrwcrfcn darf;

bl>. daß Schriften, welche den sud a. angeführten Gesichts¬
punkten widersprechen, ohne Rücksicht auf ihre Strafbar-
kcit und ohne Dazwischcnkunft des Nichters im Verwal¬
tungswege nicht zugelassen oder außer Verkehr gesetzt
werden sollen.
0) Die BundcSgesetzgcbung bestimmt nirgends, daß der

wissenschaftliche Verkehr zu besteuern sei, und hieraus folgt,
daß Preußen berechtigt ist, die Abgabe der Ccnsurgcbührcn und
Freiexemplareaufzuheben.

10) Die Vundesgcsctzgebung spricht den Verfasser, Her¬
ausgeber und Verleger einer Schrift, die mit Gcnchmhaltung
der Obrigkeit in irgend einem Deutschen Bundesstaate erscheint,
von aller weiteren Verantwortungfrei, und verheißt aus¬
drücklich, daß etwaige Unterdrückungsmaaßrcgclnausschließlich
gegen die Schriften und nie gegen die Personen gerichtet wer¬
den sollen. (§. 7. a. a. O) Hieraus folgt,

a. daß Dcbitsvcrbote des Gcsammtvcrlags auswärtiger
De utscher Buchhandlungen nicht statthaft sind; (§. 22. II. Ablh.)

l>. daß das Verbot aller künftigen Schriften eines nam¬
haften Schriftstellers, so wie aller noch nicht erschienenen Fort¬
setzungen eines in seinen ersten Lieferungen vorliegenden Werkes
nicht zulässig ist;

c. daß auch Staatsbeamte, welche unter Ccnsur einer
Deutschen Bundcs-Regierung eine Schrift erscheine» lassen, von
aller Verantwortung für deren Inhalt frei sind. (§. 12.
II. Abth.)

T7
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11) Die Bundesgcfctzgcbung schreibt nirgends vor, daß die
Entscheidung über die Beschwerden der Schriftsteller nnd Ver¬
fasser wegen verweigerter Druckerlaubnis;, so wie die Aufsicht
über die Geschäftsführungder Ecnsorcn den Gerichten entzogen
und ausschließlich den Vcrwaltungs-Bchördcnübertragen werden
solle. Die neuere Bundcsgcsctzgcbung will nur, daß beides
einer besonderen Behörde übertragen werden soll, ohne zu be¬
stimmen, ob dies eine BcrwaltungS- oder Gerichtsbehördesei.
(Wiener Ministerial-Eonferenzvon 1834.) Hieraus folgt, daß
die Preußische Obcr-Ecnsur-Bchördcnicht nothwendig eine Vcr-
waltnngs-Vchörde sein muß.

12) Die Bundcsgcsctzgebung schreibt für periodische Schrif¬
ten nur vor, daß sie mit dem Namen des Ncdactcurs versehen
sein sollen (H. 0 des Provisor. Bundespreßgcsetzcs). Hieraus folgt,
daß Preußen bei Modifikation seiner Gesetzgebung über Eon-
cessionirung zur Herausgabe von Zeitschriftendurch die Vun-
dcs-Prcßgcsctzgcbung nicht beschränkt ist.

Aus dieser Zusammenstellung crgicbt sich, daß die Preußische
Prcßgcsetzgcbung in vielen wesentlichen Thcilcn über die Vun-
dcsgcsctzgcbung hinausgeht, nnd den Gesichtspunkt der Ausfüh¬
rung des Bundcs-Prcßgcsctzcsnicht festgehalten hat. Daraus
folgt indeß keineswegs, daß alle Bestimmungen, welche über
die Bundcsgesctzgebung hinausgehen,aufgehoben werden müssen;
es wird vielmehr die Beibehaltung derjenigen zu empfehlen sein,
welche wirklich zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung dienen,
das Recht zum Gebrauche der Presse nicht unstatthaft beschrän¬
ken, und sich als praktisch ausführbar erwiesen haben. Denn
das Bundcs-Prcßgcsctzkündigt sich nicht etwa als eine er¬
schöpfende und vollständige Verordnung an, sondern schreibt nur
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einige Beschränkungen des freien Gebrauchs der Presse als un¬

erläßlich vor, und überläßt, indem es die bestehende Prcßgcselz-

gcbung in allen Deutschen Bundesstaaten für unzureichend er¬

klärt, die Ergänzung derselben den einzelnen Regierungen.

Aus diesem Gesichtspunkte läßt sich mit Grund die Beibe¬

haltung

der Bestimmung befürworten, daß der Drucker am

Ende des Werks genannt werden muß. Diese Borschrift dient

nämlich zur Ausführung der bundcsgesetzlichcn Bestimmung, daß

Eensurlückcn nicht angedeutet werden dürfen, für deren Erfül¬

lung der Drucker allein verantwortlich gemacht werden kann.

Außerdem sprechen dafür die im H. 13 Ablh. II. angegebenen

Gründe.

b) Es empfiehlt sich die Beibehaltung der besonderen

Vorschriften über Eonccssionirung zur Herausgabe neuer Zeit¬

schriften, vielleicht mit einer erleichternden Modifikation in Be¬

zug auf solche periodische Blätter, die nicht politischen Inhalts

sind Zur wachsame» Beaufsichtigung der Zeitungen haben sich

die Deutschen Regierungen gegenseitig besonders verpflichtet. In¬

sofern nun die Ecnsur crfahrungsmäßig nicht ausreicht, um den

Mißbrauch der politischen Tagesprcssc zu verhindern, — eine

Thatsachc, worauf sich auch die Vcrtheidigcr völliger Preßfrci-

heit berufen, wenn sie die Unzulänglichkeit der Ecnsur nachwei¬

sen wollen — ist es weit zweckmäßiger, die Bewilligung zur

Herausgabe einer Zeitung von dem Nachweise moralischer und

wissenschaftlicher Befähigung des Herausgebers, als von Lei¬

stung einer besonderen Gcldcaution abhängig zu machen. In

Preußen würde eine solche Eautionslcistung aus den im H. 14

a. a. O. entwickelten Gründen völlig ihren Zweck verfehlen.

Wenn überdies dem Antragsstcllcr gegen die Zurückweisung sei-
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«es Gesuchs um Ertheilung einer Eoncession, die Beschwerde

an eine unabhängige Behörde nachgelassen wird, so ist auch

nicht zu besorgen, daß aus diesen Eoncessionsprincipicn eine

fühlbare Beschränkung des freien Gebrauchs der Presse ent¬

springen könnte.

c) Nicht minder empfiehlt sich die Beibehaltung der zu¬

gleich auf gcwcrbepolizeilichcn Gründen beruhenden Vorschriften

über die Eonccssionirung zum Gewerbebetrieb als Buchhändler,

Antiquar, Lcihbibliothckar, Lithograph und Kupferstecher (H, 15

a. a. O>)

ck) Auch scheint es nicht an Gründen zu fehlen, die Dc-

bitsfähigkeit Polnischer, außerhalb Deutschland gedruckter

Schriften noch ferner von einer besonderen Erlaubniß abhängig

zu machen, so wie es endlich

s) auch einer näheren Erwägung bedürfen wird, ob nicht

anonyme und Pseudonyme Schriften der Ccnsur, selbst wenn ihr

Umfang beschränkt werden sollte, unterworfen bleiben sollen.

Die bei weitem größere Mehrzahl der Bestimmungen,

welche über das Bundes-Prcßgcsctz hinausgehen, eignen sich da¬

gegen zur Aufhebung oder doch zur Modifikation, weil sie we¬

der zur Ausführung der Bundesgcsctzgebung noch zur Erfüllung

der öffentlichen Ordnung erfordert werden.

2) So können und müssen zum Thcil aufgehoben

werden

a) die Bestimmung, daß katholische Ncligions- und An-

dachtsbüchcr erst die Druckcrlaubniß erhalten dürfen, nachdem

der geistliche Ordinarius bezeugt hat, daß sie nichts enthalte»,

was der Lehre der katholischen Religion zuwider wäre. (H. 0

a- a. O.)

I?) die Abgabe der Ccnsurgcbühren. Die Aufhebung die-



Abgabe muß indcß nicht nothwcndig auch zur Aufhebung der

im §>. Z der Cabincts-Ordre vom 28. Dcc. 1824 vorgeschrie¬

benen Abgabe von zwei Bibliothcks-Excmplarcn fuhren, da diese

letztere nach der Fassung des Gesetzes nicht eine Folge der Ccn-

sur, sondern als eine besondere. Besteuerung des Verlagsrechts

anzusehen ist. (H. 2l) a. a. O.)

0) Die Vorschrift, daß es einer vorgängigcn Genehmigung

bedürfe, um auswärtige in fremder Sprache erscheinende Zeit¬

schriften unter Kreuzband zu bezichen. ") (Z. 1V.)

<I) Alle Beschränkungen der im BundcS-Prcßgcfetzc ent¬

haltenen Verheißung, daß Verfasser, Herausgeber und Verleger

der mit Ecnehmhaltuiig der Landesbchördcn einer Deutschen

Bundesregierung erschienenen Schriften, von aller Verantwor¬

tung für den Inhalt frei bleiben, und daß Untcrdrückungs-

maaßregcln niemals gegen Personen gerichtet werden sollen.

(Siehe Nr. 10 vorstehender Zusammenstellung, sowie H. 22

Abthl. II.)

з) Zur Modifikation und Zurückführung auf die bun-

dcsgcsctzliche Grenze empfehlen sich

и) die Vorschriften über die Beaufsichtigung des Dcbits

auswärtiger Prcßcrzcugnissc (Abth. II. 10),

0) vor allen andern aber die Vorschriften über den

Umfang der Censurpflichtigkcit. (H. 8 Abthl. II.)

Die Zurückführung dieser Bestimmungen auf die bundcs-

gcsctzliche Grenze, d. h. die Befreiung aller Schriften von der

Ccnsur, die nach der Bundesgcsctzgcbung ihr nicht nothwcndig

unterliegen, muß als die zweite Forderung an die künf¬

tige Preßgesetzgebung angesehen werden.

5) Dicsc Vorschrift beruht nur auf einer Ministcrial Bestimmung und

kann mithin ohne Dazwischentunft des Gesetzgebers beseitigt werde».
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Es ist schon früher nachgewiesen worden, daß die im H. 0
des Vundcs-Preßgcsctzcsübernommene besondere Verbindlichkeit
zur wachsamen Aufsicht über die Presse sich zunächst nur auf
politische Zeit- und Flugschriften bezieht. Zn diesem Sinne ist
auch der Bundcsbcschluß vom 6. Zuli 1832 No. 1") abge¬
faßt, und dieser Auslegung folgend hat unter andern Baicrn
sich darauf beschränkt, nur Zeitungen, und auch in diesen nur
die Artikel politischen und statistischen Znhalts einer Ecnsur zu
unterwerfen"»).Es mag sein, daß diese VundcSpflicht in Bc-

°) Eesctz-Samml. S, 232.

**) König!. Baiersche Verordnung, die Herausgabe und Censur der Zei¬

tungen und sonstigen periodische» Schriften betreffend, cko clalo München
den 2S,-Januar 1831.

Ludwig, von Gottes Gnaden König von Baicrn :e. :c.

Wir haben beschlossen, zum Bollzuge der Bestimmungen des H. 2. der
III. Beilage zur Berfassungs-Urkunde zu verordnen, wie folgt:

5- 1.
Zu der Herausgabe von Zeitungen oder sonstigen periodischen Schrif¬

ten ist die vorausgehende Einholung einer obrigkeitlichen Bewilligung er¬
forderlich.

Der Herausgeber hat jedoch, vor dem Ausgeben des ersten Stuckes

oder Heftes, der Regierung des Kreises, in welchem die Zeitung oder perio¬

dische Schrift erscheinen soll, eine Anzeige mit Beifügung des Prospcclus

zu übergeben, damit entweder hinsichtlich der Censur, so weit dieselbe ver¬

fassungsmäßig einzutreten hat, oder aber in Beziehung auf die in dem H. 4.

des Edicts über die Freiheit der Presse angeordnete allgemeine Aufsicht, das
Erforderliche rcchtzcilig verfugt werden könne.

H. 2.

Alle Zeitungen und periodische Schriften, welche sich mit der inneren

oder äußeren Politik, oder mit der Statistik befassen, unterliegen ohne Un¬

terschied und Ausnahme der nach §. 2. des Edicts über die Freiheit der

Presse dafür angeordnclcn Censur. Es ist daher jedes Blatt und jedes Heft

solcher Zeitschriften vor dem Ausgeben und Versenden der Ccnsurbchörde

im Manuscripte oder im Probedruck zur Durchsicht vorzulegen.

H. 3.

Die Censur der erwähnten Zeitungen und Zeitschriften

hat sich auf die Artikel politischen und statistischen Inhalts
zu beschränken.
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zug auf politische Schriften mir durch Ecnsur-Anstalten gelin¬

gend erfüllt werden kann, und es soll deshalb hier nicht der

Versuch gemacht werden, auch in dieser Hinsicht schon jetzt, Ivo

es sich nicht von Acndcrung der bundcsgcsctzlichcn Bestimmun¬

gen handelt, ihre Entbehrlichkeit nachzuweisen. Allein in so¬

sern die Ecnsur auch bei nicht politischen Schriften eintritt, ist

sie nicht blos entbehrlich, sondern enthält auch eine durchaus

rechtswidrige Beschränkung des erlaubten Gebrauchs der Presse.

Entbehrlich ist sie, weil dem Mißbrauch der nicht politischen

Presse hinreichend vorgebeugt wird, wenn religionswidrige, un¬

sittliche und chrcnkränkcndc Schriften durch Strafgesetze bedroht

und richterlich geahndet werden; rechtswidrig ist sie, weil der

Inhalt nicht politischer Schriften die öffentliche Ordnung und

Sicherheit niemals so plötzlich und so bleibend gefährden kann,

daß zur Bcrmeidung dieser Gefahr ein so cxceptioncllcS, von

der herkömmlichen Ordnung abweichendes Mittel, wie die Ecn¬

sur, nothwcndig wäre. Wie kann das Gemeinwesen darunter

plötzlich und bleibend leiden, wenn Jemand die Druckerprcssc

zu Injurien, unsittlichen Darstellungen oder zu irreligiösen Acu-

ßcrungcn mißbraucht, und für diesen Mißbrauch nachdrücklich

bestraft wird? Wer vermag aus der Möglichkeit solches Miß¬

brauchs die Befugnis; herzuleiten, die geistige Thätigkcit aller

guten Männer des Landes, die Werke der Gelehrten, die den

Ruhm des Vaterlandes ausmachen, polizeilich durch ein Mit¬

tel zu beaufsichtigen, welches auf der Voraussetzung bleibender

Unmündigkeit des gebildetesten Theils der Nation beruht, und

Jeden, der zu schreiben versteht, illegaler Absichten für verdäch¬

tig hält. Könnte es in den Tendenzen einer Regierung liegen,

de» geistigen Fortschritt zu fesseln, so würde eine umfassende

Ecnsur dazu das rechte Mittel sein; so lange aber die mora-
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lischt Stärke der Regierung in der Bolksintclligcnz beruht, so

lange es die erste Pflicht jedes christlichen Regiments ist, die

geistige und sittliche Sclbstcntwickclung der Nation zu fördern,

widerspricht es den höchsten Rcgicrungszwecken, den Gebrauch

der edelsten Geisteskräfte und die gcsaiinntc Literatur von der

vorgängigcn Approbation polizeilicher Beamten abhängig zu

machen. Wenn die Römische Hierarchie sich dieses Mittels be¬

dient hat, um ihren Alles beherrschenden Einfluß zu sichern,

so erklärt sich dies aus ihren Zwecken; wenn aber ein evange¬

lischer Staat, der die Freiheit geistiger Forschung und die Ent¬

bindung von jener geistlichen Ccnsur als die Errungenschaft

der Reformatio» anerkennt, sich desselben Mittels bedient, um

den Bolksgcist zu beherrschen, so versündigt er sich an seiner

eigenen Geschichte. Zu der That ist auch kein urthcilsfähigcr

Mann, wenn er unbefangen urthcilcn darf, jetzt noch im Zwei¬

fel darüber, daß dic Ecnsur über nicht politische Schriften einer

Rechtfertigung nicht fähig sei; auch daran zweifelt Niemand, daß

es kein Mittel gicbt, ihren Mißbrauch in unerlaubten Gcistcsdruck

zu verhindern, und wo sie noch besteht, wird sie deshalb überall

nur als ein nothwcndigcs Ucbcl angeschen. Es gab zwar Zeiten,

wo die Preußische Ecnsur der Publicität und dem literarischen

Eigenthum nicht schädlich gewesen ist: wenn aber z. B. unter

Friedrich dem Großen und in den ersten zwanzig Rcgicrungs-

Jahren Friedrich Wilhelms III. über die Ecnsur nicht geklagt

worden ist, so waren es nicht etwa gute Ccnsorcn oder gute

Gesetze, wodurch die Freiheit der öffentlichen Mittheilung be¬

wahrt wurde; cS war nur die schlechte Ecnsur, die Ccnsur,

welche ihre Pflicht versäumte und nach und nach einschlief, der

man diesen Schutz zu danken hatte. Als man sie neu orga-



— 208 —

-

nisirie und mit Ernst ausführen ließ, wurde sie sogleich als

ein unerträglicher Geistcsdruck fühlbar.

Es liegt deshalb eben so sehr in dem Interesse der Re¬

gierung, wie in den gerechten Forderungen der Nation, daß

alle Schriften, welche die Politik nicht betreffen, unter das

Princip der Prcßfrcihcit gestellt und von der Ecnsur befreit

werden.

Hieraus folgt aber nicht, daß in Beziehung auf diese von

der Ecnsur befreiten Schriften alle vorbeugenden Maaßrcgcln

wegfallen müssen. Zn den Vorschriften über Eonccssionirung

der Zeitschriften und über Beaufsichtigung des buchhändlcrischcn

Gewerbebetriebs liegen weit wirksamere und gefahrlosere Prä¬

ventiv-Maaßrcgcln als in der Ecnsur. Auch würde es sich

vollkommen rechtfertigen lassen, wenn die Frcigcbung dieser

Schriften an dieselben Bedingungen geknüpft werden sollte,

von denen die Ordre vom 4. October 1842 die Preßfreihcit

der Druckschriften über zwanzig Bogen abhängig gemacht hat.

Außer der dort angeordneten polizeilichen Nicdcrlcgung eines

Exemplars der Schrift würde sich sogar noch die Vorschrift

empfehlen, daß ihr Gegenstand auf dem Titel genau bezeichnet

werde, damit sofort bcurthcilt werden könne, ob die Schrift

auch wirklich ohne Censur erscheinen durfte. Ebenso würde sich

rechtfertigen lassen und sogar wünschcnSwcrlh sein, daß die

Regierung bis zur Publikation des neuen Strafgesetzbuchs die

mangelhaften Strafgesetze gegen den Mißbrauch der Presse pro¬

visorisch durch einige Bestimmungen ergänze, und vielleicht

würde dabei in Erwägung zu ziehen sein, ob nicht zur Ver¬

meidung der schwierigen Begriffsbestimmung nicht politischer

Schriften den Verlegern erlaubt werden könnte, in Zwcifcl-

fällcn ihre Schriften einer facultativcn Ecnsur zu unterwerfen.

AN'
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Wenn im Sinne dieser Andeutungen die Censur nur auf
politische Schriften beschränkt würde, so verkleinert sich dadurch
ihr Gebiet so sehr, daß auch die Gesetzgebung darüber verein¬
facht und ihre Verwaltung erleichtert werden kann. Es kommt
dann nur darauf an, ein Mittel zu finden, um die Cen¬
sur vor Ausartung in Willkühr möglichst zu be¬
wahren.

Es gicbl ein solches Mittel, und dessen ge¬
setzliche Einführung muß als die dritte Forderung
an die künftige Gesetzgebung betrachtet werden.

Die bisherigen Beschwerdenüber die Ecnsurverwaltung
hatten ihren Grund in der Wandclbarkcit der Censurvor-
schriften, in dem rein administrativenCharactcr der Preßbeauf-
sichtigung, die kein Recht des Schriftstellers anerkannte und
über das literarische Eigcnthum frei verfügte. Diese Klagen
werden vermieden, wenn das Rcchtsprincip, wie es die Preu¬
ßische Verwaltung sonst überall durchdringt, auch auf dem Ge¬
biete der Ecnsur eingebürgert und das Princip polizeilicher
Allgewalt in ein System präventiver Justiz verwandelt wird.
Dies geschieht:

a) indem der Grundsatz ausgesprochen und festgehalten
wird, daß nur der Gesetzgeber selbst die Ccnsurvorschriften au¬
thentisch dcklarircn und das Maaß der öffentlichen Mitteilung
in Verordnungen modificircndarf, die, wie andere Gesetze, erst
durch ihre Publication bindende Kraft erlangen;

d) durch deutliche Begrenzung der Competcnz und des
Wirkungskreisesder Censuraufsi'chtsbehördcn;

c) durch Gründung einer unabhängigenZmmcdiatbehörde,
welche als oberster Censur-Gerichtshof über alle, aus der
Censur entspringendenBeschwerden zu entscheiden hat. Soll

14
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diese Behörde volles Vertrauen gewinnen, so muß sie mit ei¬

nem Gerichtshofe verbunden und zur Mittheilung von Ent-

schcidungsgründen angewiesen werden,

Zm Hinblick auf die rcformatorischc Gewalt eines solchen

Gerichtshofes werden die Ccnsuraufsichtsbehördcn, in ihrem

eigenen Interesse, sich jeder Willkühr enthalten. Ihre Autori¬

tät leidet aber eben so wenig dadurch, wie das Amtsauschcn

eines Ministeriums oder einer Regierung dadurch gefährdet

werden kann, wenn gegen ihre Strasrcsolute die Berufung auf

den Rechtsweg eingelegt und ihre Verfügung durch den Richter

aufgehoben wird. Bleibt man freilich auf halbem Wege ste¬

hen, und überträgt die Entscheidung solcher Beschwerden einer

Central-V erwaltungs-Behörde, so hat allerdings die coor-

dinirte Censur-Aufsichtsbehörde von den rcformatorischcn Ent¬

scheidungen eines solchen Ober-Eensur-Eollcgiums eine Schmä-

lcrung ihres Amtsansehcns zu befürchten. Man kann auch

nicht einwenden, daß ein Gerichtshof zur Entscheidung solcher

Beschwerden deshalb ungeeignet sei, weil es dabei weniger

auf die durch positive Gesetze vorauszubestimmendc Strafbarkcit

einer Schrift, als auf die einer erschöpfenden Begriffsbestim¬

mung unzugängliche Gefährlichkeit der Schrift ankommt. Denn

wenn einem Gerichtshof die Entscheidung über derartige Be¬

schwerden übertragen wird, so liegt darin eine unvermeidliche

Erweiterung der richterlichen Function, welche die Unzuläng¬

lichkeit der Gesetze ausgleicht. Daß hierbei das richtige Maaß

gehalten wird, verbürgt ein Gerichtshof weit eher, als eine

mit richterlichen Functionen beliehen? Verwaltungsbehörde.

In den Präjudicicn eines solchen Gerichtshofes läge zugleich

eine lebendige Rechtsguclle für die Ausübung der Censur, ein

zuverlässtges Mittel zur Ergänzung mangelhafter Vorschriften,
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eine sichere Bürgschaft für gerechte und unpartheische Hand¬
habung der Ccnsur, eine objectivc Richtschnur für die Praxis
und eine Gewähr für die Einheit ihres Geistes,

6) durch präcisc, verschiedener Auslegung möglichst unzu¬
gängliche, vom Gesetzgeber erlassene Ccnsur-Instructionen. In
sofern die Censur nur auf den politischen Inhalt einer Schrift
sich zu beschränken hätte, würde es über rcligionswidrige, un¬
sittliche und injuriöse Schriften keiner Vorschriften bedürfen.
Die politischen Gesichtspunkte für den Censor würden sich aber
unschwer auffinden lassen, wenn man sie an die Bestimmungen
des Bundcs-Prcßgcsctzcsvon 1819 und an die geltenden Straf¬
gesetze anschließt, deutlich bestimmt, wo der Gesichtspunkt der
Strafbarkeitaushört und der vom Censor außerdem zu beach¬
tende Gesichtspunkt der Gefährlichkeit anfängt, wenn man
ferner den Censor anweist, in Zwcifelsfällen sich für die Frei¬
heit und gegen die Beschränkungzu entscheiden, und überall
zugleich nach dem Rechte des Schriftstellers zu fragen.

e) durch Erhebung der Ccnsoren zur Stellung derjenigen
Staatsbeamten, die nur in den Formen der Ordre vom 22.
Februar 1823 wegen constatirtcr Dienstvergehen durch einen
Ausspruch des Staatsministcriums unfreiwillig entlassen werden
können; durch Kräftigung ihrer Selbstständigkeit,Unabhängig¬
keit derselben von den Anweisungen anderer als der Censur-
Aufsichtsbehörden,Befreiung von allen Regreßansprüchenund
Sichcrstellung ihrer äußeren Lage.

k) durch Gewährleistung der rechtlichen Wirkung des Im¬
primatur für alle inländischen Pressen, so daß ein Aufsatz, der
von irgend einem inländischenCensor die Druckerlaubniß er¬
halten hat, überall als druckfähig anerkannt würde.

14'
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Wenn daS ncuc Gesetz nach diesen Andeutungen die Ecn-
survcrwaltung ordnet, so wird das Verlangen nach Prcßfrcihcit
verstummen, und die politische Literatur des Landes einem
Aufschwung entgegengehen,der, ohne die öffentliche Ordnung
zu gefährden, den Nationalgcist vielleicht kräftiger erziehen wird,
als dies von einer Entwicklungder bestehendenständischen
Institutionen zu erwarten ist. Die Ecnsurvcrwaltung wird
dann dasselbe Ansehen und die Achtung gewinnen, die man allen
übrigen Zweigen der Preußischen Staatsverwaltungmit vollem
Rechte zu zollen gewohnt ist.

Es wird nicht selten die Frage aufgeworfen, ob das nach
dem letzten Rheinischen Landtagsabschicde und nach der Ordre
vom 4. Oktober 1842 in der Verathung begriffene neue Ge¬
setz über die Beaufsichtigungder Presse dem Staatsrathe und
den Provinzial-Ständen zur Begutachtung vorgelegt werden
müsse? Nach 2 der Verordnung vom 2l). März 1817 ge¬
hört die Erörterung eines neuen Gesetzes über die Beaufsichti¬
gung der Presse allerdings zur Eompctenz des Staatsrathcs,
indes; ist der Staatsrath verfassungsmäßigkeine nothwcndige
Znstanz, und nach dem herkömmlichen Geschäftsgange werden
die Gegenstände, welche der Staatsrath zu berathen hat, von
Sr. Majestät dem Könige in jedem einzelnen Falle besonders
bestimmt. Dagegen spricht der Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes
vom 6. Juni 1823 wegen Anordnungder Provinzialständc
allerdings dafür, daß das Gesetz den Provinzialständcn vorge¬
legt werden müsse. Nach dieser Verordnung sollen nämlich,
so lange keine allgemeine ständische Versammlung besteht, die
Entwürfe solcher allgemeinen Gesetze, welche Veränderungen
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in Personen- und Eigsnthums-Rechten zum Gegenstände haben,

den Provinzialständcn zur Berathung vorgelegt werden, und

hierunter wird nicht blos Grundeigenthum, sondern jedes Eigen¬

thum verstanden. Nun greift aber ein Gesetz, welches den

Gebrauch der Presse regeln soll, tief in die Verhältnisse des

literarischen Eigcnthums ein, und es gehört deshalb zur Compe-

tenz der Provinzialständc. Was das Gesetz durch Vorlegung

bei den Provinzialständcn an Beschleunigung verliert, wird es

an Gründlichkeit und Vielseitigkeit gewinnen.

Es kann aber der Rechtszustand der Presse auch vor Da-

zwischenkunft der Provinzialstände schon wesentlich verbessert wer¬

den, wenn die Censuraufsichtsbehörden inzwischen diejenigen prcß-

beschränkenden Verfügungen, welche der gesetzlichen Grundlage

entbehren, zurücknehmen, und die Aufhebung der auf einzelnen

gesetzlichen Erlassen beruhenden Preßbcschränkungcn schon jetzt

in Antrag bringen, welche, wie die Landkarten-Ccnsur, auf

vorübergegangenen Verhältnissen beruhend, ihren Zweck erfüllt

haben, oder welche, wie z. B. die durch CabinctS-Ordre vom

48. August 4835 eingeführte Reccnsur der in den Deutschen

Bundesstaaten gedruckten Büchcranzeigen und anderer Blätter,

sich nicht als praktisch bewährt haben, oder welche, wie z. B.

das durch Ordre vom 43. Mai 4843 eingeführte Verbot der

Bekanntmachung der Zins- und Dividende-Zahlungen ausländi¬

scher Effecten, zur gegründeten Beschwerde und zum Nachtheilc

der Unlerthanen gereichen. 9. II. Abthl.)









Gdict

wegen der wiederhergestellten Censur, derer in Königlichen Lan¬

den herauskommenden Bücher und Schriften, wie auch wegen

des Debits ärgerlicher Bücher, so außerhalb Landes verleget

werden, 6<z änlo Berlin den 11. May 1749.

Wir Friedrich, von Gottes Gnaden, König von Preußen, Marg¬
graf zu Brandenburg, des Heil. Römischen Reichs Erz-Cämmerer
und Churfürst:c. zc. Thun kund und fügen hiermit zu wissen i Nach¬
dem Wir höchst mißfällig wahrgenommen, daß verschiedene 8onn-
clnlöusö theils wider die Religion, theils wider die Sitten anlau¬
sende Bücher und Schriften in Unseren Landen verfertiget, verleget
und debitiret werden, daß Wir um diesem Unwesen, und denen da-
hero entstehendenüblen Folgen abzuhelffen, gnädigst gut gefunden,
die ehemalige seit einiger Zeit in Abgang gekommene Bücher-Csn-
8ur wiederum herzustellen, und zu dem Ende eine Commission, in
Unserer hiesigen Residenz zu etabliren, an welche alle Bücher und
Schriften, die in Unseren sämmtlichen Landen verfertiget und gedruckt
werden, oder die Unsere Unterthanen außerhalb Landes drucken las¬
sen wollen, znförderst zur Censur und ^.pprobntion kraimo einge¬
sandt, und ohne deren Genehmhaltung nichts gedruckt, noch verle¬
get werden soll. Zu dieser Commission haben wir vier Aismbra
angeordnet und jeglichem von ihnen die Censur einer besonderen
Art und Gattung von Schriften, als nehmlich Unserm Geheimten
Tribunals-Rath Buchholtz der jurickioorum, dem französischen Pre¬
diger und Conststorial-Rath Uoloutisr derer historischen Sachen,
dem Kirchen-Rath und Prediger vootor Llsusr derer philosophi¬
schen Schriften, und dem Probst und Conststorial-RathSüsmilch
derer theologischen Sachen aufgetragen, anbei verordnet, daß sämmt-
liche Buchführer und Buchdrucker in Unseren Landen nichts zum
Verlag oder Druck ohne des zu solchem Csnrs bestellten Csnsorm
schriftlicherApprobation annehmen, übrigens auch von dem Ver¬
fasser oder Verleger, dem Consori für seilte Mühwaltung ein
Eremplar zugestellt werden solle.

Von sothaner Censur, mithin auch von diesem Edict, bleiben
aber ausgenommen -



— 218 —

1) Diejenige Bücher und Schriften, welche Unsere ^ouclomio
derer Wissenschaften zum Druck befördert.

2) Diejenige Werke, Bücher und andere Schriften, welche auf
Unfern Universitäten verfertigt und gedruckt werden, »lassen die
b'goultütsn daselbst die Censur übernehmen, und davor stehen müssen.

3) Diejenige Bücher und Schriften, welche den Stalum publi-
cum des Tentschen Reichs, wie auch Unseres HauseS und die Ge¬
rechtsame Unserer Länder angehen, nicht weniger, wobei auswärtige
?ui883iresil und Reichsstände intsre88i> st sind, als welche imliztiiieto.
wann sie auch schon auf Unfern Universitäten verfertiget werden,
zufördcrst an Unser Oepnrtemeickderer auswärtigen Sachen zur
Approbation eingesandt werden müssen.

4) Die bloße Carmina, welche nicht ans Universitäten gemacht
werden, deren Censur in jeglicher Provinz der Landes-Regierung,
oder des Orts Magistrat überlassen wird.

Außerdem aber sollen alle und jede in Unseren Landen heraus¬
kommende Bücher und Schriften, sie mögen Namen haben wie sie
wollen, der Censur dergestalt, wie vorgedacht, nnterworffcn bleiben,
und sämmtliche Buchführer, auch Buchdrucker, nicht das geringste,
ehe und bevor solches osirmrot. und gpprobirot worden, zum Ver¬
lag, oder Druck, bei Ein Hundert Rthlr. blaealischer Strafe an¬
nehmen, wie ihnen dann auch zugleich verbothen wird, 8oaiulaleu8s
lind anstößige Bücher und Werke, welche an anderen Orten außer¬
halb Landes verfertiget, und verleget worden, wissentlich zu verkauf-
fen, Massen sie sonst, und im Fall sie eidlich zu verhärten nicht ver¬
mögen, wie ihnen unwissend gewesen, daß darinnen etwas wider die
Religion, oder gute Sitten enthalten sei, jcdesmahl mit zehen Rthlr.
fiskalischer Strafe beleget werden sollen.

Unser» Regierungen, und Landes-Collegiis, besonders aber dem
vllioio Ib'8oi, befehlen Wir also hiermit, so gnädig als ernstlich
hierüber gebührend zu halten, und gegen die Coickowvsmonlsn nach
Maßgebung dieses bwliot8, sofort zu verfahren. Uhrkundlich unter
Unserer eigenen höchsthändigcnUnterschrift, und aufgedrucktem Kö¬
nig!.-Jnsicgel. Geben Berlin, den ll May 4749.

Friedrich,
v. Bismark. C. L. F. v. Dankelmann
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II.
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an alle Regierungen und ^wslit^-tlolleAm exclusive Schlesien
und Pommern, betreffend die Ccnsur der herauskommenden

Bücher und Schriften,

vs Dato Berlin, de» 1. Junii 1772.

Von Gottes Gnaden Friedrich, König in Preußen :c., Unfern ?c.

Hochwohlgebohrner, Würdiger, Wohlgebohrner, Neste und Hochge¬

lahrte Rälhe. Besonders Lieber und liebe Getreue! Wegen der

Lensur der in Unfern Landen herauskommenden Bücher und Schrif¬

ten, wie auch wegen des Verbots des Debits soancialönssi', wider

die Religion, und wider die guten Sitten anlaufender Bücher, welche

außerhalb Landes verleget werden, haben Wir unterm 11. Mai

1749 ein besonderes ZZckiet emanirsn lassen, worin zugleich die da¬

mals bestellte Lsusor-os nahmentlich benannt worden.

Da aber seit dieser Zeit verschiedene der bestellt gewesenen Lsnso-

rum mit Tode abgegangen, und bei verschiedenen Fällen die Hintan¬

setzung der in besagtem Lcliot und sonst ertheilten Vorschriften be¬

merkt worden; so haben Wir nöthig gefunden, nicht allein neue

(üensorss zu ernennen, sondern auch folgende erneuerte und bestimm¬

tere Vorschriften hiermit zu ertheilen.

I. Ist Unser allergnädigster Wille, daß das Edict vom 11.

Mai 1749 sowohl als alle sonst in Ansehung der Bücher-Lensur

nachher ergangenen Verordnungen, in so weit sie nicht hiedurch

etwa abgeändert, oder näher bestimmt und erläutert worden, auf

daS genaueste beobachtet werden sollen.

II. Ist schon vor einigen Jahren bestellet

1) zum Lsnsoro der Historischen Bücher und Schriften der Geheime

Finanz-Rath Kahle, welcher es auch noch künftig verbleibet.

Anstatt der übrigen abgegangenen aber bestellen Wir hierdurch

2) zum <Iöli8ors der Juristischen Bücher den geheimen Tribu¬

nals-Rath Stuck.

3) Zum Lezusors der Theologischen den Ober-Conststorial-Rath
Teller.

4) Zum Leirsore der Philosophischen den Professor Sulzer.
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An diese solchergestalt von Neuen wiederhergestellte Bücher-

Lsnmir-Uoinmission, müssen alle in Unseren Ländern, exolusivs

Schlesien und Pommern, herauskommende Bücher nnd Schriften,

nachdem sie zu einer oder andern Art derselben gehören, zur Lensur

überreichet und eingesandt werden, insofern in demIZckiet eis Vnno

1749 und durch gegenwärtiges Lirouinrs davon keine besondere

Ausnahme gemacht worden.

III. Hat es dagegen in Ansehung der sud ZVr. 3. des Uckiots

benannten Bücher und Schriften, welche den Stntum puklioum des

Deutschen Reichs, wie auch Unsers Hauses, und die Gerechtsame

Unserer Länder angehen, nicht weniger wobei auswärtige Uuissnn-

oon und Reichsstände intersssirot sind, sie mögen

g) in hiesigen Residenzien,

k) auf Universitäten, oder

o) sonst in Unser» Landen gedruckt werden,

bei der darin», und in dem Lireuluri vom 28. Januar 1763 cr-

theilten Vorschrift ohne Ausnahme, daß solche zur Loirsur an

Unser Departement auswärtiger Assairen geschickt werden müssen,

sein Verbleiben, und soll auch UroksZsorikus auf Unfern sämmt-

lichen Universitäten, laut der darüber schon unterm 7. Oktober 1758

besonders ergangenen Verordnung, in solchen Sachen Ussponsa

zu ertheilen, schlechterdings nicht erlaubet sein, ehe solche nicht gleich¬

falls Unserem Departement der ausländischen Geschäfte zur Lensur

eingeschickt worden.

IV. Bleibt es serner bei der in dem Edict vom 11. Mai

1749 No. I. ertheilten Vorschrift, daß alle diejenigen Bücher und

Schriften, welche Unsere Akademie der Wissenschaften allhier zum Druck

befördert, von der Censur befreiet sein, als worunter auch diejenigen

begriffen sind, welche die einzelnen wirklichen Mitglieder der Akade¬

mie nnd des damit verbundenen Collegii Uoclico-LllirurZiLi nnd

zwar diese sowohl, als jene mit auf dem Titul gesetzter Anzeige

dieser ihrer Qualität herausgeben.

Nur alle in die jährlich herauskommende Sammlung der Ediete

und Verordnungen, welche Unsere Akademie der Wissenschaften, ver¬

möge ihres Privileg» herausgiebet, bleiben der Leu8ur nach wie

vor unterworfen. Es ist auch von Seiten der zum Ressort des

General-Ober-Finanz-, Krieges- und Domainen-Directorn gehörigen

Verordnungen, der Geheime Finanz-Rath Kahle, von Seiten der
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übrigen Sachen hingegen, der Cammer-Gerichts-Präsident von Re-

beur, schon als besondere Ceusoro8 deshalb bestellet.

V. Hat es gleichfalls dabei sein Bewenden, daß diejenigen

Werke, Bücher und andere Schriften, welche auf Unfern Universi¬

täten verfertiget und gedruckt werden, sxolusivs der oben suU

tVo. III. benannten, nur von jeder Fakultät, worin solche einschlagen,

censiret werden dürfen.

VI. Sollen kleine Schriften, Lsrmmg, Wochen-Schriften,

gelehrte Zeitungen, imgleichen alle Ökonomische Schriften, ferner

alle andere kleine Uisosv, in sofern sie nicht zu einer oder anderen

Art, entweder Theologischer, oder Juristischer, oder Philosophischer,

oder Historischer Bücher und Schriften gehörig sind, in den Pro¬

vinzen an dem Orte, wo die Landes-Regierung sich befindet, von

derselben, in allen übrigen Orten aber von dem Magistrat daselbst

censiret werden.

Wir nehmen auch hiervon bloß die Universitäten, bei welchen

auch in Ansehung dieser Schriften die Censur derselben verbleibet

und Unsere hiesige Restdenzien, aus, allwo die Censur dergleichen

Bücher und Schriften von dem Historischen (leusoi-s geschehen muß.

VII. Ist zwar in der den 6. Ncwtü 1799 ergangenen Ver¬

ordnung festgesetzct worden, daß alle medizinische und chirurgische

Schriften, welche in Unserer Residenz allhier gedruckt werden, zuför¬

derst von dem Ober-CollsAio medioo censiret werden sollen. Da

aber diese Verordnung damahls nur allein auf Unsere Restdenzien

ergangen, auch in Absicht dieser Schriften, weder in dem Edict vom

11. Mai 1719, noch sonst etwas bestimmet worden; so wollen wir

hiermit verordnen und feste setzen:

Daß alle medizinische und chirurgische Schriften, nicht nur die¬

jenigen, welche in Unseren bisherigen Restdenzien, sondern auch

in allen Unfern Provinzen, oxolusivs Schlesien und Pommern,

herauskommen, der Cöirsur des Ober-Loliegii ttlsckioi unter¬

worfen sein sollen.

Wovon jedoch solche ausgenommen bleiben, welche

1. Aus Unfern Universttüten herauskommen, und welche die me¬

dizinische Fakultät censiret, und

2. von denen Usnabiis des CoIIsZü Asclieo-LIürurgioi heraus¬

gegeben werden, als welches hierunter gleiche Rechte mit Un¬

serer Akademie der Wissenschaften hat.



VIII. Was die Teutschen und Französischen Zeitungen in Un¬
seren Residenten allhier anbelangt, so ist deren Censur dem Ge¬
heimen Rath von Beausobre unter der Direction des auswärtigen
Departements aufgetragen, wobei) Wir es auch gleich als auch der
unterm 12, August 1766 an die hiesigen Zeitungsschreiber und
deren Verleger ergangenen Verordnung lediglich bewenden lassen,
daß nehmlich, falls einige, bei der Censur nicht passirte und aus¬
gestrichene, oder gar zur Censur nicht vorgelegte Artikel denen Zeitungs¬
blättern dcmohnerachteteinverleibet,und durch den Druck bekannt ge¬
macht werden, alsdann die Verleger das erstemal)! mit 6t1 Rthlr. fiska¬
lischer Strafe, im ferneren Uebertretungsfall hingegen mit dem Verlust
ihres Zeitungs-Privileg« ohnfehlbar bestrast werden sollen. Da
aber wegen der Censur der Zeitungen außer Unfern hiesigen Resi¬
denten noch nichts Bestimmtes festgesetzet; So wollen Wir hiermit
verordnet haben, daß an denjenigenOrten, wo Zeitungen gedruckt
werden, wen» sich daselbst eine Regierung oder Justiz-Loilsgium
befindet, von selbigen sonst aber demjenigen, dem die Regierung
oder das Justiz-LotlsAium hierunter den Auftrag thut, censiret
werden sollen. Endlich wollen Wir

IX. Da denen Lsasoridus für ihre Mühwaltung billig ein
Oouosur zukommt, hiermit verordnen, daß dieselben, außer einem
Eremplar des censirten Buchs oder Schrift noch für jeden gedruck¬
ten Bogen, es sei ein Format welches es sei, 2 Gr. bezahlet er¬
halten sollen.

X. Ist bei dieser vorgeschriebenen Censur Unsere allergnädigste
Absicht jedoch dahin keincswegeS gerichtet, eine anständige und ernst¬
hafte Untersuchung der Wahrheit zu hindern, sondern nur vornehm¬
lich demjenigen zu steuern, was den allgemeinen Grundsätzen der
Religion und sowohl moralischer als bürgerlicher Ordnung entge¬
gen ist.

Ihr habt Euch also hiernach gehorsamst zu achten, und die
nöthige Publikation zu veranlassen. Sind :c. Gegeben Berlin,
den 1. Junii 1772.

Aus Sr, Königl. Majestät allergnädigste» Special-Befehl,
v. Finckenstein. v. Hertzbcrg. v. Fürst, v. Massow,

v. Blumenthal. v. Derschau, v. Schulenburg.
An das Cammer-Gericht.
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Iii.

Erneuertes Cenfur-Edict

für die Preußischen Staaten exclusive Schlesien.

Us Ost» Berlin, den 19. Dezember 1788.

Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preu.

ßen :c. zc.

Thun kund und fügen hierdurch jedermann zu wissen: Ob Wir

gleich don den großen und mannigfaltigen Vortheilcn einer gemä¬

ßigten und wohlgeordneten Preßfrehheit, zur Ausbreitung der Wis¬

senschaften und aller gemeinnützigen Kenntnisse, vollkommen überzeugt,

und daher solche in Unfern Staaten möglichst zu begünstigen ent¬

schlossen find, so hat doch die Erfahrung gelehrt, was für schädliche

Folgen eine gänzliche Nngebundcnheit der Presse hervorbringe, und

wie häufig dieselbe von unbesonnenen oder gar boßhaften Schrift¬

stellern, zur Verbreitung gemeinschädlicher praktischer Zrrthümer über

die wichtigsten Angelegenheiten der Menschen, zum Verdcrbniß der

Sitten durch schlüpfrige Bilder und lockende Darstellungen des La¬

sters, zum hämischen Spott und boßhaften Tadel öffentlicher An¬

stalten und Verfügungen, wodurch in manchen nicht genugsam un¬

terrichteten Gemüthern, Kummer und Unzufriedenheit darüber er¬

zeugt und genährt werden, und zur Befriedigung niedriger Privat-

Leidenschasten, der Verläumdung, des Neides und der Rachgicr,

welche die Ruhe guter und nützlicher Staatsbürger stöhren, auch ihre

Achtung bor dem Publik» kränken, besonders in den sogenannten

Volksschriftcn bisher gemißbraucht worden.

Da nun also, so lange die Schriftstellercy stch nicht blos in

den Händen solcher Männer befindet, denen es um Untersuchung,

Prüfung, Bekanntmachung und Ausbreitung der Wahrheit würk-

lich zu thun ist, sondern von einem großen Theile derjenigen, die

sich damit beschäftigen, als ein bloßes Gewerbe, zu Befriedigung

ihrer Gewinnsucht, und Erreichung anderer Nebenabsichten betrach¬

tet wird, dieses Gewerbe der öffentlichen Aufsicht und Leitung des

Staats, zur Verhütung besorglicher Mißbräuche, nicht ganz entbeh¬

ren kann, und solche Mißbräuche besonders in dem gegenwärtigen

Zeitalter sehr einreißen und überhand nehmen; so haben Wir nö-

thig gesunden, die in Unfern Staaten bisher ergangenen Censurge-
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setze, insonderheit das Edikt vom 11. Mai 1749. und das Circulare

vom 1. Juni 1772. nochmals nachsehen zu lassen, solche zu er¬

neuern, um es nöthig, näher und zweckmäßiger zu bestimmen, und

in das gegenwärtige allgemeine Censur-Edikt zusammen zu fassen.

Wir wollen und verordnen also hierdurch:

I.

Daß alle in Unser» Landen herauszugebende Bücher und

Schriften der im nachstehenden verordneten Eensur zur Genehmigung

vorgelegt, und ohne deren Erlaubniß weder gedruckt, noch, es setz

öffentlich oder heimlich, verkauft werden sollen.

II.

Die Absicht der Censur ist keinesweges, eine anständige, ernst¬

hafte und bescheidene Untersuchung der Wahrheit zu hindern, oder

sonst den Schriftstellern irgend einen unnützen und lästigen Zwang

aufzulegen, sondern nur vornemlich demjenigen zu steuern, was wi¬

der die allgemeinen Grundsätze der Religion, Wider den Staat, und

sowohl moralischer als bürgerlicher Ordnung entgegen ist, oder zur

Kränkung der persönlichen Ehre und des guten Namens Anderer

abzielet.

III.

1) Die Censur sämmtlichcr in Unseren Landen herauskommender

theologischer und philosophischer Schriften, übertragen Wir hier¬

durch, in Ansehung der Churmark, Unserm hiesigen Ober-Conflsto-

rio, in Ansehung der übrigen Provinzen aber, den mit den Landes-

Negierungcn verbundenen Provinzial-Conststoriis.

2) Die juristischen und überhaupt alle in das Justizwesen ein¬

schlagende Schriften, sollen in Berlin, der Mittel- und Ukermark, beh

dem Cammergericht, in den übrigen Provinzen aber von den Re¬

gierungen und Landes-Justiz-Collegiis cenfirt werden.

3) Medicinische und chirurgische Bücher und Schriften bleiben in

den Provinzen, wo besondere LcIIcUg blmlico - lRvrurgicu sind,

diesen, sonst aber Unserm hiesigen Ober-UollcAM mcclico zur Cen¬

sur unterworfen.

4) Alle Bücher und Schriften, welche den Ktulum publicum

des deutschen Reichs, wie auch Unsers Hauses, und die Gerechtsame

Unserer Staaten angehen, nicht weniger diejenigen, welche die Rechte
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auswärtiger Mächte und deutscher Rcichsstände betreffen, und alle

in die Reichs- und Staatengeschichte einschlagende Schriften, sie mö¬

gen in Unserem Lande herauskommen und gedruckt werden, wo sie

wollen, gehören ohne Ausnahme zur Censur Unsers Departements

der auswärtigen Angelegenheiten, und müssen den ovn diesem jedes¬

mal zu ernennenden Censoren vorgelegt werden.

Z) Wochen- und Monatsschriften vermischten Inhalts, gelehrte

Zeitungen, ökonomische Aufsätze, Romane, Schauspiele und andere

kleine Schriften, insofern solche nach ihrem Hauptinhalt zu einer

der vorstehenden Classen nicht gehören, sollen an Orten, wo Uni¬

versitäten sind, von diesen, sonst aber bei dem Landes-Justiz-Colle-

gio der Provinz censiret werden.

6) Die Censur von Gelegenheitsgedichten und Schriften, Schul¬

programmen, und anderen einzelnen Bogen und Blättern dieser Art,

bleibt an Orten, wo keine Universität ist, dem Magistrat des Druck-

ortS überlassen.

7) Die politischen Zeitungen werden in Berlin von dem durch

das auswärtige Departement bestellten Ccnsor, in den Provinzen

aber von den Landes-Collegiis, welchen die Censur bisher schon

aufgetragen gewesen, noch ferner censirt.

IV.

Von vorstehender Anordnung sollen nur folgende Ausnahmen

stattfinden:

1) Bücher und Schriften, welche von der hiesigen Akademie

der Wissenschaften, oder auch von einzelnen würklichen Mitgliedern

derselben, und des damit verbundenen Lollsgii Ueftioo-LlnrurAiLi

über Gegenstände derjenigen Classe, bei welcher sie angesetzt sind,

oder über Materien aus der Medicin und Chirurgie, unter Vor¬

setzung ihres Namens und dieses ihres Characters, zum Druck be¬

fördert werden, sind von aller anderweitigen Censur befreit. Jedoch

hat es, wegen der von der Akademie veranstalteten Edikten-Samm-

lung, bei den deshalb bisher schon getroffenen Verfügungen auch

ferner sein Bewenden.

2) Bücher und Schriften, welche auf Unfern Universitäten

verfertiget und gedruckt werden, sind nur der Censur derjenigen

Fakultät, in welche sie einschlagen, unterworfen. Doch bleiben da¬

von die Z. III. I^o. 4. näher bestimmte, das Staatsrecht und die
15



politische Geschichte betreffende Schriften ausgenommen, welche, wenn

sie auch von Professoren oder anderen Mitgliedern einer Universität

verfertiget worden, dennoch der von Unscrm auswärtigen Departe¬

ment abHangenden Censur vorgelegt werden müssen.

V.

Schriften, welche zu einer von denjenigen Klassen gehören

worüber die Censur einem ganzen Collegio vorsiehendermaaßen auf¬

getragen ist, müssen von dem Drucker oder Verleger dem Präsiden¬

ten oder Chef des Collegii zugestellt werden. Dieser kann, wenn

er die Schrift, nach ihrem sogleich in die Augen fallenden Gegen¬

stand und Jnnhalt, nach der genugsam bekannten Denkart, den

Grundsätzen und der Zuverlässigkeit ihres Verfassers, oder nach der

darin gewählten Methode eines strengen wissenschaftlichen, nur Sach¬

kundigen faßlichen Vortrags, ganz unbedenklich findet, die Erlaubnis

zum Druck ohne weitere Rücksprache sofort ertheilen.

Findet er aber dabei einiges Bedenken, oder sonst eine genauere

Prüfung des Inhalts nöthig; so muß er die Handschrift, ohne den

geringsten Verzug einem der Mitglieder des Collegii zu solchem

Behuf zustellen. Hat dieser gegen die Bekanntmachung der Schrift

nichts zu erinnern, so muß er solches dem Präsidenten anzeigen,

welcher, wenn er darüber mit dem speciellen Ccnsor einverstanden

ist, ebenfalls sofort, und ohne weiteren Aufenthalt, den Druck ver¬

stecktet. Wenn aber der besondere Censor, entweder bei der Schrift

überhaupt, oder bei einzelnen Stellen darum, Bedenklichkeitcn Wider

den Druck und die Bekanntmachung derselben, die durch eine mit

dem Verfasser nach den Umständen, allenfalls zu nehmende Rück¬

sprache nicht gehoben werden können, zu finden vermeinet, so muß

er solche bei der nächsten Versammlung des Collegii ordentlich vor¬

tragen, und das Kollegium muß sodann entscheiden, in wie fern

dergleichen Schrift zum Druck zugelassen, oder verworfen werden solle.

Ucbrigcns müssen die Präsidenten und Chefs der Collegiorum

ernstlich darauf sehen, daß die unter ihrer Direction stehende Censur

der Bücher, besonders solcher, deren Erscheinung in einem gewissen

bestimmten Zeitpunkt erfolgen soll, durch die Saumseligkeit, Langsam¬

keit, oder übertriebene Aengstlichkeit der Censoren nicht ohne Roth auf¬

gehalten, und ein schneller lebhafter Betrieb des dem Staate nützlichen

Gewerbes der Druckerei und des Buchhandels, nicht ohne die erheb-



lichstcn Ursachen gestört oder unterbrochen werde. Dagegen müssen
aber auch Drucker und Verleger dafür sorgen, daß nur leserlich
geschriebene Manuskripte zur Censur vorgelegt werden; und obgleich
übrigens bei Schriften, wo wegen der herannahenden Messe, oder
sonst, eine vorzügliche Beschleunigung des Drucks nöthig ist, nach¬
gegeben wird, daß die Manuskripte fernerhin auch in einzelnen Bo¬
gen zur Censur eingereicht werden können, so müssen dennoch in
einem solchen Falle, mit jedem folgenden, zugleich alle vorhergehende
bereits abgedruckteBogen, dem Censor mit vorgelegt werden, und
dieser muß, um alles Einschieben, und eigenmächtige Veränderungen
nach der Censur, möglichst zu verhüten, die Erlaubniß zum Druck
auf einen jeden solchen einzelnen Bogen bemerken.

VI.
Ein Schriftsteller oder Verleger, welcher bei den Verfügungen

der zur Censur geordneten Behörde, oder bei der von selbiger ge¬
schehenen Verweigerung der Erlaubniß zum Druck sich nicht beru¬
higen zu können vermeint, kann seine Beschwerde darüber

a. gegen die Landes-Justiz-Collegiaund Consistoria bei dem
vereinigten Justiz - Departement;

d. gegen die LolluAis inöckioa in den Provinzen, bei dem Ober-
Loiiegio möckieo; und gegen dieses bei dem General-Di-
rectoriv;

o. gegen den politischen und historischen Censor, bei dem aus¬
wärtigen Departement;

cl. gegen einen Magistrat bei der demselben vorgesetzten Landes-
Regierung,

jedoch mit gehöriger Bescheidenheit, unter Beilegung des verworfe¬
nen Manuscripts, und der Resolution, über die er sich beschwert,
anbringen.

Diese Ober-Jnstanzien müssen alsdann, allenfalls nach einge¬
zogenem Bericht der untern Behörde, endlich entscheiden; in wie
fern es bei der Verfügung derselben belassen, oder der Druck der
von ihr verworfenen Schrift dennoch gestattet werden solle.

Bis zum Erfolg dieser Entscheidung aber müssen Verleger und
Drucker mit dem Abdruck der Schrift schlechterdings Anstand nehmen.

VII.

Ein Verleger und Buchdrucker,welcher eine Schrift zur Censur
gehörig vorlegt, und die Genehmigung zu deren Abdruck erhalten

IS»
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hat, wird von aller ferneren Vertretung wegen ihres Jnnhalts völlig

frei. Dem Verfasser aber kann eine gleichmäßige vollständige Be¬

freiung nicht zu Statten kommen; sondern, wenn sich finden sollte,

daß er den Censor zu übereilen, seine Aufmerksamkeit zu hinterge¬

hen, oder sonst durch unzulässige Mittel die Erlaubniß zum Druck

zu erschleichen gewußt habe, so bleibt er deshalb, besonders bei ein¬

zelnen in einem weitläuftigen Werke vorkommenden unerlaubten

Stellen, nach wie vor verantwortlich. Ist in einem solchen Falle

der Verfasser nicht genannt, so muß der Verleger denselben anzei¬

gen, und wenn er dieses nicht kann oder will, die Verantwortung

an dessen Stelle übernehmen, auch sich gefallen lassen, daß nach

Verhältnis; der von dem Verfasser selbst verwürktcn Strafe, seine

Renitenz oder Unvorsichtigkeit nachdrücklich geahndet werden.

Ucbrigens versteht es sich von selbst, daß wenn in einer Schrift

Stellen vorkommen, wodurch eine Privatperson sich für beleidigt hält,

derselben, der erfolgten Censur und Erlaubniß zum Druck ohnerachtct,

ihre Rechte gegen den Verfasser und Verleger vorbehalten bleiben.

VIII.

Was die gegen die Übertretungen dieses Gesetzes zu verordnen¬

den Strafen betrifft, so setzen Wir hierdurch fest:

1) Daß jeder Buchdrucker und Verleger, welcher irgend eine

Schrift drucken läßt, ohne zuvor die gesetzmäßige Erlaubniß dazu

nachgesucht und erhalten zu haben, schon um deswillen und ohne

übrigens aus dem Jnnhalt der Schrift Rückficht zu nehmen, mit

einer fiscalischen Strafe von Fünf bis Fünfzig Thaler belegt wer¬

den sollen.

2) Findet sich aber auch noch über dieses, daß der Jnnhalt

dieser Schrift selbst unerlaubt und strafbar sei; dergestalt, daß

wenn solche der Censur wäre vorgelegt worden, die Erlaubniß zum

Druck nickt erfolgt sein würde; so soll die ganze Auflage consiscirt

und vernichtet, der Drucker aber noch außerdem um den doppelten

Betrag der verdienten Druckkosten, so wie der einländische Verleger,

welcher den Druck für seine Rechnung veranstaltet hat, um den dop¬

pelten Betrag des allenfalls durch Sachkundige zu bestimmenden La¬

denpreises, nach der ganzen Stärke der gemachten Auflage fiscalisch

bestraft werden.

I) Hat ein einländischer Buchdrucker eines auswärtigen Ver¬

legers sich eines solchen Vergehens schuldig gemacht, so muß



derselbe für die von dem fremden Verleger berwürkte Strafe selbst

hasten.

4) Ist ein cinländischer Verleger und Buchdrucker darauf daß er

Schriften unerlaubten ZnnhaltS,mit Vorbeigehung der geordneten Censur

gedruckt, oder drucken lassen, schon mehr als einmal betroffen worden, so

soll er, nach Bewandniß der Umstände, statt der sud Xc>. 2 bestimmten

siscalischen Geldbuße, mit dem Verlust seines Privileg«, und der Erlaub-

niß zum ferneren Betrieb seines Gewerbes, oder wenn es der Verfasser

selbst wäre,, der den eigenen Verlag seiner Werke besorgt, mit ver¬

hältnismäßiger Gefängnis- oder Festungssträfe belegt werden.

Z) Ein Verleger, welcher sich auf dem Titel eines ohne Censur

gedruckten Buches nicht nennt, einen unrichtigen Druckort angiebt,

oder doch den wahren verschweigt, erregt den Verdacht wider sich,

daß er um den strafbaren Inhalt eines solchen BucheS gewußt habe,

und soll, wenn dieser Verdacht bei der Untersuchung nicht völlig ab¬

gelehnt werden kann, noch außer der durch die Uebertretung der

Censurgefttze verwürkte Ahndung, als ein Theilnehmer an dem Ver¬

gehen des Verfassers angesehen werden.

6) Werden in einem Manuscript, nachdem solches die Censur

bereits Pasfirt ist, Zusätze oder Abänderungen gemacht, so muß solches

von dem Drucker oder Verleger der Censur abermals vorgelegt werden.

Unterbleibt dieses, oder werden die Anweisungen der Censur nicht

befolgt, so wird solches dafür angesehen, als wenn die Schrift gar

nicht zur Censur wäre gebracht worden. Hat hingegen der Schrift¬

steller selbst sein Manuscript zur Censur gebracht, solches nach er¬

haltener Approbation zurückgenommen, und es erst hiernächst zum

Druck befördert, so soll, wenn in dem gedruckten Werke anstößige

Stellen sich finden, von welchen der Ccnsor auf seine Pflicht ver¬

sichert, daß sie in dem ihm vorgelegten Manuscript nicht enthalten

gewesen, jedesmal genau untersucht werden, durch wessen Zuthun der¬

gleichen Einschiebungen in das Werk gekommen find; und derjenige,

welcher sich solches hat zu Schulden kommen lassen, soll dafür mit

nachdrücklichen Strafen nach den Grundsätzen des gegenwärtigen

Edicts belegt werden.
IX.

Anlangend die den Censoren für ihre Mühwaltung zukommende

Remuneration, so lassen Wir es dabei bewenden, daß dieselben außer

einem Eremplar der cenfirten Schrift, Zwei gute Groschen von je-



dem gedruckten Bogen, ohne Unterschied des Formats, von den

Verlegern erhalten sollen.

X.

Soviel hiernächst die auswärts gedruckten Schriften betrifft,

so sollen die einländischen Buchhändler dergleichen Bücher, welche

gegen die in den 2ten Kplw vorgeschriebenen Grundsätze anstoßen

und also in hiesigen Landen nicht würden gedruckt werden dürfen,

zum hiesigen vsbit schlechterdings nicht übernehmen, noch weniger

solche öffentlich oder heimlich verkaufen.

Ist solches gleichwohl von ihnen unwissend geschehen, so müs¬

sen sie, sobald sie von der Gesetzwidrigkeit des Innhalts Keuntniß er¬

halten, oder bei ihnen selbst Bedenklichkeiten darüber entstehen, mit

dem Dcbit inne halten, und der competenten Censurbehörde, mit

getreuer Angabe sämmtlicher bei ihnen noch vorrätigen Erempla-

rien, davon Anzeige machen; welche Behörde, wenn sie den ferneren

Verkauf zu gestatten bedenklich findet, dafür sorgen muß, daß der

gesammte Vorrath der Eremplarien entweder confiscirt, und der

Buchhändler wegen seiner etwanigen Auslagen entschädiget, oder

daß solche sofort wiederum über die Grenze geschaft werden. Kann

der einl-indische Buchhändler überführt werden, daß ihm der gesetz¬

widrige Inhalt einer solchen zum Debit übernommeneu Schrift bekannt

gewesen, und er dennoch den Debit derselben öffentlich oder heimlich

fortgesetzt habe; so finden gegen ihn die §. 8. Nr. 2 geordneten

Strafen, nach Verhältnis; der Anzahl der übernommenen Erempla¬

rien, auch nach Bewandniß der Umstände der sud Xo. 4. gedachte

Verlust des Privileg» Anwendung.

Kann zwar dergleichen Wissenschaft nicht ausgemittelt werden,

es ergiebt sich aber aus den Umständen eine schuldbare Unvorsich¬

tigkeit des einländischen Buchhändlers, so soll derselbe, außer der

Confiscation der vorrätigen Eremplarien, nach Verhältniß des

Grades dieser Verschuldung mit Zehn bis Fünfzig Rthlr. fiskalischer

Strafe belegt werden.

Hat endlich ein einländischer Verleger dergleichen an sich un¬

erlaubte Schrift auswärts selbst drucken lassen, um solche der hie¬

sigen Censur zu entziehen, so soll er ebenso, als wenn der Druck,

mit Hintansetzung der Censur, innerhalb Landes geschehen wäre,

bestraft werden.
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Xl.

Die zur Censur verordneten Behörden sind berechtigt, sobald

sie von Büchern, deren Debit in hiesigen Landen nach den Grund¬

sätzen Z, II, unzulässig ist, es mögen nun solche in- oder außer¬

halb Landes gedruckt sein, ans eine oder die andere Art Kenntniß

erlangen, den fernern Verkauf derselben durch ein an alle Buchhänd¬

ler erlassenes Circulare zu untersagen. Sobald dies geschehen ist,

müssen die Buchhändler, bei der im vorigen Paragraphen verordne¬

ten Strafe, alles fernern Debitireus und Verbreitetes solcher ver¬

boteneu Schriften sich gänzlich enthalten, und die Polizei, welcher

von einem solchen Verbot sofort Anzeige zu machen ist, muß auf

die Befolgung desselben genau Acht haben, auch die Uebertreter der

Behörde zur gesetzmäßigen Ahndung anzeigen. Ebenso müssen die

Vorsteher und Unternehmer von Lese-Bibliotheken und Lese-Ge¬

sellschaften der Verbreitung solcher verbotenen Bücher sich ebenfalls

gänzlich enthalten', und sollen dieselben, wenn sie einem derglei¬

chen Verbot wissentlich zuwider handeln, gleich den Buchbänd-

lern, die sogenannten Herumträger aber, welche wissentlich verbo¬

tene Bücher andern zubringen, mit verhältnismäßigem Gefäugniß

auf acht Tage bis sechs Wochen bestraft werden.

Wir befehlen also hierdurch jedermann, besonders aber allen

Buchhändlern und Buchdruckern in Unfern Landen, sich nach dem

Inhalte deS gegenwärtigen Edicts auf das genaueste zu achten; und

tragen Unseren sämmtlichen Landes-Justiz-Collegiis und übrigen

Gerichten, insonderheit aber dem Okkoio ?isoi ausdrücklich und

gemessenst auf, über einer genauen und unverbrüchlichen Befolgung

desselben pflichtmäßig zu halten, auch gegen die Uebertreter mit

den darin verordneten Strafen ohne Nachsicht und Ansehn der

Person zu verfahren. Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhän-

digen Unterschrift, und beigedrucktem Jnsiegel. So geschehen und

gegeben Berlin, den 19. December 1788-

Friedrich Wilhelm.

von Carmer.
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,iV.

Präsidial - Vortrag
in der 35sten Sitzung der Deutschen Bundesversammlung vom

2V. September 1819.

Mißbrauch der Presse.

Die Druckpresse überhaupt, besonders der Zweig derselben, wel¬
cher die Tagcsblätter, Zeit- und Flugschriften aists Licht för¬
dert, hat während der letzten Jahre in dem größeren Theile von
Deutschland eine fast ungebundene Freiheit behauptet; denn selbst
da, wo die Regierungen sich das Recht, ihr durch präventive Maaß-
regeln Schranken zu setzen, vorbehalten hatten, war die Kraft sol¬
cher Maaßregcln durch die Gewalt der Umstände häufig gelähmt,
und folglich allen Ausschweifungen ein weites Feld geöffnet. Die
durch den Mißbrauck dieser Freiheit über Deutschland verbreiteten
zahllosen Nebel, haben noch einen bedeutendenZuwachs erhalten,
seitdem die in verschiedenen Staaten eingeführte Oeffentlichkeitder
ständischenVerhandlungen und die Ausdehnung derselben auf Ge¬
genstände, die nie anders als in regelmäßiger feierlicherForm aus
dem Heiligthum der Senate in die Welt dringen, nie eitler Neugier
und leichtsinniger Critik zum Sviel dienen sollten, der Verwegenheit
der Schriftsteller neue Nahrung bereitet, und jedem Zeitungsschreiber
einen Vorwand gegeben hat, in Angelegenheiten, welche den größ¬
ten Staatsmännern noch Zweifel und Schwierigkeitendarboten, seine
Stimme zu erheben. Wie weit diese verderblichen Anmaaßungen
endlich gediehen, welche Zerrüttung in den Begriffen, welche Gäh-
rung in den Gemüthcrn, welche Herabwürdigung aller Autorität,
welcher Wettstreit der Leidenschaften, welche fanatischeVerirrungen,
welche Verbrechen daraus hervorgegangen sind, bedarf keiner weite¬
ren Erörterung; und es läßt sich bei dem gutgesinnten und wahr¬
haft aufgeklärtenTheil der Deutschen Nation über ein so notorisches
Uebel kaum noch eine Verschiedenheitder Ansichten und Urtheile
voraussetzen.
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Die Eigenthümlichkeitdes Verhältnisses, in welchem die Bun¬
desstaaten gegen einander stehen, giebt von einer Seite den mit
der Ungebundenheit der Presse verknüpften Gefahren eine Gestalt
und eine Richtung, welche sie in Staaten, wo die oberste Gewalt
in einem und demselben Mittelpunkt vereinigt ist, nie annehmen
können, und schließt von der anderen Seite die Anwendung der ge¬
setzlichen Mittel,-wodurch man in diesen Staaten dem Mißbrauch
der Presse Einhalt zu thun sucht, aus. In einem Staatenbunde,
wie der, welcher in Deutschland unter der Sanclion aller Europäi¬
schen Mächte gestiftet worden ist, fehlen, seiner Natur nach, jene
mächtigen Gegengewichte, die in geschlossenen Monarchien die öffent¬
liche Ordnung gegen die, Angrisse vermesseneroder übelgesinnter
Schriftsteller schützen; in einem solchen Bunde kann Friede, Ein¬
tracht und Vertrauen nur durch die sorgfältigste Abwenoung aller
wechselseiligen Störungen und Verletzungen erhalten iverden.

Aus diesem obersten Gesichtspunkte, der mit der Gesetzgebung
anderer Länder nichts gemein hat, ist in Deutschland jede mit Preß-
freihcit zusammenhängendeFrage zu betrachten. Nur im Zustande
der vollkommensten Ruhe könnte Deutschland, bei seiner dcrmaligen
Föderativ-Verfassung, uneingeschränkte Preßfreiheit, in sofern sie sich
mit dieser Verfassung überhaupt vereinigen läßt, ertragen. Der ge¬
genwärtige Zeitpunkt ist weniger als jeder andere dazu geeignet:
denn das so vielen Regierungen obliegende Geschäft, die jetzige
und künftige Wohlfahrt ihrer Völker durch gute Verfassungen zu
gründen, kann unter einem wilden Zwiespalt der Meinungen, kann
unter einem täglich erneuerten, alle Grundsätze erschütternden, alle
Wahrheit in Zweifel und Wahn auflösenden Kampfe unmöglich
gedeihen.

Die bei diesen dringenden Umständen gegen den Mißbrauch der
Presse zu ergreifenden einstweiligenMaaßregeln, sollen keinesweges
den Zweck haben, die Thätigkeit nützlicher und achtungswerthcr
Schriftsteller zu hemmen, den natürlichen Fortschritten des mensch¬
lichen Geistes Fesseln anzulegen, oder Mitthkilungen und Belehrun¬
gen irgend einer Art, so lange sie nur innerhalb der Grenzen blei¬
ben, die noch keine bisher vorhandene Gesetzgebung zu überschreiten
erlaubt hat, zu verhindern. Daß die Oberaufsichtüber die periodischen
Schriften nicht in Unterdrückung ausarten werde, dafür bürgt die
Gesinnung, welche sämmtliche Deutsche Regierungen bei jeder Gelegen-



heit deutlich genug offenbart haben, und die den Vorwurf, daß fie

Geistcs-Thrannci beabfichte, von keinem Freunde der Wahrheit und

der Ordnung zu befürchten hat. Die Nothwendigkeit einer solchen

Oberaufsicht aber kann nicht länger in Zweifel gezogen werden, und

da Se. Majestät über diesen wichtigen Gegenstand durchaus über¬

einstimmende Ansichten bei allen Bundesregierungen erwarten dür¬

fen; so ist die Präsidial-Gesandtschaft beauftragt, dm Entwurf ei¬

nes provisorischen Beschlusses zur Verhütung des Mißbrauchs der

Druckpresse, in Bezug aus Zeitungen, Zeit- und Flugschriften, der

Bundesversammlung zur ungesäumten Prüfung und Berathung

vorzulegen.

V.

Verordnung,

wie die Censur der -Druckschriften nach dem Beschluß des deut¬
schen Bundes vom Wsten September d. Z. auf fünf Zahre

einzurichten ist. Vom 18ten October 1819.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu¬

ßen rc. :c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen: Durch das in der Deut¬

schen Bundesversammlung vom 2vsten September d. I. auf fünf

Jahre einstimmig verabredete Preßgesetz ist für sämmtliche Bundes¬

staaten festgesetzt worden.

Z. 1. So lange, als der gegenwärtige Beschluß in Kraft blei¬

ben wird, dürfen Schriften, die in Form täglicher Blätter oder Heft¬

weise erscheinen, desgleichen solche, die nicht über zwanzig Bogen in

Druck stark sind, in keinem Deutschen Bundesstaate ohne Vorwissen

und vorgängige Genehmhaltung der Landesbehörden, zum Druck

befördert werden.

Schriften, die nicht in eine der hier namhaft gemachten Klassen

gehören, werden fernerhin nach den in den einzelnen Bundesstaaten

erlassenen oder noch zu erlassenden Gesetzen behandelt. Wenn derglei¬

chen Schriften aber irgend einem Bundesstaate Anlaß zur Klage ge-
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ben; so soll diese Klage im Namen der Regierung, an welche sie ge¬

richtet ist, nach den in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden For¬

men gegen die Verfasser oder Verleger der dadurch betroffenen Schrift,

erledigt werden,

§. 2. Die zur Aufrechthaltung dieses Beschlusses erforderlichen

Mittel und Vorkehrungen bleiben der näheren Bestimmung der Re¬

gierung anheimgestellt; sie müssen jedoch von der Art sein, daß da¬

durch dem Sinn und Zweck der Hauptbestimmung des 8- 1, voll¬

ständig Genüge geleistet werde,

8- 3, Da der gegenwärtige Beschluß durch die unter den ob¬

waltenden Umständen von den Bundes - Regierungen anerkannte

Nothwendigkeit vorbeugender Maaßregeln gegen den Mißbrauch der

Presse veranlaßt worden ist; so können die auf gerichtliche Verfol¬

gung und Bestrafung der im Wege des Drucks bereits verwirklich¬

ten Mißbräuche und Vergehungen abzweckenden Gesetze, in soweit

sie auf die im ksten 8- bezeichneten Klassen von Druckschriften an¬

wendbar sein sollen, so lange dieser Beschluß in Kraft bleibt, in

keinem Bundesstaate als zureichend betrachtet werden.

8, 4. Jeder Bundesstaat ist für die unter seiner Oberaufsicht

erscheinenden, mithin für sämmtliche unter der Hauptbestimmung des

8. k. begriffenen Druckschriften, in sofern dadurch die Würde oder

Sicherheit anderer Bundesstaaten verletzt, die Verfassung oder Ver¬

waltung derselben angegriffen wird, nicht nur den unmittelbar Belei¬

digten, sondern auch der Gesammtheit des Bundes verantwortlich.

§, Z, Damit aber diese, in dem Wesen des Deutschen Bundes-

bereins gegründete, von dessen Fortdauer unzertrennliche, wechselsei¬

tige Verantwortlichkeit nicht zu unnützen Störungen des zwischen

den Bundesstaaten obwaltenden freundschaftlichen Verhältnisses An¬

laß geben möge; so übernehmen sämmtliche Mitglieder des Deutschen

Bundes die feierliche Verpflichtung gegen einander, bei der Aufsicht

über die in ihren Ländern erscheinenden Zeitungen, Zeit- und Flug¬

schristen mit wachsamen Ernste zu verfahren und diese Aufsicht

dergestalt handhaben zu lassen, daß dadurch gegenseitigen Klagen

und unangenehmen Erörterungen auf jede Weise möglichst vorge¬

beugt werde,

8. 6. Damit jedoch auch die, durch gegenwärtigen Beschluß

beabsichtigte allgemeine und wechselseitige Gewährleistung der mora¬

lischen und politischen Unverlctzlichkeit der Gesammtheit und aller
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Mitglieder des Bundes nicht auf einzelnen Punkten gefährdert wer¬

den könne; so soll in dem Falle, wo die Regierung eines Bundes¬

staates sich durch die in einem anderen Bundesstaate erscheinenden

Druckschriften verletzt glaubte, und durch freundschaftliche Rücksprache

oder diplomatische Korrespondenz zu einer vollständigen Befriedigung

und Abhülfe nicht gelangen könnte, derselben ausdrücklich vorbehal¬

ten bleiben, über dergleichen Schriften Beschwerde bei der Bundes¬

versammlung zu führen, letztere aber sodann gehalten sein, die an¬

gebrachte Beschwerde kommissarisch untersuchen zu lassen, und wenn

dieselbe gegründet befunden wird, die unmittelbare Unterdrückung der

in Rede stehenden Schrift, auch wenn sie zur Klasse der periodi¬

schen gehört, alle fernere Fortsetzung derselben durch einen entschei¬

denden Ausspruch zu verfügen.

Die Bundesversammlung soll außerdem befugt sein, die zu ihrer

Kenntniß gelangenden, unter der Hauptbestimmung des §. l. begrif¬

fenen Schriften, in welchem Deutschen Staate sie auch erscheinen

mögen, wenn solche nach dem Gutachten einer von ihr ernannten

Kommission, der Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bun¬

desstaaten, oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Deutsch¬

land zuwiderlaufen, ohne vorhergegangene Aufforderung aus eige¬

ner Autorität durch einen Ausspruch, von welchem keine Appella¬

tion stattfindet, zu unterdrücken, und die betreffenden Regierungen

sind verpflichtet, diesen Ausspruch zu vollziehen.

§. 7. Wenn eine Zeitung oder Zeilschrift durch einen Aus¬

spruch der Bundesversammlung unterdrückt worden ist; ko darf der

Redakteur derselben binnen fünf Jahren in keinem Bundesstaate

bei der Redaktion einer ähnlichen Schrift zugelassen werden. Die

Verfasser, Herausgeber und Verleger der unker der Hauptbestimmung

des Z 1. begriffenen Schriften bleiben übrigens, wenn sie den Vor¬

schriften dieses Beschlusses gemäß gehandelt haben, von aller weite¬

ren Verantwortung frei, und die im Z. 6. erwähnten Aussprüche

der Bundesversammlung werden ausschließend gegen die Schriften,

nie gegen die Personen gerichtet.

§. 6. Sämmtliche Bundesglieder verpflichten sich, in einem Zeit¬

raum von zwei Monaten die Bundesversammlung von den Verfü¬

gungen und Vorschriften, durch welche sie dem §> k. dieses Be¬

schlusses Genüge zu leisten gedenken, in Kenntniß zu setzen.

§. 9. Alle in Deutschland erscheinenden Druckschriften, sie mö-



gen unter den Bestimmungen dieses Beschlusses begriffen sein oder

nicht, müssen mit dem Neunen des Verlegers, und in sofern sie zur

Klasse der Zeitungen oder Zeitschriften gehören, auch mit dem Na¬

men deS Redakteurs versehen sein. Druckschriften, bei welchen diese

Vorschrift nicht beobachtet ist, dürfen in keinem Bundes-Staate in

Umlauf gesetzt, und müssen, wenn solches heimlicher Weise geschieht,

gleich bei ihrer Erscheinung in Beschlag genommm, auch die Ver¬

breiter derselben, nach Beschaffenheit der Umstände, zu angemessener

Geld- oder Gefängnißstrafe vcrurthcilt werden.

§. 10. Der gegenwärtige einstweilige Beschluß soll, vom heu¬

tigen Tage an, fünf Jahre in Wirksamkeit bleiben. Vor Ablauf

dieser Zeit soll am Bundestage gründlich untersucht werden, auf

welche Weise die im 18ten Artikel der Bundesakte in Anregung

gebrachten gleichförmigen Verfügungen über die Preßfreiheit in Er¬

füllung zu setzen sein möchten, und demnächst ein Definitiv- Beschluß

über die rechtmäßigen Grenzen der Preßsreiheit in Deutschland

erfolgen.

Wir sind nicht nur entschlossen, alle in gedachtem Bundesgesetze aus-

gesprochenenVerabredungen und Bestimmungen in Unfern zumDeutschen

Bunde gehörigen Provinzen ausführen und über die strenge Befolgung

derselben wachen zu lassen, sodern wollen, daß die Censur nach glei¬

chen Grundsätzen in Unserer gestimmten Monarchie behandelt werde.

Da ferner der von Uns übernommenen Verantwortlichkeit am

besten genügt werden kann, wenn alle, auch mehr als 2l> Bogen starke

Druckschriften wie bisher der Censur unterworfen bleiben, so lange

das gegenwärtige Gesetz in Kraft bleibt, die Erfahrung aber gelehrt

hat, daß die bisherige Einrichtung der Censur mangelhaft, nicht

einfach genug und in mancherlei Rücksicht unvollkommen war; so

haben Wir beschlossen, das Censur-Edict vom 19ten Dezember 1788,

so wie alle sich darauf beziehende, oder dasselbe erklärende Edicte und

Reskripte, so wie in den neuen oder wiedererworbenen Provinzen

die daS Censurwesen betreffenden früheren Verordnungen hierdurch

aufzuheben, zugleich aber für alle Staaten der Monarchie gegen¬

wärtige neue allgemeine Censur-Vorschrift für die in dem Bundes-

gesetz erwähnten fünf Jahre als künftig einzige Norm bekannt ma¬

chen zu lassen. Nach Ablauf derselben behalten Wir Uns vor, das¬

jenige weiter zu bestimmen, was die Umstände erfordern werden.

Wir haben demnach verordnet, was folgt:



I.

Alle in Unserem Lande herauszugebende Bücher und Schrif¬

ten sollen der in den nachstehenden Artikeln verordneten Censur

zur Genehmigung vorgelegt und ohne deren schriftliche Erlaubniß

weder gedruckt noch verkauft werden.

II.

Die Censur wird keine ernsthafte und bescheidene Untersuchung

der Wahrheit hindern, noch den Schriftstellern ungebührlichen Zwang

auflegen, noch den freien Verkehr des Buchhandels hemmen. Ihr

Zweck ist, demjenigen zu steuern, was den allgemeinen Grundsätzen

der Religion, ohne Rücksicht auf die Meinungen und Lehren einzel¬

ner Religionspariheien und im Staate geduldeter Sekten, zuwider ist,

zu unterdrücken, was die Moral und gute Sitten beleidigt, dem sa¬

natischen Herüberziehen von Religionswahrheitcn in die Politik und

der dadurch entstehenden Verwirrung der Begriffe entgegen zu ar¬

beiten; endlich zu verhüten, was die Würde und Sicherheit, sowohl

des Preußischen Staats, als der übrigen Deutschen Bundesstaaten,

verletzt. Hierher gehören alle auf Erschütterung der monarchischen

und in diesen Staaten bestehenden Verfassungen abzweckende Theo¬

rien; jede Verunglimpfung der mit dem Preußischen Staate in freund¬

schaftlicher Verbindung stehenden Regierungen und der sie cvnsti-

tuircnden Personen, ferner alles was dahin zielt, im Preußischen

Staate oder den Deutschen Bundesstaaten Mißvergnügen zu erregen und

gegen bestehende Verordnungen aufzureizen; alle Versuche, im Lande

und außerhalb desselben Partheien oder ungesetzmäßige Verbindun¬

gen zu stiften, oder in irgend einem Lande bestehende Partheien,

welche am Umstürze der Verfassung arbeiten, in einem günstigen

Lichte darzustellen.

III.

Die Aufsicht über die Censur aller in Unfern Landen heraus¬

kommenden Schriften, welchen Inhalts sie sein mögen, wird aus¬

schließlich den Ober-Präsidenten, sowohl in Berlin als in den Pro¬

vinzen, übertragen, welche für jedes einzelne Fach eine zur größt¬

möglichsten Beschleunigung erforderliche Anzahl vertrauter wissen¬

schaftlich gebildeter und aufgeklärter Censoren durch das im §. VI.

bestimmte Ober-Censur-Kollegium, dem Polizei-Departement des



Ministeriums des Innern, in Abficht auf auswärtige Verhältnisse
dem Ministerium der auswärtigen 'Angelegenheiten, und auf theolo¬
gische und wissenschaftliche Werke dem Ministerium der geistlichen An¬
gelegenheitenund des öffentlichen Unterrichts vorschlagen werden, um
unter ihrer Leitung und nach den ihnen gegebenen Instructionen sich
der Beurtheilung der ihnen übcrgebenenManuscripte, nach den im
Artikel II. festgesetzten Grundsätzen zu unterziehen.

IV.

Die Censur der Zeitungen, periodischer Blätter und größeren
Werke, welche sich ausschließlichoder zum Theil mit der Zeitge¬
schichte oder Politik beschäftigen, steht unter der obersten Leitung
Unsers Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten,die der theo¬
logischen, rein wissenschaftlichen Werke unter dem Ministerium der geist¬
liche» Angelegenheitenund des öffentlichen Unterrichts. Alle übrige
Gegenständeder Censur unter dem Polizei-Departement im Ministe¬
rium des Innern.

Die Censur von Gelegenheits-Gedichtenund Schriften, Schul¬
programmen und andern einzelnen Blättern dieser Art, außer den
Ober-Präsidial-Städten, bleibt den Polizei-Behörden des Druckor¬
tes, jedoch unter der Aufsicht und Kontrole der Ober-Präsidenten,
überlassen.

V.

Alle katholischen Religions- und Andachtsbüchermüssen,»ehe sie
der gewöhnlichen Censur übergeben werden, von dem Ordinarius
oder seinem Stellvertreter das Imprimatur erhalten haben, wodurch
bezeugt wird, daß sie nichts enthalten, was der Lehre der katholi¬
schen Kirche zuwider wäre.

VI.

Es soll in Berlin ein nach Verschiedenheitder Gegenstände
den in den III. und IV. benanntenStaats-Miniflerien unmittel¬
bar untergeordnetes, aus mehreren Mitgliedern und einem Secretair
bestehendes Ober-Censur-Kollegium für die ganze Monarchie errich¬
tet werden.

Dessen Hauptbestimmung soll sein:
1) die Beschwerdender Verfasser oder Verleger wegen gänzlicher
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oder partieller Verweigerung der Erlaubnis; zum Drucke zu

untersuchen, und nach dem Geiste des gegenwärtigen Gesetzes

in letzter Instanz darüber zu entscheiden;

2) über die Ausführung des Ccnsur-Gesetzes zu wachen, jede ihm

bekannt gewordene Uebertretung desselben, so wie die Fälle, wo

die verordneten Censoren dem Geiste des gegenwärtigen Gesetzes

nicht Genüge geleistet zu haben scheinen, oder über welche sich

eine fremde oder einheimische Behörde beklagt hat, mit einem

Gutachten dem betreffenden Ministerium anzuzeigen;

Z) mit den Ober-Präsidenten und Ccnsur-Behörden über Cen-

sur-Angelegenheiten zu korrespoudircn, ihnen die von den oben¬

erwähnten Staats-Ministerien ausgehenden Instructionen zu¬

kommen zu lassen, so wie ihre allfallsige Zweifel und Bedenk-

lichkcitcn nach den ihm von den gedachten Ministerien gegebe¬

nen Vorschriften zu heben;

4) das Verbot des Verkaufs derjenigen innerhalb oder außerhalb

Deutschlands mit oder ohne Ccnsur gedruckten Bücher, deren

D ebit unzulässig scheint, durch Berichte an die vorgedachten

Ministerien zu veranlassen.

VII.

Die der Akademie der Wissenschaften und den Universitäten

bisher verliehene Censur-Freiheit wird auf fünf Jahre hiermit sus-

pendirt.

VIII.

Die einländischen Buchhändler sind gehalten, die Bestimmungen

des gegenwärtigen Gesetzes auch alsdann zu beobachten, wenn sie

ein Buch im Auslande drucken lassen, auch sind sie dieser Verpflichtung

nicht entbunden, wenn die ganze Auflage blos fürs Ausland be¬

stimmt ist.

IX.

Alle Druckschriften müssen mit dem Namen des Verlegers und

Buchdruckers, letzterer am Ende des Werkes, alle Zeitungen und

Zeitschriften mit dem Namen eines im Preußischen Staate wohn¬

haften bekannten Redakteurs versehen sein.

Die Ober-Censur-Behörde ist berechtigt, dem Unternehmer ei-
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ner Zeitung zu erklären, daß der angegebene Redactenr nicht von
der Art sei, das nöthige Zutrauen einzuflößen, in welchem Falle
der Unternehmer verpflichtet sist, entweder einen andern Redac-
teur anzunehmen, oder, wenn er den ernannten beibehalten will,
für ihn eine von Unfern oben erwähnten Staats-Ministerien auf
den Vorschlag gedachter Ober-Censurbehörde zu bestimmende Kau¬
tion zu leisten.

X.
Es bleibt einem Buchdrucker oder Verleger überlassen,das von

ihm zu druckende Werk entweder im Ganzen in einer deutlichen
Abschrift, oder stückweise in gedruckten Probebogen zur Ccnsur ein¬
zureichen, in letzterem Falle hat er jedoch es sich selbst beizumessen,
wenn nach Vollendung eines Theils des Drucks der Ceusor einen
folgenden Abschnitt unzulässig fände, und durch Wegstreichen dessel¬
ben das bereits Gedruckte unnütz würde. Das zur Censur über¬
reichte Manuskript wird von dem Censor auf der ersten und letzten
Seite mit seinem Namen und dem Datum bezeichnet.

Zst das Werk bogenweise der Censur überreicht worden, so
muß das Imprimatur auf jedem Bogen ausgedrücktsein. Die Er¬
laubnis; zum Druck ist nur auf ein Jahr gültig; ist der Druck nicht
im Laufe desselben besorgt worden, so muß eine neue Erlaubniß nach¬
gesucht werden.

XI.
Keine außerhalb der Staaten des Deutschen Bundes in Deutscher

Sprache gedruckte Schrift, kann in den Königlichen Staaten ver¬
kauft werden, ohne die ausdrückliche Erlaubniß der Ober-Cen-
surbchörde.

XII.
Keine in Deutschland verlegte Schrift in irgend einer Sprache,

wo auf dem Titel nicht der Name einer bekannten Verlagshandlung
steht, und welche der Buchhändler nicht durch diese oder eine an¬
dere bekannte, welche für die Richtigkeit dieses Namens Gewähr
leistet, erhalten hat, darf verkauft werden.

XIII.

Der Buchdruckerund Verleger, welcher die in gegenwärtigem
Gesetze bestimmte Vorschrift befolgt und die Genehmigung zum Ab¬
druck einer Schrift erhalten hat, wird von aller ferneren Verant-

16



wortlichkeit wegen ihres Inhalts völlig frei. Sollte der im §. <>,

deS Bundesgesetzes vom Lilsten September vorausgesehene Fall ein¬

treten, und die Bundesversammlung die Unterdrückung einer solchen

unter gehöriger Beobachtung der gegenwärtigen Censur-Vorschrift

erschienenen Schrift verfügen; so hat der Verleger Anspruch auf Ent¬

schädigung zu machen. Dem Verfasser kann in keinem Falle eine

gleichmäßige vollständige Befreiung von Verantwortlichkeit zu Stat¬

ten kommen, sondern, wenn es sich finden sollte, daß er des Cen-

sors Aufmerksamkeit zu hintergenhen (z, B. durch eingestreute straf¬

würdige Anspielungen oder Zweideutigkeiten, deren beabsichtigter Sinn

dem Ccnsor verborgen bleiben konnte) oder sonst durch unzulässige Mittel

die Erlaubniß zum Druck zu erschleichen gewußt habe, so bleibt er des¬

halb, besonders bei einzelnen, in einem weitläufigen Werke vorkom¬

menden unerlaubten Stellen, nach wie vor verantwortlich. Ist in

einem solchen Werke der Verfasser nicht genannt, so muß der Ver¬

leger denselben anzeigen; wenn er dieses nicht kann oder nicht will,

oder der Verfasser ist nicht ein im Lande gegenwärtiger Preußischer

Unterthan, so muß der Verleger die Verantwortung an dessen Stelle

übernehmen, klebrigeres versteht es sich von selbst, daß, wenn in ei¬

ner Schrift Stellen vorkommen, wodurch eine Person sich für be¬

leidigt hält, derselben, der erfolgten Censur und Erlaubniß zum

Druck ungeachtet, ihre Rechte gegen den Verfasser und Verleger

vorbehalten bleiben.

XIV.

Eine unveränderte neue Auflage eines Werks, das seit der

Bekanntmachung gegenwärtiger Censur-jVorschrift mit Erlaubniß

erschienen war, kann ohne weitere Censur auch im Auslande gedruckt

werden, nur muß der Verleger der Censurbehörde, unter welcher der

Buchdrucker steht oder, wenn es außerhalb gedruckt wird, derjenigen

seines Wohnorts die gehörige Anzeige machen,

XV.

Der Verleger ist, wenn er ein Werk mit Erlaubniß hat druk-

ken lassen, zu keiner Entrichtung für Censur-Gebühren, auch von

Bekanntmachung gegenwärtiger Censur-Vorschrist an, zu keiner Ab¬

lieferung von irgend einem Frei-Exemplar an eine Bibliothek ver¬

bunden. Jedoch verbleibt die Verpflichtung znr Abgabe eines Exem¬

plars an den Censor.
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XVI.
4) Jeder Buchdrucker in Uusern Staaten, welcher eine Schrift

druckt, und jeder einländische Verleger, der eine Schrift im Jn-
oder Auslande drucken läßt, ohne diesen Censur-Vorschriftenzu ge¬
nügen, verfällt blos deshalb in eine polizeiliche Strafe, nach Maaßgabe
der Gefährlichkeit des Inhalts von Zehn bis Einhundert Reichsthaler,
und außerdem ist die Polizei befugt, die ganze Auflage einer solchen
Schrift in Beschlag zu nehmen. Bei Wiederholung dieses Verge¬
hens wird die Strafe verdoppelt. Ist der Verfasser selbst Verleger,
so treffen auch ihn die Strafen des Verlegers. Buchhändler und
Buchdrucker, die zum drittenmal- sich solcher Vergehungen schuldig
machen, sollen der Befugniß zu diesem Gewerbe verlustig sein.

2) Ist der Inhalt einer solchen Schrift an sich strafbar, so
treten außerdem die gesetzlichen richterlichen Strafe» ein, wobei Wir
erklären, daß bei frechem und unehrerbietigem Tadel und Verspot¬
tung der Landcsgesetze und Anordnungen im Staate es nicht blos
darauf ankommen soll, ob Mißvergnügen und Unzufriedenheitver¬
anlaßt worden sind, sondern eine Gefängniß- oder Fcstungsstrafe
von sechs Monaten bis zwei Jahren wegen solcher strafbaren Äuße¬
rungen selbst verwirkt ist.

Eine gleiche Straft soll stattfinden, bei Verletzung der Ehrer¬
bietung gegen die Mitglieder des Deutschen Bundes und gegen aus¬
wärtige Regenten, und bei frechem, die Erregung von Mißvergnügen
abzweckcndcn Tadel ihrer Regierungen.

3) Für den Inhalt der Schrift ist zunächst der Verfasser, wenn
aber der Verleger diesen Unser» Gerichten nicht stellen kann oder
will, auch der Verleger verantwortlich.

4) Blos die Unterlassung der wahren Anzeige des Verlegers
auf dem Titel einer Schrift, wenn sie auch mit Censur gedruckt ist,
soll polizeilich mit einer Geldbuße von Fünf bis Fünfzig Reichstha-
lern an den Verleger bestraft werden. Eben so soll der Drucker be¬
straft werden, der eine Zeitung oder periodische Schrift ohne den
Namen des Redacteurs druckt.

6) Wer verbotene Schriften verkauft oder sonst ausgiebt, soll
außer der Confiscation der bei ihm davon vorhandenen Eremplare
mit einer Polizei-Strafe von Zehn bis Einhundert Reichsthalern,
im Wiederholungsfalle mit Verdoppelung derselben, und im dritten

46"



Falle, außer der doppelten Geldbuße, mit Verlust des Gewerbes
bestraft werden.

Zu den verbotenen gehören alle in Deutschland, ohne Namen
des Verlegers erscheinende Schriften, und alle Deutsche Zeitungen
und Zeitschristen,auf denen der Name des Redacteurs fehlt.

XVII.

Zeitungen und andere periodische Schriften, sobald sie Gegen¬
stände der Religion, der Politik, Staatsverwaltung und der Ge¬
schichte gegenwärtiger Zeit in sich aufnehmen, dürfen nur mit Ge¬
nehmigung der vbengedachten Ministerien erscheinen, und sind von
denselben zu unterdrücken, wenn sie von dieser Genehmigung schäd¬
lichen Gebrauch machen.

So geschehen und gegeben Berlin, den 48. October 4849.

Friedrich Wilhelm.
C. Fürstv. Hardenberg.

VI.

Cabinets-Ordre

vom 48te» September 4824, wegen Fortdauer des Censur-
EdictS vom 48tcn Oktober 4819.

Mit Bezug auf den über das provisorische Preßgesetz unter Mei¬
ner Zustimmung genommenenBundestages-Beschluß,verordne Ich
hierdurch auf den Bericht des Staats-Ministem vom 2ten d. M.,
daß das Censur-Edict vom 18ten October 4849, und die Bestim¬
mungen, welche in Beziehung darauf später ergangen sind, ferner
gesetzliche Kraft behalten sollen, bis Ich darüber weitere Verordnung
erlassen werde. Das Staatsministeriumhat die Aufnahme dieses
Meines Befehls in die Gesetz-Sammlung zu veranlassen.

Berlin, den 48ten September 4824.
Friedrich Wilhelm.

An
DaS Staats-Ministerium.
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VII

Allerhöchste Cabinets-Ordre

vom 28sten Deccmbcr 4824, über einige nähere die Zensur

betreffende Bestimmungen.

Auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom Zvsten November d. I.
bestimme Ich im Verfolg Meiner das Zensur-Edikt betreffenden Or¬
dre an das Staatsministerium vom 48ten September d. I.:

1) daß die in dem Reskript vom 26sten April 1794 erhaltene
Bestimmung, vermöge deren der Druck derjenigen Schriften nicht
gestattet sehn soll, die entweder den Grund aller Religion über¬
haupt angreifen, und die wichtigsten Wahrheiten derselben ver¬
dächtig, verächtlichoder lächerlich machen wollen, oder aber die
christliche Religion, die biblischen Schriften und die darin vor¬
getragenen Geschichts- und positiven Glaubens-Wahrheiten für
das Volk zum Gegenstände des Zweifels oder gar des Spot¬
tes zu machen, sich unterfangen, und dadurch zugleich alle Re¬
ligiosität in den Grundfesten erschüttern, als in den Ilten Ar¬
tikel der Verordnung vom 48tcn Oktober 1819 ausdrücklich
aufgenommen angesehen und fernerhin aufrecht erhalten und
befolgt werden soll. Ich will zugleich, daß auch in Ansehung
der, für einen engern Kreis von Lesern oder nur für Gelehrte
bestimmten Werke alle unanständige, lieblose, zur Vertheidigung
der eigenen oder ruhigen Widerlegung entgegengesetzter Mei¬
nungen nicht unmittelbar gehörenden,verketzernden Angriffe auf
andere Glaubens - Partheien schlechthin vermieden und nicht
gestattet werden sollen.

Eben so wenig sollen
2) Schriften, welche zur Kränkung der persönlichen Ehre und des

guten Namens anderer abzielen, die Druckerlaubniß erhalten,
und die hierüber im älter» Zensurgesetz vom 19ten Dezember
1788. Z. 2. enthaltene Vorschrift soll als dem Art. II. der
Verordnung vom 18ten Oktober 1819 einverleibt angenom¬
men werden.

Soviel
3) die Entschädigung des Verlegers wegen der, unter Zensur er¬

schienenen, aber dennoch unterdrückten oder verbotenen und kon-
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fiszirten Schriften betrifft; so oersteht es sich von selbst, daß
diejenige Behörde, welche innerhalb der Grenzen ihrer Kompe¬
tenz, eine solche Schrift ihres unzulässigen Inhalts wegen un¬
terdrückt oder sonst außer Kours setzt, von dem Verleger nie¬
mals in Anspruch genommen, sondern daß dieser lediglich ge¬
gen den Zensor, und zwar zunächst an ihn, und nur bei des¬
sen Zahlungsfähigkeit oder wenn derselbe den Zensurvorschriften
völlig genügt haben sollte, gegen den Fiskus nach nähern Be¬
stimmungen der Gesetze zugelassen werden kann.

Demnächst bestimme Ich mit Abänderung des XVten Ar¬
tikels der Verordnung vom 18ten Oktober 4819.

4) daß mit dem Isten Januar 1825 die Entrichtung der Cen-
surgebühren aus Staatskassen aufhören und dagegen, wie dies
früher der Fall war, von dem Verleger oder Buchdrucker, und
zwar mit drei Silbergroschen für jeden gedruckten Bogen, ge¬
leistet werden, auch

Z) von eben dem Zeitpunkte an jeder Verleger wiederum schuldig
sehn soll, zwei Eremplare jedes seiner Verlagsartikel, und zwar
eins an die große Bibliothek Hieselbst, das andere aber an. die Bi¬
bliothek der Universität derjenigen Provinz, in welcher der Verleger
wohnt, unentgeltlich einzusenden.Bei der Verpflichtung zur Ab¬
gabe eines Exemplars an den Zensor hat es sein Verbleiben.

K) Einheimische Buchhändler, die zugleich im Auslande Buch¬
handlungen befitzen, dürfen zwar die Verlagsartikel der letztern
nur der dortigen Zensur unterwerfen, der Absatz solcher Arti¬
kel in den diesseitigen Staaten aber kann nicht anders gestat¬
tet werden, als wenn zuvor auch den Vorschriften des diessei¬
tigen Zensurgesetzesein Genüge geschehen ist.

Ich beauftrage Sie, diese Bestimmungen.durch den Abdruck
in der Gesetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und
auf deren Befolgung zu halten.

Berlin, den 28sten Dezember 1824.
Friedrich Wilhelm.

An
die Staatsminister Frhn. v. Alten st ein,
v. Schuckmann und Grafen v. Bernsdorfs.
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VIII.

Allerhöchste Cabmetsordre
vom 6. August 4837., Erläuterungen und Ergänzungen der
Verordnungen über die Ccnsur der Druckschriftenvom 48.

Oktober 4849. und 28. Dezember 4824. enthaltend.

Zur Erläuterung und Ergänzungder Verordnungen über die
Censur der Druckschristenvom 48. Oktober 4849. und 28. De¬
zember 1824. bestimme Ich hierdurch auf die Anträge des Saaats-
ministeriums Folgendes:
4) Jeder Buchdrucker,welcher Censurlücken andeutet, verfällt in die

durch §. XVI. zu 4. der gedachten Verordnung vom 48. Okto¬
ber 4849. festgesetzte Strafe.

2) Sämmtliche inländische Buchhändler, sie mögen zugleich im
Auslande eine Buchhandlung besitzen, oder nicht, sollen in Folge
der Vorschrift des §. VIII. der Verordnungvom 48. Okto¬
ber 4849. und des Z. 6. Meiner Ordre vom 28. Dezember
4824. bei Vermeidung der durch §. XVI. zu 4. der erstge-
dachten Verordnungfestgesetzten Strafe verbunden sein, auch
ihre im Auslande zu druckenden oder für das Ausland be¬
stimmten VerlagSartikel, vor dem Drucke, der inländischen Cen¬
sur zu unterwerfen.

3) Außer den im §. XVII. der Verordnungvom 48. Oktober
4849. bezeichneten Schriften, soll die Herausgabe aller anderen
periodischen Schriften, ebenfalls von der borgängigenGenehmigung
der, mit der obersten Leitung der Censur-Angelegenheiten be¬
auftragten Ministerien abhängig bleiben.

4) Nicht bloß der Verkauf und das Ausgeben, sondern auch das
Ausstellen und Anbieten verbotener Schriften ist mit den, im
§. XVI. Nr. 6. der Verordnung vom 48. Oktober 4849. an-
gedroheten Strafen zu ahnden. Diese Strafen treffen den Ver¬
käufer, Ausgeber, Aussteller oder Anbieter verbotener Schrif¬
ten auch dann, wenn er nicht zu den Gcwerbtreibendengehört.
Bei solchen Personen tritt, wenn sie sich dergleichen Vergehun¬
gen zum drittenmale schuldig machen, statt des Verlustes des



Gewerbes eine Gefängnisstrafe von Drei Monaten bis zu Ei¬
nem Jahre ein, welche in ferneren Wiederholungsfällen bis auf
das Doppelte gesteigert werden kann.

5) Die im §. XI. der Verordnung vom 18. Oktober 1819. be¬
zeichneten, außerhalb der Staaten des Deutschen Bundes in
Deutscher Sprache, so wie die in Meiner Order vom 19. Februar
1834. erwähnten, außerhalb der Preußischen Staaten in Pol¬
nischer Sprache erschienenen, oder künftig erscheinenden Schriften,
und die in Meiner Order vom 29. August 1835. erwähnten,
außerhalb der Staaten des Deutschen Bundes gedruckten An¬
zeigen von Büchern oder einzelnen Blättern sind, so lange die
Ober-Censurbehörde nicht die besondere Erlaubniß zum Ver¬
kauf derselben ertheilt hat, als verbotene zu betrachten. Wer
solche Schriften, Anzeigen oder einzelne Blätter verkauft, oder
ausgiebt, ausstellt, anbietet, bevor die Ober-Censurbehörde
den Debit derselben gestattet, hat, verfällt daher ebenfalls in
die im §. XVI. Nr. 5. der Verordnung vom 18. Oktober
1819. festgesetzte Strafe,

k) Außer den in der Verordnungvom 18. Oktober 1819. zu
§. XI. und den, in Meinen Erlassen vom 19. Februar 1834.
und 29. August 1835. erwähnten, so wie denjenigen Schriften,
deren Verkauf und Verbreitung durch spezielle Verfügungen
der kompetenten Behörde untersagt ist oder künftig untersagt
werden möchte, gehören zu den in GemäßheitderSchlußbestimmung
deS §.XVI. der Verordnung vom 18. Oktober 1819. verbotenen
Schriften, auch alle in Deutschland ohne Namen des Verle¬
gers erscheinende Schriften und alle Deutsche Zeitungen und
Zeitschriften, aus denen der Name des Redakteurs fehlt.

Diesen Befehl hat das Staatsministerium durch die Gesetzsammlung
zur allgemeinenKenntnis und Nachachtung zu bringen.

Berlin, den 6. August 1837.

Friedrich Wilhelm.

An das Staatsministeriüm.
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IX.

Cabinets-^rdre

vom 4tcn Octobcr 1842, betreffend die Bestimmung, daß die
in den Preußischen Staaten erscheinenden Bücher, deren Text,
mit Ausschluß der Beilagen, zwanzig Druckbogen übersteigt,
wenn sowohl der Verfasser als der Verleger auf dem Titel ge¬
nannt ist, der Ccnsur ferner nicht mehr unterworfen sein sollen.

Indem Ich eine Revision der für das Censurwescnin Meinen
Staaten bestehenden Verordnungen und Verwaltungsformen ange¬
ordnet habe, will Ich ohne die Beendigung dieser bei ihrer großen
Wichtigkeit längere Vorbereitung und Zeit erfordernden Arbeiten ab¬
zuwarten, schon jetzt die Presse von einer durch die Bundesgesctzge-
bung nicht geforderten Beschränkungbefreien, indem Ich bestimme,
daß die in Meinen Staaten erscheinenden Bücher, deren Text, mit
Ausschluß der Beilagen, Zwanzig Druckbogen übersteigt, wenn so¬
wohl der Verfasser als der Verleger auf dem Titel genannt ist, der
Ccnsur ferner nicht mehr unterworfen sein sollen. Auf Bücher,
welche in einzelnen Lieferungen erscheinen, erstreckt sich diese Bestim¬
mung nur in sofern, als der Tert jeder Abtheilung Zwanzig Druck¬
bogen übersteigt. Von jeder hiernach ohne Censur erscheinenden
Schrift muß vier und zwanzig Stunden vor ihrer Austheilung ein
Exemplar bei der Polizei-Behördeniedergelegt werden. Für die
Befolgung dieser Vorschrift sind der Verfasser und der Verleger,
im gleichen der Drucker, dessen Name auf dem Titel oder am Schluß
des Werks angegeben sein muß, bei einer polizeilichen Geldbuße von
19 bis 109 Thalcrn verantwortlich. — lieber die Festsetzung dieser
Geldbuße entscheidet der Ober-Präsident unter Vorbehalt des Re¬
kurses an den Minister des Innern; der Rekurs muß innerhalb
19 Tagen nach Publikation des Nesoluts des Ober-Präsidenten
bei letzterem angemeldet werden. — Die bisherigen Strafgesetze
gegen die im Wege der Presse verübteu Verbrechen, und namentlich
die Bestimmungen im Artikel XVI. Xro. 2 und 3 des Ccnsur -
Edikts vom 18ten Oktober 1819 bleiben auch in Beziehung auf diejc-

17



Gedruckt bei Julius Sinenfcld,

nigen Bücher in Kraft, welche fortan von der Censur befreit sind.
Das Staats-Ministerium hat diese Ordre durch die Gesetz-Samm-^
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 4ten Oktober 1842.

Friedrich Wilhelm.

An
das Staats-Ministerium.





Zn demselben Verlage ist erschienen und durch alle Buch¬
handlungen zu beziehen:

Resultate
der im Jahre 1841 abgehaltenen

Preußischen Provinziat - Fandtage.
Iste Abthcilung, enthaltend die Provinzen:Brandenburg,
Pommern, Posen, Preußen, Sachsen, Schlesien und Westpha-

lcn. Mit einem Sachregister, gr. 8. geh. Preis 1 Tblr.
2te Abthcilg., enth. d. Rhcinprovinzen. gr. 8. geh. Preist Thlr.

Zwei Gespräche über das Werk:
Preu ß e n,

seine Verfassung, seine Verwaltung, sein Verhältniß zu Deutschland,

von Bulow-Cummorow.
gr. 8 geh. Preis Z Sgr.

Herzensergiegung
eines alten praktischen Beamten

über
Fragen und Anforderungen der Zeit.

Den Mitgliedern der ständischen Ausschüsse in Berlin freund¬
lichst gewidmet,gr. 8. geh. Preis 7^ Sgr.

Legislative Fragen
betreffend

die Juden im preußischen Staate.
Von vr. I. M. Jost.
gr. 8. geh. Preis 10 Sgr.

Nachträge dazu gr. 8. geh. Preis Z Sgr.

Ueber
Wetkentlichkeit und Mündlichkeit

des Strafverfahrens
in den Preußischen Gerichten.Von C. K. Leman, Geh. Znstjz-Rath.

gr. 8. geh. Preis 10 Sgr.
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